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Vorrede. 



Die Holßtein-Lauenburgische Angelegenheit ißt seit dem 
Ende des Jahres 1857 wieder in den Vordergrund des öffent* 
liehen Interesses getreten. Mit der Rückgabe des Mandats, wel- 
ches die Deutschen Grossmäclite von dem Bunde eiiipfangeu 
hatten und der erneuerten Verhandlung dieser Angelegenheit am 
Bundestage, hat auch die Presse den Gegenstand in lebhafte 
Besprechung genommen. £s ist dies meist in einer 'Weise ge- 
sell eh er ^^ t Iche im Gegensatz zu den friiliei en stürmiüehen Dis- 
cussionen die staatsrechtlich bedeutenden Funkte hervorhebt und 
^er eingehenden Beieujchtimg unterwirft. Die Grundlagen für 
dieselbe haben zum grossen Thefl die ActenstÜcke und Depeschen 
gebildet, welche bi den Zdtungen nach und nach veröffentlicht 
wurden. Indessen diese stückweiäe und zerstreute Publicaiion 
erscheint nicht geeignet, den Zweck einer ToUst&ndigen Aufklä- 
rung über diese schwierige und verwickelte Angelegenheit m 

K 

erfODen. Ein Notenwechsel ist nur verstiindlieh, wenn* man den 

Gedankengang jeder Partei im Zusammenliang verfolgen kann 
und wenn mau gleichaeitig die Verfassungsgesetze vor Augen 
hat, deren Bestimmungen die Streitpunkte der diplomatischen 
Correspondenz bilden. Von diesem (Gesichtspunkte aus ist die 

nachfulgende Sammlung gedruckter und ungedruckter ActenstÜcke 
hervorgegangen, welche den staatsrechtlichen Ent- 
wickeln ngsgau g der Dänisch -Deutschen Streitfrage yom 
11. Juni 1851 bis 25. Februar d. J. in urkundlicher und historischer 

Weise darlegt. Die Verhandlungen üher die Holstein-Lauenbur- 
gibche Fragt; von XÖ5I bis zum Februar 1858 zerfallen in zwei 
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Epodien; die erste derselben Tom 11. Juni 1851 bis 1. Juni 

1857 enthält im Wesentlichen den diplomatischen Notenwechsel, 
welchen die Mandatare des Bundea, Oestreich und Preussen, 
mit Dänemark über die Holstein-Lattenburgische Angelegenheit 

« 

gepflogen, die zweite rom 29.0etober 1857 bis znm 25. Februar 

d. J. umfasst die Verhandlungen am Deutschen Bunde, welche 
durch den Hauptbeschluss vom ih Februar und den Ergänzuugs- 
beschlnsB yom 25. Februar einen Yorläufigen Abscbluss erhall- 
ten haben. 

DemgemSss haben wir auch die mitgetfaeilten Urlninden in 

diese beiden Abschnitte getheilt. Die in dem letzten Abschnitt 
enthaltenen haben wir nicht überall nach dem voliständigeu 
Wortlaut geben können, da derselbe wie ''z. B. bei der Lauenbuig» 
ischen' Beschwerde zu umfangreich und ausgeidehnt war , thefls auch 
andere Rücksichten der Veröffentlichung im Aup^enblicke ent- 
gtTf 11 standen. Es sind jedoch die wesentlichen Punkte der Acten- 
stücke mitgetheilt tmd dabei das Prinzip einer vollständigen 
ObjectiTitSt vorzugsweise gewahrt. 

Anfangs März 1858. 
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Oetierreich und Prmtum. Der unterm 2. Juli v. J. zwi- 
schen dem Deutschen Bunde und dem J&önig von Düuemark 
abgesclüossene Friedensvertrag hat dem Bunde auch für die 
Zukunft die Rechte gewahrt, welche ihm yai dem Ausbruch des 

Krieges zustanden. 

Indem der Artikel III des Friedenstractats festsetzt: 
Leshautes Parties contractantes so reservent tous droite 

qui Icur ont appartonu r^ciproqueiueut avant la guerre, 
fuhrt er auf den Status quo ante belhnn, als auf den in den 
streitigen Fragen vorläufig beiznbelialtcnüon Ausgangspunkt für 
die demnächätige definitive Kepulirung dieser Au^elegenlieit zurück. 

Nach Artikel IV des Tractats ist der König-Herzog er- 
jnächtigt, unter Mittheiluug seiner Absichten fiber das Pacitor 
tionswerk zur Wiederherstellung der landeaherrlicfaen AutoritSt 
in Holstem die Dazwischenkunft deii Deutschen Bundes in Anr 
^imich zu nehmen. 

Im Gefolge der Olmtttser Convention haben in Vertretung 
des Bnndes Oesterreich und Preussen die geeigneten Scliritte 
gethan, um die landesherrliche Autorität in Holstein wiederher- 
' zustellen. Die von beiden Mächten im Namen des Bundes abg^ 
sandten Commissarien haben zuvörderst die Statthalterschaft zur 
Kin«tollung der Feindseligkeiten, Zurückziehung der Truppen 
hinter die Üider und Keduction der vorhandenen b^ti eilkräfte 
veranlasst und, nachdem die Stattlialterschatt abgetreten, in 
Gemeinschaft mit dem von dem Landesiierrn ernannten Com- 
niissar die oberste Regienmg im, Namen des Köuigs-Ucrsogs 
und iJu Auftrage des Bundes übernommen. ' 

Unter ihrer Leitung hat seitdem die Herstellung gesetzlicher 
und bundesgemässer Zustände ihren ungehinderten Fortgang 
genommen» Die seit dem 24. März 184§ erlassenen Gesetze 
aindy als der landesherrlichen Sanotion • entbehrend, diese» Oha* 
rakteocs entkleidet worden. Insbesondere ist das in den Herzoge 
ihumem während jener Zeit emgeftfhite Staatsgnindgesetz ausser 



Digiii^uü by Google 



Kraft gesetzt und die aiil Grund desselben zusammentretende 
Landesversammlung: aufgelöst. Die Reorpraiiisation der noch 
vorhandenen Streitkräfte bIb Bundescontiogeut ist üirer VoUeii' 
dUDg nahe 

Wenn auf diese Weise die im JSamen des Bundi\s Itandrln- 
den Mächte die angemessenen Schritte gethan halan, um in 
Holstein den Status quo ante bellum wiedtj litirzusteller», so ver- 
mugen öle dciibelbeii gleichwohl nicht schon jetzt für so weit 
winder Ids Leben gerufen ansusehen, als solches die veränderten 
VeiiilÜttilBse überhaupt gestatten. 

Zwar hat das Königlich dänische Gouvernement diuch das 
Manifest Tom 14. JuH t. J. im Allgemeinen «eine Ansicht ver- 
ktlndety achtbare Hinner ms den KMgreiehe Dinemark und 
den Henogthümem Schleswig und Holstein zu berufen, um mit 
denselben Über die Ordnung der TerhSitniste des Hersogthuma 
Schleswig •mtn Königreich Däncmarlc einerseits, und znm 
feogtbnm Holstein andrerseits, sn Rathe zu gehen. Indessen 
bat diese Bornfung, wegen der damals in Holstein noch nicht 
erfolgten Wicflerhrrstellung des Friedensstandes, iihrend längerer 
Zeit nicht stattlindeiT können, und erst naclidtm ?pitcris der 
beiden im Isamen des deutschen Bundes handelnden Mächte die 
Unterwerfung Holsteins unter die rechtmfissige landesherrliche 
Gefwalt bewirkt worden, hat das Königlich dänische Cabinet durch 
"Cine ausserordentliche Sendung seine den Berathungen der 
Kotabeln zu Grande zu legenden Intentionen über die Icünftige, 
den Miter dem Scepter Seiner dfiniiehen Majestät Tereinigten 
ZiaMesthellen wechselseitig ancuweisende Teilung nXher darge- 

a. Ohne fn die Einxelheften dieser Vorschläge einzugehen, 
en' die Regierungen ron OeBtreieh und Preusseu, faidem sia 
auch bei diesem Anlasse die dem Bunde auetehenden RevAte 
wahrten, die Absicht der «dlniscfaen Regierung, jenen Organi- 
sationsplan der NotabehiTemammhing vorzulegen, im Ailgemeineii 
gebilligt, und nachdem nunmehr diese Versiamralung einberufen 
■worden ist, werden die Ergebnisse ihrer Borntiinngcn und die 
weitem Entscbüc^santrcn des Königlich dänischen Gouvernements 
enit zu gewärtigen sern. 

Um indessen die Herbeifülmmg eines belriedigenden Zu- 
stande» durch willfährige Massregeln des Königlich dänischen 
Gouvernements zu erzielen, gleichzeitig aber die definitive Ord- 
nung der Verhältnisse in einem den Interessen des Herzogthums 
Holstein und des Bundes entsprechenden Sinne zu befördern, 
haben Oestrcich und Preussen neuerlich noch dringende 'Stehritte 
in Kofpenhagen, namentlich gegen die Brriefatung 'MefZolUinie 
tti iM tAÖitr gethan, deren Resnliat sie gcgein^lirtig erwarten. 

Mlicb haben beide ICKchte die erlSordeilielien Schrifte 
gethan, am die im Artft^ V des Friedensrertrages enthaltenen 
Besttanttttfigefi wegen Ausmittelnilg der OrSnce siHtfChen Hel^ 
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stein und den nicht zum deutschen Bunde gehörigen Ländern 
Seiner Majestät des KikilgB von Dänemark Ihrer luiedigiuig ent- 
g^genzuführen. 

Drei mit der Wahrnehmnng der Interessen des Bundes und 
des Herzogthums Hol<:tein beauftragte C' mmissarien sind mit 
einer gleichen Anzalil däuischcr Bevollmächtigter in Rendsburg 
zusammengetreten, um die Instorische Grenze zwischen Scldeswig 
und Holstein, soweit dieselbe m Zweifeln Anlass gibt, zu er- 
mitteln, die erforderiiehen Materialen cur BemtheUung der dabei 
Eur Sprache Icommenden Fragen %n sammeln, und auf Orand 
deüsalbeii dem Bund und dem EQnigHSerxog Vorscbläf e su iui*r 
gemessener Liteang derselben lu machen. 

Unter Darlegung der von ihneu in Vertretung des Bundes 
argrifiSßnen Massregein geben beide Mächte sich te. vertrau ens- 
yollen Erwartung hin, dass die hohe BundesTersammlung den 
von ihren gethanen Scliritten ihre Billigung nicht versagen und 
sie ermächtigen \vprde, auf dem bisher eingcsrhlagenen Wege 
4ieae Angeieg^ulteit üircr iveiteren jbrieüigung eiutgegenzufübreo» 



. Nachdem bei hierauf erfolgter Umfrage die Cksandten von 

Harmoter^ 

Grossherzoglhum Huim, 

der Niedeiiande tpegen Luxemburg wid Limburg^ 
dm Grossherzoylirh iiiid Herzoglich SächH^che» Bäuseru^ 
Braunschweiy und hasmu, v 
der fünfzehnten Stimme und 
den freien Städten, 

die Einholung von Instruclionen beantragt liatten» einigte sich 
die Mehrheit der Stimmen zu. folgendem 

Im Yertrauen auf die von den Regierungen von Oestreich 
und Preussen gegebene Versicherung, dass die Holsteinische 

ATip'e1ec:erthoitc noch nicht so weit vorbereitet ist , nm zu 
ciiMM (iefinitivcn Erledigung und Beschlussnahmc vorgelegt 
werden zu können, beschliesst die Bundesversammlung: 

1) die fcnicre Leitung und Vorbereitung dieser Angelegen- 
heit zu ihrer detinitiven Erledigung Mird den Kegie- 
rungen von Oestreich und Preussen übertragen; 

2) die Dauer des Commissorinma wird yorläufig auf aecbs 

Wochen festgesetzt; 

3) Sollte nach Ablauf dieser Frist diese Angelegenheit 
nocli nicht so weit gediehen sein, dass pin zu einer 
de^itiven Bescblussfassong yorgelegt werden lidnnte, 
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80 sieht die BimdeeTerMiimliiiig den weiteren nnife»« 
senden Bfitdieilnngen der beiden beroUmilelitigten Re* 
gieningen entgegen und behült sich die fernere B«* 
sdilnasnahme vor. 



Irlau dM K. d&Bisohon ■misters der auwftrtigon 

Ängelegenheitmi, Blakmo, 

an hi( J{. (SffanMrn in IDicii unö XJcrUii, (6rahit uoii jüiUe-j3rai)e 
uni) t)0n |)Uf feil) d. d. ^iopenljagni , ^cu 0. il?(((mber 1851. 

Ans meinen Mhem Erlassen, durch welche Ew. Hochge- 
boren Yon dem Inhalt der Depeschen des h. k. Ministeipräsi« 
denten vom 9. September d. — von dem Inhalt der Depeschen 
des k. preuBBischen Ministerpräsidenten vom 14. 8ept. d. J. — • 
▼ollstSndig in KenntnisB gesetzt worden, werden Sie des nihem 
ersehen liaben, dass und aus welchen Gründen die Regierungen 
von Oestreich und Prciissen — Preussen nnd Oestreich — 
Bedenken getragen haben, die diesseitige Erklärung vom 26. 
Anglist d. J. der Bundesversammlung vorzulegen, und auf Grund 
derselben das Aufhören ihres zeitweiligen Mandats in Holstein 
und die Kiickgabe der vollen landesherrlichen Gewalt in die 
Hände Sr. Maj. des Königs zu beantragen. 

Die königliche Regierung hat dies nm so mehr bedauern 
müssen, als nach ihrer in dem beigehenden Expos^ ausföhrlicher 
dargelegten Ansicht die bereits ertheilten Zusicherungen eine so 
ansreichende Bürgschaft für die Wahrung aller dem Bmide nnd 
dem betreffenden Btmdeslande verfassungsmässig zustehenden 
Rechte enthielten, dass dem Kdnige, nnserm allergnädigsten 
Herrn, von Seiten des Bundes ein ni obreres füglich nicht an ge- 
sonnen werden könne, ohne zugleich AUerhöehstdessen souveränen 
Rechten zu nalie zu treten. Es gehören diese K echte 
zu den nie bestrittenen, und eine fernere Suspension der Aus- • 
Übung derselben im Herzogthum Holstein dürfte unter den ge- 
genwärtigen Umständen, nachdem die Ruhe und Ordnung dort 
thatsächlicb wiederhergestellt worden, um so weniger zulässig 
erscheinen, als eine Verlängerung dieses Ausnahmezustandes 
wider den Wunsch nnd Willen Sr. Majestät nicht uur den Sinn 
und Wortlaut der für die Bnndes-Intervention maaasgebenden 
bundesgesetzlichen Vorschriften zuwiderlaufen, sondern auch dem 
im Friedensvertrage, Art. 3., enthaltenen gleicbmissigen nnd 
gleichbedeutenden Vorbehalte beiderseitiger Rechte, auf eine, 
unseres Erachtens, nicht zu rechtfertigende Weise Eintrag thun 
würde. Eine friedliche Ausgleichung entgegenstehender Absichten 
— nnd diese» moss doch unstreitig der wahre Zwecl^ jenes 
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geß;enseitij?en Vorbolialtos sein — setzt aber die Freiheit des 
Willens und Haiidi Ins ebenso auT der einen als auf der andern 
Seite mit Notbweüdii;kcit voraus, und es wäre daher zu wünschen, 
dass diese Anschauung, sowie sie die einzig: praetisch gültige 
ist, auch recht bald in iiiren Conbcquenzcn durchgeführt und 
zur practfschen Geltung gebracht werden möge. 

Diese liemerlcungen, so wie die in der Anlajre I. enthal- 
tenen Ausführungen haben und können nur den Zweck haben, 
Bedenken wo möglich m beseitigen, welelie jenseits gegen 
«neere KrklSning vom 26« Antust «1b yemeintlieh anmreiehend 
erbeben worden. Wir Bind fortwährend der Ansiebt, daas weder 
der Bnnd no^ deesen Bfondatare, als eolehe, auf weitergebende 
Znsagen Ansprueh machen können, ohne in ein Gebiet eu greifen, 
'WO ihnen die Competena abgeht, und die so mübBam beBchwieh- 
tigten Conflicte toh neuem beginnen würden« 

Rechtliehe Garantien für ein Mehreres können also jenseits 
nicht verlangt, dürfen von uns nicht gegeben werden. 

Wohl aber wird es uns, wenn man, durch die Rückgabe 
der vollen landeBherrlichen Gewalt in Holstein in die Hände des 
Königs, dem gerechten Verlangen Sr. Majestät entspricht, in 
einer hoffentlich nahen Zukunft möglicli werden, die moralischen 
Garantien zu verstärken, welche dem jnneni und äussern Frieden zur 
Grund1:i'j-e dienen. Solche Garantien können aber, ihrem Wesen 
und iluin Natur nach, nur aus freien Stücken gegeben werden. 

Die königliche Regierung hat das Recht Vertrauen zu er- 
warten — aber selbst wenn man damit zurückhält, die dringendste 
Aufforderung sich darum zu bemühen. Ohne ein solches Ver- 
trauen der Cabinette von Wien und Berlüi — Berlin und Wien — 
wird es ihr fast unmöglich sem, ihre schwielige Aufgabe zu 
lösen, und den Weg inne halten, den sie schon ror Ifingerer 
Zeit im Einvernehmen mit den Grossmächten betreten hat, um 
die Integrität der Monarchie unverletzt zu erhalten und wo mög-* 
lieh durch neue Bürgschaften zn befestigen. Die Fortsetzung 
dieses Weges knüpft sich so eng an die herangerückte deßnitive 
Lösung der ErbfolgeArage, dass es schon aus diesem Grunde 
dem Könif): , unsei-cm allcrgnädigsten Herrn, vor allem daran 
gelegen sein muss, fernerhin ohne Einhalt fortzuschreiten, damit 
die in der diesseitigen Erkläruuö: vom 26. August ertheilte Zu- 
sage, sobald es die Umstände gestatten, durch Regierungsliand- 
lungen unterstützt werde, welche, ob sie auch gleich den Text 
jener Kiklarung in nichts ändern, jedoch geeignet seien, jeden 
Zweifel über die diesseits zu befolgende Politik auszusehliessen. 

Nur in solchen Handlungen können die von dem k. k. Ca- 
binet — dem k. prenssischen Caljinet — gewünschten Gaiaii- 
tien gesucht und gefunden werden, daher es zunächst von Wich- 
tigkeit sein wirdy im Yoraiis die Gewissheit au edangen, dass 
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die £nt8Chlies8Uiig, welche Se, Majestät unter Umständen zu 
fassen geneigt sind, nicht nur sich des B(>ifail8 der alliirten 
Mächte, und namentlich der Höfe von Wien und Berlin — Ber- 
lin' und Wien — zu erfreuen liaben, soiidorii auch von keiner 
Beite her an ihrer demnächätigea Auslührung auf irgend Hin- 
dernisse stossen werden. 

Zu diesem Zweck tind Ew*' Hoeligeborett ennllcfatigt, naeh 
H«AaB!gab6 des In der beigeiielkdeii Anlage II. nSber EntwickAttea^ 
den k. k. Minieterpräsidenten den k. pr^uesiscben Hinistti^ . 
prMdente» von den «llerböeliBten Absichten 8r. MAjeetfift 
vertraulich nnd mit dem Beifügen in Kenntniss zn setsen» dM» 
der König, unser alle^gniidigater Herr, deren AuftfUhraug even^ 
taeU nicht beanstanden werden. 

Sowie Se. Maj. aber dabei selbstverständlich von der Vor^ 
aussetzung ausgehen, dass die Räumung Rendsburgs, die Zurück- 
ziehung sämmtlicher Bundestrnppen aus dem Herzogtlmni Hol- 
stein und die Rfick^Mhe der vollen landeshcrrUclien Gewalt ia 
Allerhöchstdero Hände gleichzeitig ohne weitern Anstand er- 
folgen werdeji, so können Se. Maj. Allerhöclit^t iln-e endliclien 
Besclüüsöc auch niclit eher fassen, als 8ie durch die unzwei- 
deutigsten Versicherungen darüber vergewissert sind, dass deren 
Ausiulirung im Allgemeinen wie in den Einzelheiten kein Hin- 
derniss von aussen entgegentreten wird, und dass die Gross- 
mächte tie angedeutete vorläuiige Ordnung der Verhältnisse ffir 
genügend erächten, um demnach uninittelbiir zur definitiven Re- 
gelung der Urbiolge und zur Vollziehung der im londoner Fror 
tocoU in Aussicht gestellten Garantie die ferner erforderlichen 
Schiitte vorzunehmen. 

Bei Gelegenheit dieser vertraulichen Eröffnungen dürfen 
^w. Hochgeboren fihrigene nicht die Bedenken unerwUimt lassen, 
die sich, wie iSte leicht ermessen werden, bei den dessfalligen 
Vorberathungen gegen eine, sei es auch nur zeitweilige und tran- 
sitorische, Wiederbelebung sclileswigscher Provincialstände geltend ' 
gemacht haben. Es ergeben sich diese Bedenken ganz einfach 
aus der Wirksamkeit jener Stände, sowohl in dem einen als in 
dem andern Herzogthum, während der letzten zehn Jahre, denn, 
wie sie schon vor dem Jahre 1848 für die KnLwickektng Schles- 
wigs und Holsteins zu einer vom Königreich gesonderten Staats- 
einheit eifrigst bemtiht waren, auch auf die Auluulmie Schles- 
,>vigs in den deutsclicn Jimid liinarbeitctcn, so haben sie im Jahr 
18 iS und später, erst durch den ungesetzlichen Zusammentritt 
beider Versammlungen, dann durch deren Aufliebnng und Bil- 
dung einer sogenannten Landesversammlung, nachher endieh 
auch durch die Theilnahme fast aller Depntirten an dem Auf- 
ruhr nnd durch die Veranstaltung von Schleswigs eben Wahlen . 
zu der sogenannten Nationalversammlung in Frankfurt dermassen 
gegen Pflicht und Treue gehandelt, dass die persdnltohe Abge- 



Digitized by Google 



^ 1 — 

neigtheit dos Königs, sich dieser Institutionen terucr zu bedienen, 
füglich nicht Wunder nehracn kann, namentlich weil rlor Versuch, 
durch ein solches Organ zu einer erspricsslichcn getuuirischaftlichen 
Verfasaung für die ganze Monarchie zu gelangen, wenigstens von 
Tomherein einen gedeihlichen Erfolg nicht zu verhürgen scheint. 

Wenn der König dessenuugcuchtet unter den ohen erwähnten 
Voraussetzungen und Bedingungen den Wunsch und Rath seiner 
hohen Alliirten evwitaell durch eine ze|fw«ifige Einberufting ichles- 
wigsdier PfOTindaletStide su befolgen nicht anstehen werden, so 
geachiefat diea» wi« ia der Anlage II. gieich Eingangs aivgesiira« 
dien woiden, lediglich ami «QcvhSeliaterMaditiroUlianinenheit m4 
lunptsäehBch zor Bneiehang eoie» genau beselehnefen Endsirtekes. 

loh brauche 1^'um hinzuzuftlgen, wie dem evei^tuell zn ha-, 
Mden Beschlüsse dea König» femer die nie aufgegeben» IRMEnung^ 
zum Grunde liegt, dass seine unter dem Druck einer gewaltsamen 
Erschütterung irregeleiteten Unterthanen in Überwiegen der Zahl 
nicht nur äusserlich, sondern im wiedererwachten Gefühl ihrer 
früheren Loyalität ihrer Pflicht zurückgekehrt sind, und daas 
die thener erkauften Erfafirtiiim n der verflossenen Jahre einer 
vorm theilsfrcien und besonnt n' u Auffassung der Verhältnisse Platz 
gegeben haben. Hierauf vertrauend werden Se. Maj. auch ge- 
statten, dass die Berufung der ProvincialstÜnde für das» Herzog- 
thum Schleswig eventuell in Gemässlieit der Anordnungen von 
1831 und 1834 vor sich gehe, jedoch dass neue Wahlen zu ver- 
fügen seien, selbst wenn dieBerufvng vor Ablauf des Sexenniums 
angeordnet .werden nsittehte^ filr welph^i iidetzt gewükhlt worden« 
Bs wird im gleidien als eiaa Seibetfolge belraoliM» daaa die Virik 
stimme filr äe berzogÜch AnguBtenbtnrgiscfaen Fldeieonmissgttter 
wegfWf, und daaa in der acMeawigschen Stiladeveraammlang iiia 
iSaeuHative Btenntswig der dänischen und deutschen Sprache völlig 
gleichberechtigt sein soll, SO wie es endlich aneh Sr. M^ealXI 
Wüle ist, dass kehle der seit dem FriedenaaeldnSse entweder 
alIerh5chatnnniittelbSr,oder durch das Oigan dei^ ausserordentlichen 
Eagtarun^cQmmisaairs erlassenen Anordnungen irgend einer Bat 
rathung der Pro vincial stände unterzogen werde, es sei denn^ 
dass Be. Majestät rtieksiehtlieb der einen oder andern dieser An- 
ordnungen speciell und ausdnicklich anders zu befehlen ^^eruhei^ 

HQLÖcliten. 

Ew. Hochgeboren ersuche ich dem k. k. Ministerpräsidenten 
dem königlich preussischen Ministerpräsidenten — von dem 
Inhalte dieses Erlasses vollständig Kenntniss zu geben, auch Sr. 
Durchlaucht — S^'. E,\eelleDz — wühu Bio «s wupsohdOi eine 
Abachrifit deas^lien zur Vedtigung zu stellen. 
GleiiahmgQB Bw* BkNibgsbereR' Ae» Aom 
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• Zur fiennfwortung verschiedpner in dem k. k n^freirftisrhrn Erhsse vom 

• 9. September 185i vorkommendm Aeussenmgen und BeJiauplungen. 

Wenn in dem mit Nr. I. bezeidineten Erl&sse des k. k. MiniatorprÄ- 
sidentpn zuvorderst geftassert wird, dass über den R^htstitel der in Hoütein 
auf Zilt stettfindeaden ImwaUheten BQiide8-Iiiterr«iitioB «wiiclien den Be- 
tiic^rtea kdne Meinnngsverschiedenheit obwalte, so Msbflittt diese Voraus- 
setsang allerdings in der Natnr der Verhältnisse dermaassen begründet, 
dass eine solche Meinangsverschiedenheit f&glich nicht denk})nr sein dürfte. 
80 wie nSmHöli im Art 4. des FriedensT^rtrags zur Begründung der Be- 
reebtigung Sr. Maj. des Königs znr Anmfting der Intervention des deutschen 
Bundes »usdnickliob auf die Bundesgesetzgebimp; hiTip;ew!esen wird, so ist 
auch auf den Uruud dieser Gesetzgebung und mit ausdrücklicher BesUig« 
nabme auf die betreffenden BestiminuDgen der Wienor ScUusiaete — 
nachdem der Bestimmung des Friedensvertrags über vorgSngige Iflttbei- 
lung der diesseitigen Pacificationsabsichten dnrch die Vorlegung der 
köiügUchen Manil'cste vom 14. Juli v. J. (lenöge geleiatet war — die 
Sttwieebenkiinft dee Boadea, eewohl In Wien, nuttelet einer Ffote de* 
Frhm. v. Pcchlin vom 12. September 1850, als in Frankfurt durch den 
königlichen Bundesgesandten beansprucht worden, und der Bnndfstarrs- 
bMcbluss, wodurch die Regelung dieser Angdegenheit der kaiserL 
MteicliilolMli Be^ifeninir ftbeitngen wurde, enthilt ebenftUs eine «oi- 
drückliche Hinwcisnng auf die Bundesgesetze. Durch den Bundesboschluss 
vom 11. Juni d. J. ist die fernere Leitung dieser Angelegenheit, respcctive 
durch Vollmachterneuemng und Mitübertragung, .den Begierungen von 
OesMeh «td Fimuwen Torliufig anf 6 Woeben enveHmnt wetdea, wddies 
Commissorium mit gtillachw ei ge n dem Geniens de»- Bondeetoge «nnocÄ 
Cirtdauert. 

Den iiechtstitel der bewailneten Intervention bilden also lediglich der 
Art 4. des Friedensvertrags, die betreffenden Bnndesgesetze und die in 

UebereinstimTTTnn rr mit den Irtzteren gefassten Bnnclo.^ViPsclilüssc. Dass das 
k. k. Cabinet hiemit einverstanden sei, würde man aber, wenn es nicht 
ausdrücklich gesagt wäre, nach dem ferneren Inhalt der Depesche — in 
welcher der Beendigung der bewaffiieten Intervention und die Rückgabe 
ITolsteins nn die nll* Rotmllssigkeit Sr. Mnj. des Konicas ta??t Tinfibcr 

stoigliche Uindemisse in den Weg gelegt werden, leider nicht annehmen 
dürfen. 

Nach dem 28. und 32. Art. der Wiener Scblussaete vom Jahr 1890, 

mid nach dnn (i Art. der Bundes- Executions-Ordnung vom 3. August 
tH20 diu 1 11 diü in Fällen der vorliegenden Art von der Bundesversamm- 
lung verfugten Maassregeln keinenfalls von lllngerer Dauer sein, als die 
Mttl^emng^ welcher die bundesmissige HttUb geleistet wixd, nnd in UeiMi^ 
oinstimmung mit deren AntrUgen immer verfahren werden muss — es 
nothwendig erachtet }us ist also klar, dass die Entscheidung fiber die 
Frage wegen der längeren Fortdauer der jetzigen vom Bund angeordneten 
Intervention und der damit in Verbindung stebenden Msassregeln nach 
dem nnzwpidrntigen Wortlfint jener Bestimmungen keineswegs dem Rim- 
de:itag oder den von selbigem bevollmftchtigten Regierungen , sondern 
lediglich der Regierung Sr. Maj. des Königs zusteht. Sobald die letstere 
der Bundesversammlung erklärt hat, dass sie die Fortdauer der fraglichen 
l^Inassregeln nicht mehr für nothwendig erachte, und auf die Zurficltbc- 
rntuiig der Bundescommiasaire und die Räumung Holsteins von Bundes-: 
truppen anträgt, muss diesen Anträgen nach dem Bundesreobt Folge 
gegeben werden. 

Die königl. Regierung hat iibilfroJT? dnrch die gleich nach dem Be- 
ginnen der Intervention erfolgte Mittüeiiung des deu später in Flensburg 
▼ersammelt gewesenen aobtbaien Mftnnets vorgelegten OrganisationaplanB 
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and durch die Erklärung in Holstein, die jfroviüciftlsÜUido ei&berufeu zu 
vollen, ein Mdirares gethan , ab wom Teipfiiehtet war ; denn «owU 
diese Eröffnungen einestheils weit über den Inhalt und Umfang der im 
Art. 4. des Friedens vprtrrtp;-ps i^^ci^ebenen allgemeinen Zusage liinauf pehpn, 
SO wurde anderentbeiis die im Art. 21. der Wiener Öchlussacte der ücgie- 
Kong, weiekflr die BimdealittlA an Theil gifwardai, sur Ffli«ht gmadite 
Anzripc ynn den zur BcfcBtignng der wiederberge«tellteQ gesetzlichen 
Ordi^uiig ^'ctreöenen Maasc^regeln selbatrantindlloh iin vorliogandaa fall 
nocli nicht verlangt werden iiönnen. 

WeDti ünfenmaVerlaiif des fragliclieti ErlftMea eiitaohi«dea dagegen 
Verwahrung eingelegt wird, als könnten in der Wirksamkeit der Bundes- 
commissaire die wahren Hindernisse des Uehergangs zu regelmässigen 
Zuständen gefunden werden, so dürfte es genügen, darauf aufmerksam au 
mMfaeB, wia ia dar diwseitigen Depesehe Tom 26. Aii|{Qft der gute .Wille 
der beiden Commissaire keineswegs In Abrede gestellt, vielmehr aber nur 
einer Thatfiache Erwähnung getlian wird, deren Vorhandensein auch jcn- 
geits erkannt worden. Für die Auffassung der ihnen gestellten Aufgabe 
Bind die Oetnadasaire aalbetTontindfieh nur iliren hohen Regienuge» 
TerantworÜieli, und an letalere hätte sich die diesseitige Regierung s« 
wenden, wenn in concreten Fallen die Wirksamkeit der Vertreter Oestreichs 
und Freuasens in Holstein dem dort au enreichenden Zweck weniger 
fiJrderlieh oder gar hinderiSch ermheinen nltehte. 

Es wM fnoMT die dieaeeitige Eddlnuig: daaa Vefiaderungen ia der 

VeriSfissung Holsteins nur im Wege der Berathung mit den Provincialständea 
dipsos Ilerzogthums eingeführt, und das Land nach den rechtlich bestellen- 
den Gesetzen regiert werden solle, als eine sehr entscheidende Wendung 
am Beeiem beerfehaet» ab oh die kSaigUehe BegieraBg jeaiab die Abaichl 
ausgesprochen oder angedeutet hätte, in einem anderen Sinne in Holstein 
verfahren zu wollen. An jenes belobende Zeugniss wird aber sofort die 
dasselbe gewissermaassen vernichtende Frage geknüpft : welche» die in 
Holeteln reektüch heatahdadm Geeelie aeiem? — eine Frage, die aar daveb 
eine Mittheilung der betrttfbadea vohudnitaea Geaetaianuahmg«! wflrde 
beantwortet werden könn^. 

Man bleibt jenseits übrigens bei dieser allgemeinen Frage nicht stehen» 
sondern fügt speeielle Fragen hinsichtlich einzelner Gesetze hinzu. Wenn 
aber eodann geäuaeeri wird, den nach dem «llgenNinea Geeeta vem 28. Ifal 
1831 keine Veränderungen in den Verhältnissen vorgenommen werden soUtea, 
welche damals das Herzogthum Holstein mit dem Heraogthmn i*chle8W% 
verbanden, so dürfte diese irrige Auflassung nur dadurch veranlasst sein, 
dm dem h. k. MiaiMerpcaeidflnten die hetreffatde Qeeetseiilene nariohtig 
TOtrgetragen worden; es lautet der §. 1. des allgemeanen Gesetzes vom 
28. Mai 1831 dahin, daps durch die abgesonderte VerBaminlung der l'rdvin* 
caalstände in jenen Verhältnissen nichts verändert werden soUe. Dadurfsh 
ist aber eine eonstige Verltadentng dereelhen, -wenn sie nur auf verfiuMungs* 
mäss^om Wege geschieht , um so weniger ausgeschlossen , da sogar die 
Veränderung der Institution der herathenden Provincinlstände selbst im 
§. 8. des angeführten Gesetzes und am Schhiaa der Yerordnungeu vom 
16. Mai 1884 yorhergeeehen and dev hei eln«r aolehen YerBndemng inne> 
zuhaltende Weg vorgeschriehin Ist. Daas ferner die jenseits ohne nähere 
Beseichnung im allgemeinen erwähnten verschiedenen Verordnimfren, durch 
welehe gemeinsiune Einrichtungeu Hir beide Uerzogthümer hergestellt wurden, 
nach der dieaeeitigen EfUHaraag hinai^tlich Holsteins ohne die vorgängige | 
Vomchmaa^ dar holsteiniMdma Previncialstände, insoweit die bctrcifeudaa 
Verordnungen und Einrichtungen zu dem hinsichtlich der Tlieilnahme an 
der Gesetzgebung auf die Steuern und Abgaben, auf das Personen- und 
^«idMinuirecht , so wie auf die Communalangelegenheiten beschränkten 
WarkaaglrikHito jener .StUnde gehören, nicht verändert werden können, ist ' 
ahMä 80 ipsatey als daas die Yhadashmelfe l*rovincialstande ia Betreff der 
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beiden eratgenannton Zweige der Oesetzgebuug liMÜglich nur ein« bontkeada 
Itt. Waa Bodaim die iMBooder» hfirvorgehobien« ZtStwwnäammg Tom Jalir 
t838 tind daa durch dieselbe nicht ffir die Hereogthümer Schleswig und 
Holstein alldn, sondern für (Wf^ ganze Monarchie, mir Aii^nrihmc Lauen- 
burgs, begründete gemeinschaitliche Zollsystem anlangt, so iai dieses öystem 
Un^MIloh des HeMogthnxM H^litaiiii dnroii die ron te immmotionenca 
Kegierungen und der im Herzogthum zur Zeit regierenden obersten Civil- 
i>chörde erlassenen Gesetze und getroffenen Verfügungen für die di* sscitiga 
Kegiernng einstweilen unaosfölirbar geworden; wolüngegen ihre Absicht, 
ia» Mkcv genifliiiMlnftHebe 2olk3^m benmtfedleB, wiedariMlt «dcUirt 
wonlcn, und nach ihrem jüngsten Ansapruch füglich kein Zweifel darübef 
obwahen kann, dass dieses in Holstein nur auf verfassungsmÄssigem Wege 
geschehen werde. Es ist also die Zollverordnung vom Jahr 1838 nur inso« 
weit 'definltiT beseitigt, als ele bie warn Auehruoh des Aufstande Im Wag« 
Tcrfassniigsuiassiger Gesetzgebung, namentlich der in der Ynrordnung selbst 
Torgeschriebenen periodischen Revision des Tarifs, Abiinderungen erlitten hat. 

In so fem im weiteren Verlauf des Erlasses von einem vor dem Krieg 
toa b^den 8«lt«i luierkeanten rechtlichen Znstand die Kede ittt und deaH 
nHchst diese nn und ffir sich nicht recht verstÄndliche Aeussernng dnrch 
Hinweisung auf den Bundcsbeschluäs vom 17. September 1846 näher er- 
läutert wird, dürfte es nicht überflüssig sein, diesen Beschlusa and dessen 
Entetehmig hier niiier ra befaneliteB. 

Nachdem die Provincialstände-yersammlung des HecMgChmui Holstein 
die ihrer eigenTnrichtigfn Auflösung im Auprist 1816 vorhergegangenen könig- 
lichen Erlasse in einer mit einem Antrag nicht versehenen Eingabe zui 
KenntniM der BofidesversMmnhmg gebraAt hatte, und diese Eingahe im 
Reclamations-CommistSoii silgeststlt war, trug der diesseitige Bundestagsgs» > 
sandte eine Erklärung vor, in welcher er die in dem königlicheTi offenen 
Brief vom 8. Juli 18^ gebrauchte Beaeichnung der dänischen Monarchie 
ab eiaes Oesanuntstaals , und die dbr SMt ewisohen den HeraogthlbBeni 
Holstein und Schleswig bestehende Verbindung kurz erläuterte, mit dem 
Hinzufügen, dass eine Veränderung dieser Verbindnnp durch den pedachten 
offenen Brief dem König niemals in den ISinn gekommen sei, mit ausdriick- 
lioher AnssohHeasung jeglicher Competsai der BtmdssTaiaanimkBiig hinsieht' 
lieh des Hwaogärams Bchleswig, und ohne Ertheihing irgend einer Zusi- 
cherung, wodurch eine Aufhebung oder Bcßchrilnkung der derzeitigen Ver- 
bindung der gedachten Herzogthümer von der Zustimmung der Bundesver^ 
üaiinlnBg abhängig gemacht worden win. 

Der Referent der Reclamations>Commission bezeichnete in seinem Yor- 
trnp^ die '!''irif:!;nh<> der holRtcinischen Provincia] stunde ziaiSrhst al.-? eine 
soliTierde über vermeintliche Verfassungsverletzung, wies den Ungrund der 
Beschwerde nach, bemerkte sodann, dass die Reclamantcn bei der £inreichux:g 
ihrer Bingabe zugleich dia Erhaltung der Verbindung gedachter Ileraegtfil* 
Hier und die angeblicli troTnelnschaftlichp Frbffdgo nnter den Schutz de» 
Bundes zu stellen beabsichtigt hätten; erklärte auch in dieser iünsicht die 
BridSnmg des königlichen Gesandten für genügend, und gelangte endBob, 
ebne tick iigendwie in ein« nKhare Erklärung über den Umfang der der- 
!^f'itiG'»'n oder eventuellen Competenz des Bundes in der fraglichen Hinsicht 
einzulassen, zu seinem demnächst zum Beschluss der Bundesversammlung 
erhobenen Antrage, in welchem das Yorhandenseiii ^er TerfaMongsvci" 
letzung nicht ffir begründet erachtet, im ▼ecU^gmden PaUa ai^Jähdi nber 
die TV]>rrcinslimmung de9. königlichen Verbots der Entgegennahme von 
Fetitioncn über die Erbfolge mit dem Wortlaut des Gesetzes vom 26. Mm 
1831, in dem Um&nge, in welchem das Verbot gefasst wevden, in Abreia 
gestellt, und die Competenz des Bundes ftir künftige Fllle vorbehalten wird^ 
ohne dass in diesem zum BcscbhiKs crljohcnen Antrsfi^ oder in irgend einer 
der auf denselben erfolgten Abstimmungen der einzelnen Mitglieder des 
BondearerBammliing «neh nur mü einen etnsigen Worte dta BcnogthMB» 
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Sobleswig, oderifolBtems YnbiiuUuig mit demselben erwähnt worden wire* 
Es liegt mithin am Tage, dnss rem der Begründung der betderBeitigen Am* 
erkennung eines CMÜltlichcn Zostandes durch den fragliches Beaafalm der 
deutsclien BnndpHver'5rTm:'nlung unrl dnrcli die denisflbr n TOrangegangene 
ErhllLraiig dtm diesseitigen Gesandten eben so wenig die Kede sein kann, 
als von efaier durch jenen Bdsohluss vorbeh&ltenen oder durdi diese BrklibrUng 
aiierk nmtaaConpaleiii des deutsehen Bimdes faiBiidhtUeh des Henegthim 
flebleswig. 

Die Hrltendmachung einer solchen Ctyp-ipetenz würde obif-hin mit dem 
im Jahrr l^^25 auf die Rcclfimati'^n rlcr liolsteiiiiFclien Prälaten und Ritter- 
schaft erioigtcn Bunde&beschlussu , uud iiamentlicli mit der latsterm voran- 
gegangen«») alle denkbare Einwirkung der Bundjeet-ereaainilnng auf das 
Iferzogtlium Sclik'swig ausschüessenden AbRtimmung PreusRens in diaifie- 
tralem WidersprricVi ptclien. Die Frage über die erwähnte C'^mpetenz der 
Bundesvcrsamiuiuug iLana also nicht nach dem in dieser wie in jeder an- 
deren Besiehong nnvorflkngUdien Bes^ues vom 17* Bqptomber 184<^ son^ 
dem sie muss nach den Grundsätzen des Völkerrechts und den Bundesge- 
setzen beantwortet werden. Nach völkerrechtlichen GrundsStzen ist durch 
die vor dem Krieg bestandene Verbindung Holsteins mit Schleswig irgend 
«ine Comp«tens des Bdndee in Sohleswig «benso Brenig begründ«t äls dntch 
dl« Verbindung Oestreichs mit Ungarn die Competenz des Bundes in Ung^am 
tiegrundet sein würde; wohl aber würde die Competenz des Bundes nach 
dem Art. 56. der Wiener Schlussacte begründet sein, wenn Se. M^). der 
KftBig di« Yerfiissting d«B HersogtJinnis Holstdn andmcs als «vf ywSmmgit- 
mäsNigem Wege abändern wollten; dass Allerhöchstdieselben dieses olebt 
wnllpn, v~t (Hesseits nnsdriicidich erklärt worden und mskreres m TCr- 
iangwi, iüL die Buiideavbrsaiumlung nicht berechtigt. 

Im fraglichen Erlass ist ferner der in Flensburg stattgefuiidenen soge- 
nannten Notablenversammluug Erwähnung gethan, so wie der östreicbischer- 
seits bei der Mittb^ung des diefwr Versammlung Torgekgttttt Prejeds ge^ 
stellten aUgemeinen und hesondem Vorbehalte. 

Abgesehen von der Frage über die rechtliche Wirkung und Bedeutung 
solcher Vorbehalte in einer keineswegs zu einer auswärtigen Entscheidung 
gehörenden oder Twstellton Inn^ Angelegenheit der dSnisdi^ Monarcbie» 
h&tte die diesseitige B^emng, wemi Oestreich mit dem fi-aglichen Projecto 

mrht einverstanden war, um so mehr eine bestimmte Meinungsäusserung in 
dieser Hinsicht erwarten können, da die Bestimmungen des Projects rück- 
sichtlich Holsteins und dessen künftiger Verbindung mit Schleswig völlig 
mit einem bei den Friedensuntcrhandlungen in Berlin am 17. März 1850 
dicR cita vorgelegten Projecte übereinstiuimcn , welches sich derzeit eines 
entäckieden ausgesprochenen Beiftdls des k. k. Ministerpräsidenten su «r- 
Irenen hatte. 

Insofern die Wahl der Notablen für Schleswig unter dem Bemerken 
«kderam snr Spraobe gsbrnoht wird, dass bei detselben di« Bedingung 
nfiebt für erfüllt gelten könne, welche Oestreich unter seine Vorbehalte auf- 
genommen hatte, kann sich zu einer weiteren Erörterung über diesen öfters 
nnd nomentUoh in einer diesseitigen Depesche vom 6. Mai d. J. erwähnten 
Punkt ian so weniger Anlass finden, als die Wabl der sohleswigsdien Ko* 
tabeln sowohl, als die der holsteinischen durch die erfolgte allerhöchste Ge- 
nr-h-Tiifriing hat aufliüren müssen ein Gegeustanrl (fcr Kritik zu «^pin. Abc-e- 
sehen iäevon wird Jeder, dem die betretfendeu Persönlichkeiten aus unpar- 
teüscken Schüderangra bekannt sind, sich selber gestehen, dass bei der 
Wabl der schleSwfgscben nnd der liolsteinischen Nolaboln nach eben den- 
pr-lhfi! Grundsätzen verfahren i'^t; mnn l it ^fJiTincr, welche sich bei den 
Begebenheiten der loteten Jahre in der einen oder audom lüchtung bcthei- 
ligt hatten, nicht ausgeschlossen, zugleich aber achtbare Männer gewählt, 
wekh« sieh des Vertrauens Hhnt Ifitbiixyor «ffrvaen» so das« bei -slnBMlli- 
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chen Wahlen die VVurtc des königliche» Manifestes vom 14. Juli 18&0 
pfliclibnlMig Sur Ridbteebinir gedient babea. 

Endlieh kann man auf Veranlassung der im crwUhntai gestellten 
Frage: „ob nicht die liolsteiTiisclum Btändc durch den nezus Bocialis der 
iütterschafton mit den Stünden Schleswigs verbunden seien", sich diesseits 
nidfat der Nothwendigkeit fibeilielMn, . die wahve Bedetttong dea gedMhten 
Bflzns BocIaliB durch nachstehenden wortgetreuen Auszug ana der toh den 
vormaligen Kaiizleidcputirten, Herrn v. Moltke (einem der vor kurzem in 
Flensburg versammelt gewesenen holsteinischen Notablen), oonoipirten Vor- 
ttellujig vom 29, Mttn 1847 nfther sn erUluteni. 

£a heSm dann: 

„Die in den Jahren 1722 und 17S9 an den König Fri<^ridi IV. ge» 
richteten Bitten nm eine Declarirung wegen Anerkennung ihrer Privile- 
gien blieben ohne Erwiederung. Erst König Christian VI. ertheüte, nach- 
dem ein e(«ui»mi nomine von PrMaten und Blttersdiall eiiigereichtei 
Gesnoh nrflckgewiescn worden war, den Privilegien auf dessAUigea be- 
sonderes Ansuchen der schleswigsclien und holsteinischen Xoblcfse nnterm 
12. März 1731 aufs Neue seine Bü^tätigung, jedoch nunmehr in gcsou> 
derton Urkunden, wobei der Confirmation ttber ^e aehleswigschen Pri- 
lalen und Ritterschaft die Clausel hinzugefiSgt war: 

„„80 weit solche (l'i ivilogien) Unserer souverainen und 'alleinigen 
Regierung über mchrhcsagtes Ilcrzopthum nicht entgegen seien."" 

Es war natürlich, dass diese Vorgänge die Furcht vor einer beabsichtigten 
Aufltiaang der uralten innem Verbindung der BitterMshaft beider Her/.og- 
thümer hervorrufen konnten. Prälaten und Ritterschaft des Herzogthunaa 
Hchleswig kamen daher unterm 7. Jnli 1731 mit einer allerunterthänig- 
stcn Eingabe ein, in welcher sie, ausser mehrere auf die Haltung der 
Landesgerichte, atif ihr PatsonaAxiMlit, auf die KlSeter und auf sonstige 
ganz specielle Futükte geinehteten Bitten, unter andern wörtlich folgradni 
Antrag stellten: 

„„Wir nehmen uns die Freikeit, Ew. königL Mi^ mit Wenigem au 
GfinftÜie an fllhien, wie wir nnt der Bitteraehaft des Hersogdiuma 
Holstein von fast undeakliehen Zeiten her, sowohl quoad emolumenta 

als oncra in einer ganz genüiipn Verbindung gesetzt, auch in dem 
daraus erwachsenen corpore und nexu socioli von jedesmaliger Lan- 
desherrachaft beständig gelassen worden, gestaltsam denn an £w, 
königl. Maj. unsere allerunthUnigste Bitte dahin geht, dass uns Dero 
allerhöchste Declaration in Gnaden dahin ertheilt werden möge, dass 
der unter uns und der holsteinischen Ritterschaft obhandene iiexus 
socialis immerbin bei völligen KrSften und Beibehalten bleiben solle.**** 
Nachdem die Kanzld in ihrem hierüber erstatteten Bedenken beatfitigt 
hatte, flrtss sell)igcr hauptsächlich in Ansehung der adeligen Kloster, 
wovon nur eins, und zwar das schlechteste im licrzogthum Schleswig 
helfen, sowie auch sonst des Credits und der Umschlage wegen, nicht 
ohne grosse Benaohtheiligung der schleswigsohen Ritterschaft aufgehoben 
werden könne, erfolgte unterm 27. Juni 1732 die allerhöchste Resolution: 
„„bewilligen allergnffdigst, dass sotliancr nexus socialis, soweit sel- 
bigur Uns, als ihrem souverainen und alleinigen Landesherm, an 
Unseren hohen juribus und Gerechtsamen niebt prijudiciflieh sein 
kann, fernerhin beibehalten werden möge."" 
Insofern nun dieser Resolution und überhaupt der Aufrcchtlialtung des 
sogenannten nexus socialis, auch in dem allgemeinen Uenetzc vom 2Ö. 
Hai 1881 in neuerer Zeit eine hohe politische Bedeutung beigelegt, und 
dieselbe vicKach dazu benutzt worden ist, daraus eine indirecte landes- 
herrliche Ancrkennnng der früheren landesstäudischen Verf«55sung herzu- 
leiten, dürfte sich der Ungrund solcher Behauptungen aua den obigen 
. Verhandlungen von seihst «geben, indem unswödeutig vorliegti dass es 
«ioh dabei in Wirklichkeit einxig und aUem nm die Fortdauer der bia- 
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herigen Gemeinschnftliohkeit dar r«m privadTeii Gereohtaamea der Ritter- 
schaft gehimdelt hat.'* 

Daas aber durch eineii iolelieig«stalt lieatelieiiden nean» aoeialk der 

Bittcrscliuftcn die holsteinischen Pro^Hncialstinde (und andere StSnde gibt 
es in llolstcui nicht) mit den sclile^wigschcn nicht Terbandea Min kOnnwif 
scheint eines weiteren Beweises nicht zu bedürfen. 



^Ugr II fax norpf (^kit i^rprfd^. 

1. Wenn ^e. Maj. aus Kücksichteu auf den Kuth uud Wunsch seiner 
hoben Allürten, beaeMessen, nicht nur daa Henogthum Holatein, aondern , 

auch das Uerzogthum Schleswig bis weiter als absoluter König unter Mitwir- 
knnt^ berathcnder Provincialst^nde zu regieren, so geschieht dies, was das 
Uerzogthum Schleswig betrifft, übrigens lediglich aus freier Machtvollkom- 
menheit, «neb keineawega in der Abriebt, auf die WiedereinfBbrung der 
Prolin cialsttinrle-Institution im Königreich DSncmarlt, mit Beseitigung des 
für letzteres angeuommcTicn nnd in Wirksamkeit bestehenden Grundgesetzes 
hinzuarbeiten, soudeni mit dem Ziel vor Augen: auf gesetz- uud verfas- 
aungsmäaaigem Weg, d. h. dnreh die berathenden ProTin'cialsfBnde jedea 
der prtiaclitcn Herzogtliümer für sich und, vrn? d rs Königreich betrifft, 
duxcli Beschlüsse des Reichstags, sowie in Betreif Lauenbnrgs nnter Mit- 
wirkung von Kitter- und Landschaft eine organische und gleichartige ver- 
fuBungsmSssige Verbindung aSmmÜioher Landaatbeile in dner geaammteii 
Monarchie her beizu fTi h rcn . 

^ , Sowie der Jvonig ciuestheils bereits zugesagt hat, auch femer er- 
klärt, dass weder eine Incorporation des Herzugthums Schleswig ins König- 
Teleh stattfinden, aoeh irgend dieselbe bezweckende Sehritte vorgenommen 
T\'erden sollen, so l-önTTen Se. Maj. nndemt>teils nichts genehmigen, T^-ndurch 
eine Zusanuneuschmelzung Holsteins und Schleswigs, oder überhaupt irgend 
eine andere oder nihere Verbindung dieser Herzogthfimer unter dnander 
als swischen einem jeden derselben und dem Königreich Dineaiaa^ gieiek 
eintreten oder in Zukunfr heil u i^Tfülirt werden würde. Die ii;miRntlich seit 
dem Jahre 1834 stattgefundeue Gemeinaobaft beider Hersogthümer rück- 
«iohifioh der Adminiatifttioii md der Rechtspflege in oberster Inttaas abll 
daher, Sdwio sie durch die Sr. Maj. dem König nicht zur Last zul^endflBi 
Begebenheiten der letzten jFihro bereits thataiohliok aa%ehobe& iat^ andl' 
fernerhin und für immer aufgehoben sein. ' 

' T.lHeaer Gmndasts, woffltdi der aoganamrta „BeUeewig-Hokteinianiu^ \ 
Tom K5nig definitiv 'verworAoi irard, tritt keine .wegs dem Fortbesteheu ■ 
solcher Bande hinderli^ entiregcn, welche »ich zwischen OrenzlSndem auf • 
Grund ähnlicher Territorlalbeschaffenbeit und analoger X^ahrungsverhältniase 
tier Bewohner gana eiidboh ans d«r Nafe» der BmA» argcAien, weQ «ie die 
Bedingung des socialen und commerciellen Verkehrs in sich tragen. Diese 
■werden Sc. Maj. der König selbstrerstfindlich durch eine gleichartige Gesetz- 
gebung für die gedachten Herzogthümex wie för die übrigen Theile der 
Monarefaie nach HQgllehkeit so ftrdem und an beleben anehen. Ebenau- i 
wenig kann jener Grundsatz dem Fortbestehen solcher Bande hinderlich f 
sein, die entweder in den für beide Landestheile gemeinsam gewordenen 1 
Instituten nicht staatarechtli^er Natur begründet sind (der Eidercaual, das 
TanbatanmieAinatitnt, die Irrenanatait üi Sdileawig, die Strafanstalten In 
("Jlfickstadt, die Benutzung und Erhaltung der Kieler Univcrsitfir) oder auf 
privatrechtlich gemeinsamen Verhältnissrn gewisser Klassen beruhen (ein 
nichtpoUtischer nexus socialis der ächleswigschen und holsteinischen 
Sitteraohaft). 

4. Gleicliwie der König eincstheila crkeimen mn?^s, tl!i5ts ^ur Zeit, so- 
lange er die Kegierungegewalt über sSmmtliche Bestandlhciic der Monarchie 
noch nicht ausschliesslich in die Hand genonmieu hat, und solange die dWNli 
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die imgluckiieuäu Begebenheiten der letzten Jahre herrorgerttfeneleidenscluift> 
Bdie' Bewegung nicht l»6icliwiefatigt worden, nieht mit HoOmui^ anf tlneB 
gedeihlichen Erfolg auf eine gemeinste Yerfassung für sfimmtliclie Lan- 
destheile hingearbeitet werden kann, so können Se. Maj. sich auch nicht ver- 
b^en, das« die MöjgUchkeit einer solchen gemeinachaftlichen Verfassung und 
fiberiianpt der Verwaltung allerliöcbit ihrer Staaten als einer geeanmteA 
Monarchie nur dadurch gegeben sein wird, dass den Verpflichtungen, welche 
der König als Mitglied des deutschen Bundes ühortiommen hat, keine wei- 
tere Auadehnung gegeben, auch allerhöchst dessen öouverainetAt über seine 
btiden dmitadien Herzogthflmer sieht mehr begrenst oder beaehiiidct werde, 
•Ig die jetzt bestehende von dem König von Dänemark angenommene Bun- 
dengesctzgehnng es erheischt, und dass endlich der Bundestag von jedweder 
Coinpetenzbegriindung in oder rUcksichtlich des dänischen Kronlandes 
Bebleswig al»ebe, mitbin nichts ans dem Bondesbesehlnaa vom 17. Septem- 
ber 1846 in dieser Bealdiiuig herldte, welches tther den Wmrtlaat desMiben 
hinaosgehen würde. 

5. Was nun die practische Leitung der Staatsgeschäftc für die Daner 
des oben bezockuuLen Uebergmig^ustandes anlangt, so liegt der Gcdauke 
am Blohsien, die VerhSUnieM eiastwdCtoa näeh Möglichkeit auf 4en Status 
^no ante sorückzufUhren. 

Sab Nr. 1 und 2 ist bereits nKhcr entwickelt, in welchen Beziehungen 
4ieB unmöglich sein und wieder den Willen des Künigt streUen würde. Es 
tat <«*gi^«»>*«w anlfaiuilidh, die frfiheren collegialen Ibistitalionen wieder in*8 
Leben zu mfta, wohingigen es möglioh adn wird, die derzeit der ganzen 
Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten aach üarnerhin als solcbei alio 
Jetzt in ministerieller Form, zu behandeln. 

Wfthrend sonach die früher unter die köiiigiioh schleswig-holstem-lau^i- 
burgische Kanalei gahOsendsB Sachen, anch ei» ThcQ der snm Besaort der 

K' iitekanimer und des Generalzollkammer- und Commerzoollegiums gehörigen 
Oeschilfte nunmehr, was Schleswig und Holstein anlangt, einem besonderen 
Minister resp. für Schleswig und für Holstein, welche Minister also, jeder 
at Mt, ab likiistsr des bmcm In dem hdNffendHi Hcnoglliun n bc- 
traohten wären, zu überweisen seien, so würden dahingegen alle früher von 
dem Departement des Auswärtigen, von dem GeneraladjuTanton des Land- 
militairetats and dem Gieneraloommiasariats-Collf^am, der i' mau^eputation 
■nd der Direcfion der Staatssohuld nnd des tdükendeai Fonds, von im 
ZoUabtheilangen des Genorakolikammer- und Commerzcollegiums, von der 
GeneralpostdirectinTi u. s. w. behandelton Angelet^enheiten künftighin aa<^ 
was. Schleswig und Holstein angeht, von den königlichen Ministem dei 
Anvwirtigcn, des Kriegs, dar Marine und derFlnaiwcn aa leiten seui, jedoch 
mit dem Unterschied, dass diese Minister, je nacdidem ihre Verfügungen 
nnd Rath« das Königreich oder die Herzogtiiümer betreffen, im erstem Fall 
dc mJ Kö m^ ^nd dem Beichstag, im letatem bis weiter dem König allein 

Dabei wird indcasen i nibriallmi, dam hesondern Minister fOr jedes Her- 
zogthnm einzeln die gedachten gemeinsamen Angelegenheiten vorläufig nach 
Maaasgabe der Umstände an übertragen, insofern deren sofortige Lieitung 
dmeih den bc tr s ühn den gewtfiwihafflimo lÜDiater aof^vactisehe Schwierig- 
keiten stossen möchte. 

Der Staatsrath des Königs würde aus sämmtliclien Ministern bestehen, 
alle mit gl<acher Stimme in dachen, welche die Monarchie als Ganses be- 
InflhiL Die Art nnd Weiae, in welcher andere, fiir die einadnen Lande» 
duale besondere Angelegenheiten im Staatsrath zu behandeln und zu erle- 
difren seiTi möchten, ko dass dem (den Ministern j des betreffenden Land est heiJs 
in dieser Kücksicht der ihm Cü^i^^o) gebührende Einfluss gesichert werde,. 
dSrfle der nMham EntaehÜMsong des Ktej^ ▼orbili^tai attn. 

Wenn nim auch ^eidii rorauszusehen ist, dass die Y&wähng der giih 
maiaachaim eh M i A nyleganfcciten wahrend der Pmcr des ll^fs^fmtßmui m dm 
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mia vonchiefienda UrUu^ soiiwie^ig sein wird, und ckaa iu mohrf&ciMa: 
JMehung practiaobe Bidiwiorigkeiteii entstehe» werden, to edieiiien diese 
Behwierigkeiten jedoch nicht unübcrwlTidlich sein. Namentlich so, was das 
gemeinsame neenvesm anlinrrt T*riTici]nnHs8ig gilt vom }^t%ioTtn gerade, was 
▼onden übrigen gemeinsamen Angelegenheiten gflt. Die Contingeotpflidlltendes 
iUnigs g^eu de» toHeihfla 9aä fwi aicd^t der Axt, dass sie die Einheit der 
Armee ausschliessen oder derselben enlifegensteken, was denn auch die Erfahrung 
hinsichtlich aller dcrjciugtai Staaten , flercn Lfinile ihciU ftiissf-rbalb de« 
l^nndes liegen, hinlänglich bestätigt. Vv äre auch anzunehmen [wa» übrigens 
ftrft Fug M/t behtffpSet witta kenn), daes die Bundespffiehl rikksMdiM 
des Heerwesens eine besondefe, fMeschiiedich ans Eingebomen der H obm^ 
thümer Holstein und Lauenburg gebildete Truppenabtheilung erheische, so 
l&sst sich doch nicht einsehen, warum nicht die Leitung der jene Heeres- 
sMeilung betrefftmden Angelegenheiten rmn KQd% «Ii KiSmiiinni dns 
femikeehafiliclien Kriegmninister «nter Wahraoluwuig asafslle :jnrtiH<>i 
^ilaasener Vcirscbrilten sullte übertragen werden können. 

Dahingegen lie^0. es klar am Tage, dass die mit dem Uebergangszustande 
tinTermeidlich verknüpften Unzuträglichkeiten die dringendste Airifordenmg 
erit Ii alten, nicfats anrersucht zu lassen, um denselben dnreh Erreichnng dos 
Endzwecks, einer organischen und vorfas6ungsmttS8ig:en YerbiadllBg $li$0Ut$r 
Üeher fitantstheile, so jMld irgend thoniicl^ ein Ziel au aetseiL 



Wo. «. 

Irlass 4es L OMtreicli'sdkai Kaiitaiiurldtort^ 

an httt i&tUnhUn in ikoptn\)ä^tn, frfjm. 0. ^rint», 
cL Wun, ^» ^ü. j^ccimbtr 1851. 

HochwoUgebonier Fr^erH Graf PlM«n bat wmr die De- 
pesdie adner R^ening yom 6. d. M. aibMhrillliflik mitgetheilt, 
-von mMat'pcmit von derea Mdeii Anlagm Gw; ietc dmk 4m 
Geflffl^gMt kMgL flerm ICialBtaM des AnamlMgm ' lieteitB 
ttimrittelbar Kenntnies erhalten kaboi. 

hi dieser lüttheilimg sprich 4m dänische Regierung ihr 
Bedauern darüber aus, dass die Erklärungen, welehe sie am 26.Aaga9t 
d. J. an die Höfe von Wien und Berlin richtete, von diesen nicht 
als genügend betrachtet worden seien. Sie {riebt es als ihre fort- 
währende i^eberzciigung zu erkennen, dass Ör. Maj. dem Könige 
ein Mebreres, als bereits in jenen Erklärungen enthalten, von Seiten 
des deutschen Bundes nicht angesonnen werden könne, ohne seinen 
Bouverainen Rechten zu nahezu treten, und datis daher der K'inig 
die volle Wiederherstellung dieser niemals bestrittenen souvcriiiueji 
Rechte begehren könne, ohne dass für ein Mehreres rechtliche 
txftrantieen von den Mächten, welche im Namen des Bundes han- 
Mkf Tariangl; rem den König g^hen werte dliiAen^- tta liJilt 
ee ftr die.dnxi^ praktiach gttltige^ Ansdunmng te Stande« 4ar 
Dinge, daas der "SMiag rixh«t Mt' im Toflen Beattse aeünr rndu- 
nissigen Ckwalt um mUm, ehn-er in -jaiier frietfidian .AwigU- 



c liung entgegen st* li 'iider Aiisiditcn schreiten könnte, welche doch 
unstreitig der wahre Zweck des gegenseitigen Yorbehalta der 
Rechte im Friedensvertrage sein müsse. 

Die Anlage I der Depesche ist bestimmt, diese Au.sicliten in 
Bezug auf den Inhalt des mit Nr. 1 bezeichneten Erlasses des 
luuaerL Gabüiettes vom 9. September d. J. ausfllhrlicher dansnlegen. 

Dies vorausgeschickt, sagt uns aber die königliche Begierung 
weiter, es werde ihr, wenn durah Bilckgabe der kAdeshendichea 
Bechte in Holstein in die HXnde Sr. Maj. des Efinigs ihrem ge« 
rechten Verlangen entsprochen werde, hoffentlich in naher Zukunft 
möglich sein, die ihrer Natur nach nur aus freien Stücken zu ge- 
währenden moralischen Garantien zu verstärken, welche dem innem 
und äussern Frieden der Monarchie zur Grundlage diPiien. Sie 
nimmt das Vertrauen der Regierungen von Oestreieh und Prenssen 
in Anspruch, und sie fügt hinzu, dass sie die drlnf^pudsto Auffor- 
derung habe, sich um dieses Vertrauen zu bewcibon, da es ihr 
ohne dasselbe kaum gelingen werde, den von ihr zur Erhaltung 
und Befestigung der Integrität der Monarchie im Einvernehmen 
mit den Grossmächten betretenen Weg zu verfolgen, einen Weg, 
mit dessen Einhaltung die heiangerttekte definitive Lösung der 
Erbfolgefrage in so engem lEusmnmenhange stehe. Sclion aus 
diesem Grunde -mUsse Sr. Maj« dem EQnig 7or allem daran ge- 
legen sein, sobald es die UmstlKnde gestatten^ die in der Erklärung 
Tom 26. August enthaltenen Zussgeti durch Regierungshandlungen 
SU imteFSttttEen^ welche, ob sie auch gleich den Text jener Er- 
klärung in nichts ändern, geeignet seien, jeden Zweifel über die 
von Sr. Majestät zu befolgende Politik ausznsfhliossen. 

Um nun im voraus die Gewissheit zu erlangen, dass die 
.EntSchliessungen, welche der König unter Umstanden zu fassen 
geneigt sei, nicht nur des Beifalls der Hcgicruiigeü von Oestreieh 
und Preussen sich zu erfreuen haben, sondern auch von seiner 
Seite her bei ihi-er demnächstigen Auäfiihruug auf irgendwelche 
Hindernisse nicht stossen werden, bringt uns das Kopenhagener 
ikbinet, mittelst der Anla^ H seiner Depesche, die Absiehteii 
des Königs Tertradick- mit dem Bemerken .xur Kenntnisse dass 
Se. M^estilt deren AusflOmmg eventuell nicht beanstanden werden. 

Torausgesetzt wüd aber dabei, dass die Räumung Rends- 
burgs, die Zurückziehung sänuntlicher Bundestruppen aus Holstein^ 
und die Bückgabe der vollen landesherrlichen Gewalt in die Hände 
des Königs gleichzeitig ohne weitern Anstand vor sich gehcu 
werde, und es sollen femer die endlichen Beschlüsse Sr. Majestät 
nH'ht eher erfolgen, big die unzweideutigsten Versicherungen darüber 
gegeben sein werden, dass der Aasfühning derselben im Alige- 
meinen wie im Einzelnen kein llinderniss von aussen entgegen- 
trete, so wie dass die Grossniächte die beabsichtigte vc>rlä^fige 
Ordnung der Dinge fiir genUgend erachten wci'den, um darnach 
wüSfölbar aur defimtiveDL <Anerkennai|g der ErbCblge und m^r 
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Tollsfelraiig der im Londoner Frotoeoll in Aussieht gtatoUtwi 

Garauiien zu Bchreiten. 

Aus uiiäereu Irühereii MUtheiliuigeu älud Ew. etc. voUätäu« 
dig mit dea GMulii^imkten bekannt, m welchen wir diese £r> 
$ffiiungen des dUntiicJian Hofr Im Allgeaeioffi betmditaiL HSolufc* 
diwciben werden dAm dwuf YOtbanitefseui^ 4m* wilr, mm den 
J^MBgu^ dieiMt A^ y ia yhy t Hl hiwihlnff w'g — » I benitwiUig fl be y 
dU UM «nwiflhr famdg^dbeMU Abachten Sr. Hkjeitit dfl»Klliiiga 
«ns am^H^dieB weiden, dus wir dies aber wiMReneils wm in 
der Unterstellung Ihm kdnnen, eine von ihMta Urheber als ver- 
pAiohtend betrachtete, daher in der Aiwfthrjwg gwicfaette £ihUU 
iung vor An gen zn haben, 

Tjcbcrzeugt, dass die Lößung der noch vorhandenen Schwie- 
rigkeiten nicht länger ausbleiben könnte, sobald nur über die hiezu 
g^igneten Schritte der dänischen Regierung materielle Ueberein- 
atimmuüg zwischen dieser und den deutschen Mächten bestände, 
vermöchten wir in der Tliat kaum zu besorgen, dass auch iu einem 
so günatigen Falle die dänische Begieniug zögern soUte, die wirkliche 
AaManmg dieier MmtHe dilzeii eine beiÜBUiile Zusi^e sit 

Welche vegeoi eibebUche BüehaiAt kOnnte emta eoklifla 
Hetae H e se- ihr widarrethen? Ihrai Aeeetenu^gen sufolge grfhtdon 
i^di ihre Bedenken darauf,, dees sie wetttee Zusicherungen, als 
bereits in ihier £rklämng vom 26* Amgvsl enthalten gind, den 
Regieningee vm Oestreich und Preussen aus dem Gnmde nicht 
ertheilen zn dürfen glaubt, weil dadurch den sonverainen Rechten 
des Königs Eintr^ig geschehen würde. Sollte aber ihre Uebeczeu- 
gung wirklioh hierin Tmerschiitfert feststehen? 

Wäre dies der Fall, üo könnten wir darüber nur unser leb- 
haftes Bedauern äussern, da wir nach den Anstrengungen, welche 
tiüii der Erklärung vom 26. August gemacht Warden, um den 
Standpunkt des dänischen Cabinets jenem der ihm befreundeten 
IfielitB m ntiiani — md wonw dan Hencn llmistir Blvhau ebt 
eo- fiebtiger AndHÜ iqgefidlen ist *^ tmaa oOmbereB Bfiekiehritt 
dar YeiiHiidhuigen denaerUkken mtieüeii, wemi dietelbee wieder 
eaf' die I^tege snrftekgellibrt würden, ob jene Erklärung vom 
26. Asigäet d. J. Bit Bedit van den im Namen des Bundes hau* 
delnden Httehten beenstandet werdea könnte. Wir möchten diese 
Frage um so lieber als sieht mehr practisch bei Seite lassen dürfen, 
als wir auf die ErörteniTig derselben h\ der Anlage I. der Depesche 
vom t>. d. M., in weicher — wie wir nicht verhehlen können — 
, einzelne Auslassungen unser äusäerstes Befremden err^ haben, 
nieht unnöthigerweise näher einzugehen wünschen. 

Die Souverainetätsrcchte Sr. Majestät des Königs — mr be- 
schränken uns daiauT, dies zu wiederholen sind uns heilig, 
sie leiden aber, wie nfk innig ttba^zeugt sind, mefat Im entfenitesteii 

irgead euMk Abbmoh, wem eaoh Se.« Mijeettt aidi in der Lage 

2 
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befiiideo, liiren üeiioKsen im doutschcn Bunde Erläuterungen zi4 
schulden, die duri-li eine einfache Berufung auf Ihre landi^licrr- ^ 
liehen Kcclite, auf die Bundesgesetze und auf das Vertrauen, 
Wülcbes Ihre Regierung veidieut, unter licu obwaltenden Vei'häit- 
m»seu uomÖgUch ersetzt werden können. 

Die fMLlttnmg der <ln«t'f'*^"« Begiemiig vom 7» SeptendMir 
1849 WKT eine freiwillige, sie wurde gegeben, nxn Beeoi^gnisee zft. 
bwehwiditigen, die duiv^ deft offenen Brief dee K&iigs Chai&a VUL 
entstMden waren, imd . in gleiclier Absickt wurde eie -dnidi ^km 
danuif gegHlndeten Beechliiss der Byndeff^ersemmlung eqgenouilnieB. 
Weder & Httfe von Oestreich undPreneden, noeh andi dieBiiiu 
desversammlung haben diesen Vorgang den Character etnee. 
gC|geiiseit% verpiflielitenden Vertragsverhältnissea in Aaspracii ge* 
nommen, den er in der That nicht hatte; sie haben es ebeiUMK 
wenig abgelehnt, den inzwischen veränderten Verhältnissen jede 
erforderliche Beachtung zu zollen. Auf dänischer Seite wird da- 
gegen gewiss nicht behauptet werden, da.ss uninittelbar nach jener 
Erklärung der König vermöge seiner KSouvoraiiietat auch im ent- 
gegenstehenden Sinne habe handeln können, ohne dem Bunde 
darüber eine andere Erläuterung zu gelien, als dass sein iandes- 
herrliches Recht nicht weiter beschräjikt sei, als die verfasmings- 
m&ssige Conipetenz des Bundes reiche. Konnte solches a)>er zu 
jener Zeit nicht ohne Verletzung des Bundes geschehen, so giU 
gewis» dieselbe RflckBleht noch unter den gegenwärtigen ümrtMnden,- 
neolNdem niobt nur b«de Theile im FriedensTertrage alle Beebte^ 
die «ie* vor dem Kriege hatten, sich vorbehalten' haben , eondem 
Überdies der Bund au<ä in Folji^ seiner von Dänemark angerufenett' 
IniervMition das Beiflit hat, eine beruhigende Anzeige von deit 
xnr Befestigung der wiederhei]geBteUten gesetsUehen .Ordnuag ge- 
troffsiieu Maassregdn zu erwarten. l 

Ist einmal erst diese unerlässliche VeratAndigung bewirkt, 
dann wird allerdings jede etwa künftig möglicherweise entstehende 
weitere Immg zwischen Dänemark und dem Bund wieder aus- 
schliesslich innerhalb dej* Frage der grundgesetzlichen (Kompetenz 
des Bundes sich bewegen. Wir gestchen, dass wir gerade in dioser 
Anschauung der gegenseitigen Verhältnisse die zunächst practisch 
gültige erkennen. Nach derselben musste sich dalier auch, soweit 
unsere llandiungen als Bundesregierung in Frage stehen, unser 
Urtheil über die jetzt beabsichtigten EntSchliessungen des Kölligs, 
bestimmen. 

Wir freuen tms, nachdem wir ecnmt nnsem Standpunkt in der. 
ganaea Frage aufs neui beaeichnet haben, nunmehr anaspreeban . 
zu können, dass wir in dem Inhalt dieser. EntseUiessungen eme 
der voränderten Lage der Dmge angeiaesaeiie Ausgleichung der 
ealgegemrtehendän idisichten allerdings aneEfcennen, 

Die beifo%ende Aufzeichnung, welche Punkt 0ir Punkt der 
Anlage II. der- dSaiseben Depesehe Iblgt, erübilert dia Be«^" 
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^HIAAb BHWWlif' 8ii8tiinmmig', eo wie die jBf wituiigftB, ndF- 
YOR einer entsprechenden AuBf&hrong hegen. 

Das dän?s<*he Cabinet wolle Curaus insbesondere ßich über- 
zeugen, da^H wir vrcit entfernt ßiiid, für alle Zukunft die nnvcr- 
ÄTidertc lieitMihiiltun;]^ der provinzialstÄndisrhen Verfassung der 
Herxogthümer aus bedingen 2U wollen. Wir anerkennen vielmehr 
die volle Geltung des Bestrebens , die bestehenden politischen 
Einrichtungen alier Tiieile der Monarchie durch entsprechende Aen- 
duiingen oder Ergänzungen in den künftigen nach conservativeii 
•Onmdslttmi henaBtelleiidea OrganiBimis des GestauntttMito einniT 
fl^eiu ' So nie wir aber bereits, wiedeiliak mankssl wmran, ims 
gegen die früher von voridurdn eAUlrte Absicht der -dlbnseken. 
Hß^img anSTOSpreehen, die PhmnciaistftBde nir s«a Zwedc ibrer 
definitiven Beseitigung wieder eioKuberufen und die YeifMÜattg- 
der Monarchie ausschliesaiiek dem im Köasgreioh Dänemark gel»- 
leodw Gnudgesetze anzupassen , so muss uas auch jetzt daiaan 
gelegen sein, der möglichen Deutung entschieden vorzubeugen, als 
liesre oben diesn Absicht auch in dem Binne des uns g^enwirtig 
mitgetheilten i^rojjrairnn?;. 

Die Erhaltung .selbststandiger Vorfassungs- und Verwaltungs- 
einrichtungen in den verschiedenen Landestheilen, unbeschadet der 
im Mittelpunkt vereinigten Leitung ihrer goiTie>iu.sauieu Angelegen- 
heiten, erachten wir für eine uuerlä^^slichc Bedingung der Befesti- 
gung der isnem Enhe der Monarchie. " 

■j 'Wenn die ditmsehe Begtemg an die Bedenken enimert, weleh« 
ifleb gegen eine, sei es andi nur Torttbevgeliende, Wiederbelelrang'' 
sddeswig»faer PnmneialstifiRle, aus den £riaKrungen der letzten 
sehn Jahre für sie ergeben, und wenn sie Zweifel änssert, ob von 
dem Versuch, durch ein solches Organ zu einer gemeinschaftlichen 
Verfassung für die MoBMcliie zu gelangen, ein gedeihlieher Erfolg 
erwartet werden könne, so wollen wir zwar das wiTefkeirabare 
Gewicht ihrer diessßinigen Bemerkungen nicht bestreiten, aber auch 
mrht unerwähnt lassen, dap^ es hauptsjlchlich die Unsicherheit der 
Eri>folgc war, durch welche die mit der IntegritHt der ÄTonarchio 
unvereinbare Richtung der atändischcn Thätigkett hervorg(irnf(;n 
und genährt wurde. Untere den jetzigen Umständen, nachdem der 
Grundsatz der gemeinsamen Erbfolge gegen jeden Versuch der 
AofeefatUAg bereits hinlänglich gesichert ersehoint, dürfte die Hoffi 
nmg nielit unb^^ndet sein, es wevde fciftnftig eiK erspi^essliehes* 
AMamroemrirkie» des Regierung mit den •Prövincialsttfnden niehl; 
veigeUiob angestcebt weiden, wenn 'von beiden Seiten die g<^e- 
beiien -•Gnuidlagen , eäiestÜeSs des bleibenden Verbandes der Mo- 
narchie, andern thcils der ^gieiebieh ^Berechtigung aller- Bestandtheil« 
deraclbon, aufriehtig ani^nommea iind in ihren uothwendigien Fol- 
gen' anerkannt werden. 

Wenigstens glauben wir, dasö die Schwierigkeiten, mit w(*lchen 

ein mit ileDritoentativstättdea and vielfach getheilter mini^terieiier 
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Verantwortlichkeit üborhäufter Orgaaißation aplan, wie der nns früher 
durch den (liafbn Spontieck vorgdegte, die Kegterung des dimt<> 
schon Oesiuniiitstaats uiivermeidlieh umgeben müsste, nicht von 
geringerer Art, ja vielleicht weit schwerer zu tiberwiiulcn sein 
wüiJeu, als diejenigen, wclcho von der Wiederherstellung der 
prüvincialätändischen IimtitutLonen der Herzogthämer besorgt werdm 
könnten. 

. Jhm di« Barnfang der PvovindaMbide, fcnoh wem lie moth 
während der iMjfonto sechsjährigen WaUperiods eifolgt » mir 
unter AaordaDBg n^uer WddeB nwk den Bostimiiniiigeii rtm 
Iddl uad 1834 Tor mtk gehe, daee di« Viriktinme Ar dw 
henogL Angnstenbur^clMa FideiooBume^ter wegfUlei aofirie 
dass in der eeiileswig^schen Ständeversammlung die 'Bannlmiig 
der deutschen vnd dänischen Sprache gleichmissig gestattet senl' 
eeUe» wird rom der Isaie» Regierung nicht beanstandet, und ebeM^ 
sowenig glauben wir den Absichten Sr. Maj. des Königs^ die ge- 
wiss zugleich auf Behauptung des königl. Ansehens und auf 
Beruhigung der aufgeref!:ton Gnemüther gerichtet Bind, in der Frage 
vorgreifen zu sollen, ob und inwiefern die feit dem Fried ensschluss 
erlasRciien Anordniuigen etwa einer B^rathung durch, die JProvin- 
cialstäiidt' noch zu unterziehen wären. 

"Würde nun die dänische Regianmg sich bewogen finden, 
diejenige Auffassung ihres Progra mms, die wir in dem gegenwär- 
tigen Erlass und in der Anlage desselben niedergelegt haben^ 
auch die ihrige ansuerkennen , würde si^ uns zuglekh der wiik- 
KoheA Auaftbrang der Absiebten , die sie uns bis jetel oflIoieB 
nur als eine mSgliehe EventiMlitSt nur Kenntniss gebtnofat htA, 
in der bindenden Pom emer auf Befehl Sr» Maj. des K6nigs «Ih 
gegebenen Eridirung vereadieni- und darnach auek ihre HaodlungMi« 
eimiditen, soweit dazu schon jetrt Teranlaesang geipeben ist, 
könnten wir auf einen baldigen versöhnenden Auegang der seit** 
kerigen Irrungen zwischen den versohiedenen Theilen der dänisoheft* 
Monarchie I wie swisobeii dieser und dem deutschon Bund 'Suw« 
sichtlich vertrauen; wir würden das Mandat, krafl dessen wir m 
GemoInRchaft mit Preussen den deutschen Bund in dieser An- 
grlrgenheit vertreten, unter gleichzeitiger Räumung Holsteins und 
W icdtrhorstellung der vollen landesherrlichen (iewalt in diesem 
Herzogthum zurückltigon , in der Bundes Versammlung für die ge- 
troffene Vereinbarung einstehen, und zugleich die neue innere 
Begründung des Verbandes der unter Einem Herrseher vereinigten^ 
Laude fiü- weit genug vorgeschritten erachten, um um au der 
vdlkeireehtliehen Verbürgung der Integrität der Monarchie mitteUt 
Aneikannüng der geineiuawiflii Erbfi»!^ zu betkeUigen. 

. Diw< Programm selbst bwichnet. den näoksten' und Bofbwen* 
digeu Sckritt sor Erfilllung der darin enthaltenen .Zusagen, indem 
es im fUnften Pudkt Air die etnslvdil^e Fühning der Btaatsger 
eflhlifta bis tur definitivea Erledjgiing der Ver&ssungsfiMge Fttr« 
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«orge trifft. Ntir in der Bildung des Staatsrathes fiir die gesammte 
Monarchie aus Mitgliedern, die den verschiedenen Bestandtheilea 
desselben angehören, liegt die von der dänischen Regierung dar- 
gebotene Bürgschaft für die vorläufige Wahrung der Intercsseu 
«ind der gleichberechtigten Stellung aller LaodeBtheile. Die Ernenn 
litmg dieses Chsammtministerinms etwMnt uns daher als mut- 
jMluebficli, und wir hoffim audi, dass es dem eifeuchteteii ürAeile • 
4m KfialgB mbm GiliiiiatB meht «QtgebeK weide, wie sehr 
Wsrtil (fieser Btbigseluill in des Ajagea sowoU der answirtigM 
Miclite, ils der Angehörigen der be^effenden Landesdieile von 
einer dem Zwecke ToUkonuiieii eatsprecheiideii Wahl der Persltii- 
JiehkeiteB abhängt 

Dem Berliner Hofe machen wir von dem gegenwärtigen Er- 
lasse Mittheilung; fUr den Fall, dass dessen Ansichten, wie wir 
mi glauben bereits Veranlassung haben, mit den unsrigen über- 
einstimmen , erhalten Ew. etc. hiermit den Auftrag, dem Kopen- 
hagener Cabinet zu erklären, dass Se. Maj. der Kaiser, überzeugt, 
allen gerechten Anforderungen an allerhöchst Ilire Intervention in 
der holsteinischen Angelegenheit entsprochen zu haben, nur die 
eslscliledeiie Bestätigung des Kfnverstttndnisses der Begtomig Sr. 
liajestitt mit d^ gegenwärtiigeii £r9ffiitingcn erwarten, mn sofinrt 
iim wHAigm BelbUe «igen Badkgabe der vdhii limdeslMrrliehen 
€towaK hl BbktoiB in die HMb des KVnIgs» sowie wsMD ZnrU- 
zlehung der k« k. Tmppen ans HolBtein, einsehUessHeli der Festang 
jBendsburg, zu erlassen» 

Se Mi^. betrachten es dahel als von seihet verstanden, dass 
der seither von österreichischen und preussischen Truppen besetzte 
Theil llendsburgs von Truppen des neugebildeten holstein-lauen- 
burgischen Bundescontingents besetzt werden wird, und dass die 
EnIscheiduBg der bestrittenen Grenzirage vorbehalten bleibt. 

(ües. Scbnoanenberg.) 

f - 

1) Der kaiserhak östreichische Hof Temimmt mit Berriedigung^dea 
EntscnluBs ßr. Majestät dee Königs von Dänemark, nicht nur im Hersog- 
thum Schleswig d^s sn Recht bestehenden prorincialstäudischeu lustita- 
tfenea wieder m Wirksamkeit treten ku lassen, imd wenn 8e. Maj. zugleich 
die AbBicht Icaiidgeben, ^liLgesiMs- und verfassuiigsiuHSHigeiu Wege, abe 
■aeh Berathnng mit den Provinciärstandön der gedachten HerKogthümer, 
amd was das KttnigreiGh Dänemark angeht, durch Verhandhingen mit dem 1 
Beiehstage, sowie in Betreff Lauenburgs anter Mitwirkung der Bitler- und I 
LanAMfaeft eins «rgaaische und gleiohivlige verfluunnigMnlssige Yerbin- 1 
dtmg sHinmtlicher Landestheile au einer gesammten Monarchie herbeiza- | 
ftbren, so xefma^ der kaiserl. Hof diese Willensmeinung des iC<)nigs nur 
tik m die Erftlraiig einer nnabweislichen Att%aDe gerichtet aameikenoea. 

Die gegenwärtige Provincialverfassung Holsteins, auf welche der 
Art 66. der Wiener ßchhiBsacte Anwendung findet, wird der Verwirkli- 
cj^fing diesem königl. Absicht umaoweniffor hindernd im Wege stehea 
llj^np«!, mhifm in dsa Cmsfaitti wefasle' die provinoiiklstiuijiBol^^B |)|- 
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^tUntinnpii m Holstein lu r^ründet haben, der F*ll der Abänderung flarmlhii^ 
»acli Torgäugigcr Beraüiung mit den Ständen, Torgesehen int 

80 axifirichtig aber Be. Maj. der Kaiser Buhe und Wohlfafari das 
«ISnlschen Reichs durch eine »einen Bedftrftnswm angemessene di^fibifirifc 
OrL^nui«ntIon baldmöglichst beff ^tigt zu sehen wünschen, ebeniro znyer- 
si( htlich überlassen Allerhöchstdieselbe sich, dar Heffiiuog, daM diejdäuisdM 
iiegicrung bei ihren auf diesen wichtigen ZWQCk ffsricbtelaii Bestrebuiigen 
, jDttcht.efewa den Inatltationen , welche dem eigMituehAn Königreich Dane- 
üinrk währciKl der letzten Jalire verlieben wurden, eme anssobliesslMie 
Bevorznt^nnjr zuwenden, sondern das» sie dabei die bleibenden Yerhältiuss« 
'der gesammien Monarchie und den Zweck der fmieni Kinftiguu^' ihres 
•VerbMider sof einem Ganten als die einxig sichere Richtschnur vor Augen 
hn1)en werde. Emmal hicrulter beruhigt, werden Se. Maj. nicht sKiunen, 
an der Sieberung jenes Verbandes durch Tölkerrechtliche Verbürgimg einer 
gemeiusauie Erbfolge in allen TheUen der Monarchie wH andereb befreun» 
d«teil MS«]iteii sn bethitigeä ^ 1; • ' 

' 2) In* der BrklSrung 8r. Maj. des Könige von Dänemark, das« irniki 
eine Incorporation des Herzogthums Schleswig in das Königreich statt- 
finden, noch irgend dieselbe bezweckende Schritte Torgenommen werden 
sollen . erblickt der kaiserliche Hof mit Genugthnnng eine tleue' Bestäti- 
^mg Jener Zusage, welche bereits ron dem hochseligen Köm'g Christkm 
VIII. seinen Tinte rthanen grrreben, dann von des jetzt regierenden Königs 
Majestät alsbald nach dem Friedensvertrag ¥om Juli J850 in denji 
Manifest vom Ii. d. M. erueueit, auch in Gcmässheit des vierten Artikels 
de« erwähnten FriedensTertrags dem dentochen Bund als eine zur Paeifl^ 
cation des Landes gcfasstc Entschlicssung des Könip-s zur Konntnks ge- 
bracht wtirde. Wenn dagegen Se. Maj, von Dänemark diejenigen auderwe»- 
tieen Erklärungen, weiche vpn der B^^jrmi^g Vor&hrs aui dqgi 

•Thron am 7. September 1846 in-der BapdesTerBammlHiig freiwillig gegebev 
und von der letzteren laut des BeBchlnsses vom 17. desselben Monat^ 
als befriediffend anerkannt worden, und wonach es nicht in dem Willen 
Königs Christian VIII. gelegen war, irgend eine VerUndorting in den 
VtrhiltDimen hwd^eiBiiflllaea« welohe da«; Htofsogthum ;9p]^»ia mit daii 
Xb&iogthum Schleswig damals verbanden — der gegenwärtigen Lage der 
Dingo nicht mehr in allen Stücken angemessen finden, insbesondere sich 
/ /iIj Ä üb erzeugt h alt^iL. dass die namentlich seit .dem Jahre 1834 stattgefunden^, 
. 7 InTStge^rletztett BegebeabeitMi äbeV teteSlI» ÜhatdUUieh aiil||*hdM» 

, . ^rt*u **\ Gemeinechaft beider HcrzogthBmer rficksichtlich der Admim'stration und 
' der Rechtspflege in oberster Instanz ancb für die Zukunft aufgebnbeü 
l bleiben müsse , so wird von Seiten des kaiserlichen Hofs anerkannt, daHs 
\ (Üe erwälinten ErkUu^nng^ ycm 7. SepteiaNr 1816 die damaligen Ver- 
' haltmsBe der dänischen Monarchie znr Yoranesetzung hatten, und nicht - 
mit der rechtlichen Wirkung verbunden waren, die vom König hinsichtlich 
jener Verbindung unter veränderten Umständen vermöge seiner Souveraine> 
ÜMünißhte zu fiMfemden, die geseisUehe Competeim^des denftiehen BmidflK 
nicht bertlbrenden Bntsdiliessungen von der Zustimmung dee Bundes ab- 
hängig '/TT machen. Die kaiserliche Regierung wird daher die Anfhehimg 
•der gedacliten Glemeinsohaft ihrerseits nicht beanstanden, auch ihren Eintluss 
anwenden, damit dies« Massnahme TOn der Bundesversammlung nicht 
"beanstandet werde. 

Mit dem Punkt 3 b r dänischen Anlage erklärt die kniseriübb 
Regiemng sich einverstanden 

4) Da Se. Maj. der Kaiser niemals zugeben werden^ dass innerhalb 
des deutschen Bandet di^ BonvendnetEtsrechte eines seiner Mitglieder 
andern Besdu^nkungen unterworfen, oder dass an dn Hitglied des Bundes 
weitergehende Anforderungen gestellt werder, .il«! dieses ^regenübfer 5;n;nmt- 
lichen Genossen des Bundes vermöge der grundgesetzlichen Gleichheit der 
wechselseitigen Vertragsrechte und Vertragsobliegenheiten geschieht ; da 
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M femer für die kaiwrBoiie Regierung ausser allem Zweifel steht, dass die 
Geltung der Bundesgesetxe, mithin auch die nur aus denselben herrorge- 
hcnde Competenz des Bundes sich niemals auf ein /.mn Biuid iwcht gehö- 
riges Land erstrecken kann, da auch überdies die kaiserliche Regierung 
beraile IHklier ausgesprodmi kät imd äcaeA gcgenwirtige Erklflrung 
nochmals ausspricht, dass sie aus dem Bundosbeschluss vom 17. September 
1846 für den Bund keine Recht« herleitet, welche öber deu WortHiut des 
Beschlusses herausgeben würden, so erachten Se. Maj., soweit Allerhöchst- 
dieselben txa Miiwukung bernfen'ahid, die Bedingungen fta ToUständig 
gegeben, unter welchen es der Weisheit und dem Glereohtigkeitssinn des 
K&nigs gelingen wird, die bundesgemässen Yerhältnisse seiner deutschen 
Berasogthömer Holstein und liauenborg mit deu EffördenuMen einer jge« 
meinsehafilidien YeifiMrang mid YerirMtiing seine^r gUaien ab einer g«» 
Muumten Monucbie bi 1»efinMigender Weise sa ▼ereiiiigen imd in Biiddang 
an erhalten. 

5) Bekanntlich hat die kaiserl. Regierung sicli wiedurhoit darauf 
ktialte, 4m» taek 4» Friedensvertrag rom 2. JuH 1850. indem deieelbe 

beiden Theilen alle Hechte vorbehält, die ihnen vor dciu Krieg zustanden, 
ismiächst auf die Wiederherstellung dog stntus quo ante in deu streitigen 
Verhältnissen hingewiesen werde Ihre Billigung ist daher der königlich 
dlifeiMhiii 9i00lmig gesiolMtt» itoob düse i&renotoefciclifart« due de Mtr 
Bur de6aitiTen ^^0rgaiii''q,tiiga der Monarchi e dte pracjÜLsche. Ldfenag der 
StaTitsgesChatte, unter den von ihr bczelolmeteu KuscTirankungen, auf 
welche die obige Erklärung imter i. und 2- Bezug hat — auf deu statua. 
ipno ante nadi Ml^ehilceit «uftAsafUbren' gedenbe ; 8e. IfaJ. d«nr XMeei^ 
sprechen in dieter Hinsicht die vertrauensvolle^ Erwartung aus^ da« der 
König, gleichwie in der Frage der künftigen Organisation der Monarchie, 
so auch in der einstweiligen Leituug der StaatHgeschaite, die den TersclUe-i 
denen Ij«ndestlieilen gebahrende Stellung als Gliedern einee Ganaen, m 
welchem kein Theil dem andern tmtergeordnct ist, ditfch entsprediende 
Einrichtungen mit gleichmäseiger Sorgfalt zu wahren wissen weide. 

Wenn d iesem Z weck, in dem Betracht, dass es nicht thunlich ist, die 
Mtaece eon^SESehe Foim der obersten Leitung derStaatsges<duÜle wiedw 
In das Leben zu rufen, insofern vollkommen entsprochen sein wird, als 
ffie besondem Angelegenheiten der Herzogthümer Schleswig und Holstein, 
w^che vormals xa dem GeeohäftskreisederSchleswig-holstein-Laueuburgiäcliea 
Kuizlel, nun Theil Aneii sn jenem der Bettttkammier und des .Qenwil* 
Zollkammer- und Commerzcollegiums gehörten, nunmehr fTir jedes der ge- 
nannten Herzogthdmer einem besondem Minister des Innern fibertragen 
sein werdei), so ist es andemtheils den gerechten Erwägungen der kaiserh 
Regierang niobt entgangen, dass jene gltid^feordoete Sfcelhing^ aller Staat»-, 
theile eine wesentliche Beeinträohtignn|f atfm Nachtheil der Herzogthümer 
erleiden wurde, wem^ die auf die gesftnunte Monarclüe sich erstreckenden 
Angelegenheiten ausschliesslieli von Ministem geleitet werden soUien, welche 
rlÜMcsichtlich der Herzogthümer nur dem König, was aber daA'K9n^;reic3K 
Dänemark ?ingeht, auch ztigleich dem dänischen Reichstag verantwortliclf 
wären. Die königliche Regierung;, hat daher aoOh bereits in solcher Rttck* 
ficht gleichzeitig erklärt, dais sie sich verbehalte, einen den .Uniatändea 
angemessenen Antheil an den gedachten gemeinsamen Angd^enheiten 
den bcsondcrn Miiiistern für die Herzogthümer einzeln zu fibertragen, und es 
bleibt dem kaiserlichen Hof nur übrig, seinerseits eine unpartdische Ana- 
HHirixBg dieeßi Vorbehalts ab das geeignete Mitte] ansneikennMI, mm di» 
erwähnte Unglelohheit zu beseitigen, und den Uebergang zn der neu zu, 
gründenden^ pi'ganischen Vevbiudung des lieichs tniter YrrliäTtnisseh"* zif^cr 
nu^Tn, in welchen sammtliche Unterthanen de« Königs eine beruliigende 
lleiiffilur für di6 gegonwäi-tige uaä kflnftige Wahnum^ imr JÜiterenea im 
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Jbäm ta Pimsigclien 

FilEB. ra Ittfteiflil 

• an brn iL (Urfsnbten in ^o))(ii^agnt, fi\)vn, n. Wtxi^tx^ 
d, d, ^trüit, >m 30. jPwnniicr 1361. 

Die "WI8 von Ew. Hochwoblgeboroii in Aussicht gestellten 
Mittheilungcn des königl. dänibchen Mimöteriums sind nunmelir in 
Form eines an den Grafen Bille-Brahe gerichteten, mit zwei Bei- 
lagen versehenen Eflaueft des Henn Ministers Bhibme vom 6. d*Bl 
ii» ms gelangt. Ich B|ge eine yollstiadig« Abscteift <Uet«v Se^^ 
Stiteke hierbei. DSeselben sind, wie iä Bw; HoehwiM^ibeM 
l^um zu versichem bxauehei Cregenstand eingehender, Ton den. 
fiifricbtigstsn Wunsdi der Veratftndlignng ' getreuer Crw^ony 
ind Piäung gewesen. Bie bsben ntmsiitlioh VeiWBlassung gor 
geben, sieh diejenigen Pnnkte zu vergegenwftrtigen mid dieselben 
iTOBianmenzustellenp über welche allseitiges Einverstilndniss als 
bereits vorhanden anzusehen ist Auch diese Zusammenstellung 
finden Ew. Hochwolils;. in der Anlage. Die darin aii^onommenen 
Punkte bilden natürlich unter sich und mit dorn Inhalt diesQS 
Erlasses ein zu Rammengehöriges Ganzes, dessen einzelne Theile 
sich als Bcrliiiguiignij voraussetzen und ergänzen. Indem ich 
Ew. Hochwuhlg. ersuche, diese Anlage zur Kenntnibs des Herrn 
Ministers Bluhmc tai bringen, bleibt mir nur noch übrig, mit we- 
nigen Worten derjenigen Punkte Erwähnung zu. thnn, hinsichtlich 
welcher eine Emigung bisher noch nicht förmlich stattgefunden 
ks^ Wttbhfi aber eneli tiidls weniger eikeblieh , theüs mehr iran. 
siföfisdier Nalor sind, nnd niebt sowohl oi y>niig<jhe Einriebtunye n 

seibfiL eis viebnebr die Art. und den Zei^untt ihrer Ansflibmne 

i^-P ~^>« — I U I ,-. 3 

owreneo. ' , 

^W***^ gBh((rt savoideM« die Abdchi der k« dUnisohea Ba* 

gtening, die durch die Regienmgsvorgänger Sr. Msj. des Königs 

von Dänemark eingeführte Gemeinschaft der Verwaltung8behörd0 
und des Oberappcllationsgerichts ftir die Herzogfthfimer Holstein 
und Schleswig nicht wieder herzustellen. Es kann wohl nicht be* 
zweifelt werden, dass, je lebhafter die Unterthanen Sr. dänischen 

Maj. in Schleswig \mä Holstein die Yorziigc dieser ihnen von 
flirem Landesher rn gt wiiln ten gemeinsamen Einrichtungen empfunden 
hatten, sie um so schinerzlieher durch deren Entziehung berührt 
werden. Wir geben uns daher der Hoffnung hin, dass das k. dänische 
Gouvernement bei der erfolgten Aufhebung jener gemeinschaft- 
lichen Oberbehorden, in wohlwollender Fürsorge fiir die Beruhi- 
gung der Gemütlier, der liechtspticge und der Verwaltung eine 
mit den allgemeinen Wünschen möglichst ttbereinstimmende Oiga* 
aisation geben werde. 
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Mit ToUer ZtivOTriteht ^Unben wir voraussetzen zu dürfen, 
dass es die Absicht der k. dänischen Rf^ionins;' ist, den noch 
fortdäneniden AusnAhmezustaud im Herzogthum Schleswig aufzii^ 
liebeii,. bevor die Wahlen zu den dortigen ProvIncialBtänden sUHä* 
tednl» 'Wma diase 'WiftUsn -dinii inMr 4i)f Ltilng tiMB IHnfititn 
«M^Hi» dir das YortvMMft dsi Iiodw gmamUt so wM leliterai 
«ai &u vnä svrenadilfiiA «n deoBeHMa beteiligen, «nd MiM 
«rwiUttt YeitMtor ifls wabrliift bwtchtfirto <hg«e der LndMnr 
t|W9£sen befritsien. Es Ist von hohem Werth und eifretilicheter 
Vorbedeutung, dass es nicht an anegeseichneten Persönlichkeiten 
fehlt, welche in je4er BeziehuBg die gewünschten Bürgschaften 
darbieten würden, und welche, zuverlässigen Nachrichten mfolge^ 
auch bereit sind, dem Hufe Sr. Maj. des Königs von Dänemark 
zu dieser süh'wiorig'cn aber eine tiberiMie # fy ? nft rei<^he Wirkwfl^^ 
yersprechenden Stellung zu folgen. 

Ist die Leitung der schleswig'schen Angelegenheiten sob hen 
Händen anvertraut, und steht auch filr Holstein ein Staatsmann 
Vüü gleich ausgezeichneten Eigenschaften an der Spitze der Ver- 
waltung, so wird in der Stellung dieser Minister als Mitglieder 
des den ausgesprochenen Interessen Sr. daulächen Maj. gemäss zu 
bildenden G^ammtministeriums, für die baldige Ausführung der 
TendeerSterUdieii Ahfliditci^ Sr. Kaj. des Königs-Herzogs eipe hohe 
Qemtie Ueg^ deren Gewicht eneh t<mi den denteohen Machten 
im;ToHeii HiiBse fewfirdigt werden muse. Die Aueechfeihmig der 
Widden ra den l^^ovineifustfeiden nnd deiten Znsannnentretung in 
einer mü^ebjrt »ah^ SSukpnft «Ürde dann jdie jetst den denta^ien 
9pnd vertretenden R^eningfiQ vemUwsen, der BandesveEsamm^ 
hng diejenigen Masaregeln zur Genehmigimg vorznleges, dfi^ 
als zur Wiederherstellung der vollen landesherrliehen Gewalt im 
Herzogthum Holstein erforderlich angesehen werden mtissten^ 
Wir hedauern niifriehtig', dnss die Arbeiten der in Rends- 
burg 2U6anin)( ngetreteu f;( wesenen Grenz -ReguHrungs -Conmais- 
sion nicht ein Resultat geliefert haben, das geeignet erscheine, 
eine baldige Feststellung der Territorialgrenze zwibclien beiden 
Herzogtiiümem daran zu knüpfen. Bei den divergirenden Aufstel- 
lungen der beiderseitigen Commissarien , und bei dem allseitig 
empfundenen Bcdürfüisß, diese Fra^e zum Austrag zu bringen, 
■eheint sich der Ausweg einer schiedsrichterlichen Entscheidung 
durch eiiifi dritte europäische Begiemng dannihleteau Yorausgesetet^ 
dass ihn sowohl der deutsche Bund als Dänemark annähme^ würde' 
die' Ettisdieiduag freilich erst uech Yerienf eines nicht geneu vor- 
kersubestimmenden Zeitraums in Aussicht stehen. Um indessen die. 
Bäumnng Holsteins durch die Bundestrappen nicht so lange ennt- 
wseiaMi) wfirde dieselbe auch sehon dann erfolgen können, wenn, 
wie dies seitens der'dentscheh Bfächte bestimmt mid als sich von 
•elbst verstehend vorausgesetzt werden kann, an die Stelle der 
jet«t W ilesidsbujcg hefiadliohen .Bnndestrui^ «u B e s t ea dtheilfl . 
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cM UbteinitriMn'BDiKtoBoihiitiiigvili 'duikillMt ftf wmfilet; itiii^ wie 
nicht minder als ded VerhiUmMeii «ttteprechend Von der königli 
'dänischen Regierung anerkannt beiden w&d , in dein zeitigen 
IMficatorischen Zustand der Festung vor de^' d«fiiiitmn^ ErledU 
gong der Grrenzfrage keine YerÄnderungeii Torgenommen « würden. 

Ew. Hochwohlg. wollen sich im Sinne der vorstehenden Be- 
mcrknniren gogen den Herrn Minister Bluhmc änsscm, dems^olbea 
Mch, wenn er es wünscht, Abschrift dieses Erlasses mittheiicn. * 

CGez.) ikuUeufe^^ 

Wenn es in Asm. Erlasse des k. dänischen IfliiipterB der auswartigea^ 
Ang^elegfonlieiten an den Grafen von Bille-Brahe vom 6. d. M. heisst, dans 
die dänische Begierung die dringendste Aufforderung fühle, sich um das 
Totrauen der Cabinetfee von Berlin und "Wien im benrilllett, ntttf w^mf 
demzufolge in der Anlage IL diejenigen Regierungsmaassnahmes näher 
bezeichnet werden, welche in der Absicht Sr. Maj des Königs von Däne* 
mark liegen^ und durch welche die bereitß unter dem 26. August ertheilte 
d&nische Erklärung, das Herzogthum Holstein nach den 'bestehenden Qe- 
setBen m. regieren und et y^^ga y erändeningan denwiben' nur auf ver'' 
fassungsmässig^em Wege einzufahren, näher >^egTriTi(Tet--^inBrd©, 8Ö kann Mi 
prSlFsSTSchötseits in dieHer eing:ehend€n Erößiuuig ein fernerer Schritt za 
einer baldigen definitiven Yurständlgung nur mit Freuden begrüsst werden. 
Wenn man das Gebiet der' einzelnen fragen überblickt, deren Gesammt- 
lösung die Anfp-nbc der YrrhaTidluppfen zwischen den deutschen Machten 
und Dänemark bildet, eo 'vviid man sich der Ueherzeugung nicht entziehen 
können, cUms hiusichtlidi der meiätcu und überwiegend wichtigen Punkte 
ein EinvenrtSndnisg als bereits erreicht angesehen ist 

T. In erster Linie erscheint liier die allficlti^e AnrrkcnmTn;: des Prin- 
cips, „driHs im i nrojtHischen Interesf«?! die dänische Gesammtnionarchie in 
ihrer gegejawärtigeu Zusammensetzung als Ganzes unter einem Bcepter. 
zusammen bestehen bleiben^ toll.** 

n. In Voraussetzung dieses anerkannten Principe ist ferner allpeitig, 
namentlich auch von Preussen, die Zustimmung zu den Fostsctzunfi^en 
ausgesprochen worden, welche über die Thronfolge in der dänischen Ge- 
■Aiuntincmarchie sn Onaeten des PiinMn Ohxistsa von OMubnrg ':|ndi 
seiner mUnnliclien Descendenz aus seiner Ehe mit seiner Qemilllill, der. 
^ebomen Prinzessin von HesBcn, getroffen worden sind. 

Auch über die Art und Weise , wie diese Festsetzungen , soweit sie 
sidi enf-HöIrteln be^«]ieii, dvrcli Beeeitigong eine« aie äeh 'swar »wel-^ 
felhaftca, doch unter den obwaltenden Umständen nicht zu öbersehenden 
Anspruchs (des Herzogs von Augustpnburo^), noch eine formellere Begrün- 
dung eihalten können, ist allsei^es Einverstandniss vorhanden. Das preua- 
tis<£e Cäbinet dkrf sieh der Hoffining htiigeben, dass gerade in dieser' 
Beziehung seine BemoÄnuigen k. dlnüekerseits gewürdigt nnd Bnetkennt 
werden; 

ni. In Betreff Holsteins steht f<^t, dass die Provincialstäude de«, 
Herzogthunu us dessen ge setsmassig bestehendes Landesorgan snssmmen' 
berufen werden sollen, und dass diesen Stimden' die Tertretong 'der eigen«^ 
thftmlichen Rechte des Lande <, zusteht. 

IV. Die bewafinete Macht des Herzegthums Holstein fds deutschen^ 
Bundeslandes ist im EinyerstilndiiisB awisehen den den Bnnd vertretendeBf 
Mächten und der Krone Dänemark organisirt, und indem ihre Bestimmung 
als Bundescontingent vorbehalten worden, d^r Ofu rln^fehl darüber dem 
König ven Dänemark aladem Kriegsheim der Gesammtmonardiie tberkssen:^. 
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Y. Die Verhiltnisse des Herzogthuais Schleswig, aU eines ausser- 
dentachen Lande«, sind an sicfi' nfölit' Ckgmistand d«r ErOrtenmg und 

Vcrliaiullung des deutschen Biiiideg. Niir insoweit das deutsche Herz(^ • 
thum Holstein aus }^oin< insauH'u RtHlitsverliäUnissen beider Herzoijthümer 
Ansprüche auf diu Auirechtixaltutig t^ulcher Verhäkmase hat, sind dieselben 
Oegenakaad der Yeratindigung swtoehen den den dettteoh^i Bond Tertre- ; 
landen Mächtea und der Krone Dänemark. ' ' 

Wäluend Seitens Pvcussens und Oestreichs anerkannt wird, dass ein • 
weitergehender Anspruch des Uerzogthums Holstein auf Geuieinschaf) und 
Einheit der YcrbMltnlBse in beidÜm HenogAAnieni- niebk stattfinde, erkennt , 
das königl. däuigcho Gouvernement seine rst it'; an. dass die holsteinischen i 
ßtäade als berechtigtes Landesorgan d6s lierzogthums Holstein, hinsieht- , > 
lidi der auf bestimmten Rechtstitelu berulienden Gemeinschaft von Yer« | 
liil^ssen beider Hcrzogthümer, in den finen nach den Yeroidnungen • 
¥on 1831 und 1834 zustehenden Attrihutionen verbleiben. 

Insonderheit wird allseitig anerkannt, dass der nexus socialis z\vi8ehea 
den Ritterschaften von Schleswig und Holstein iu demsel,ben Umfange iind 
mit denselben rechtliehen Folgen in Zukunft aufrecht eriialten bleibe, wIq 
derselbe seit den Jahren 1731 mul J732 bi standen bat 

VL Die k. dänische Regierung ist mit den deutsclicn Mäcbten dariibet 
fliwnftilnnden^ ' dass das Herzogthnm ' Sehleswig als ein abgesomlerter, 
weder in Virfassung noch Verwaltung d«a 'Königreich, Diin«Biark 2U-aN(4 
corjiorircnder Theil d* r däniscbon Gesanuntmonarchie bestehen soll. EboTiso 
wild däuischersei^s aberkannt, dass di^ Schle^wig;*sche Ritterschaft ferner- 
\relt iiiB Corporation mAkat den Ant'dcon meaüu iröeialls vaH der holstefi 
nisclicn Ritterschaft sich ergebenden Atfclibationen erlialten bleibt. Nicht 
Bundcr bat Se. Maj. der König von Dänemark seine Absiebt erklärt, die 
Bcbleswig'scheu rrovincialstiiude, wie, sie durch die Verordnungen vox^ 
lB3t nna 1834 eingesetzt sind, dnrcb bene 'Wiüilen einberufen za lasseiu 
'Freusseh spricht seine auf die obigen vereinbarten Punkte gegrün- 
dete Erwartung aus, dass in Schleswig eine den licdtirfnisscn und der vor 
184d besitandttneu Veffasanng des Landes entsftrechende stiudischo Ver^^ 
trchmg, gtattllnden wwd^rt Die Form ui^d , die ZnaarnnMOMlzung dieaet 
Vei-tretnng wird mit den Jei^t wieder aisammen au liemfenden Provin^ial'» 
ständen zu beratbon sein. 

t YH. Die deutscheu Mächte erkennen an, dass in Gefolge des aner-' 
kmmten Integritätsprincipa dfar .dlalsolwn Ctoeatomtmenaveliie dne Tevr 

tretung aller Thcile dieser Monarcbic in einer für die Erörterung d|i^ 
BescbluKsfassiing über die GesainnitiutereHsen bestimmten legislativen 
Yei'sammlung mit den Sonderrechten der deutschen Herzogthümer Hol- 
itoii mA Lmtenbnlg nicht mTcrtrigUck lei: AndnMtaist da« k. dini[«6lM 
Q^^DUiremement der Absicht, in den zum deutschen Banfe gehörenden Her« 
zogtbümern Holstein und Laucuburg, oder in dem Herzogthum Schleswig 
die zur Zelt im Königreich Dänemark bestehende Verfassung oder das 
dort gdtende Wahlgeseta nicht ftinauflUiren, yielmehr bei der zu entwb^ 
ibnden Crcsammtverfassung der Monarcbic die stfindiscbcn VcrbSltnisse 
der deutschen Herzogthümer und die besonderen Beziehungen des Her*-* 
zogthums Schleswig zu berücksichtigen. Namentlich wird das in Dänemarls 
^Itcnde Wablgeset» in ßchleswig und in den dentschen Hersogtl^fimern 
nicht eingeführt werden. 

I' VIII. Die bisherige Gemeinschaft der Kieler UniversitÄt für Holstein 
nnd ftir Schleswig, sowie die Gemeinschaft der andern für die Hersog- 
tiiümer bestimmten Institute bleibt in denuelben Um^mge bestellen, ide 
dßea bis pa. Ende des Jahres 1847 der Fatt gewesen ist 
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UltiMrtfte BeUantmadmc Sr. I^i^t ta EMgß 
Frieirich TIL ?on 27. Januar 1852. 

Wir Prederik der Siebente, von Gbttes CKiaden König 
zu Dänemark, der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig 
Holstein u. «• w.> tiiuii kwd allen Ünaeip^ lieb« und getraM 

Untertbanen : 

Es ist Uns allenmterthänigst vorgeti'ag! n, dass die Verhand- 
lungen der in Folge Unsores allerhöchsten Manifestes vom 14. Juli 
1850 in Flensbui^ zustimmenberufcnen angesehenen Männer nicht 
zu der von Uns beabsichtigten Uebereinstimmung geführt haben 
in Betreff der wichtigsten Angelegenheiten Unserer ^l(uiarchie und 
namentlich in Betre£f der Stellung Unseres Herzogthums Schles- 
wig In denielben. 

Wir haben daher auf die Reenltate dieser Ver* 
handlimgen nieht weiter bauen wollen, dahingegen den 
ällerliftehsten BcBchluss gefasst, dass durch die Ordnung der An? 
gelegenheiten Unserer Monarchie» unter Beibehält und weiterer 
Entwicklung der|enigen Einrichtungen, welohe entweder alle Theile 
derselben umfassen, oder die fUr einzelne von diesen constituirt 
sind, vorgeschritten werden bo11 in dem Geist, die rechtlich beste- 
hendcn Verhältnisse aufrecht zu erhalten oder zu verbessern. 

Gleichwie daher die miveranderte Aufrechthaitung ünsrer 
Monarchie in deren gesammtem territorialen Umfang durch den 
Beistand der europäischen Grossmächte fiir die Zukunft gesichert 
bleiben wird, so bull auch die Verbindung zwischen den verschie- 
denen TheQen der Monarchie zu einem wohlgeordneten G^zen 
amfi^eht e^ten und fortgeführt werden, yoittufig durch die 
Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten durch 
geineinsehaftliche Behörden und demnächst durcJi eine 
fttr die Behandlung der gemeinsamen Angelegenheit 

ten {(eiiieiiigchaftliche Terfassüng;, zu deren EinftihruM Wir 
baldmSgtichst ^e erforderlicheli 19eÜ)ritte Torälhmen* 
yerien. 

Für die ZnkuTift sollen daher dieienijn^cn Anj^eles^enheiten aller 
Theile der Monarchie, die friilier erledigt oder allcninterthänigst 
Uns vorgetragen wurden vom Departement fiir das AuEwärtige, 
vom Generalquartiermeister, von dem Generaladjudanten fiir den 
Land- und See^^tat, vom General - Commissariats - Collcgium , vom 
Admiraiitats- und Commissariats-Collegium, von der Finanzdepu« 
tatioD, von der Birecüon (Üx die Staatsschuld und den sinkendeuL 
Fond und Ton der General-Postdireetioni so wie auch die firfiheren 
unter die erste und zweite Sectfon der Rentekammer gehörenden 
Saehen» soweit dieselben daiei Steuer- und* Abgaben- oder das He- 
bunge- und Becbensehaftaweaen angehen, und die frttheren unter 
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das Gencral-ZoUkammer und Commerz-Coliei^ium geJiörenden oigent- 
lii'heii Zoll- und Colonialsachen — welche gämmtlicho Abtheiiuiigew, 
soweit sie- das Königreich Djinemarfe betrefTen, bereits an die be- 
atehendeij Ministerien übergegangen sind — voin Ministerium 
des Auswärtigen, vom Kriegsminis teri um, vom Ma- 
rtneministeriuiD und vom Finanzministerium naoh iktt 
bestehoiden Yoraehiifteti mid deigestelt behandelt weideii,' dasa 
4» WMciiAgiMft dll»er Mnmterien , {^ebWie IHllier die« mit 
den YmgBxamMm unmittelber unter uns stehenden dehttrdeii di^ 
Fall war, auf alle Theile unserer Monarchie sieh entfeeddl 

Der Wirkungskreis der MiniBterien fitr das Königreieh 
01lnenia#kt des Justizministeriums, des Ministeriumrff 
des Innern und des Ministeriums für das Ktreh^v* 
Urtt d ünterrichts'wesen, bleibt unverändert. 

Die früheren unter die Schleswig- hohtcin - iauenl)urgi. sehe 
Canzeiei gehorf^nden Sachen, die von den Herzogthümem ÖKjhleswig, 
Holstein und Lauenburg vorkommenden Sachen, die früher unter 
die Rentokajnmer oder unter die 3. Section des General -Zoll«*' 
kammer- und Commerz-Coneginms gehörten — mit Ausnahme der 
an*8 llarineministerium übergehenden Feuersachen und der wl^ 
Ifiidetetium des AuBwirligen übergehenden Ooneulateachen , 
io wie die ftüheren unter die eehleewig-liolsleitttfldie R^era^ 
gehUnnden GeiohXfte sollen, nadk den bestelMiden VoriehriftMH 
Ar die Zukunft mlngenoimMn' weiden,' Toii Ministerium fttr 
dM Herzogthum S>chleswig, 1d so weit sie dieses Herzog- 
dium angehen, und vom Ministervum fttr ^le Hcrzogthti^ 
mer Holstein und LAu'eii'burg, in so weit sie diese beiden 
Herzogthtimer betreffen, und PoITen dabei diejenigen flachen, welche 
die für die Herzogthtimer Schleswig und Holstein ge- 
meinschaftlie lu n nichtpolitischen Einrichtungen uad 
Au stalten betreffen, namentlich die Universität in Kiel, die Ritter- 
schaft, der schleswig-holsteinische Caiial, das Brand versichemngs- 
weaeu, die Strafanstalten, das Taub.stummeninstitut und die Irren- 
anstalt, von dem Minister für das Her zogt h«nt Schleswig*, 
vnd dem Minister* ftt da« Herzogthum Holstein tfnd. 
Lauenbuig 4iollegiai beliandelt werden» 

Unsere atoMrtMcheft'. ift i ii s t eih m »ollwi ihfin lMslltndigen»undl> 
atusseUiMMliehen Bits in'Unserarraäis^ielieiiHanpt- «wlBMident- 
Stadt Kopenliagen- Insben. 

Unsere sttnuntlicben Minister bilden Unsem Geheimen 
Staatsrath, in dem Wir auch flir die Zukunft den Vorsitx 
fiihron werden und an de<?pen Sitzungen Unser TlochgeUebter Oheim 
S. K. H. der ICrbprinz gleichwie früherhin Theii nehmen wird. 
' Mit Rüc ksicht auf die Befugnisse und die Geschäftsordnung Unseres 
Geheimen Staatsraths soll es bis auf Weitere» bei den früheren 
Regeln sein Bewenden haben. Das ProtoooU soll vom Staatssecrotair' 
geführt werden. * ' • ' • • • * * * ' 
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Der Minister filr das Herzogthnm Schleswig und der Ministet* 
|ür die Herzogthüraer Holsteir^ und Lauenburg sind Uns allein 
verantwortlich fUr ihre Amtaftihrung. Der übrigen Minister 
Verautwoitlichkcit gegen den däniöchen Reich ötag ist ein- 
geflchränjit auf den Theil ihrer Amtsthäti^keit, der dasKöni^ 
reich/BHiienMric angeht, in Uebei^ältiatimBnHig iBit 1. Sl. to Gnmd- 
ges^ts^a. 

In OemlMheit des f. 2t des ChnttdgMtSM hAm Wir UuMA 
ICnialer d«a AiuiwUrtigmi bis auf Wellerai zum Prami«riiiinUter 
Iftr daa Kdnigreieh D^namark eraannt 

f. : gleichwie kein Zweifel aain kann an Unserm fadsten WiUan, 
miyerbrüolüieh die Bestimmungen des dKniachen Grundgesetsaal 
ai|. iudten, eo wollen Wir auch auf verfassuugsmFissigem Wege deil 
ProvincialständenfUr Unser Herzogthum Schleswig, so wie den 

Provincmlptiinden flflr uni!er Herzogthuin Holstein eine solche 
^intwickelu II g zu Theil werden lassen, dass jedes dieser Her- 
zogthümer mit Kücksielit auf die seither unter den Wirkungskreis 
der borathenden ProvincialBtiinde gehörendeu Angelegenheiten eine 
stüudische Bepräsentation mit beschliesaender Stimme 
erhält. 

Zur Erreichung dieses Zieles werden Wir demgemä.sä Uesetafv. 
entwürfe für jedes der beiden genannten Herzogthttmer besondera 
^«ftrbaitai tmd dea Proymcialstttnde^ dieealbeA aur Begutaditung 
Toricgen lasBoii, in ü^ewiaatimmm^ mit d6m- %. 8« des allg^ 
Dünnen Geaetaaa vom 28. llCai 1831 und mit.dor SeliliiBabaatiiB^. 
maMg^ der Yerordttungen vom 16. Mai IdSd. 

Der Gasotientvn^, der z« gedttelitavk -Zwaeka 0lr das Herr- 
zogthum Schlesw!^ ausgearbeitat .werden wird» soll- Inbesondare: 
diejenigen Bestimmungen enthalten » welehe notiiwendig aind, na», 
der däniaeken und der deutschen Nationalität in dieseni 
Heraogthnm vollkommen gleiche Beraofatigiii^ und kvitf)%ea Schuts 
an gewähren imd zu sichern. 

Die Suspension der Wirksamkeit des schleswig-holstein*» 
lauenburgiBchenOberappeilations-Gerichts mit Rück- 
sicht auf das Herzogt lium Schleswig dauert fort. Zu dem Zwecke, 
definitiv die C* mp« i» tiz dieser höchsten richterlichen Behörde auf 
die Herzogthttmer Holstein und Lauenblirg einzuschränken, wird 
den zuerst iiusammenixetendeu Provincialstände- Versammlungen ein 
Gesetzentwurf zur Begutachtung vorgelegt werden. 

;Diej Provincial ßtände fiü- das Herzogthum Schleswig 
und die Bkrovhi'cia|atftnde''fliR daa Eerzogthum Holstein sind bidd* 
mSglkkat» .nafeh: Arblauf der gegen wftrtigaA. mit-dieaemi 
Jahr aufhfir«ndenWahlperiode ,ausamntenanhenifeh; oftcb^ 
dem attHliohst neae .WaUen von Al^geordnettln vorgencnnmen jdind/ 
Diese Wahlen soUen m deiyenigen Districten daa Heraogtlittms 
Schleswig, die im 3elager ungsattstand. mnd» enst inaoh der: 
Aufhebung desselben Statt finden. Die Sr. Durchl. dem Heixog 
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von Schleswig-Holßtein-Sonderbjiyg-Augustenburg zugelegte erbliche 
Virilstimme in der schleswig^sehen Provincialstände- Versammlung 
fiOlt ymfi. 9itl0r muk mM&gi« MiMMlr in der dWalitliin und 
der detttc»cli6ii Spreda In der PiovineSalitlade - Venmirnnlimg dee 
Henogttiunie SeMeewig wird bereite in der jüngst sneeiiunentre- 
tebden VerMnunlung «gestandeiii und werden ffie deefidb nOtU^ 
l^n Veranstaltungen von Uns getröffen werden. 

Sobald Unsere landesherrliche Grewalt vollständig wieder hei^ 
gestellt ist in Unaetem Herzogthum Holstein, soll dieses Herzog- 
thum verwaltet werden nach den rechtlich bestehenden Gesetzen, 
die nur auf dem verfassungsniiissig-em Wege abgeändert werden 
sollen; zu dem Zweck, ein g^cni o i nsam e s Zollsystem 
für dieganze Monarchie herzustellen, sollen ungesäumt 
zur Aufhebung der Zolllinie an derEider die nöthi- 
' gen Einleitungen getroffen werden; der in einigen Districten de« 
HenEO^hunis Schleswig bestehende Belagerungszustand 
Boll aufgehoben werden, nnd dai Ittr dioM« H«rzogthii» 
«tarn 16^ llUi'1861 ««igQlwtigte'Ainnostle -Patent soll 
•iner um fastenden RoTision nnterworfen wofdoh. Dmi^ 
joiigen, velekaUeiBaeli roa der AmnMtio anegenhloesen bldtai^ 
mUr es auch nicht verstattet sein, in den Übrigen Theilen Unterer 
Monarckse sich aufsalialttn , wKhrend DAsjimigtn, weleho son- 
der Amnestie nicht ausgeschlossen werden, frei und ungo**^ 
kindert in^s ITerzogthum Schleswig sollen zurückkehren können. 

Mit Kiicksicht auf die Verfassnnp' Unseres Herzog'thnms 
L a u e n b 11 r werden \Vir, nach voraufgegaugener verfussungs-^ 
mäflsiger Verhandlung mit Unserer getreuen Kitter- und Landschaft,' 
Unsere Allerhöchsten Beschlüsse zur tiiientlichen Kunde bringen» 

Unser Verhältniss airi Mitglied des deutscheu liundes für' 
die Uerzof^hümer Holstein nnd Lauenburg Terbleibt unverändert ■ 

Wir wMrttB TtrtraMttinr^dl, daet mame tttboa «ad- g^(Hw ' 
ÜMleithaiifln in aHeii ThettHi^Untirer IfonatdifeB in YoiBtofatadflni 
tlBC»nia«tt Bewdi Uatrar itteillelioa Fflnoige, die ml f gl«! oho r' 
fcUbo/tlo Alle «mf attt^ «rblioheii i^wdMi, and hoüm^ dtt« 
« . mit. des AlhnSehligen Beistand Unt geingen werde, den untW 
Uaserem Seepier TOtefaBigitB Lniden • ofiio glttcfcHeho Zultunft- 
i««ieheni. - . • . ..... • ' . 

Gegeben anf ÜBSorem Schlösse Chriatiaiuibotg, den 
28. Januar l»ö2: *■ " ' • • • < *' 

Unter Unserem Königlichen Pandteichen nhd tnsiegel;^ 

Frederik R. * *' . 

Keventlow-Criminil. C. Moltke. C. F. Hansen. C A. Bluhme 
W. £. Sponneck. Steei^ Bille. P. G. Bang. A. W. Scheele. ^ 

füi; die %htigkeit der .AbsebrUt: 
" . Bluhme. ' ! 
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Iriaii 4m IL DlaiMtai BiifUii 4m «mMiBi» 

• iigelegenMtai, Blittt«, 

an Mf ^rranbtfii in Wun unb ^laliii, (Orafen tJ on ISilU- 

Hociigtboiiiei Herr Graf! in lirwiedorung der Er&ffnungeiiy 
welche £w. Hoeligeboren, so wie der Urai v. Bille-Brahe (der 
Graf V. Pleößeii) in Gemässheit meiner gleichlautenden iäiasöe 
vom 6. üecbr. v. J. bedehungswoise dem k. k. und dem 
pceuflsificbea MiniBterpräsidenten (dem k. preussischen und dem 
k» k, ÖffeceteUiehiln MliiiBterpräsidenteD) gemsolit 1w1m»I, lurt nht 
tmcBt der. Fiiur» ▼» Viints, «ad kitis nachher der Fri^. Werther 
die hier e* lu. «beohiiflfioh aalieigeiideii Depeschen, resp, TeM 

««d dQ. Decitaber t. X milir^eilt 
. Wenn auch gleich diese Bepescheo Y#isohiedentlich gefassi 
sind, so haben wir gleichwohl , schon weil die beiden Höfe in 
Uwer aolidarischen Eigenschaft als Vertreter des deutschen Bundei 
uns gegenüber eine Einheit bilden und nothwendig bilden müsseiii 
nicht im mindesten bezweifeln können, dnss eine diesseitigre Rück- 
äusserung, wodurch der uuserm Programm von kais. österreichischer 
Öeite zu Theii gewordenen Auffassung beigetreten werde, sieb 
nicht nur des Beifalls (Jer k. preussischen Regierung zu erfreuen 
haben, sondern auch für vollständig genügend eraclitet werdeii 
wird, um sofort im Verein mit dem k. k. Cabinette die nöAigen^ 
Yprk^mngeB jrar Bitomiing der Festung Btondiijurg und Zoifiek^ 
bmAmg in.HcJfltein befibdllehte Qeiiittieeiflen tmd Truppen 
die BBodee «n eclaeeen , damit der KJ&täg nxm obm fememu 
wAAiMiid in den velkii and iingefliaÜiMi Qmam wtlati landes- 
hentiehen Gewalt wieder eintreten k5nne* GUeiehwie dieee in der^ • 
Natur der Verhältnisse begründete Y^nranssetzung ber^ dmnki 
die Ton dem k. k. Minirteiprttiideaten an Schlüsse seines Erlassei 
vom 26. December ausgesprochene zuversichtliche, l^^rwartnng 
bestätigt worden, so hat uns auch später der Frhr. v. Wertherl 
die ausdrückliche Versicherung ertheilt, dass sich die k. preus-' 
Fische Regierung hinsichtlich der dem Bundestage v.n oiaehen- 
<ien li!röifnungen mit den östreicbiscben Ansichten io^ l<)iQver-<: 
atäuüniss befinde. 

Unter diesen Umständen kann es mir nur zur besonderen 
Befriedigung gereichen , in F^Ige d^ mir AUerhöclistenertB er- - 
theÜten Crmichtiguug die Erklärung hiedureh ab^geben: ;yda8s 
der KStfig', unser' aU^rgnädigattt H^, die in dem l^rlasee den' 
k. k. Cabinette^ vom S6. Dbseniber y. J. nnd in der Anlage 
desselben niedergelegte Auffassung der den Höfen von Wien 
nnd Berlin (Berlin nnd Wien)Jtnndgegebenen Allerhöcheten Ab- 
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fliehten — wie im aUgemofnen , so auch namenllleli was dtt 
Nicl)tincoi-poraüon 8elilesy> i^^s m das Königreich betrifll — alt 
mit der scini^en übereiiMtiinmeiid aiierkomit.^ 

Zi]p:Ieicli haben Se. Maj., nachdem AJlerböchstdieselben Sich 
iiach einem kurzen Unwoidsein au den Kegierungsgeschäften 
wieder Theil zu nehmen im Stande sehen, keinen Anstand 
genoinaien^ die vhrfcBdie Amfllhning jener AMeliteii, so irdt 
#efa<m jetBt daao TenmlassuDif war, durch Haodhingen Yonmbereiten; 

Zu diesem Behnfe hat es 8r. Ifij. Torerst daran gelegen 
sein müssen, sofort naeh Anfldsung des Usherigen Ministeriums, 
einen Btaatsrath für die gesammte Monarchie su bilden 9 mid 
iwar dergestalt, dass Allerliöcbstdieselben in dessen Zusammen* 
aemmg eine beruhigende Bürgscliaft Ufr die Ihren landesväter- 
ilehen Absichten entsprechende Wahrung der Interessen und der 
gleichberechtigten Stellung aller Landestheile getrost würden er- 
blicken können. Nach sorgfaltiger Prüfung aller hiebet in Betracht 
kommenden Kücksichten, die das Staatsoberhaupt einzig und 
allein in ihrer Gesammtheit vollständig zu beurtheUen und zu 
würdigen vermag — !iaben 8e. Maj. daher nunmehr geruht, den 
geheimen Staatsrath unter Ailerhöohstderen Yorsits wieder Ins 
Leben zu rufen. 

Die hieneben angeschlossene am 28. d allerhöchst erlassene 
Bekanntmachung ibt der erj«te von k:>r. Maj. dem König nach 
der Neubildung des geheimen Staatsraths vollzogene Act 

Der Inhalt dieser aUerbSeltoten Bekanntnuchiing wird , wie 
die königliche Regierung suversiehdleh hoffen darf, allen 
gerechten £rwaitnngen Im vollsten Maasse entsprecheni so 
wie es auch nicht zweifelhaft sein kann, dass, nachdem dureh 
obige Erklärung das diesseitige Einverständniss mit den von der 
k. prenssischen Regierung getheilten Absichten des k. k. Ca* 
binets entschieden bethätigl worden, die gewälilte Form, die 
kü^nigl. A^gi^hten auszusprechen, den beiden Höfen vollkommen 
genügen'^ferscneineu wird, um demnach die Ausführung der ihrerseits 
Uk Aussicht gestellten Maassnabmen nicht länger zu bpaiiPtanflon. 

Ew. Hochgeb. ersnchc ich daher unter abschrütliciier Mit- 
theilung flieses I-^rlasseH gegen den k. k. {k. prenssischen) Mini- 
sterpräsidenten uniicre vertrauensvolle Erwartung dahin auszu- 
sprechen, dass sich die k. k. (k. preussisclie) Regierung 
nunmelir der uns ertbeilten Zusage gemäss bewogen finden 
werde, das Mandat, kraft dessen sie in Gemeinschaft mit 
Preussen (mit Oestreich) den deutschen Bund in der hol- 
stelnischen Angelegenheit vertritt — unter gleichzeitiger RHU* 
mung Rendslmrgs und des Herzogthnms Holsten nnd Wieder- 
hiecstellung der Yollen landeshenlichen Gewalt In diesem Henog- 
thnm — ale edoschen su betrachten nnd In der Bnadesreniamm- 
lung Üir die getroffene Vefehibamng dmsastelken, vaaA dass sie[ 
avi^eieh die neue Begründung des Verbandes der anter dem 



btirguDg der Integvität. der .dSnU^acL MowebU miUelBt Äner* 
If^n^ong der. gemeto^finen. Erbfolge s^ bcthcilig«;!!. 

Unter dem Bemerken, dass ein m\t dem gegenwärtigen 
gleichlautender Erlass heute an den k. Gesandten in l^rlin (Wien) 

(jrgangcn ist, füge ich nur noch hinzu, wie es in der Absicht 
des Königs liegt, die Ijondestruppen, welche bisher einen Thcil 
der Festung Kendsbuig besetzt gehalten habeii, Je nadi l in sie 
wegziehen, durch Truppen des neugebildutcn holi^tein-lauen bur- 
gischen Contingents zu ersetzen, go wie dass Sc. Maj. es endlich 
als von selbhl veistanden beüaciaen, liaris die ^Entscheidung der 
amioch uoerledigten Grenzfrage vorbchaUeu; mitliia uupräju- 

d]«ir^ Uelbt 

- . Greiie)imigen CSur* Hochgeb,- den erneuerte^ Ausdruck meiner 
IVJMgmIclwetfften Utclwehtuiig, . ; . (^'^^^ ) Blftk^ . 



Londoner Protokoll, betrBffeud die Erbfolge im Könlgreick 

Dänemark. 

IIB Nteim def lieaigta vod 'ttuttemiaraii Dviie<iil|gkBit. 

Tji Betracht, dites die mit, den angemeiiien Int^resaeir des* 
etitopitiidieD Gleiefagenricbts eng verknüpfte Aufk-eehthiltung der 

Integrität der dänischen Monardde für die Bewahrung den^ 
Friedens Yon höher Wichti^,'kcit ist, und dass eine Combiuation, 
mittelst welcher die männliche Nachkommenschaft mit Aasschlustf 
der Weiber zur Erbfolge in die Gesammtheit der gegenwärtig 
unt6r dem Scepter Reiner Mnjestät des König.« von Dänemark 
vereinigten Lande berulen würde, zur Sichersteiiung der Inte- 
grität dieser Monarchie das geeignetste Mittel sein dürfte, haben 

Se. Ddaj. der Kaiser v o n 0 es ter r c i ch , König v on 

Ungarn und l^öltnien, 
Der P r i n z - P r ä s i d c n t tl e r f r a n z ö s i s c h e n R e p u b 1 ik, 
I. M a j . d i e i\ » • ji i g i n des c r e i n i g t e n Königreichs 

von G r 0 ö s b r i l an n i e n n ii tl l r l a n d , 
Sc. Maj. der König von Preussen, 
Se. Haj. der Kais er all er Reusa enund. 
Se«.Maj. der König von Schweden un.d l^orwegen,'^ 
auf desfälligp Kinladuu^ St. Maj. äßA Königs von Däne-, 
mark beschlossen, einen Vertrag altziiscblicssen, um den auf. 
4io^e Erbfolgeordnung besügi ich en Verfügungen, 
djarc^h eiußn .A <?Jt .eiiropäischor Anerkennung an- 
noch ein tJnter(iif4i.nd der <9estfindigkeit, 2U ver;,. 

l^ilie^A. . . ...... ' . 
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Demzufolge Imbtn die Ifoiicn ooniiid|lr^)den Theilc zu 
Uireu Bevollmächtigten eniaimi, niiinliph: ' ' 

Se. Mnj. der König von Däiieinark den Herrn Ghristian 
V. Bille, Allerhöchstihren Kammerhcrni, aussorordentlichea 
Gesandteii und bevoliumcbtigten Minister bei Ikrer bcitis<^* 

Se. Mfj- der Kn&am von Oestneidi, Kikilg; tom Ungurn mul 
BÖlimeny den Herrn Ludwig Oarl Freihetrn r. KUjbeck^ 
feiner kai^erlieh kdnigKek tfiestflaieciMn Mafestät GescUiftfltriig« 

am Hofe Ihrer britischen Majestät &c. &e., » 
Der Prinzpräsideat der französischen Republik den Herrn. 
Alexander ColonnaGrafv. Walewski, Botschaftor der. 
Iraiinö&ischen Kopublik bei Ihrer britischen Majestät &c. 

I. Maj. die Königin des vereinigten Königreichs von Gross- 
britannien imd Irland den selir eluenwerthen Jacob Howard 
(irafen v. Malniesbury, AlIerhöchBtiliieu Krsten StiÄto'- 
secretar für die answärtigen Angelegeiiheiten &c. &c., 4 
8e. }thkj. der König von Preussen den lieriii (J h r i » L i a n. 
Carl JosJas Bunsen, AUerhÖchstlhren ausserordentUeken 
Qe^aadleV' uni bevollinilohtigteii MliÜBtef M,Itor biiftiieliav 

Be» Mij. doe Kaiser aller Renssen den Haem^ p.hillpti^. 
F'ei.^errn v. Brunn ow, Allerk6chBlihren< Qelienieniath^ 
aiieeerordentlichen Gesandten und bevollmttelitigten MiniaUr bei 
IktS&i britischen Majestät &t. &c., und 

Se. Maj. der König von Schweden und Norwegen den 
Horm Johann Gothard Freiherrn v. Ii e hausen, 
AUerliöchstilireii ansHovordeutiiclien Gesandten und bevollmHch- 
tigteu Minisrer bei llirer britischen Majestät &c. &c., welche 
nach gegensiitiger MittheUung ihrer resp. in guterund gehöriger 
Form b( iiin ienen Vollmachten über folgende Artikel übereinge-. 
kommen giud; • • • 

Art |.. Da Se. Maj. der K&iig von Dänemark, naeh 
fmaUieher Erwägung der Interessen Ihrer Monareliie^ 2»- 
stimaDung Seiner königlichen ^Hebeit des firbiNrinaen und Ihrer 
ni&ebsten doreii daa.diUveehe Königsgeaeti xnr Erbfelge bemfe- 
nen Cognaten^ sa vie aueh im BtnveffsiandBiss mit Sr. Ma>' 
dem Kaiser aller Reussen, Chef der UltoK 11 Linie des holstein-« 
gottoJTP'schen Hauses, erklärt habeo, die ]«>bfolgeordnnng in 
Ihren Staaten dergestalt. fest8e|z^ zu wollen, das» Ihre Krone 
— in Ermangelung man n I i f Ii e r vorn Köiii<re 
Friedrich III. jsu DänoniarJc in gerader Lini«^ ah- 
staniniender Nachkommenschaft — an Seine Hoheit 
den Prinzen Christian zu Sc hlcswig - Holstein- 
So n derb nrg-Glücl^s biirg und an die aus der Ehe 
dieses Prinzen mit der P r i 11 z e a a i 11 Ij 0 u i 9 e zu Schles- 
wig -Holstein -Sonderbiurg- Glücksburg geb. Prinzessin von 
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Hesa» Hlohftt evtsproMiieii D e • e e a d e B t e II mMh dem Reehte 
der Eritgeburt toh Mann lu MaiiD (Ibeiiragcn werde; 
•o verpffiditen die Hohen eoalialiireDdeii Tliette, in voller Wttr- 
digong der Weisheit der Ansiehten, welelie filr die dereinstige 
AnMihnie' jener Combinatlon entscheidend gewesen, sieh gemein- 
schaftlich im Fallo einer VerwirlüichuDg der Yorhergesehene» 
Möglichkeit, das Snccessionsrecht des Prinzen Chnstiaa 
zu Sobleswig'Hoistein- Sonderburg- Glüeksburg nnd der miini* 
liehen aus Dessen Ehe mit genannter Prinzessin in gerader 
Linie entsprossenen Descendcntcn auf die Gesaramtlioit der 
gegenwärtig unter doni .Scepter >Sr. Maj. des Königs von l>üue*- 
mark vereiiiigtcu Lande anzuerkennen. 

Art. II. Die IJohen contrahireuden Theile, w el c Ii e das 
Princip der Integrität der dänischen Monarchie 
als unwandelbar anerkennen, verpflichten sich die fer- 
neren Eröffnungen in Ki wägung zu ziehen, welche 8e. Maj. der 
König von Dänemark Sich veranlasst finden möchten , ihnen 
angehen zo lassen, fSrils^ was Gott Terhfite, efaie nahe bevor- 
stehende Erlöschung der ans der Elie 9t* Hoheit des PrlueD 
Ohiiitiaa in Schleswig -Hohiteia*-SonderiHirg«GHMcsbnrg nü«: 
Ihrer Hoheit der Prinsesein Louise zu Schleswig -Holstein-^ 
9Mderbttrg->Qlfleksburg geb. Prinseesin von Hessen hi gerader 
Linie abstammenden mibmllehen Deseendena sn belittreliten stSade« 

Art. III. Es ist ausdrftcklich Terstanden, dass die gegen«^ 
seitigen aus der Bundesactc von 1815 und dem bestehenden 
Bündesrecht hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen 
Sr. Maj. des Königs von Dünemark und des deutschen Bundes 
in Betreff der Herzogtlüimer Holstein und L a ii c n b ti r g 
durch den gegenwärtigen Vertrag nicht verändert werden sollen. 

Art. TV. Die Hohen contrahireuden Mächte behalten sich 
vor, diesen \ ertrag zur Kenntniss der anderen Mächte zu 
bringen und sie dabei einzuladen, demselben beizutreten. 

Art. V. Der gegenwärtige Vertrag wird ratilieirt werden, 
und die Auswechselung der Jiatilicationen binnen einer Fiiöt 
von sechs Wochen oder wo möglicli früher in London erfolgen. 

Zur Uiknnde deesen liaben die respectiven BevolimMchtfg-' . 
ten diesen Vertrag nnteneichnet und selbigein ihre Wappen» 
Siegel beigefügt 

So geschehen zu London den 8. BCal im lahre des Henn 
Ein Tausend Acht Hundert und Zwei und Fnnfsig« 

(ünterz.) 

(L. B.) Bitte. (L. S.) Ktibeck, (L. S.) WaiewskL (L. S.) 
MalmMury. (L. S.) Amiisn. (L. S.) Athnnoiii. 
.(L. S.) BehauHiL 
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SittiiBg 4er deotsota Budmersuinliiiig rom St9. Jtil 1852. 

■ 

■ 

9orl<0ni von ^rflrdd^ «nl Preu^tn, bas i^Ncn ibfrtr«$nie 

bftrfjffiib. 

. Ostlsrrddk und Preussetu Die Gesandten von OesMch und 
P^UBsen haben den Auftrag, der hohen Bundesversammlung 
Rechenschaft über die Vollziehung des Mandats abzulegen, kraft 
dessen ibre Allerhöchsten Höfe den deutschen Bund in dar Hol* 
-fUanischen Angelegenheit seither vertreten haben, 

Sie beginnen die Erfiillung dieser Pflicht mit dem Ausdruck 
der Hoffnung, dass der deutsche Bund durch die Hcscldiisriiialime, 
welche die Geäandteu in Antrag zu bringen angewiesen sind, den 
endlichen Abschluss der Streitigketten bewirken werde, die in den 
letite» lahrall vator dam Einflutfie aUgomdiMr Ersohtttteroiigen 
«dbit dmi Friedes swischita dem Bunde und einem eeiaer Mit- 
. flieder geetSrt heben« 

Der Friedenevertrag vmn 2. Juli 1860 bot die Gniiidieg% 
cnf welcher Oesterreich und Prenea«! es Übernommen hatten, 
im Namen des Bundes und mit Vorbehalt seiner definilaven Be- 
iehlUsae die Erledigimg der Angelegenheit herbeizuführen. 

Der Friedensvertrag erheischte die Wiederherstellung der 
rechtmässigen Reglerungsgewalt in Holstein und verwies die Ent- 
scheidung der Streitfragen, an denen in einer Zeit der Aufregung 
der Kampf sich entzündet hatte, von dem Felde der Waffen auf 
jenes der fri,e»dlichen , dem bestehenden Buudesverhältiiiese ent- 
sprechenden E rörterung . 

Unter Vwweisung auf die zu einer eventuellen Execution 
bereitgeateUten Bmtdestrnppeiit bewid^ten daher ^e Gonmuayin 
Oeateneidia und Preuaaene dieEtnatellung der mifitVilaehem Maaa- 
legeln, ftbecnehiiieii bis anr Beendigung der üiterrenttoifc dis 
•Butdea« in Gemeinachaft mit dem lendeaherrlichen Conmi a a l r, 
die' oberste Regierungsgewalt in Holstein im Namen des Lendee- 
herm, und im Auftrete dea ^deutschen Bundes, und sicherten da- 
durch die Vertrags- nnd gesetzmässige Vollziehung des Art IV. 
des Friedenstractats, welchem zufolge Seine Majestät der König 
-Von Dänemark, Herzog von Tlol stein, zur Wiederherstellung Seiner 
rechtmässigen Autorität die Dazwischenkunft des Bundes in Ueber- 
einstimmung mit dem Bit ildesrechte in Anspruch genommen hatte. 

Wie bereits in der liuudessitzung vom 11. Juni 1851 Oest- 
reich und Preussen darzulegen in dem Falle waren, bezogen sich 
die wichtigeren Massregeln der Bundescommiss&re auf die Zu- 
fUckzidiung der Holstemiaelien Truppen liinter die Eider, die 
BedueHon der vorhandenen Btoei&rlfte, den Rücktritt der Statte 
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balterschaf^y die Auiiösung der, Landes vers&mmluiig, die Einsetzung 
einer obersten Civilbehörde , ifemer auf den Ausspruch, dass die 
mm IMesliniMe ^ümstim erlasitoeir.awM i* ia£»8%h ^ 
tig nicht anzuerkennen «eien, und endlieh auf die provisoriiielie 
Bildüii^ 4to Höhtebiielien Btmdeficibiitiiigaits. ' » ' < 
t i lYciinnf dieeer AagelegenheiMi im EiaidiiaQ nfßak äA 

ttOB den von den GonunissKren aRi%ettoninienen Protokotten, welche 
in das ArchiT der hohen Bundesyersammlung für die Herren 
IBandcBtngsg^sandten znr Einsicht tiiederg^6||[t 'Wol^dM, die- 
*«nil- Protakolle als Beilage angeHigt sind. ' 

• Al>er auch nach der Beseitigung des unberechtigten Wider»- 
ltdiides im Herzogthtime Holstein blieb die Lösung' der zwtsehen 
Dänortiark mticI dem deutsclicn Bunde entstandenen politischeh 
Verwickelung von ernsten Sclnvierigkeiten umgebeUf die erst nach 
Jüngerer Zeit überwunden werden konnten. *' 
♦ * T)urch den Art. III. des Frieden^v ci tiuga waren beiden 
Theilen einfach die Rechte Torbehalten worden, die' ihnen yfüt 
'dem Kriege gegenseitig zustanden. * ' 

' ' Der eigentliche Bestand dieser Rechte hatte aber schon vor 
dem Ausbräche des Kriciges zu vielfachen ErOrteruns^ea Anlass 
.gegeben 'And' ddr schroffe wideilitraH entgegenstehender AitichteD 
mat äiioh nach Beendigung des Kampfes ummsgö^lidiaii. Ja' «a 
meht an veriDSDneni dAas'die Zhstfnde'» ih -ritt "ixm Ana*' 
brache Kamp^ bMtnden hatikni ' nicht mSa hnbedhttt' im 
Massstab smr Regelung der mehrfboh TerKndetten Teiwtnisse 
darbieten konnten. Es bedurfte unter* solchen Umständen dsfe 
--behanliolisten Willens der drei bei der Verhandlung betheiligteii 
'Höfe, um das Ziel der Versöhnung äüf dem Boden der Verträge, 
der wirklich begründeten 'Üeeiiie uiid dar wahren Interiasen beir 

der Theile 7.\\ orroichcn. 

I' ' Der erste zu diesem Zwecke uilteriiommene Versuch führte 
•mlBhl; zum Erfolge. ' ' ' . 

' Das Manifest Seiner Koniglfch' Danischen Majestät vom 14. 
*Jtdi 1850 hatte die Absicht ausgesprochen, achtbare Männer aus 
«allen Theilcn der Monarchie zu berufen, um ihre Meinung über 
di^ Verhältnisse des Herzogtliums Schleswig zu dem Königreiche 
Dänemark einer Seits mid dem Herzogthumc -Holstein anderer 
•S^is 'hl hVren. - Später, ntfoh 4br üntermrfiQig' Hofstsinsv Um 
idie* Eegierung SMner 'Majesiät euten- Vetsacnijliung dsb Ne»* 
tabebi'-vonBuIegihdstt Plan der kfinftigeu OrganisaHsn. dei< öDial^ 
sehend ilonarchia ddn CSabinelbn' TOd 'Wien aind Berlin - daM^'Ciii^ 
eigene Sendung zur Keantaiss bringen. IDiastr Plan 'beniiite in 
einzelnen seiner Bestimmungen auf dem erkeianbaren Bosireben, 
Behleswig mit dem eigentlichen Königreiche enger als bisher iiillft 
namentlich durch eine auf Holstein sieh meht erstreckenckf con»- 
stitutronelle Verbindung zu Yeranigee. Da es indessen nur wtln'- 
sehcnswarth und iir die Aufhellatag der Verhältnisse filrderiidi 
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öi*>«clioT?i<^Ti koimto. r?fo StirriTTteii eiiu^ichisvoller Männer aiis alleif 
Theilen des Landes über dort Or-THtitSHtionsvorschla!* zu vernehmen, 
80 billigten Oestrcieli und PreiiB.sen, ohne auf di«« materiellen Be- 
stimmungen desselben nälier einfengehen. gesehweige denn sieh mit 
denselben einverstanden zu erklären, im .Vllgemeinen die Absicht, 
denselben einer unparteiisch zusammengesetzten Notabelnversamm«^ 
Inng v<»nfittlegon, indem sle ÜbeWReft mittolrt üusdHföklleher Yer- 
#Bhningen die Mtendmadiung der Qesetee lAid BlMddttme des' 
Bundes sich vorbehielten. ' . » . ' • v 

D$e firgebmssö der YAtsttüf fin Moiiiit Mall itel in Flens* 
bürg gtattgehabteii Bcrathnngen der Notabdn wst^n *a1>er' nldkt* 
van der Art, dafts die Regiernng sich bewogen' gefunden htttte, 
Äör AusMhning des vorgelegten OrganisatSonsplahes tn «chreiten. 

13agegen Hess sie auf die Vorstellungen, Welche die Höfe 
von Wien und Berlin wegen etn^tM^eniger Wiederherstellung des 
ZuStandes yrir dem Kriege an sie gerichtet hatten, an diese Höfe un- 
term 26. Anglist V. J. eine förmHche ErWärung ergehen des Inhaltes: 
„Dass Seine Majestät, nach erfolgter Rückgabe der vollen lan- 
desherrlichen Gewalt in AUerhSchstderö Hände, das Herzogthum 
Holstein nach den rechtlich bestehenden Gesetzen zu regieren ge- 
sonnen, Bueh föttentacMöbsen seien, Veflnderangetf in der Yet«*' 
Ibssung dieses- Hlirzogthtdns ntiriiuf verlSiSsungsmSss^m Wege' 
' dmmülhren, so ifiieAllleiMksliStffiinMlbte 'Sttlbstra^^ 
dM VeridtttBOBS Holist^s sudi'doMschiStt Bnnde wtd die hrtiffö'* 
reih aus diestoi YerhtÜtniss erwadisenden ReehtiK nnd Bäfa|^' 
nisse nie aus den Augen verlieren werden." 
Oestreich und Preussen, die in dieser Erklärung ein werft«*' 
volles Unterpfand der Absichten des K()nigs nicht verkennen- 
konnten, hielten sich gleichwohl f?ir verpflichtet, durch ihre weiteren' 
Woldas ol I landen l'^ithsehläge der Diiiiischen Regierung eine gleich- 
massige Beaciitung der Institutionen und der selbstständigen Stel- 
lung aller Theile der Monarchie anzuetnnfehlen, da nach der' 
üebcrzciigung der deutschen Mächte nur auf dieser Grundlage 
eine lebenskräftige Verbindung der unter dem Scepter des Königs 
▼«tefaifgtim' Lande unter sieh nnd zugleich eihe in jeder HinSfeht'^ 
btiftlMKiteildä Vmtihidignng mit diem dentselien Bunde ' in das ' 
W«frk.getfeit«t wMen ko'mrte. ' ' ' 
Diese aatb* vdit «ndieren ans4»«¥tigen "Idadhte* ^tefttfttiftüni 

von Dänemark nnd Seinen Käthen eine ernste und gewissen»' 
hafte Würdigung itn(T vcTanlassten Wöhrend der letzten Monate 
des vorigen Jahres lebhafte mtindllclie und schriftliclie Unter-' 

bandlungen zwischen den drei betheiligten Cabineten Seine 
Majestfit gewannen im Verlaufe derselben die TTeberzt ugung, 
(lass die Krone, um mit SiclicrlM it und Würde den künftigen 
Gang der öireutlichcn Angelegenheiten festzustellen und dessen 
Einhaltung ; . so weit dabei die Verhältnisse zu Deutschland in 
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Brtiacht kamen, in den Augen der deutschen MSchte En Ter« 
bürgen, nicht langer ansschliegfllich von Ministem berathen blei- 
ben iiönne», die dem Duiiischen lieiehstage yerantwortlich sind, 
sondern, dass für die Angelegenheiten, die sieh aaf das Ganse 
te UonarebiA «ntridcen, die £ni6Miiiiig eines Oesammt* 
Staatsrathes nnerUssUeh geworden «et 

Der hierauf gerlditete Entschhiss des Königs hatte bald 
ein binreiehendes BinYeiatSadnlM der drei Begieronfen über alle 
weaenüieben Fragen im Gefolge. 

Die AllerliÖchste Bekaniitmadinng Seiner Majestät am 
Januar d. J. wird hoher BundesTersammlung von der Königlich 
D&nischen, Herzoglich Holstein -Lauenburgischen (Seiandtschaft 
Torgclegt werden. Ihrer Seits sind die Gesandlen Ton Oestreich 
und Prcussen 7u der tTkläninp anjjewiosen, dass dicec IJekaimt- 
machung in denjenigen ihrer Veriu;:nr(peii, die sich iuii' (iie zwischen 
Däneroarlc und dem deutschen Bmule streitig gewesenen Fragen 
beziehen, den Ausdruclt der Verstüiidigunf]^ enthält , zu welcher 
die im Namen deg Bundes handelnden Ailerhuchsten Hole mit 
der Königlich D&nischen Regierang sieh geeinigt haben. 

Die Gesandten haben ferner hoher ßundesvcrsammhinp die 
zu Kiel am 18. Februar und zu Kendsburg am 21. l^ebruar 
voUzogenen Protokolle au übergeben, inhaltlich welcher die 
BondeeeMmiiefire unter ffinweianng anf die AUerbSebate. Be* 
kannfanadinng ront 28* Jaanar d. J. nnd mit Vorbehalt der 
definitiTen Gaiehnlgong des dadnreh bewirkten SinTentändnto- 
aes dnreb den Deirtseben Bund, die Tolle ZnrGefclegang der 
Eegiemngsgewalt In Holstein in die Hände Sefaser Mi^itit dee 
KdnIgB bewirkt und den Rückaog der Bundestruppen aus dem 
Herzogthume angfiordnet haben. 

Ohne dass an den landesbenrlichen Rechten des Königt 
von Dänemark so wenig wie an dem Inhalte der Bundesgesetze 
bei diesem Anlasse eine Aenderunj!: hätte jjetroffen werden sollen 
oder können, bestand doch allseitiges Einverständniss darfibcr, 
den bisher ans Oestreichischen und Preussischen Truppen be- 
stehenden Iheil der Besatzung der Stadt und FeBtung Kends- 
bürg durch Bestandtheile des Holstein-Lauenburglschen Bundes- 
contingents zu ersetzen, wie dieses die Dänische Regierung be« 
reits den Höfen von Wien und Berlin in ihren dortliiu gegebe- 
nen Erklärungen ala von selbst in ilurer Absicht, gelegen bezeich- 
net hatte. 

Bei der FrilAnig der dniefaien» der Conipetena der hoh«n 
BundearenMOunlung unterliegenden fieetininiungea d«r Königlich 
Dünlichen Bekanutmaehung vom 2d. Januar d. J. werden die 
deutoeben <^jftegieningen — das Ist die feste Zuvertlebt Oest- 
relehs und PieuMena *— nieht den UaaBatab der Aufregung« 
wie sie sieb in einer tiefbewegten Zeit; namentlieb aneb in Be-, 
ing auf.die. vorliegende Frage geltend gemaebt, sondern den 



der ruhigen Würdigung wirklicher Rechte und gegebener Vem 
hältuisse anlegen. 

£• wird also darauf ankommen, die YflriiaiidUMigm juidi 
ilmff Lage Tor der angedeuteten F)M>ebe iii*8 Ängem fawieik 

In ilum BeseUoM^ TOm 17. Septenber 1846 halte di« 
BondesTeriammlang die ▼ertrannMyoUeBrwartuiigaaageai^roehens 
i^Mne MajestSt der Künig Ten Danemark , Herzog von Hol- 
etein und I«aDenbiiiig| werde bei endlicher FeststeUung der In 
dem offibnen Briefe vom« 8« Joli jenes Jalires besprochenen Yer» 
hältuisse die Rechte Aller und Jeder, insbesondere aber die des 
Deutschen Bundes, erbberechtigter Agnaten und der geaeftamüf^ 
eigen I^andesvertretung Holsteina beachten." 

Auf einer Prüfung bestrittener Rechte oder auch nur der 
Zufitändiflrkeit des Bundes zu ihrer Entscheidung beruhte dieser 
Au.^spruch nicht. Wie das damals erstattete Commissions- 
bedeiiken zeigt, enthält der Beschluss eiutacli eine Berufung 
auf die am 7. desselben Monats von der Königlich Düniaehen 
Begiening gegebenen AnfU&iingen, dureh welcbe die Bnndei* 
TemanHBhmg, die GekeAditaelning Oürer Ctepeteni aleh Torbe- 
biltefid« lür die Gegenwart Jede Beacbwerde ala beseitigt er« 
n^üete. 

Durfte hiemach die BnndeflTenammlung darauf zählen, dasa 
die Kön^eh Dänische Begtem^g nicht nach blosser WilUdir. 
eine von JeiMu Aufklärungen abweiebeade Bichtung einschlagen 
werde, so war auf der anderen Seite anzuerkennen, dass die Er- 
klärung vom 7. September 1846 die damaligen Verhältnisse der 
Dänischen Moiiarcliie und insbesondere die unumschränkte, in 
den verschiedenen Landestheilen nur an den Beirath der Staude 
gebundene Regierungsgewalt des Königes zur Voraussetzung hatte 
und dass sie nicht die Wirkung haben konnte, noch sollte, un-^ 
zweifelhafte Souveränetätsrechte, über die verfassungsmässige Com* 
petenz des Bundea hinans, durek bestunaite vt>n dem Weebael 

VmMaA» and den spltteren Ereignisienr nnabbängige Yer^ 
bindltebkeitan an beae hrito ken« 

Die Qeraeinsdiaft dcir «ffinlfioben RedtoweriOOtniafle der \ 
HMTsogthttmer war in der gedaidbtan Erklärung zwar ganz so, wie ' 
aw damals innerhalb des Gesammtveibandes der Monarchie ala 
bestand, niebt aber als ein gnmdgeaetaliehes Beebt dtf> 
Hcnogthümer anerkannt worden. 

Diese Erwäj:^im«5en lassen sich bei Beurtheilung derjenigen 
Bestimmungen der Königlichen Bekanntmachung nicht abweisen, 
w<»iach es bei der in den letzten Jahren erfolgten Einfiihnmg 
einer gesonderten Verwaltung für jedes der Herzogthümer Hol- 
stein und Schleswig belassen bleiben, und wegen definitiver Be-. 
ßchränkung des übrigens erst seit 1834 den Herssogthümem 
Hobtein und Lauenburg gemeinsamen Schleswig-Holatdn-IianenFr 
bmgieoben Obcrapp^atlonigeriditi anf die HeisagMnier. den 
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näelisten Vcrgaiiirahuigen der Provinzialätände' oih Gesetzentwurf 
zur Begutachtung vorgelegt werden soll. ' '* - • ' 

In allen übrigen Punkten beruht die Königliche Bekannt- 
Hiachang vom 28. Januar d. J., in so weit ae die HerzogihiltiMr 
Hi»lfiteät tmd LaMlmrg mgeht, 'iraseiiä^ wif 4«f Gnrtdlage 
des 2afttaiid6s vor d«ni Krieg«. > ' " • 

^"Wenn Seine MajeAtÜt der K«ii% als te »efner 'B^ 
flttrebttnge« drä migiesdiitilllertie MallOBg'der DttiiBDlieik Monsrehiei} 
tmd die VeriHndting il»er einwfaien TlwUe, tu einem woHge<Htl-* 
hcten Oa&zen verkündet, so iteM diese Brldllrmng mit allM 
frühem der Königlichen Regierung, und asmeDtiieli mit jener «MM 
7. September 1846 im vollen Einklänge. 

' Die verfassungsmässigen Rechte mid Befugnisse äm Bundes 
hinsichtlich Holsteins nnd Laucnbürgs als deutscher Bundoslande 
sind in der Königlichen Bekanntmachung ausdrücklich gewahrt. 

Der Deutschen nnd der Dänischen Nationalität in dem Her-* 
zogthume iSchlcswig wird v^^llig gleiche Berechtigung und krilftiger 
Schutz zugesichert. ' i 

Die rechtlich bestehende und nach dem 6rundsat3?e des Arti 
56. der Wiener Schlus.sacte nur auf Vürfas8ung8mä.s.si*j;('iii Wcgd 
abzuändernde Wirksamkeit der Holöteluischen Provinz lalstände 
«nd der Lan^bnrglschen Ritter- and Laadfiehaft wird wieder in 
das Leben gernfeni 

In der iknerlceakinng der* «elbstetiliidq^en i^eieh bemdi* 
tigte» Stellung der yersebiedeiien' Beetandtiieito dnr-* Menafdiie^ 
denn fselner dem aaderta nnMigtoidnat oder 'ttnveiieibt iel» 
sttmmi die Bekanntmaohui^ Tom d8* MMiar nameiMScIi -mit' ddl^ 
früheren Königliefcto Tenicünd^uagt Tdm i4.}Jali 1850 ttberein»* 
mit weICifcMr leteteren die Ansage Erneuert wurde, dass eine In* 
Corporation des Herzogtbums Sebisewig % das Kdaigreieli Dlftaa» 
mark nicht stattfinden soll. 

Mit Rücksicht auf die vorstehend dargelegten Betrachtangen 
imd Erwägungen überlassen sich die Regieningen von Oestreich 
und Prcussen, wie bereits im Eingang dieses Vortrags ausge- 
sprorhfTi ist, der Hoffnung, dass, gleich ihnen, auch ihre hohen 
Buiidcbgenossen in der Königlichen Bekanntmachung vom 26i 
Januar d. J. eine zufriedenstellcade Lösung der durch Art. IIL 
des Friedensvertrags vorbehalt^Mitn Fragen erblicken werden. 'l 

Ein fernerer Auftrag, dessen die Gesandten sich iiiermit e»t-l 
Iddigen, geht dabin, den Schlussbericht der deutschen Mitglieder 
der «adi Art. V, des 'ßmetalS'^niaiinlen^ €StennlbgoIi^g»4?amM 
nttssiowj d* d. Bendsbug den Desember 1661; wdehem B««r 
richte ilmmtiiehe PirotokoUe rnid Teiiiaiiidbmgen dieser Cknimisshnt« 
beük^en, nebet einem Nachtrage, d.>.d* '7. •I.!H;, boher' Bnndev« 
msamnihuig zu Übergciben. Da eme YeintKndlgung' Übnr dle'sidb' 
entgegenstehenden geschichtlichen und rechtlichen Ausfdhningeit 
dsr .DnutMta und Diwscben MägUmler dieseo Cemaüssia» 
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Jkalb derselBen. nicht zu erreielieii war, und die Deatschen Com* 
miflsXro sich daher daittof beschrftnken mussleB;' ÜHma Sdilomhe- 
richte «nen YonoUag snr Kegiilirung de^ GfOBü auf tei 'W^ge 
des Vergleichs beizngetey so wird dtts .stiMi|pe GMisfrage, deren 
Ift^tf ^«diinff ^hrigens dunsfa kamen 4« seitherl^da Yoii^bige 
weder nach der einen noch nAch dte «idflrea Seite hin prftjudicirt 
«-fvird, fallii sieht Yergleiohftyorschläge zum Ziele führen, kaum auf 
andere Art, als durch den »Schiedsrichtetspruch einer dritten im* 
parteiischen Regierung zum Austrag gebracht werden können. 

Da es aber den Regierungen von Oesterreich und Preussen 
bekannt ist, dass Vorschläge in dieser Angelegenheit von Seiten 
feiner Majestiit des Königs von Dänemark, Herzoge von Holstein, 
als des bei dieser Frage zunächst betheiligteu sou verainen Bun- 
desfursten, zu erwarten stellen, so dürfto es in joder Beziehung 
am angemessenst^ erscheinen, die ErQeuerung eines Ausschusses 
jBur Prüfung dei flhep di^ Grenzberichtigung erwaohssMa Pmlor 
eolle und Verhandlungen bis dahin aaszusetaen, .^asf ^deposalh^il 
zu^eich diese YorschUlge, welche die Königlidie ^gierii|Lg in 
niSglichst ktlnser. Frist zu ttbeigelben gemss bjcda^lit, «ein wk^i 
zur Begutachtung ^erwieisen werden können. . ... • . i 
. Die Gesandten von Oesterreich und Preussen scUieium 
j^genwitrtige Darlegung, indem sie den Antrag stellen: . . . 
■ ' ' Hohe Bundesversammhinf^ wolle -.1 

1) die Bestimmungen der am 28. Januar d. J. erlassenen Be- 
^* ' kanntmacliung Seiner Majestät des Königs von Dänemark, 

Herzogs von Holstein und Lauenburg, so weit dieselben 
" • die Angelegenheiten der Hcrzogthiimcr Holstein und Lauen- 
burg, betreffen, auch nach Lage der Sache der verfassungÖT 
mlflsigen Prüfung^ und Beschlussfassung dei^ deutschei^ 

• Bttndes^ nnterfiegen, als dto Oei^etken i^d 'Rechten des 
Bundes' entsprechen d aifierkennen, und \fo..[&bnach von 
SeSner 'MaJestKt dem ÜLdnige iiilt iBinverstttndiiitee mit den 
im Namen dbs Blthdeii Imndelnden Regierungeta von Oestert 
reich und Preussen be#irfct0n- Bettegnng ' der seitherigen 
Streitigkeiten zwischen Dlnemark und dem' Deutschen 

• .Amte 'die yorbehaltene dafiniüye' (taehü^^g ertheilen; 
- Sie wolle* - • • . ' ' " ^ 

2) die Kön^Uch-Dänische, Hcrzoglich-Holstein-Lauenburgisch^ 
Oesandtschaft ersuchen, die gegenwärtige Verfikndlung der 
Königlichen Regierung zur Kenntuiss zu bringen, mit dem 

• . Beifugen) dass die Bundesversammlung sich überzeugt hat, 
• 'Seuie Majestät werde auch in Zukunft über die Erhaltung 
' nttd gedeihliaha Ausbildung sowohl der gesetdich be- 
'steheadift Eiiilehtiingen' isaam- denisoh^n • Bmideshmde, 
ali «nsh der Siettn^g, die Ihnen im* Verbattd^ imt deA; 
I • tibrigda .TheUsn der Mohartihie gebührt, in eben deirf' 
gereichten und versöhnlichen Greistc iMolMlky'ven Welehesf 
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i im kfidgUili« BAiwntiifhung vom te. JiMr 4. i. 
Zeugniw giebt; 

BMdlieh Immtngm 4i6 OcMiidtMi: 

Hohe BuMhmrMiniiilong wdle 
3) db 4e& fi^gimm^ yoa OMtenmeh und Preuflsoii tfM- 
tn^gaoflii und nach dem Ablaufe der dafiir be«timmto 
Frist seit der Erkläning beider Höfe in der Sitzung vom 
6. September v. J. stillschweigend verlängerten VoUrnaefateB» 
in der Holsteinischen Angelegenheit mit der Passung der 
so eben in Vorachlag gebrachtea Beftohlflsse ti» erloachen 
betrachten. 

Danemark wegen Holstein und Lauenburg. Der Gesandte 
erlaubt sich, unter Bezugnahme auf den eben vernommenen 
Vortrag der Allerhöchsten Ilüfe von Wien und Berlin, Hoher 
Bundesversammlung die darin erwähnte, unterm 28. Januar d. J. 
von seinem Souverän erlassene Allerhöchste Bckanutmachuog 
bieneben zn tiberreichen. 

Hohe Versammlung wolle daraus des Weiteren entnehmen, 
«of Welchen Grundlagen und in welchem Geiste Seine Majestät 
diyr König die Bewahrung, Wiederherstellung und gedeihliche . 
Allstaldung sowohl der alle Theile der Monarchie umfassenden, 
als der flir Ihre diuelneii Theile ttberlieforteii Instltationen ms 
Leben ni fllbm beabslcfatlgeii* 

Wcna in diesem Shme sofoit über den Wirkungskreis und 
die TeimotwortKehkeit der aaCer dem Yorsitse Sdner Mijestil 
des Kaiiiga den Geheimen Staatonfth bildenden Ifinlster dl^e- 
nigen Anordnungen getroffen wnrdeni für welehe die dinnlidie 
Bewahrung und Wiederherstellung der den eimelnea Thellen 
der Monarchie eigenthümliehen Verbalttusse, so ^^ ic der in den 
auswärtigen und Finanzverhältnissen, wie iür I^and und See- 
macht überlieferten Einheit massgebend waren, so ist zugleich 
eine weitere Fortbildunp: und Kntwickelun? der näher benannten 
Institutionen auf verfassungsmässigem Wege zugesiciieil und in 
ihren leitenden Grundziigen angegeben. 

Indem hiemit den Rechten der Krone wie der Unterthanen, 
namentlich auch der Holsteinischen Trovinzialstände und der 
Lauenburgischen Hitter- und Landschaft eine erneute Grundlage 
zu Theil wird, welche alle Interessen in versöhnender Berück- 
sichtigung umfasst, und unter göttlichem Beistand ßir alle Zu- 
kunft Reäit und Eintracht sicher stellt, wolle Hohe Versamm* 
kng ferner den Worten ^e dem Geist der mehr gedachten Be- 
kannlm^bung die Yeisleherang entnehmen, dam alle Seiner 
Majestät dem Könige hinsiditlieh der Henogthteer Holstein 
und Lauenburg dnreb die Bmides-Grondgesetie fiberfcemmenen 
Verpflichtungen in Jeder Zelt den Gegeuftand yolMndlger Er- 
füllung bilden. werden. 
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Indem AUerhöelistdieselben endlich dem Gesandten tu be- 
fehlen geruht haben, au diese Vcrsichtrung und die Erklärung 
des Einverständnisses mit den tob den Allerhöchsten Höfen Yon 
Wien und Berlin so eben Hoher Yersammlung Torgelegten An- 
ttitgen ADch AUerhÖchatdero aufrichtiggten Danlc für die dorg- 
fah m knüpfen; welche von dem Durchlanebtigsien Bunde, im 
Einklang mit den beiderseitigen Rechten und mit der allgemebien 
Wohlfahrt, der VerwirkHchung des Berliner Friedens geficbeakt 
worden ist, begrüssen Se. Majestät in deren Ergebnissen um fo 
lieber ein Pfand fest begründeter Eintracht und aufrichtigen Ver- 
trauens, als CS AllerhöchjJtihnen eine hocliwillkoramene Pflicht sein 
wird , in offenem Znsmnnicnwirken mit Ihren erhabenen Bundes- 
genossen der Erhaltung dieses Vertrauens wie den gemeinsamen 
Interessen jede Förderung und Befestigung nach besten Kräften 
zuzuwenden. 



Vo. B, 

AUorhMilai Vitail, ImMM die Terliuiii( tm LaMliq; 

TM M. Dmmbcr HUtt. 

Wir Frcderile der Siebente, von Gottes Gnaden König 
zu Dänemark etc. 

Thun kund hiemif: 

Mit Rticlcsicht auf Jie durch Unser, die Wiederherstellung 
UnBcrer Landesherrlichen Autorität im Herzogthum Lauenburg 
betreffendes Allerluiclistes Patent vom 8. Januar 1851 in Aus- 
sicht gestellte Revision und Ordnung der inuem Verfassung des 
Herzogthums Lauenburg, und indem Wir Uns in Uebereinstim* 
mung mit dem lobiilte der UiMerer getreuen Ritter- vad Land* 
Schaft doe HensogtliumB Lauenbotg erMioton* AlledidclisteB. Aa-i 
Solution vom> 29. Januar 1852 diejenigen weiteren Maatregeln 
annoch ÄllorhScfast vorbehalten, wefadie lur Terwirldiehung Unserer 
Ruf die Einführung einer gemeinadiaftliobett Verfassung aum Zweck 
der Behandlung der Unserer gceammten Monarchie gemeinschaft- 
lichen Angelegenheiten in Betreff Unseres Herzogtimms Lauenburg 
crforderlii li Averden möchten, haben Wir Uns, nach Torgäng^g ver- 
noniinencm Gutachten achtbarer Tjauenburgischer Männer und nach 
desfiilliger, in Gcmässheit Unserer Allerhöchsten Bekanntmachung 
vom 28. Januar 1852 stattgehabter verfassungsmässiger Com- 
munication mit Unserer getreuen Ritter- und Landschaft des Her- 
zogthums Luuenburg AllerhöcliHt bewogen gefunden, in lietreff der 
inneren Verfassung dieses Unseres Herzogthums auf Grundlage 
der alten bestehenden Lendesveriassung und msondeilieit des von 
Unseren Vorgimgem in der Regierung anedumnten, vertnigsmissig 
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^ .yenrilUgai vnd am vai^rdiMir «ie fi>1gli 

Das Rcclit dieses Unseres Herzogthnms Hiif eine ständische 
Vertretung wird von Uns uu.sdrficklicli und in d« r Weise besteheud 
anerkannt, dass es für die Ausschreibung neuer Steuern, so wie 
bei VerSnderungen im Stcuerwesen überhaupt, der Zu.stinimung 
der Laiidstände und bei Erlassung neuer, so wie der Abänderung 
oder der authentischeu Interpretation bestehender Gesetze, der Zu- 
ziehung derselben bedarf, und dass denselbep die Befugniss zu- 
stellt, "ehranige Wünsch« dea hvuSiiB» in YetMxai^ der Bedite 
desaelbi» sum Vortrag za l)ringen. 

«2. 

Die stiindisetie Vertretung Unseres Herzogthums Lauenburg, 
solche gegenwärtig unter dem Namen der Lauenburgischen 
Ritter» und Landschaft besteht, soll hinsichtlich ihrer Zusammen- 
Betznnt^ nach Massgabe der nachstehenden Bestimmungen einer 
Beform unterzogen werden. 

Die stSadtscbe Veffretung Unseres Herzogthums Lanenbuig 
* soll bestehen «us deB\ Erblandmarsehally. xweien lebensläu^ichen 
LandrÜlhen, welche mit deiÄ Landmarschall unter dessen Vorsits 
das Landraih-OoU^um bilden, und ans funfsehn jteriodisch ge- 
wühlten Abgeordneten. ^ 

; j s 4. • 

Das Erblandmari* ] laliamt vererbt in der Familie von 
Bülow mit dem J^esitze des Gutes Gudow, dergestalt, rlass der 
jedesmalige Besitzer von Gudow, in??ofern derselbe vollj.ihrig und 
zu diesem Amte befaiiigt ist, als Erbiaudniurschall im llerzogthum 
Lakieabuig zu fimgiren hat. 

Die beiden Landrftthe werden Ton der gesammten Ritfcär- und 
Limdsekaft auf dem Landtage aus der Bfltte der 5 gewühlten Ab- 
geordneten^ d«fr Ritterschaft (§ 6 und 7)- erwählt, jedoch verbleibt 
der gegenwttrt^ ümgirende Landt«th als erster Landrath im Amte. 

Die gewäUien Landräthe sind Uns durch Unsere Lauenbur- 
g^iiche Regierung zat Alleihödisien Bestfttigung zu präsentiren. 

Das Amt der Landräthe ist ein lebenslängUebea, dessen Fort- 
dauer jedoch bedingt durch den Besitz eines landtagfltbjgen Gutes 
in Unserem Herzogthum Lauenburg. Falls bei eintretender Vacanx 
des Erbbindmarschallamts ein Landrath als Vicelandmarsehall von 
der Familie Bülow- Gudow mit seiner Zustimmung prösentirt 
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jmd ?4i<i,IhriiibiMuiii^tton:U4li AlMlMst genehmigt mWU« WMb^ 
ao> 8clMMtoC ddwelb« «ris dem JUndratiiwCollegio a«s- iuid irird ^ 
dadttüek «atottohond« VaeiHit» nadi' tfiwgfib«: der YogUMgßß&uUm 
B^irtimingan ^wieder iMlalzt« . 

Die fünfzehn gewählten Mitglieder Unserer Lauenbiizgiecheii 
HktcT- und Landschaft sollen be'iteheii : 

1. auß fiinf von den »ämmtlicheu Besitzern der bisher ];iiul- 
tagsfahigen (iüter im Herae^oiD Laueubui^ stu wäliku'^ 
deu Gutsbesitzern; 

2. aus fftnf Abgeordneten der drei Lauenburgischen Städte 
mit Inbegriff der zu einer amts^ässigcn Voratadt voreiuigtea 

, dni AiaiiG^gaineindeii tu Laneuburgj 
8. ans ftii£ väa dm säonniKolMii Beaiftzeni der binediolieBi 
Güter im liersogUnim Ajauenbuig m enrfthlehiden kl Wien 

' % 7. ' ■ 

Die ßämmtiichen Be^it/or der bisher landt^igsföliigen Giiter im 
Herzogthnm Lauenburg wählen die Abgeordii^^^'^ ihres »Stand es 
aus ihrer Mitte in einer, unter der Leitung des Landmarscbal^ 
oder des denselben vertretenden Vicelandmarsehalls abzuhaltenden 
gemeinschaftÜchjBn. Versammlung. Die Stimme und Function des 
aidetzt gewäblten Abgeordneten ruhet/ im Falle d^r äuBscbeidende 
VicekndmazacluUI naeh dein Bestimmnibgeti des % 4 unter die^ 
Abgeordneten der liradtagsf^ihigen 'Gutsbedtzer ziirttddrh^ 

i 8. 

Die Bürgerschaft einer jeden b r drei Lauenbnrgiecben Städte' 
und iswar die in Laüehburg im Verein mit der gesammten Vor- 
bürgerschaft in der äriitssässigen Vorstadt, wählt je Einen Abgc- 
ordn6ten ans den ^fitglicdcrn des Magistrats jund je £inen aus 
den wählbaren Bürgern der Stadt. / • • 

Jedoch ruhet, was die Wahl des ans der Bürgerschaft zu 
wählenden Abgeordneten betrifft, für eine jede Wahlperiode das 
Wahlrecht Einer der drei Städte nach einem unter den Städten 
innezuhaltenden Turnus^ welcher sich den Wahlncriodon aiiöchliesst. 
Für die erste Wahlpmode ruhet das Wahlrecht der Stadt Mölln, . 
ftbr die sweite das der Stadt Batseburg, nnd ftlr £e 'dnite das' 
der Stadt Lauenburg. '-l 

. In Ratiebnrg und HttUn findet die WaU nvtpr y^- JMxmg 
4er doctigen S ta d tm ag iatrate» in 4er Stadt JUnenbyrg unter ge-. 
meinaamer Leitung des Asntii LauAnburg and diea dj9i|%en ii^. 
g^trats statt. . 

Bedingung des Wahlrechts wi^ dfff Wäblbacbeit in Lesern 
Stauiile- iat 4aH. Bürger^ re«p. Vorbiirgerrechit in den l^et^enden - 
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atHdtSsdiMi Oemeioden sugleich mit dem eigeatfattlMeiieo IMH 
•bes stSdtiecbeii GtvndstHekea mm Wer^M von mmdestni 600 
Rthlr. L.-11 oder ib Enmmgelmie eiaee soldifln eigentihflnlidieB 
GrandbeBities, der Entriehtung von mtiideateBS 4 RtUr. 
ülfentUclier oder Commimal-SteiMr. 

Die fünf Abgeordneten des Standes der bänerlichen GnmH* 

besitzer im Heraogthum Lauenburg endlich f5ollen in der Weise 
gewählt werden, dass die bestehenden vier sof^cnannten Fuhr- 
districte und. vormaligen Sessionsdistricte , weiche je ein Amt mit 
den dazu gerechneten Illttnr^ütem befassen (§. 10), unter Aus- 
lassung der amtssässigen Vorstadt zu LaneiiLmig hinsichtlich des 
Lauenbnrgischen Amtsdistricti», die Wahidistricte ausmachen, und 
in den solchergestalt gebildeten Wahldistricten Lauenburg, Schwar- 
»enbeck und Steinhorst je ein Abgeordneter, im Wahldistrict 
Rataebuig aber zwei Abgeordnete, unter Leitung Unserer betref- 
fenden Aemfer gewählt werden. 

Bedingung des WahhreehtB in» der WStühaik^ in dietm 
Stande ist bitueiiieher Orundbeslts 'ht dttn betreffenden Amta- 
oder Giits^stiiet zur €M»e von nundtostenii 12 Morgen CSalen* 
bevger Masse. 

% 10. 

Von dem Wahhrechte imd der Wählbarkeit im AUgcmeinen 
«nq^eschlossen 8m4 diejenigen, wdehe noch nicht 25 Jahre alf 
sind, oder unter vSteilicher ; Gewalt oder Curatel stehen, oder 
wegen eines entehrenden Yerbreehens bestraft oder wegen eines 
solchen Verbreehens in Untersuehung ach befinden oder befindlidi 
gewesen sind, ohne Tellig freigesprochen msein, oder aber w«1c1ia 
irgend eiiic Unterstfitzuag von der AnUenverwaltang, die entweder 
ntoht aufgegeben, oder nicht zurückgezahlt ist, geniessen oder ge- 
nossen haben, endlich auch diiqjen%e% Uber deren Vermögen wäh-, 
rend ihrer Verw^tung Ooncurs ausgebrochen ist, ao lattg^. daa, 
GoAcursveiiahren nicht erledigt igt, 

. . 11 nnwesentUck.) 

I 12. 

lieber die Gültigkeit der einzelnen Wahlen cntsclieidet die 
auf dem Landtage versammelte Ritter* und Landschaft. 

«13. 

Die auf desföllige Vorftigung Unserer Lauenbnrgischen Re- 
gierung von den betreffenden Behörden vorzunehmenden Wahlen 

zur Lauenburgischen Ritter- und Landschaft gelten nur filr 6 Jahre 
und sind nach Ablauf einer jeden Walilperiodc von 6 Jahren 
neue Wahlen vorzunehmen. AusBerdem inuss auch während lau- 
tender Wahlperiode die btelle eines auf die eine oder andere 
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WiiM abgeigttigviiea Alugewrdneten sofort durch eine nette Wahl - ^ 
enetst weiäeii. Die erete Wahlperiode beginnt mit dem 1. 
MKn 1864; 

I 14. 

Die Landtage werden am Sitze üneerer LanenbutgSaelien 
Regierung gehalten und so oh zusammenberofeni alaf es den Um- 
stlloden naeh edbrderlieh erscheint» 

% 15. 

Die Convocation erfolgt durch den Erblandmarschall oder 
Yicelandmarschall, entweder aus Veranlassung einer Autforderung 
Unserer Lauenburgischen Regierung oder in Folge eines Be- 
schlusses des Landrath- CüUegiunxs. In dem letzteren Falle ist 
jedoch eine vorgängige Anzeige der befib«ichtigten Convocatioa an 
Unsere Laueiiburgische Kegierung ertorderlich. 

Den Vorsitz auf dem versammelten Landtage fuhrt der Erb- 
landmarschall oder Vicolandmarschall, und es ist Seitens des Erb- 
landmarschallamtes für ^e Aufbewahrung des landschaftlichen 
Archivs Sorge sn tragen. 

Das Ltoditoth-Cöllegiom bildet den permanenten Aussehnss 
der lAnenbnrgischen Bitter- und Landschaft Es yollxiebt die 
landsehaflliehen Urkunden und bat Gta die Besebaffiing der sehriftr 
Heben Auafertigongen des Landtages Sorge an tragen. 

S 18. 

Die Lauenburgische Ritter- und Landschaft bestellt für die 
Besaigong der Büreaugeschäfte nnd der Ausfertigung der Land* 
tage einen ständigen Beamten unter dem Namen eines Land- 
sjmdicus, und ferucr ftir die Verwaltung der landschaftlichen Casse 
einen zweiten standigen Beamten unter dem Namen eines Land- 
schaftssceretärs, und es wird der Lauenburgischen Ritter- und 
Landschaft überlassen, dieselben mit den erforderlichen Dienst- 
instructionen zu versehen, welche jedoch Unserer Lauenburgischen 
Regierung vorzulegen sind. 

S 19. 

Es wird Unserer Lauenburgischen Ritter- und Landschaft 
überlassen, eine besondere Geschäftsordnmig für die Landtag« 
festzustellen, welche jedoch Unserer Lauenburgischen B^enmg 
Torsulfigen ist 

I 20. 

Alle Verhandlungen mit Unserer Lauenburgischen Ritter* und 
Landschaft finden durch Unsere Lauenburgische R^eruag statt» 



. - - 

Goiumiasär, 

Wir behalten es Uns vor, einen solchen fllr die Dauer des 
Landtages oder für einzelne tuf dem Landtage vorkommende 
Gegeastäade Allerhöchst zij ernennen. In beiden FäUeii nimmt 
derselbe an den Abstiniintu^en keinen Theü, }st aber berechtigt 
in Wort zu nehmen, so oh er es aogenieM^ fitiden wir4» 

Im 'V^hngßn w(^1Ien Wir .4xe «^nstige^ volilbeitg^faffcliteii 
{tollte 4iß8 Landes sowohl wt^ der eittaelaen .Lmdalünde» iriß 
i^oiche pamentlich in dem Landesrecease vom Sc^teip^ber 1709 
beschrieben sind, und insbesondere die if diesem Beceste gegebene 

Landesherrliche Zusicherung j dass das Hersogtlliun Lancnbuiy 
allezeit eine besondere E^ierung, der nach statt^babter ^rennuii^ 
der Justiz von der Administration in der oberen Instanz die Ver- 
waltung Unseres Herzogthums Laeenburg nach den desfalis su 

tr^-flfenden näheren Bestimraungen und unter der von Uns anzu- 
ordnenden oberen Leitung o))liegt, so wie eia besonderem llofge- 
richt und Gonsistorium beht^t&n so^e, j|^rdaiich yoi^ JNeufim .«oer«' 
lunnt und bestätigt haben. 

Die nähere Entwickclung und Feststolhmg von \ er.scliiodenen 
speciellen inneitiu Angelegenheiten Unücres HerzogtUums Lauen- 
burg, wie z. B. in Beti-eff einur etwaa^en Umgestaltung der 
jetzigen Guts^erichte, dps Steuerwesens u. s. w. muss demnächsti* 
gen separaten VerbandlaDgeii über diese Angelegenheiten und 
verfasstt^gsmässiger Gommunieiikfion mit Unserer getrenen Bitter- 
uad l^uidsi^ft ^orbehalt^n bleibei^* 

lliToniaeh ein JTeder], «dein es ai^gehetj Bicb< Allenmlerthänigsi 
sn riehten, 

tJrkundlicb unter. On^ereoi ibSn^Hohen flUndzeiolien und vor- 
gedrufkten InsiegeL 

Gegelben auf Unserem Scblosse Christians borg» den 90. 
bezei|a!ber 18^3. 

(L. S.) , frederik B. 
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iUei:UCik&ifi& fidmi, Mreffand die yerfd^saag ?•& ioUteia 

vom IL Juni 1854. 

Wir Frederik der Siebente, jonQoUifß Qt^^^d^K^W^ 
zu Däneinarl(, 4fr Wenden und Qothon, {fc^ffOf «I SLQjUl|»wig, 
J^lsteiB, StofWQ^ d»r Pmhmrsohen find sv t«a^|i«ibiixg^ l^ui »npli 

01d^nbm]jg, $tc, 
, Tbun kufld hi^^^it; 

Nachdem Wir mittelst Unserer Allerhöchsten BekaimtiiiacJiiuiiff 
vom 28. Januar 1862 Unsere Allerh. Eutsehliossungen in Betreff 
der OidiiiiTig der Verhältnisse unserer Monarchie und üirer ver- 
schiedenen Theile imd der deuinächstigen Klufiiiirung einer gtinr ln- 
schaftlichen Verfassung zum Zweck drt- 15 < Handlung der geraeinscliaft- 
liehen Angelegenhelten verkündet, rücksichtlicli Unseres Herzogthum» 
"Holstein insbesondere auch die Allerhöchste Zusicherung ertlieilt 
haben, dass demselben eine ständische Vertretung mit bcscl^liessender 
Kefugniss in den zu ihrer Wirksamkeit gehörenden Gegenständen 
.verliehen werden sollte, Ixaho/a. Wir zur ErfUllpng dieser Unserer 
AH^. Zunsg^t 4ie provinciaUtän^sche Vertretung und Verfassung 
Unseres 'Herzoj^unis Holstein unter Voii^ehalt 8er Y<m Uns be- 
a'bsiiotitifften Einfülbrun^ .einer gememscbafiliclien Ver&Mmwng für 
unsere jfoilarthiei so wiiB der aus Unserem Verbfllpisse als Wjtr 
^liöd des deutschen Bundes' jfür Unser Herzo^ihiim HoUtetn aic)i 
ei^ebend^ Rechte und Pflichten » dorcb «uie AUprlu Verprdnui^ 
festzustellen Uns Allerh5chat bevogen getbnden. 

Nach hierüber eingegangenen Gutachten Unserer getreuen 
ProvinciaLstände des Herzo^ums Holstein gehjeten und brfehle^ 
iS^ir dcipinacb wie folgt: 

« 1. 

Unser fiereogthura Holstein bildet einen sdbstständigen 
IMt der U&serett KOnigÜelMn Scepter urt er ge bett e n dltaHBchett 
Monarchie «sd nM detselbett dunKsh diB unter dem 81. JuK 
% J, fen Uns e ria s H e ne ThieelblgegesetB ftr die dinisebe Mö^ 
muM» a«f immer <v«r^gt. 

Die Austlbmig UwMier souverinen »egleningi^sll Ua^ 
aerem Heraogtikum Hdfait^ inid -ia WMß muuät beionderen 
iUigatag^Mte» dniKbjUKhfltdhflnde WaauUäu$, alber rbeüivpmftt 

IXe VerhflWniagt mstw fieczogtbums Holstein, welche sich 
fns dor WjJirnehmung Unserer Rf^chj^ Püicjl^n ^ iK^j^ed 
des deutschen Bundes für Unsere "Berif^gfiafff^fif ^^oj^itelp fttv4 
Lauenburg ergeben, bieibeu unverän^«^ 
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t 8. 

{.BbMiÜidi dtrfetdgen JkngtiUg^eMb&i^ wdtihe nmk ITnsBTir 

AUerh. Bekanrtitia ^hang.. vom 28. «Finmir 1852 zu dem ftmtliehea 

Wirkungskreise Unseres Ministeriums für die auswärtigen Ange- 
legenheiten, Unseres Finanzministeriums. Unseres Kriegsministcriums 
und Unseres Marineministeriums gehören, soll Unser Herzogthuiü 

'Holstein mit den übrigen Bestandtheileii Unserer Monarchie eine 
gemeinsame Gesetzgebung und Verwaltung haben. Dasselbe gilt 
in Betreff der Gesetzgebung hinsichtlich der Aushebung zum 
.Kriegsdienste in Unserem Heer imd auf Unserer Flotte, sowie 
rücksichtlich der Stellung von Pferden für das Heer und des militä- 
rischen EinquartirnngsAvesens. 

Zu den Kosten Unserer Hofhaltung, den Apanagen der Mit- 
glieder Unseres K. Hauses, den Ausgaben für Unseren Gcheimuu 
Staatsrath, den für die Verwaltungszweige der vier vorgedachten 
Ministerien, soweit sie gemeinschaftliche Angelegenheiten betreflfea, 
und für die Unterhaltung gemeinschaftlicher öffentlicher Anstalten 
erfordtürliehen Ausgaben, msofem dieselben niebt durch die gemein- 
scbaftUehen fiinnabmen, nämlich den £rfarag der Domainen uqd 
Forsten, des Zolls» der Branntwein-Prodnctions-Abgabe, des Post« 
Wesens y der Lottene, der Staatsaetiva und der verschiedenen ge- 
meinschaftlichen Intraden gedeckt werden können, trägt Unser 
Aerzogthum Holstein nach dem durch die gemeinschafUiclie Ver« 
Tassnng featzusetzenden Verhältnisse bei. Bis dahin fallen auf Unser 
!Herzogthum Holstein 23 Procent der gemeinschaftliche Ausgaben. 
Würden die Intraden Unseres Herzogthums Holstein nicht aus- 
reichen, um damit neben den für dieses Herzogthum erforderlichen 
besonderen Ausgaben den auf dasselbe fallenden Antheil an den 
gemeinschaftlichen Ausgaben zu decken, so ist die daran fehlende 
Summe von Unserem Herzogthum Holstein allein aufzubringen. 
Die desfallige Verfügung werden Wir der Versamuilung der Pro- 
vincialstände Unseres Herzogthums Holstein, welche indessen in 
(diesem Falle nur Uber die Art der Aufbringung, nicht aber über 
den Betrag der auÜEubringend^ giunme selbst, einen B«bc1i2iiMi 
Hui fasis^. hat, pnit einec Nachweisu^g r darttber: i^orl^n kssep^ 
ÜßßB xon den ttbrigvi Tbeilen Uiiserßr« Movaniliie, die Aufbringuug 
des nach dem festgesetzten Massstab.e auf sie faUendeB Antheila 
HU' den geinemBchalUiGlien.. Ausgaben gefordert ist. 

. 'Wenn Zwietfel 'datilber entotehen, ob «eine Einnahnie oder 
Anngäbe- wi dea yieiniiehaftliohen ElnnahnMii' oder AusgalMn dsk 
ganzen Monarchie oder zu den besonderen des Herzogthmns Hol- 
stein gehört, so ist diese Frage bis weiter nach den betreffenden 
Fontionen dea^Bu^gits lUr das Finänzjahr 1963—^4 zu efttsdkeiden. 

■ Dasselbe Verhidtnitt 'wtid' gleichfiüls hinsichilich der zum 
IMttiste in Ünserem He6r stellenden Mannschaft in BM^dena- 
Zeiten zur Richtschnur dienen."" - ' 
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' HSnsiclitlieh derjenigen holstemischen 'Angelegenheiten, welche 
nach Unserer AUerh. Bdcanntmachung ' yom ,38. Januar 1852 zu- 
dem amtlichen Wirkungskreise Unseres Ministeriums ffir die Her- 

zogthömer Holstein und Laiienbuig gehören, hat uftser Herzogthum 
Holstein seine eigene Gesetzgebung Und Verwaltung. Die in Ge- 
mässheit der Bundesverfassung von der deutschen Bundesversamm- 
lung gefassten Beschlüsse sind, insofern sie das ganze Bundesge*^ 
biet betreffen, auch fllr Unser Herzogthum Holstein gültig und' 
erhalten durch ihre Publication in demselben gesetzliche Kraft. ■ ' 

Die Evangelisch - Lutherische Kirche ist die Landeskirche 
Unseres HetsogthuniB HolMn. Biie Eiakflnfifo dürfen nicht ge^ 
schmXlert^. wt lu den Zwecken dieaer Kirche iwwendet und aoBiby' 
insoweit es zu deren vollständigeren Er(tfllung erforderlich isi^ aus 
den Intraden des Henoglhums ergänzt werden. Die Geistliehea 
dieser Eirthe tolleii aa der Boandbiditignig und Verwaltadg des 
Schul- und Armen-Wesens auch in Zukunft in angemeasener Weiae 
Theil nehmen. 

Das durch Gehurt oder' Naturalisation be^ündete Untertha-' 
nenyerfaältniss in Unserem. Herzo^hmh. Hplstem kann .'auf ^m' 
Antrag des .Betheiligten Aur ^^irch AUethi^chste Resolution au%e- 
höhen werden. 

/Jeder Unterthan in UnsereBfi Herzogliiiun Holstein ht^ das 
Recht, sich unter Beobachtung der betreffenden gesetKÜchen Be* 
i^mmungcn piit Bitten und Beschwerden, dlesiilben. mögen allge- 
i^eine öffentliche oder l^rivatani^legenheitefi betreffen^' an, UbB| an 
Unsere Ifinisterien, ah die Versammlung der Pro.vinzialstjlnde oder 
an Beine Obrigkeit zu wenden. • Zur gemeinsamen mündlichen 
oder »diriftli hen Yorbringung eines, öffentliche Ajt|igelegeii|ieiten 
betr^cnden Anliegens (Petition,, Adress.^). di|rfen nur. die verfas- 
sungsmässigen Vertreter einer, gesetzlieh i^erkannten Corporation, 
und auch nur dann,, siph vereinigen, wenn der Gegenstand des 
Anliegens niclit eine allgemeine Landesangclegenheit ist, sondern 
lediglich das besondere Interesse der von den Bittstellern ver- 
tretenerr Corporation bctriflft. Abgeselieri von diesem letzteren 
Falle ist jede Vereinigung zn dem ü-edachton Zwecke, sowie die 
Unterzeichnung einer geschriebenen, gedruckten oder lithographir- 
ten Eiiigt^be, welche eine ÖlfentUche Angelegonhjoit b^trilTt, strafbar, 

18. 

Den Gerichten in Unserem Herzogthuiii Holstein stellt es, 
nicht zu, über die Hechtm^^igkeit einer von Seilet^, ^iner^^gio>; 
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rungs-obrigkeitlichen , oder Poli:^ei-Behörde getrofFcncn Massregel 
ein Urtheil zu fällen, in ro ferne nkht epccieüe gesetzliche Be- 
fitinimungt ri oder Allerhoclidte Resolutionen eine AiisnÄhme hier- 
von zulassen. Ein jeder, welcher sich durch eine solche Mass- 
regel . beeiMträchtigt hält, kann sich mit »einer deöfälügcn Be- 
fckverde an Uns oder die betreffende obere Behörde wenden, 
wird aber inirnnh uieht der Veipflichtung enfbundeB» im Aap» 
«Hrdnungea, Uber welche er sieh au beacliwereii au mflaaeii |^bt| 
aar ausgemacbten Sache gebflhrUche Folge zu leUteo. Jeder 
ToraWütehe Ungehersam wider eine aolche Anordiiviig ist atmf* 
bar, und es wird die Strafe nach richterlichem Ermessen bestimmt. 
Würden aber zwischen den richterlichen und adminiatratiTen Ba- 
hfi#diü adhät Conflicte rttcksicbtlich ihrer Competeaz entstehen, 
so wqU^ Wir es Uaa rorbehalten haben, die betreffenden £nl* 
aabaidiu^n ih Ihneren Gehaimen Staaiarath abzugeben. 

Titel II. 

Von der Yersaiamlang der Provinzialstände. 

t 9. 

Die Yersanunlung der Provin^ialstände Unseres Herzogthnma 
Holatein bildet das ses^^tzliche Oigan der Teracfaiedeneii Stlbide in 
demseiben und. beüent ans : 

1) dem jedesmaligen 3esi^er der fV^ilSdi Btessensteinischen 
Mdeiconimissgttter, m so fern derselbe dfts 25. Jahr zurtidn- 
gelegt und freie DispositionabefitgniBS hat Es ist demselben 
flsptattet» sich durch einen wählbaren Besitzer eines grössem 
' mtSy weichet nicht Bthoü Hilljtted def stSttdiaehen Yer- 
Bätnmlnlig iäi, vertretet! 2u lassen ; 
3) filtif von der G^istlidhkäii deä Her^ogthüms Holstein auö 
ihret Mitte, i4 fisiif geiatiichea Walüdiatrieten gewählten 
Abgeordneten ; 

S) vier von dem Verbitter des adeligen Convents zu Itzehoe, 
den Pröbsten der Convente m Preetz und Uetersen und ^ 
den Mitg^liedetll der Holsteinischen Ritterschaft aus i&ttlf 
Mitte gewählten Abgeordneten (Wahlort Itzfehöfe); 

4} neün voö deti Besitzern adeliger unA anderer grösserer 
Gtitet zu einem Öteuerwcrth Voti wetiigstens 60,000 Rtblf, 
tBd$ 0lrer HHte gewühlten Abgeoifdneteii (WaUett Itzehoe); 

1^) Meys&ehn hleinem LandlfeaitzeM, gewAMt il^ 16 Wald' 
dlaff^eten (AnhAi% B. def Yerordatiiig vom 15. Mai 1884); 
(Unfkehn ]^wo1ifierti der Stifdte und Aeeken, gewShh in 
12 Wahldistrieten (Anhang B. der Ventrdnitttg voau 15. 
Mai 1834). 

Endlich wollen Wir dem akademischen Consistorio der Kieler 
Utiivet-sltät gestatten, unter Leiturtg des Jedesmaligen RectoiM der 
UfiMDsifHt ein Mitglied $m aefner Mitte tn. w&hlen. 
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Die »tSndfeclie Versammluno^ trftt aiiflammen , wenn Wir 
otplHi^e einbernfen. Reee)mii>8!f]: wird dies in jedem dritten Jahrd 
geracheben, so dass zwei Versarnmlnng-en in jede Wahlperiode fallen, 
auBserordentlich aber, so oft Wir es den Umständen nach flü» 
erforderlich halten. 

In ^em Einbenifangspatent werden wir die Dauer der Ver; 
samtnlong bestimmen. ... 

9 11 ' " • • 

In Betreir derjenigen holsteinischen Angelegenheiten, welche 
zu dem amtlichen Wirkungskreise Unseres Ministeriums für die 
^erzo^hümer Holstein und Lauenbur^ gehören, sollen Yerän- 
derpngen in der Gesetzgebung (verglichen jedoch § 3.} picht 
attderft, als nad^ Torgängiger Zustiipmung (1er Versaramlnng der 
PrbYibcfalstXnde vorgenommen werben, und es i^t in den hekreflbnr. 
dfen ' Verfügungen auf die ertheilte ständischa ^ijustimmu^^ ai|s- 
di^cklieh Bezajg zu nehmen. ' . , . • 

fiib^cIaiUch der iiadi T7nweR All^h^ 3e)k 

Januar 1852 ron tJnserm Mhiister für die Herzögthflmer 
Holstehk und Lauenburg collit^ialbch zu behandehiden, Unsere 
gmpgtlKimer Schlesw^ nnd JEIofMii^ gemtm^aftVehf^f^fnicht 
politischen Eindd^fpiigen und Anifalte^i) sollen Ver^nderujQ|Bgf^ 

^, 1^^ . Qe9^tzgebung> niüt 4iisft?(N(l.fic4p<A i^ef^ f^\^^$mtmiiß 
nur nach Yorgängig eingezogenem Gutachten der Versammlu^ 
der Provincialstände Unseres Herzogthums Holstein eintreten« 
Insofern diese Veränderungen eine Vermehrung der bisherigen 
gesetzli(^h festgesteUten Ausgaben mit »ich führen, w^rd die 
Versammlung in Betreff der Aufbringung des auf Unser tler^ 
zogthum Holstelii fallenden Antheils dieser Ausgaben, vorbe-» 
]ialUi<hUn8^€4:AUerhöeteen(ien«hA)igH<^gt.ew^ 

' Wir' bdiaiteii eis TSm Vor,, iliiniiuilhptvi^e ' In' dtMierieif 
FMleikV wenn die ihretvfndiitlift|l^ Mefat tmauhiifelt Mif^ nwi 
üi^d'fihihMftnf' nlthf sö Bchnbll stattfifnden kbuMf , ' Wlit lll^ 
Ilm^tlhide es erheiscben werden , aueh Ohne ihre yoi^jßtgij^ 
ZuMmAung di^ erfotdei^chen VerfHgtti|ge&i itdi Ausnahme v^' 
organischen Gesetzen, provisorisch zu erlassen , welche jedeaMi 
so lange Gesetzeskraft hdudteni bi« rücksichtlich ihrer ein ver- 
fassungsmässiger Beschluss gcfasst worden ist Die Gesetzeskraft 
dieser provisorischen Verfügungen hört aber auf, in so weit nicht 
rücksichtlieh ihrer ein zustimmender sti^dischcr Beschluss hin^ 
zutritt» • *' "■ ' ' 

' Wenn nach dem Krachten der Versammlnng der Provincial- 
stände ZOT Erfassung einer solchen provisorischen Verlang ein 
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dringender Grund nicht vorhanden gewesen ißt, so soll die Ver- 
Minmlung befugt sein, dieee Frage duroh Ihran Präsidenten ver- 
mittelst einer wider Unsere M^mater ftir die Henqgtlittmer Hobtoin 
und Laiienbttig aasusteUenden Klage Unsereia OberappeUatioM« 
gerlcht jfir die Hersogthttinflr Hohtdn und Lapenbiirg nur Ent- 
scheidung Tortnigen an lassen. Das Oherappellationsgerielit hat 
diese Entscheidung nach YOr^Rngiger mündlicher und öffentlicher 
Verhandlung der Sache abzQgeben. Fällt die Entscheidung zum 
Nachtheil des Miniaters ans » sp. soll dieser sein Amt verbrochen 
haben. 

f 16. 

Die Sitzungen der Versammlung der Provincialstände sind 
Öffentlich. Auf Verlangen Ünseres ^mmissarias, oder auf An- 
ordnimg des Präsidenten der Versammlungen, welcher einem des- 
fälligen Antrage von wenigstens 10 Abgeordneten atafta^gebea 
hat, mnsa die Entfernung der Zuhörer yerf&gt werden. 

Die Besehlfisse der Versammlmig werden durch einfache 
Stimmenmehrheit ge&88t; findet Gleichheit der Stimmen statt, so gibt 
der Präsident der VerBammlmoig durch c/eln^ Stimme den Aussehlag* 

§ 16. 

Die Versammlung der Provinzialstände ist befugt, Verände- 
rungen in der GfsetzjrrbnTif^ \w Betreff der zu ihrem Wirkungs- 
kreii=^e gehörenden Gegenstände bei Uns aUerunterthänigst zu be- 
antragen. 

8 17. 

Gleichfalls soll die Versammlung der Provinzialstände zur 
Erreichung und Unterstützung von Vorschlägen, Anträgen und 
Beschwerden in Betreff solcher Verwaliungataasn^ln' i« ITiUe-' 
röm Herzogthum Holstein befligt sein, welche ku dem amtlichen 
'^Wirkungskreise Unseres BlDnisteiiuBiB für die IIenogthlimer»HoI- 
ilHa und Lauenbvrg giehjiren. ^vl solche« so wie auf. die im 
tMjitcli^eii Paragraphen ^erwiluiteii - Eingi^en. yt^i^m Wir der 
Versammlmig der Proyinzialstände, ipsofern sie noch vereinigt 
ist^ sonst aber nScfasten Versammlung der ProYinaklätündq 
bei ihrer Eröffnung Unsere Allerhöchste Entschliesmg. eröffne^ 

§ 18. 

* 

Endlich wollen AVir der Versammlung der Provinzialstände, 
unter Vorbehalt Unserer Allerhöchsten Genehmigimg, die Be- 
fugniss beilegen, gemeinnützige Öffentliche Anstalten und Ein- 
richtungen in Unserm Herzogthum Holstein zu treffen, durch 
Ausschüsse aus ihrer Mitte, unter der Oberaufsicht IJ^eres 
Ministeriums für die llerzogthümer Schleswig und H^latehi ver- 
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walten zu lassen und zur Deckung der damit Terbiind^nen 
Koöten die Ausschreibung von Beiträgen und die Contrahiniii;^ 
von temporaren Anleihen zu beschliessen , in diesem letzteren 
Falle* mass zugleich wegen der Aul liringung der zur Verzinsung 
der Anleihen, so wie zu deren Tilgung erforderlichen Geldnüttel 
ein Beschluss gefaast w^erdeu. 

§ 19. 

Zur Theilnahme an den Wahlen der Abgeordneten ;ia der 
Versammlung der Provinzialstände ist erforderlich: 

1} Das Indigenatrecbt 'oder sehi\jähriger ununterbrochener 
Aufenthalt in Unseren Landen; 

2) Vollendung des 25jährigen Lebensalters zur Zeit der Wahl; 

8) unbescholtener Ruf. Wer durch ein gerichtlirbr- l'rkennt- 
niss seine Ehre, sein Amt oder sein P.iir(j:eiTi c1it verloren 
liat, oder wer zu Strftfarbeiten schuldig bf funden, oder wer 
wegen eines Verbrechens in Cn'minalunteräuchnng gezogen 
und wegen dieses Vprl)rechens nicljt gänzlich freigesprochen 
worden , ist von der Waliiberechtigung ausgeschlossen. 
- 4) Freie Dispositionsbefugniss. Wer gerichtlich zur Verwal- 
tung seines Vermögens ftir unfähig erklärt ist, oder frei-' 
willig sich derselben begeben hat, wer in dem der WaM 
YOrhergehenden xweijährigen Zeitraum in einem .PHvail'»' 
Dlenat7erhXItn1s8 gestanden, ohne seinen eigenen Heerd an 
haben, wer irgend eine Untersttttsung yom Armenwesen 
fliMton und' nicht enikattel hat, ist vto dar Theynahme 
Im 'den Wahlen «ufljgMchloasn. 
' 5) UnAnterbMich«fl«r Aufenthalt, wiihrend der mei letzten* 

■ Jahre vor der Wahl , inaeihalb' des betrefflsiMlen Wahl*» 
. distriets: Es leidet diese Bestfmmiäng indess Iceine Anwen^t 
dung auf diejenigen, welche aur £rittliung ihrer Wehr^ 
pflicht , sei es im stehenden Heer oder «nf der Flotte, aus 
dem betreifenden Wahldistrict entfernt gewesen sind. Auch 
werden Geschäfts- und Vergnügungsreisen als I^nter-» 
breehnnf^en des Aufenthalts, so lange sie mit pincr Vor- 
äiiilening des WoimsitBCs nicht verbunden sind, nicht an* 
gesehen. 

6) Für die grossen Gutsbesitzer, aus«er den vorgedaehten Be- 
dingungen Nr. 1 — 5, eigcnthümlicher oder fideicommissari- 
scher Besitz eines adeligen Guts oder eines ländlichen 
Grundstücks von wenigstens 50,000 Kthlr. Steuerwerth zur 
. . Zeit der Wahl. . . 

■ 7) Für die Bewohner der städtischen aud den Städten, Flecken 
und der. ihnen gleichgestellten Ortschaften des Herzogthums 
Holstein gebildeten. Wahldistricte, ausser, den. unter Kr. 
] — 5 aufigeführten Bedingungen, ^er eigenthumliche .Besitz 
eines wenigstens, zu 800 Htbbr. In der Brandmasse yfst" 
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•» sicdierten oder xur Haiissteucr taxirten Gnindstöcks und 
entweder das Bürgerrecht, oder der Betripb eines bürger-^ 
Mhm NflUnrngszweigea, oder der LMidwirthächaft für eig0ttel 
IMtmiif iimeibftJb d«« ' beu^efltoiett - WadtlcUstrietB Bti^ 
£elt der Wa&L , , . t ' 

8) Für die Bewohner der ISndlicbeii WAhl^trtete, 'viuma^ de» 
tmter No. ] — 5 Au^eföhrteB- Bedingusigeii , der dfentfaüni^ 
liehe oder auf Erbpacht oder Erbfeste beruhende Beaits 
cinps hrnerhaH) de» betr. ff nden Wahldisfritts belegeneu 
ländlichen, wenigstens zu 800 Rthlr. 2ür Grund- und Be- 
nntznngssteuer taxirten Grundstücks. ^ 

..9) Für. die Abgeordneten der IToI^teiniBciieii Rlttersdiaft alnd 

die 'sttb. 1 — 5 aufgeführten Bedingungen erforderlick 
.}0) Für die Abgeordneten der Geistlichkeit und der ' Vieler 
. Universität ist freit» I)k]H>M(k»ie«BafiigniBS (BTo« 4) er« 
i fiirdexliofat , j 

§ 20. 

Wer dem Vcnretehendea nach in einem WahMistrict wahl- 
b^eehtigt ist und sich zur christlichen. K^ligion bekamt, der 
i£t auch in demaeiben WehMietncie,. aber amäi nur in diesem, 
wy»lbnr. . . • 

I>iöjenis:en, wekAer von Uns eine Äiierh. Bestallung oder 
Confirmatioii /ur Wahniehmoiig öffentlicher Geschäfte verliehen 
ist, bedürfen, mit Aufnahmen der gewaltiten AbgeoidBeten der 
GiaiitKcbke&l und der Universätäly zur Annahsae einer auf a&e ge- 
ftUencd Wahl, Uneeter AUerh. Eriaidkniaa itnd!haliitt .für die 
Vfifwaltniig Ihrer Aurt^eadiäfte, ftiflefein €» detnn «tfhfend» Ihrer 
Hieilnakliin an der VersamttliiBt dir- F^dviacikktliile Bedarf, 
abf die vdn ihren Y rngoami tK^ lUt Wlolderllidi eMohtete • Weise 
wid 4taf ihre eigene fieeten J9brgn aEu Mgte. Die ktatere 
Beattnnniiing findiM andi auf Communalb^mM^ die m Abgeord- 
neten gewählt werden möchten , die gleiche Anwendung. Die 
Mitglieder Unseres Oberappellationsgerichts für die Hereogthümer 
Holstein und Lanenburg «ind, mit Rtioksicht all 4to iniN§ 14 
enthnitene fiedtinminiig nieht wMbar. . : 
-1- ■ * • ' . ' ■ • ■• ■ 

r ' . § 22. 

Im Uebrigen dienen in Betreff der Wahlen der Abgeord- 
neten zur Versannnlting der Provincial stände, sowie hinsichtlich 
der Bestreitung und Aufbringung der durch die Wahlen und die 
,'^tSndeversammlnng verursachten Kosten und des in diespr Ver- 
,;aDimhing zu befolgendpn Geschäftsganges die betreffenden Vor- 
schriften der Terordnung vom 15. Mai 1834 zur Richtschnur. 
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■ ' ' ' S 23. ' 

Das allgemebe Gesetz vom 28. Mai 1831, insoweit da6- 
selbe XJfi«er flerzogthum Holsteki betrifft ^ wird liieniiit aufg«- 

§ 24. 

BV^tfij^ AläNid«rüngeil der fft M ^g^eiflrKrt^dtf Y0tord- 
Htmir tlM yireil Anftingai enliiAlieneii Toracfarilleii, mK Avit^' 
iKAliiii« Jedoeh ^ irOA deitt Wirknil^toelse dcir PrdYfbcialBtibidd 
ilti8g«icM(tts€Mfi IMuttoiraigfett dte f. §. l-^, imfiilt Wie &tid«rii^| 
Veränderungen in der Gesetzgelmn^ UHäeres Herzö^htiinif HöhMä' 
(§ 11) behandelt werden, durch pfOTiflorische Verttigongen aber 
nicht herbeigeführt werden Jiöiineii. 

Wornach sich männigllch allerunterthänigst zu actiteit. 

tJrl^tmdlich uüter Udserem Kdnigi. Handweichen und vor^e- 
druckten Insiegel. 

Gegeben Skodaborg, den II. Juni 1854. 

QU4 Frederik B. . : * 
(Ii- S.) 

(«es* J^enUfut'CtiatiaiL . 

' 1-. 

VwfiMi^sggillli »1 sftfmeiMdi&ftltthe Angi^itgiillitift ¥om 

' 1 Oktober 185$. 

§ 1. 

Die T^egieningsform ist eingeschränkt monarchisch. Die 
Thronfolge ist erblich. Die Erbfolge ist die in dem HirönfolgC' 
Ceäet2 vom 31. Juli 1853 festgesetzte. 

«2. 

Olme Einwilligung des Keichgraths kann der König nicht 
Aligillit In «ndi^ren Xfindem dein. 

8 3. 

Der König soll der eTangeIlBch-4utlieriBchen Kirche angehören. 

Der König ist mündig, wenn et sein ISiee Jahi* vollSlidet 
hat Dasselbe gilt von den KtoigUchen Prhuten. 

. • ■ § 5. 

I^erof der König die t^o^fptung antritt, übergibt pt He^m 
Geheimen -Staatsrathe echrifUich die eidliehe Versicherung, an- 
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verbrächlirh ffi(» Verfassungsgesetze zu halten , sowohl dasjenige, 
welchea lür die gemeinschaftlichen An?flf»?en1it itrn iler Monar- 
chie gilt, als diejenigen, welche fiir die besonderen Angelegen- 
heiten der einzelnen Landestlieile gelten. Diese Versicherungs— 
acte wird dem Eeichsrathe zur Aufbewahrung in dessen Archiv 
übergeben. ' ' . 

Ka^n der König wegen Abwesenheit oder aus anderen 
GrüDden diesen. £id nicht immitteibar bei den^ Thronwechsel 
ablegen, so wiid die Regierung von dem jGrelieiitteii>Stattt8rath0 
gef&hrt bi^ Jene Eideslepfitong stattfindet^.ee sei denn, üm durch 
Ci^^ ein anderes bestimm^ werde, 

' ' % 6. ' ' 

Bestimmungen betreffend die Führung der Regierung, falls 
der König unmündig, lorank oder afatwesend ist, werden durcli 
Gesets festgestellt 

Die Civilliste des König."* wird für die Dauer seiner Regie- 
rung durch Gesetz bestimmt. Durch dasselbe wird zugleich 
festgestellt,' welche Schlösser und audere Gegenstände des StaaLs- 
eigenthums zu der CivillLste gehören füllen. Die CivUliste kann 
niclit mit Schuld belastet werden. 

• Hirmiiliedet Aea.iKmUgHeMr &U9i« IdteBttii Apanage 
durch GeeetK bestimmt werden. .Die Apanagen können ohne Ein- 
willigung des Könige nicht ausserhalb des Landes genossen werden' 

§ 9. ' 

Der . König hat mit den in Folgendem festgestellten Bon 
schränlLungen die höchste Gewalt in den gemeinschaftlichen An--' 
gelegenheiten der Monarchie und übt diese durch seine Minister. 

§ 10. 

Der Könipr liat keine Verantwortlichkeit. Peine Peri^on ist 
heilig und unvt i letzlicli. Die Minister sind verantwortlich für 
die Führung der Kegierung. 

Der König ernennt und verabscliiedet seine Minister. Er 
bestimmt deren Anzahl und vertheilt die Geschäfte unter sie. 
Die Unterschrift des Königs unter Beschlüsse, welche Gesetz- 
gebung und Kegierung betreffen, gibt diesen Gültigkeit, wemi 
sie von der Unterschrift Eines oder mehrerer Minister begleitet ^ 
ist. Ein jeder Minister, wejjcher einei;i|$e^chli^ßs u^te]|[^Qb[rieben 
liaj^^ ist für denselben yerantwortUct 
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' , ' . § '12, ' ' ■ " * ' 

Die Miniater können Von dem Könige oder von dem Beieh«^ 
rathe für ihre Amtsführung in Anklage gesetzt werden. Das 
Keiclisgericht der Monarchie fallt über .^ie das Urtheil. .Die Or- 
ganisation dieses Gerichts, so wie das Verfahren vor demselben 
in Betreif der bei ihm anhängigen Sachen wird durch GeseU 
-gmdnet. 

Es bleibt vorbehalten, durch Gesetz nähere Vorsohuft^ 
betrefeud die Verautwortlichkeit der liiniater zu geben. 

Bei dem Reichsgericiite kann der König auch Andere wegren 
Staatsverbrechen anklao:en lassen, welche fiir besonders geHihriich 
erachtet werden, wenn der Keichsrath hierzu seine Einwilligung gibt. 

Uebrigens verändert dies Verfassungsgesetz nichts an der 
Coiiipetenz der jetzigen Gerichte, wie deim auch die Ausübung 
der richterlichen Gewalt, so weit 3ie eine gemeinschaftliche Aur 
gelegenheit ist, nur durch Gesetz geändert werden kann. 

§ 14. 

iDI» HSnuter, lür dl«^ gtomeiiMchaftlichen Angelegenheiten der 
Monari^e ' bilden io: Vereini^ng mit den MbpdBtem fik die ge- 
iNMAertQvir.Aiigel^feaheiten der. einselaen LandAetfieile^ unter dem 
Vorsitze des Königs, den Geheimen-Staatnraih, in wdpbem gleich- 
falls der Thronfolger, wenn,. er mündig ist, und der oder die 
übrigen Königlichen Prinzen, welche der König hierzu berufen 
'sollte, Sitz nehmen. 

§ 15. 

Ueber alle Gesetze und wichtigare RegierungsirKissrorreln 
wird im Geljeimen-Staatsrathe verhandelt. Ist der König in ein- 
zelnen Frfllen verhindert, im Geheimen-Staatsrathe zu präwidiren, 
80 kann er die Sachen in Ministerkonferenzen verhaudelu lassen. 
Den Vorsitz führt wm K(tnige ernannte Conseils-Präsident. 
Dieser legt dem Könige das von dem Staatssekretär über diese 
Verhandlungen geführte Protokoll vor, worauf der König bestioimt, 
ob er dem Besclüusse der Konferenz unmittelbar beistimmen, 
Cfder ' ob er die Sache im Geheimen-Staatsrathe des Weiteren sich 
TWtragen Ittaeii will * ' - 

§ 16. 

Der König besetzt alle Aemter in dem bisherigen Umfange. 
Veränfloriingen hierin können durch Gesetz ;resehehen. Niemand 
kann zum Beamten bestellt werden, welcher nicht das Indigenat- 

Eecht hat. 

Der K'hiig kann die von ihm angestellten Beamte tMitlassen, 
IHe Pensionirung derselben wird durch das Pensiousgesetz der 
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MoDardbl« btitiBuiit Der B^smtc, weleh« wider Wllltn 
▼eraetet wird, hat das Redit, Beinen Abeefaied mit ^Iner naeh 
den allgemeinen Regeln festgesetsten Pension 9u yerlangien. 

Ansnahmen von diesen Bestimmungen IdSnnen Ai'ch Geee^ 
^emadit Wtoden.' 

§ 17. 

Der König erklärt Krieg und schiiesst Frieden, geht BMnd- 
nisfie und Handelsverträge ein und hebt sie auf; jedoch kann er 
nicht ohne Einwilligung des Reithsrathes einen Theil der Mo- 
narchie abtreten uder eine Verpflichtung übernehmen, welche be- 
stehende staatarechtliclie Verhältnisse wesentlich verändert 

Der KSnig kann %egnadlg«ii «nd Amnestie eftlMlk». Jedeeh 
%iiin er i»rmit!Bfn«ffiig«ig des Relcheratlies die Ifltiister ruck- 
«{ohtlioh deijenifen Strafen fegnufligen» ^aa welchen sie Tim denk 
fMlchegeriehle «renirChellt sind. 

§ 19. 

Der König kann theils unmittelbar, theil?! durch beikommende 
'Reglemngebehördnn solche Bewilli^rimprei^ und Aufnahmen von 
d-em Gesetze ertheilen, weiche entweder nach jetzt geltende« 
Rege4n g-ei^rauchlieh saud, oder künftig durch Ueaeiz -eiiigeriwrat 
werden durften. 

8 20. 

Fragen ^lier die Grenaen awischen der «UlgMlIMep nnd 
riefateriichen Kompetenz werden in einer Ministerkonferenz ver- 
handelt, in welcher ein jeder Minister sein Votum zu Protokoll 
^ht. Dies ProitokoU wird demnächst dem Könige vorgeliBgt IHe 
.QBnUiche {Lotächeiduing wird von dem Könige im G^h^men-^^ats-^ 
r^the abgegeben und von denjenig^ MliMpten» ^p$iasig»|s^ 
^^cIijc mit ihr einverstanden ^ijid. 

Wer solche Fragen auhvei t» u will, kann sich (dennwtili lüch^ 
fveigeiA, voriävAg U^M^ 4v ü^brig^mt ><#e zm Aei#te«. 

A>i^ gefc^UgebeiMib GewaU ist in iiUm ;genifiins(ibafUi(iht» 
Angelegenheiten bei dem Könige und d^m l^(iiß]yißr^t,he jg#^ 
meinsehaftlich. 

§ 22. 

Gefneinschaftlifhe Angi^egeaheijteu sind aJIe, w^kbe nacht 

iM^sdrücJüich »Is 4i4i 'ew^^ftn tl^s^^ti^ii» ß/m^i^i^^ ^ 
zeichnet sind. 

Entsteht eine .Differenz zwischen dem lielohsrathe uud der 
^pciif^i^Ut^j^ Wfes J^ndosfbßilf >i,^rvM^ >^.,wit! pm -M" 
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Gelegenheit zu den gemeinöckafLiichen oder zu den pfesonderten 
gehört, 80 wird sie von dem König« in dem Golieimen-^taatsrathe 
fentgphieden, nachdem die ^suvor in einer Ministerl^onferenz m£ 
9te Im f äi. Torgesdirijsbene Weise behandelt woird^n Die 
BeflchluBsnahme wird yon denjenigen llinistern konferäfiignirt, 
welche mit ihr fibereingestimmt buben. 

Uns Veihuituisi. der llcrzogtliiäuer IloUtei» uiW Lauenburg 
f^uiu Dwtwhen Bm*de w/ird ^ufjch daa gegen witfti<te -Gesetz jitebt 
b^pv^MT^ . Jed# aMB die^^m Verhältiuäs« eili<4fidjig6a^ Verpfliob^wig 
b/üidet «in gesom^M Ax^eQ^, «ad iet ih s^ltihet dem BeiolMr 
rathe imhio^ofiimniid. .^ Meibt jedmib wMiilten^ ümk Gmm 
zu bestimmen, in wie fern die durch Erfüllung der militSriechen 
Bondespflicfaten verursachten Ausgaben den Heriogthiimern Hol- 

^ {«apentarg im d^py. üMg^n. La njn it ba il^ jm ver- 
güten sind. 

In den Kcichsrath treten 20 vön dem K^^nige gewählt^ 
Mitglieder; die Mitglieder der rejirii^entativeii Yuirfujiirahingen 
der einzelnen Landestheile sind berechtigt, 30 zu wählep, und 
30 werden durch unmittelbare Wahlen gewlChit 

«25. 

Die %m dem Könige gewählten Miliglieider werden fiir einen 
2^^aum vftn V2 J^iicen, dit^ iiiirigen für 8 Jahre gewählt. 

Kein Mitglied kmn gctgeti »einen Willen &m dem Reid»«- 
rathe entfernt werden, mit Ausnahme solcher Fälle, in welchen 
die Wählbarkeit ausgeschlossen sein würde, oder welche in der 
XjrescliüJft$Of<iiiung näher bestimun sein würden, jedoch unter 
. B^li^i/^UKg, djiss der ileieliäfiith mit ''^J^ der abgegebenen 
Stimmen bei dem Könige auf die Entfernung des Mitgliedes 
antrügt und der König dem Antrtige beistimmt. 

' ? 26. 

Von d<in von de^ JCIl-liige ernanntefi Mita^liedefn eollcii zwölf 
i9 de^ Ki^iiigreiohe, drßi jUi dem JLIerzugthume iiclileswig, vi«r 
.;d|Bm Hm^bume ii<ei4teik& und eins in ^dem Herxogthume 
Lauenbnrg wohnhaft sein. 

8 21 

Der <ianiöcli« Reichstag ist bereditlgt, 18 Mitglieder zu 
«t^nmeii ; die schleBwigerche Ständeversammlung 5, die holsterinischeB 
und die lauenburgiscfae Ritter- und Landschaft 1 Mi^lted. ' ' 
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§ 28. 

Durch unmittelbare Wahlen werden in dem Königreiche 17 
MUgiieder, in dem Herzogthume Schleswig 5 und Iii dem Her— 
xogthume Holstein 8 Mitglieder gewählt 

§ 20. 

Wählbar ist Jeder unbescholtene 25jährige Mann, welcher 
das Indig-onnt hat und nicht die I^pfiipm*-? verlorfMi hat, über sein 
Vermögen zu di^poniren. Wahlrecht im die unmittelbaren Wahlen 
hat Jeder, welcher wählbar ist, wenn er entweder in dem letzten 
Jahre an direkten Abgaben an den Staat oder an Coininunen 
^00 Kthlr. gezahlt hat, oder wenn er nachwei.st, dass er eine 
reine jährliche Kinnahme von 12iM) Kthlru. gehabt hat 

8 30. 

Die Vorschriften fflr die Ausführung der Wahlen werden 
in dem Wahlgesetze festgesetzt 

Der König berufe den Heidisraih rar ordeqtUdien Vwmmmn 
long jedes Jahr, spSteatens yox dem Ausgange des Oktober-Mo- 
nats. Nach Ablauf von swei Monaten kann der König die Ver- 
sammlung sehliessen. 

§ 32. 

Der ESnig kann die ordentliche Versammlung des Reichs- 
Taliies auf eine bestimmte Zeit vertagen, jedoch ohne Einwilli- 
gung des Reichsrathes nicht auf längere Zeit als auf 4 Monat« 
«nd nicht öfter als Einmal in jedem Biennio. 

§ 33. 

Der König kann den Reichsrath zu ansserordentliehen Ver- 
sammlungen einberufen, deren Dauer yon Ihm bestimmt wird. 

§ 34. 

Der König kann den Reiehnrath auflösen, worauf neue Wahlen 
sobald als möglich vorgenommen werden. Der neue Reichsrath, 
in welchem die von dem Könige gewählten Mitglieder ihren Sitx 
behalten j soll binnen vier Monaten nach der Auflösung versam- 
melt werden. Mehr als awei Auflörangeu' können In Khiem Bien- 
nio nicht stattfinden. 

I 35. 

Koperiliagen ist der Versammlungsort für den Keichsrath. 
Unter aus>t rordentlichen Umständen kann der König ihn jedoch 
an einem andei^n Orte der Monarchie versammeln. 



j 
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IMe Mitglieder des IMoheralhes genieeeen üd% feste Ver* 
güfcuig TOS 500 Rtfalm. jilvHch. 

/ ' §37. 

Die Verhandlui^en des Reichsrathes werden durch einen 
von 'dem K^inige unter den Mitgliedern für jede Heichsraths^ 
Versammlung ernannten Präsidenten geleitet. Für denselben 

' Zeitraum ernennt der König auch einen Vicepräsidenten, welcher 
in Verhindeningofallen des Präsidenten fnngirt. Kein Beschluss 
kann vom Keichsrathe geÜMSt ' weiden, wenn wimiger als 41 
Mitglieder sugegen .sind. 

§ 38. 

Die Mitglieder des l^cichsrathes bedienen sich für die Ver- 
liandiungeu der dänischen oder der deutschen Sprache nach 
Gutbefinden. Die Protokolle über die Verhandlungen werden in 
beiden Sprachen geführt. Die Beschlüsse des Reichsrathes wer- 
den stets nur in dänisc^her Spr ulie ans^efertijrt. 

iJiti UescliiiltäuidiiLiDg wird duicL üe^eiz bestimmt 

> . § 39. . 

Der Reieh«ratk bestimmt selbst, ob und auf welche Weis* 
diA/VerhendluDgen. £ur ^ffentüehen Kunde gebracht werden sollen. 

Sänunüiclie Minister haben Zutritt m dem Reioiisrathe und 
haben das Recht, während der Verhandlungen, so oft sie wollen, 
das Wort zu erhalten, während' sie übrigens die Geschüftsordnung 
Iieobachten. Ein Stimmrecht üben sie nur dann aus, wenn de 
jvaigleieh .Ifi^glieder der Versammlung sind. 

§ 41. 

JUta Antrag kann dem Reiehsrafhe -auf anderem Wege 
übergeben werden als durch Eins s^er Mitglieder. 

§ 42. 

Die GttUigkdt neuer Wahlen Ihidet durdi den Reiehsiaih 
ihre Brledigung. 

8 43. 

Die Mitglieder des Reichsrathes sind nur an ihre eigene 
Ueberzeugung gebunden und nicht durch hrgend eine Vorsehrift 
Ihrer Wihler. Beamte, welche zu den Mitgliedern des Reichs- 
riathes erwählt w^en, bedürfen der Erlaubniss def Regierung 
Sil die Entgegennahme der Wahl nicht 

5 
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So lauge der RcichöraÜi verriainnit lt ist, kanft kein Mitglied 
wegen behulden verhaftet werden, eben so wettig g^eikuglich tixt^ 
gezogen oder in Anklage gesetzt werden, es sei denn, dass es 
auf frischer That ergriffen wfirde. Für Aensserungen in dem 
EeichsrAthe" Lmu kein Mitglied ohnö Einwilligung des Reichs- 
ca()i6A atüi<»«rlMlb d^aselben zva Vexantw^ituiig gvsogeu Werdsn. 

g 45. 

6^esttaVorä( liläge werden von der Regierung auf BeffeW dtt* 
Königs eiiigeb£acht Sie werden dreien Behandlungen unteizogetr^ 
jedoch kann die Regierung den Vorschlug in jedem Sto<Hd dMr 
Behandlung zurücknehmen. Bei der ersten Behandlung wird der 
Vorschlag in seiner Allgemediheif behandelt Bei der xweiten 
BdUnitting kMien AeUdstungrrofieUüge geuuMM fttd tut Ab- 
atinwuing gebraofac weiAen. Bei der Mm Beliandlvaf wtti 
dir YmeUng Ttü dbr Re^itruDg so abgetteiit voirgefeigf^ ifl# flM 
eft naoiit deaa Afttfali^ d«^ Mretten BehatiiliBig Ittr mdbUisi^ 
erachtet, und b^ tal SqUomo dir Miwidinny wHd mif 
Annahme, odetf AbleAaNi«|f ,6» Ydnohli^ als itbm Gäuieii ab- 
gestimmt. 

Die Bestätigung des angehommenen Gesetzvorechlages von 
SeUeu d€fl KMl^s findet InMihalb eines Zeitraums vob drei 
Monaten Statt. Widvigdii FüMb ItM d« Vmeidif «le hta^ 

fallig angesehen. 

Ein von dem Reichsrathe verworfener Gesetzvor^iclilag kann 
tik der^eilm VeraMKiBUttiig nicht wieder TOigetegl werden« 

§ 40. 

t • 

Der Reiohnrfrth ist beftigt in Betreff gatieinschaftHeherAnge' 
legenheiten Anträge uftd Beeehwevden an den Kdoig tinanreichett. 

§ 4f. 

Kein AuAlä^r kann diad Indtgeuat andtt» al& duK^ Ge- 
setz erhalten«. ' , . 

§ 48u 

Keine füjr die gebammte Monarchie gemeiivschaftliche Steuer 
kann auferlegt, verändert oder aufgehoben, keine ^Staat» an leihe 
für die gesammte Monarchie kann aufgenommen werden andeiä 
als durtli Gesetz. 

. Eine Jede ordentUche oder amieEordeBÜiebe AmMsng von 
Blannschaft tSa das Heer oder fibr di« tlotte ^oU duieli GM« 
bewilligt sein. ... 
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§ 10. 

Dte VerSassenmfi: einer Dbmiine der HoDurdue oder der 
Erwerb einer neuen Domäne kann nur in Folge eines Gesetzes 
geschehen. 

♦ § 61. 

Das Recht des Königs, Mfln^ zu schlagen, wird in Ueber^ 
eii^stiminnng mit dem Gesetse geübt 

§ 52. 

Dnrch Gesetz wird ein Normalbudget festgestellt, weldies 
die ordinären gemeinschaftlichen Einnahmen und Ausgaben ver- 
anschlagt Das Normalbudget kann nur durch Gesetz verändert 
werden. Für jede zweijährige Finanzperiode werden die extra- 
ordinären Einnahmen und Ausgaben dor«h besondere ^njU^ege- 
setze bewilligt 

8 öa. 

Der Betrag, womit die gemeinschaftlichen Aiif^jraben der 
Monarchie die ^cmeinschaftlicheTi Kinnahmen iiberjjteigen möch- 
ten, wird von den gesonderten Einnaljuien der einzelnen Landes- 
theile gedeckt, und zwar solchergestalt, dass von dem König- 
reiche 60 pCt, von dem Herzogthume Schleswig 17 pCt. und 
von dem Herzogthiime Holstein 23 pCt. liierzu beigetragen 
werden, wogegen es rücksichtlich der iinanziellen Stellung des 
Berzogthums Lauenburg bei dem bisher Geltenden verblaU)t bis 
anderw^i^ durch Gesets darSher bestimmt idrd. 

§ 64 

Steine Auk^gabe darf abgehalten werden, welche nicht in dem 
obenangefiihrten Finanzgesetze begründet ist Jedoch liann der 
König unter besonders dringenden Umständen, wenn der Reichs- 
lath nicht versammelt ist, Ausgaben beschneiden, welche nicht 
bewilligt sind. Aber ein solcher Beschluss soll stets in einer 
MinisterlMHifereA^ auC die im § 20 vorgeschriebene Weise Yer<- 
handelfc werden , . hovoir er von im Könige in dem CMeimenr 
iSItsatiradiB schliessUch gefasst ivird. 

XKe Minister,, welche mit dem Besefahuse einTorstatud^n sind, 
.fcoQtraeagniren ihn und .übecnehmsn d«dur«h die yeremtworf^yol^ 
Iceit fn so weit es nicht von dem «inliiihst susammenlrelwdeii 
geichs w thc^ de» er stets roniuUcren ist, gebilQgt wini . 



Ffir die Revision und Decision' der tm den nerschledsBen 

« Tftrwaltimgsswei^an «bsulegsuden Bechnnngen q»irA ein fiech- 

noBgaM :<diiseli aesstfe eiiiditetr wMer die ConlBtl» «b«r 

5» 
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sämmtliche Kechnungsbeamte fiihrt. Der Rechnungshof wacht 
zugleich darfiber, dass kehie Ausgabe ohne in Uebereinstuumung 
mit den Vorschriften des § 54 abgehalten wird. 

IHe Staata-Rechnungsablage wird durch Gesetz genehmigt. 
Der Vorschlag zu diesem Gesetze nebst den Bemerl^gen dea 
Rechnungshofes wird dem Reii^srathe vorgelegt 

Unter besonders dringenden Umständen, wenn der Heichs— 
rath jaicht versammelt ist, kann der König provisorische Gesetze 
erlassen, welche jedoch nicht im Widerspruche mit der Verfas- 
B\mg sein dürfen und stets dem zunächst zusammentretenden 
Keichsiathe zur Besdüussuahme vorgelegt werden müssen. 

■ § 57. 

Gesetzvorschläge für Veränderun;ren in der Verfassung kön- 
nen von dem Reichsrathe nur in Sitzungen angenommen werden, 
iu welchem wenigsten.s Mitglieder gegenwärtig sind. Von 

den Gegenwärtigeu miiüäen nicht weniger als ^3 derselben iür 
den Vorschlag gestimmt haben« 



1 

' Wie die Bestimmung des § 7, dass die Civilliste durcb Gesetz 

bestimmt wird, keine Anwendung auf den jetzt regierenden König 
findet, so verhindert auch die im § 8 gegebene Vorschrift nicht, 
dass Apanagen ausserhalb der Monarchie genossen werden, inso- * 
weit solches in schon bestehenden Verträgen begründet ist. 

2. 

Bis ein Opset/ für Organisation eines Reichsgerichts der 
BTonarfhie gegeben werden kann, soll das Gericht aus 15 Mit- 
gliedern bestehen, von welchen 5 von dem Reiehe>rathe. nämlich 
3 aus dem Königreiche, 1 aus dem Ilerzogthume Schleswig und 

1 aus den TIerzogthümern Holstein und Lauenburg gewählt wer- 
den , und von welchen 10 von den höchsten Gerichten der Mo- 
narcliie, nämlich 6 von dem höchsten Gerichte des Königreichs, 

2 von dem Appellationsgerichte des Herzogthnms Schleswig und 
2 Ton dem Cttier-Appellationsgerfehte ffir die Hei^sogthtimer 
Holstein und Lauenburg gewählt werden. Der Reichsratib wählt 
ausserdem 2 Suppleanten, und die Gerichte ergänzen ^tretende 
Valumsen durch neue Wahl. 

' Die . Wahlen sind nicht auf die eigenen MüfHeder des « 
Beichacalihs und der Geikhte beschränkt Sie gelten fiir tliieii 
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Zeitraum von 8 J \)iren, ohm üäcksichi ml miögiiciie AnilckSUB*» 

gm des Reichsrathes. 

Rückäichtlich des Verfahrens kommt tia.^ ( ;es( 1/ vom 3. März 
1852 für das Reicbs^eriobt des Köiiigreichä mit den Modiiikatio- 
nen zur Anweiidun^^ , well he die verschieden artig^e Zusaminen- 
setzung erforderlich macht und welche das Gericht selbst festzu- 
stellen hat 

3. 

Bis dahin, dass das im § IG erwäbnfe Pensionsgesetz in 
Betreff derjenigen Beamten, weiche iiirlit unter die Ministerien 
für die Landestheile gehören, angeiioiniiieii werden kann, werden 
die Pensionen nach den nun geltenden Regeln bestimmt. Der 
König beliält es sich vor, die Pensionen der Minister zu bestim- 
men, jedoch so, dass das in dem Pensionsgesetze für das Künig- 
reich festgesetzte Maximum nicht überschritten wird. 

4 

Die nun einstweilig von dem Künig gewählten Mitglieder 
des Reichsratbs behalten, in GtemSssheit des § 25, ihren Sitz 
M Reichsraihe fUr einen Zeitraum von 12 Jahren, von der .Er- 
nennung eines Jeden gerechnet. [ 

5. 

Bis ein definitives Wahlgesetz erscheinen kann (§ 30) werden 
die Wahlen in Uebereinstimmung mit dem von dem Könige ge* 
gebenen vorläufigen Wahlgesetze vorgenommen. 

fr , » ^ i f 

6. 

Bis die Geschäftsordnunp: des Reichsraths durch Gesets? be- 
itimmt ist, bleibt es dem König vorbehalten, der Geschäfts- 
ordnung vom 4. Dezember 1854 die Erweiterung und Veränderung 
zu geben, welche das gegenwärtige Verfassungsgesetz nothwcudig 
machen sollte. 

7. 

Bis das Normalbudgct durch das Gesetz festcrestellt werden 
kann, bestimmL der König ein vorläufiges Nornuilbiidgct, in welchem 
Äe Ausgaben aufgeführt werden sollen, die in bestehenden Ge- 
setzen oder in den ordinären Anfordemngen der verschiedenen 
Verwaltungszweige begrfindet sind. Jedoch darf die Gtosammt-' 
Sümme der Ansgaben ittr jeden Hauptabschnitt nicht den Do^^' 
schnittsbelaaf der Summen Übersteigen, welche für denselben 
Zweck durch die Bndgete fKr die Finanzjalir^ vom 1. April 
18&3 bis 81. Mto 1856 bewIUigt wordeii sind. ' ' ' 

Bis das Gesetz , betreffend den Rechnungshof, erscheinen 
kann, . wird dieKevision und Decisiou der verschiedenen admini- 
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strativ^n KechnuBgsabla^en nach den nun q:<^lteii(lrn Kotrein be- 
handelt. Die Staats-Rechnunfrsablafre wird dem Keichsrathe zam 
Bedenken Torgelegt, bevor sie von dem Könige genehmigt wird. 



Ao. 13. 

Erlass des K. Prenssischen Ministeipräsideuten 
Frhrn. von laDtea£fbl 

«n ^en ik, (lefanMrn tn Txopent)agm) Srafrn «im ^rioUt, 

4. d. ^rriin^ 1, 1856. 

Hii lebliaftem Interesse sind wir den Verhandlungen der 
holsteinisclien Stande nnd des dänischen Beiehsraths gefolgt. 
Wi Bedauern haben wir wahrgenommen, dass die Verhaltniese 
der Herzogthümer yon Kenem in eine Spannung gerathen^ welche 
die Wiederkehr ernsterer VerwiclLeliingen besorgen läset. Leider 
dürfen wir uns zugleich nicht verhehlen, dass die Klagen der 
Herzogthümer wohl nicht ohne allen (jrund sind. Ich erlaube mir 
in dieser Beziehung auf ein Promemoria Bezug zu nehmen, von 
welchem ich eine Abschrift beischlicsse. Eine ähnliche Auffassung 
ist uns bereits von mehr ah einer Seite bP2:»^<inet, denn die An- 
gelegenheit beginnt nacli di in, was wir darüber wahrzunehmen 
G^egenheit gehabt haben, wi^^d^rnm eine aligemeine Aufttierk- 
samkeii auf pich zu lenkeii. Andercrt^eits verkemicii wir die bü- 
soridern Schwierigkeiteu mcht, mit welchen Sc M^. 4er König 
von Dänemark in dieser Sache zu kämpien haben und wünschen 
desshalb nur um so herzlicher, dass durch Massregeln, die ge- 
öigiiet sein würden, etn^ noth tiefereu Aufregung der Gcraüther 
voizuboiigen, die Unterthanun br. Maj. des Königs iu den Her- 
sogthttmem in der Zuversicht gestärkt werden mögen, dass ihre 
lidolistfMi Interessen nicht schutzlos gefalurdet eeklL So momig' 
fach auch die Gründe sind, welche für uns diese Aiigtlegenhtit 
SU der unangenehmsten machen, so wenig können wir doch da- 
dnrch unü unserer Pflichten eotbundj^n emcbteU} welche nanent- 
lich dann für uns massgebend sein müssten, wenn wir dwh er- 
neuerte Besekwerdefilhrang in Frankfurt sn einer abemalige» > 
BetheUigUQg an derselben berufen werden sollten. Aber wir 
halten es auch für eine Pflicht der Freundschaft gegen den 
kikdgÜch dänischen Hof, bei Zeiten die Aufmerks«nkeit dessel- 
ben auf eine drohende Gefahr hinzulenken, für welche uns viel- 
leicht ein freierer Standpunkt einen offenen Blick giebt. Indem 
ich £w. Excellens ersuche, sich tn diesem Sinne ganz vertrau- 
lich auszusprechen, halten wir uns überzeugt, dass die königlich 
dänische Regierung in diesem Schritte nur einen Ausdruck der 
freundschaillidieB Geeinnungen ericemen werde, wekhr wir ihr 
wiidiiiieo. (Gea^ MaatemffeL 
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Daa bi d^r vorstehenden Note «rwähnfce «nd Im Mal 
V. J. entworfene ii^Tomemoria bat im Weaentü- 
e^£n folgenden Inhalt: 

Bar ]|«ickBi«lli lnA in Bttotr SUbtüttg 19. 4L dl6'Be» 
gierai^ dnoh ete OcmIs «onltehtigC, das dwoh dto MMteg 
dM KroMMito 4er IMbamg Btndvlniig geiy<— ei ne DomlhieiH 
«RMl 'm Tntefni. Dieter an «leli ire^^ «rhefalSehe BoieliliMa 
liAlkrt «r«ta!iit etnen e^omgiweil» teUa^adeii Btfirelii 'fllr' die 
]» -te i^treffeaden firoviDeialetJtaidischen V«r8amm!un so^oM 
als ifii JReichmtli« selbst lant gre^rdene Beschwerde, dass dnrdl 
die Oüteoyirun^ des Gresetses vom 2. Ootober 1855 (kraft dessen 
elbeo jene DomfiDenverkAultaiigelegeiiheU vor den Reichsrath ge-> 
bracht worden ist) die Tf^rfa-s'-'unGrsmässioren Fechte •der Heraog- 
iböioim vmWtäLt word^ ^en: ^odAiiÄ feehandrlt die dÄni^»ehe 
Regierung ^eoes Areal schlechthin eis en Schieswi? gehörig, 
obwohl diei« Temiiii bei Keguiirirofr der Orenz« zwischen fckhles- 
wig und Hok»teio im 1851 streitig geblieben ist and die ^em 
Bunde in Folge dassen scfcon damals in Atissicht geteilten Vor* 
sdbiüge des djiniädseji Gouvernements zur Eriediguug dtescv 
GrenslrAge noch immer ira Bückstande sind. 

W^ieiBteDaAe Varrasisuiige frage i}dMil)^Bo]lalt MM 
vmtBtmmmwad OaaMch ISSl lud IMSImNaviMi ^mBmdm nH 
IXfait«Mifcgc<tfhrtan Veghaailtangen nie «taiEwaifta dttitor «sflMni» 

mkOuiBAm TbeUa der ^SvMian ÜDomiüi nidt mäm tÜM «aNw* 
tenipBiüBigaBi W^g^^dkOmk wenden dürfe. Wes e. B. 4isH«0« 
mgümm fioletein beiriit, anmn naoh der dprügea !\^eiia6sun? alle 
Gesetze, welche Varändenmgen in den Psrnneo*- und Eigenthuia»* 
ieehften^in£teaeiniimd öffiendiehen Lasten zum Gegenstande tiaben, 
^r Berathung vorzulegen. In BezieheniE: auf Verlin deron sren in der 
V«rfasaing selbßt bestimmte eben dasselbe die königliche Vei ordiunig 
vom 15. Mai 1><34. Die Vereinignng aJler nnter dem iscepter 
dt's TCfinigs von Dänemark stciiendenC^ebiete zu einer untrenn- 
baren GesamintfnoTiarchii' .konnte solche Veraadeningen nothwen- 
dig machen: lias aber ißt au^äer Kweilel, <da«s die zu diesem 
Zwecke zu erla^ssenden Gesetze d^ betreffenden ständischen Vei^ 
sasmlungeD vorgelegt werden mußsten. in diesem Sinne erfolgte 
^cain auch die Vent&ndiguag zwischen den Cabinetiten Ton Bei- 
fiOf. Wtak mal Gapankai^ Sttr König van WnmBOL Ilm» mm 
f.Jtoa«ai>er'18fil naebiMininfl W6n.4U fiiWiiniga 
er habe das Ziel vor Augen, auf geseta- und VeälumkgmilM* 
gm Wega» d. 1l dvek 4» betieffiiidaiii f^MviMialättoda jedes 
der gedAchton Herzogifaliaier IHr isieh nnA, mm daa KSd|geaioli 
balreia, dnrch BeechUiata idaa 'Rekhattgs» sowie in BetreiF Lai»' 
enburgs unter Mitwirkung von BiMor* 4ind Landsoheiß; eüne orga-: 
nieehe nnd ^ichariige 'Kac&B8Uig«ai8«|ge Yerbindung sämmtUchei:' 
IiandestUlft ttk äoMt ig&immatßß, MmmUe j^beaniflikraB. Jüa 
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HM von BaiÜB wd Wien «ivtdnni in ilwer Brwideni^ den 
Wunooh «IS, dtM ümea die AjaaMavng der eorÜiMIt» Ziwa^ 
yerbfiigt werden m5ge. In der datrticlriBchen ErkUtmn^ Tem 
26. Dmmber 1851> mit welcher die preossisebe im IV^seadicHeiL 
Ubereinetimmt, hieet ee, daes der kaieeriielie Hof Aeee Wittens- 
meinung des kömgliehen nur als auf die Erfüllung einer vnal^ 
weislichen Aufgabe gerichtet anerkenne. Schon in der holstenischett 
Verfassung, auf welche Artikel 56 der Wiener Sehlussacte Auf- 
wendung findet, sei der Fall der Abänderung nach Yorgängiger 
Berathung mit den Ständen vorgesehen. Die kaiserliche Regierung 
hoffe, die dänische Regierung werde nicht etwa den Institutionen, wel- 
che dem elgentlii licn Königreich Däncumrk während der letzten Jahre 
verliolien wurden, eine ausschlies sliche Bevorzugung zuwenden, sondern 
dabei die bleihendeu Verhäiiiiiöse der gesainmtcn Monarchie und den 
Zweck der inneren Kräftigung ihies Verbandes zu einem Ganzen als 
die einzig sichere lÜchtschnur vor Augen Laben. Der Kaiser erwarte, 
daa3 der König, gleichwie in der Frage der kimftigen Organisation 
der Monarchie, so' auch in der einstweiligen Leitung der Staats« 
geschifte die den Terschiedenen Landesthsilen gebfäunnde Stel- 
lung als Glieder eines Qanaen, in welchem kein Theil dem ttn- 
detti untergeordnet ist, durch entsprechende Einriehtnngen mit 
l^eicfamässlger Soigfidt su waton wissen werde. An diese Öslm* 
ehiscbe Mitökeüüog anknüpfend, eddXrte der dllnische Mssister der 
auswärtigen Angelegenheiten unter dem 29. Jan. 1852 gieiehlan« 
tend nach Berlin und Wien: »Der König erkennt die AnfiEassunjf 
der Höfe von Wien und Beiün wie im Allgemeinen, so auch na« 
mentlich was die Nichtincorporation Schleswigs in das K&nigreidi 
betrifft, als mit der seinigen fibereinstimmend an.« 

Dieser Austausch von Erklärungen j^ichrrt dr;nn auch das 
richtige Verständniss der BekanntmachujiL^ dos Königs von Däne- 
mark vom 28. Januar 1852, worin es heisst: „Wir wollen auf 
verfassungsmässigem Wege den Provinciais Undeu von Schleswig^ 
und Hoistein eüie solche Entwickcluug angedeihen lassen, dass 
jedes der Herzog Üi um er hiubichtlicli seiner bisher zu dem Wir- 
kungskreise der Proyincialstände gehörigen Angelegenheiten eine 
ständische Vertretung mit beschliessender Belligniss erhalten wird. 
Wir werden zu dem Ende OesetzentwM» fär jedes der Her»o^ 
thümer ausarbeiten und den ProTincinlsUlndto zur Begutaehlung 
gemäss § 8' des allgemeinen Gesetses Tom - 36. Mai 1831 und 
der Sehlnsebestimniungen .der Verordnungen yom 16. Mai 1834 
Yori^gen lassen.'' 

Trotz dieser Verhcissung ist sjpüterhin der verfassungsmässige 
Weg der Abänderung der Provincialverfassungcn nicht- eigehalten 
worden. Er ist nicht eingehaltw bei Erlass der Verordnung be^ 
treffwid die holsteinische Verfassung vom 11. Juni 18&4 und die 
lauenburgische vom 20. Dezember 1853; er ist noch weniger 
eingehalten bei dem Verfsssungsgesets vom 2« October 1^66« 
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Das Verfassungsgesetz ftür Holstein von 1864 bestimmt in f§. 3 
und 4, welche Angelegenheiten als allgemeine der Monarchie, 
welche als besondere Holsteins r.n betrachten seien. Nur in An- 
sehung der letzteren wird dein iierzogthum seine eigene Gesetz- 
gebung und Verwaltung belassen. Ein oberflächlicher Blick lässt 
erkennen, dass die besoadern Angelegenheiten hier wesentlich an- 
den fai^raiiit sind, als dümalt das. der BmAfnig der Siänd« 
KberwioB^e Gtbiet Aber abdi Itlr die neue Abgrenzung ihrM 
WIriLimgskrdMs blieb des StSadea jede€kffaiitie entBogen. Diami 
etvi$ge AbindenuigeB der %%* 8 und 4- wurden in % 24 ans» 
drtteküch Ar ansgesehkesen von der Mitifrärkinig der.Macle 
UM und bKebem- etmach in dae freie Belieben der Regierung 
geetelit Es bedaff keiner Auseinandereetanng, daee eine sdlcfan 
pnnsipielle Aenderang der alXndiachen Competens ^ne Aendenmg 
der Verfassung in sich schloss und also der etllndiscben Bera* 
4fcaiig bedurfte. Gieiebwohl- hat dieselbe nicht stattgefunden; denii 
wenngleich die VeHaeenng von 18Ö4 im Uebrigen mit den Stän«^ 
den berathen wurde, so blieben doch die $$.1 bis 6 grundsätz- 
lich hiervon ausgeschlossen. Analog haben sich die Verh&ltnisse 

' in Lauenburg gestaltet. Auf diesem Wej]re, auf welchem es in 
das Gutbefinden der Regierung gestellt \sird, den Herzogthünicrn 
alle und jede S Ibstständigkeit zu nehmen, ist das Gesetz vorn 
2. Oktober 1855 noch weiter vorgeschritten. Es erklärt im § 22 
für gemeinsame Angelegenheiten alle, welche nicht ausdrücklich 
alb für die einzelnen Landestheile gesonderte bezeichnet sind, 
legt es aber ganz in die Hände der Regierung, was t^in etwa als 
solche bezeichnen will. Ja dies Gesetz geht auch pobitiv noch 
über die Einschränkungen hinaus, welche das Gesetz von 1854 

• den ständtecben Rechten gebracht hatte. Denn auch nach diesem 
noch gehört wie früher dae Domänenwefloi m den beaondern 
Angelegenheiten der HersogA^mer, das Gesets vom 2. (^tober 
186$ ab«r zieht dasselbe zu -den allgemeinen. 

Durchgreifendere Aenderungen der Siteren Ver&ssung waren 
kaum denkbar. «Die Provinzialstände b&tten also mit ihnun Gut- 
aobttti^ «ber das Gesets vom 3. Oefober 1856 bi% geh2»rt werden 
sollen. Es ist nicht geschehen, während för das Königr^eh «ne 
Verständigung mit dem Reichstag stattgefiinden hat. Eine Be- 
sdiwerde^ welche vbiü der bolsteiaisehen BtindeTevMfeiunlung zu 
den Füssen de» ' Tfaions niedergelegt werden sollte , ist von 
Seite- der- iBegieripii§ vedUndert. Auch im Beichsrathe selbst bHeb 
der von Stimmen aus den Heniogthümem erhobei|en Klage di# 
Anerkennung versagt Ist es unter solchen Umständen sni verwon- 
dem, wenn sich der Gemtither eine Verstimmung bemächtigt, wen« 
die Ansicht sich Bahn bricht, dass die zugesicherte Gleichheit in 
der Vertreti^ns^ der verschiedenen T.aMdestheile nic ht in Erfüllung 
gegangen inul dass hiermit die ÖeibststiUidigkeit der Heraogtbikner 
gefährdet sei'** • . i- * . . . . *\ 
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IBf iit Uer nicht der Ort, ekm irfihtip £r§itenuig 
ym^ym^ W 2. Oetober 1656 diaqgdMn, da SünaMi , 
UMiti rkeiM GelflgtahMt gaiioteii gomnor itt, diBoelbn «mw FMI^ 
firag im hbMczmImi «nd Ihn AnaMltei fUurtthv ^hmlqgeau Bi 
kMte PMial woid k finrügung kotame»» iMwinreit ist f 4, 
welcher iftlr dea Fall «im ThwMWreriunii den Regierungsantritt 
du» Jl«chlblg8i» rai vorgängiger Leistung des Eides onf im V«kw 
Immii^ «hhikmgig macht nnd inawischan ein minioterielles inter«* 
ii^am jWKudnati mit den OnmdgeMtsMi dM Bmdetrsefals tiber 
die WahrBng des monarchischec Princips vereinbar sei? Es könata 
sich fragen, inwieweit iil>ßrhaupt die Königliche Prjirogative hin- 
länglich «^(»wahrt ■worden ? Es kcinnte das Bedenkeu aufgeworfen 
werden, das:^ die Verfassung des Gresfimmtstaati und die Cfunpe- 
tenz de^H Ivöicliömthß weit iibta' die wuliren Orenzen der ftflgemei- 
nen Acgeiegenheiteo des Staats hinausgehend in die «pecicllcn 
BdiH^hte «Bid IstenasBen der cinsjclncn Landeatbeile schädlich ein- 
greifen« Jedenfalls aber wird mm sicii im iiinblick auf die trühere 
holeteinifche Beschwerde beim Bandestage im eignen iirteres» 
d«r KiänigKeh däniicheii fie|;iemfig der Borge tot omv Biatti» 
ipnf wUbar BMifaw «pd« . nkh* «rwcfaren hbaam^ 4« ^mmUm 
irflU liMi ABflPMlitmoig «biQ«preehtQ nän wMb, VUki mbiäm 

vnelHAt luliBicUMi dortiareli Am DkmiiiiMivniMf wbddr 
iDigatPagten Granofrage dringend zu m§mtSbm4 äam die KlhnglMt 
di^cbe S^giening diMalbe bald .dmsh ^edgMle Av»f^^tkm^ 
iiir nihl li g » gar JErladigioqf %riagen mgge» 



ErlasB des OestrAlcUscten linigtan der tnswlrtignen 
ingelegenheiten firafen Vuol, 

•eH-^ jüt. ö^rjjdj^ftfttrügrr ^agtr in ^pen^ügeR, d, d. Hüm, 

23. ^uni 1856. 

Dnr OMiMb McliMMh M ifich wütend leiMrmhHi im 
AnfaDga djww M«Mta geaddMaun Stanon mit Fragan ao 
giMer ü/ächtigMi Ar die BagkraagMiar lii^aatlfl flea Ki««i 
heachififigt, diM m Imdit begrelAidh ia^ wem die Vieiliaiidfauigeii 
dieeer Körperschaft dae kUialte ialeraaaa der awt Oinawadr hs» 
inamdeten Caininete in Anspruch gaimnaaHi -hahaiL 

£s ist in diesen Verhandiungaii. tob HianttBi aia Widoitreit 
4» AnMßbten lan de» Tsag getreten, Urelcher nnr an sehr gesegnet 
«tt Scan schcant, die inneren Verhältnisse der Dänischen Monarchie 
fortwährend in einer beunruhigenden Spannung zu erlwiteD« Wir 
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haben dies mit um so aufricbtigerem Bedancrti wahrgenommen, 
angelegenflicher wir gewüngeht haben, daßs das Bestreben der 
Königlichim Regiemng, die Verfasstmefszustände des Gesaomit-« 
Staates in befriedigender Weise zu ordnen, mit dem glückiichstieii 
Erfolge gekrönt werden möge. 

Der Antrag einiger Mitglieder des Reiehsrathes , da^s die 
FnyfiHDaktäBd« Sdilegwigs, Holsteins und Lamenburgs nacfatrlig- 
Heh ifter dkl m Soinor V^jmmt dem Kdnig» am 9. OeloW 
1855 veikttndigte YeriHunrogsgeAete gebBvt Ivwleii niMiBiif 
aw«r chrfch '«Mlt ibernc^nide SfirnnmincMeit a^tUiit werden. 
Alkm Mfaujrilltt hat ihn Venraiming geg» die BaehtsVa» 
■«Mdigireit dkM Q^Mtra ao weaig fiOkn losaai, ab die früher 
voraaniMil |[iwaaeBeii PiomstalTiftretngeB dar H mi a gllifln iar 
sich hierza geneigt erwiaseii • hatten» Daia kämmt Dun mA, daaa 
datf JBiijffcimifli. in seiner Sitzuag Yom 19. Mui einea Qaeeftzvori- 
schlag angeoommeo hat, dareh Weichau die Regierung die S/n 
nllchtigiing erhält, zur Veräussenmg zweier in ficbleawig gelege- 
ner Ddmäaen zsu schreiten. Sowohl nach den älteren Eimiohr 
tnngen, als nach der Königlichen Kandmachung vom 28. Januar 
1852 und den darauf gebauten Provinzialstatuten von 1854 war 
die Verwaltung der Donianen Saclic der einzelnen Landestheile, 
und erst durch das ci w.ilinte Verfassungsgesetz für den Gesanmit- 
Htaat vom 2. Oktober 18ÖÖ wurde das Domänenwesen den ge- 
meinschaftlichen An|;^genheiten der Monarchie zugezählt^ und 
dadurch der Competenz des Reichsraths überwiesen. Kaum ist 
daher zu verwundem, wenn in jenem Beschlüsse ein thatsächlicher 
Beleg für die in den Herzogthümem mehrfach ei hoben e Be- 
schwerde erbliukt wordtiu ist, das« durch die Befuguißsc, welche 
die Gesammtverfassung dem in seiner Mehrheit aus Vertretern 
des eigendidien Königreichs Dänemark gebildeten Reichsrathe 
hdg^gt hat, dih ^igen LaAdeelMle hjnmdltfeh dar Wahrung 
ihi«r. beabtadenen IttAarasacB in oMhuabk Nanktheä ymMk wt^ 
den eeian«. ■ ^ . 

Aneh eehemft hei dieaem Anksae ia .Beattg< aiaf eine soai 
Ai<aal dea ehimaUgen Sronwerieea het Rendehurg gehörige Pain 
seile eiuD YedHgttag geferafien worden «i «aia, welche der iwisohail 
Dinematk und dem Deatedien *lBuade noch nneiledigt geblieb»^ 
neu Orenzbericfatigim^iAage yrä|adionn wärde. Das Keiaarriahe 
QabiMt ist weit: edtfemt« die Gröf^se der Sethwiengheitin an veif 
kennen, welche Ton dem Zwecke der J^grÜnduBg einer gemein^ 
Samen Verfassung fUr die Däniaahe Monunehia uniertreonlieh sind« 
und wir wissen die Regierung. Seiner Majestät des Königs M 
durchdrangen von dem Wunsche, bei Erfüllung dieser wichtigeii 
Aufgubf «llcn begründeten Anf^prürhen an ihri! Geroolitigkeit und 
ihr Wohlwoilen die vollst« Befriedigung zu gewahren. Die Vcr- 
weiuiung r ^)e>s Hii.-^>\ ärtif!;eii Hoi«« kann diesem Wunsdje an 

Starke sicher juohw hincuiMgeii* dejutliailh .^tiefen vir nher 
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hoffen, d«s8 die Königliclie Regierang in ihrem eigenen Imianäaai 
wItaMiAinmi W«ih teanf legen werd«^ BeMiiwerd«filiinmgen wm 
Dwitaehen Biiiid«il«g!t, denen nkbt jedn Berechtigung abzuspreehtii 
wVm; imd die das KAUMcUeha CSabinet gewiBfleäiaft auf dant 
Btandpunkte prfilen mttiste, welchen Oastreieh und Ptaiaen in 
deli llaifaens das Dentochen BwideB mit dem Kopenhagener Hofe 
||efi0ogeiien Verhandlungen eingenommen haben, durch einen waM 
sen Gebrauch aller der KönSgliolieniPrttrogaliTe xn Gebote Btehsn*^ 
dan Mitt^ der Versöhnung zuvorzukommen. ^ 5 

.rr^tlnWir theilen Euer ike. diese Betrachtung mit^ damit dieselben 
mi Anleitung für Ihre vertraulichen Aeusserungen dienen, und 
wir halten uns im Voraus überzeugt, dass das Oabinet von Ko- 
penhagen die Gesinnungen der Freundschaft und des Vrrliaiiens 
zu würdigen wissen wird, durch wol^ho wir uns bewogen getun- 

haben, Sie zu einer offenen Darlegung der im Vorstehenden 
bezeichneten Gesichtspunkte in den Stand zu setzen^ i. üUh'r 

Empfangen &c f ^ji/i» 

.f!-'-.. • •.• {Gez.) BuoL "w* 



1 ' 



Erlass des R. Danischea Idmisters der auswärtigen Angelegea- 

^, heiten von Scheele, 

«Ki^m jb 4M||rr«rbfntlid|riiiSefii^ bctollmad^^dtrn ^inifkit 

901t ÜilUiii tff jitrim, d: d. jftqinidageit, br» d. StpM^tt 
• 1866. 

Ew. Hochwohlgeborcn i<^t es bekannt, wie der K. Prcussische 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Freiherr von Manteuffel, 
in einer Depesche an die hiesige Gesandtschaft vom 1. Juni d. J., 
zu unserer Kunde gebracht am 22. d., über unsere innem poli- 
tischen Angelegenheiten sich geäussert luit. Se. Excellenz legen 
Besorgnisse an den Tag rücksichtlich der Verhältnisse der Hep- 
zogthümer mit Beziehung auf die bestehende Yaefessung and 
aprecbaii die Befllrehtang ans, dass die Klagen 4er HeraogälliiMr 
iroU mekt okna ^dlan Ghmd sem dürften. Da wird hinsnktliah 
diesaa Bedanken» auf ein angeseUossenea P r omanwa» Besag ga» 
ikoanen md- aoUiessfieli unter Anerkenniing der Seliwieril^lnitea, 
inil denen Se. Mijeatitt der Xtinig' m dieser Sache zu kitmplan 
baben, myfie mit dem Wunsehe, diksa einer tiefeni Aufregung dar 
Gamllther in den HerzogthÜBkem annoch möge vorgebeugt werden 
können, die Versicherung ansge^iociien, daaa in diesem Schritte 
des K. PreussisK^ien Grouvememeifts nnr der Ausdraek iraaDd* 
seliaftliclier GaabuMuigeii'hat gageban. wardan aöUen. ' 
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Je lieber wir diei^er Veisichening uns hin/iigcben ^enel^ 
sind, desto mehr wird die Beantwortung der beschafften Aeusse- 
rungen «ns erleichtert, weil es uns eher gestattet ist, von for- 
meilen Keclitsfra^j^en abzusehen und das uns zu Gebote stehende 
reiche Material von Thatsachen zu benutzen, um eine unparteiische 
und aulricliüg befieuiidete Regierung von dem Gewichte der Be- 
weg^pHnde, und Zwecke zu überzeugen, welche fiir die K. Regie- 
mng hti Ltlsung ihrer sch^erigen Aufgabe maesgebend gewesen 
«M, nnA zugleich Anakliteii und YormtMteoDgtti in befähigen, 
mM»', lurrorgerufini mQMßHtT dsroh don y^nrnkeHsn- Gang 
laBcarer YätfiMfltmgsyeiliältiusse» nur sii leioht du Sr. MajJdrai 
Ktfflig« vor Allem am Heracii liegend« > cuhige und gMteüiKclM 
Etttwiokelttiig derselben «i beemtrüditigeii geeignet Min* kÖBEBflen* 
'.Zur Enrelcbn^ dee uns Torgesteekten 2ieleii ko&enten mit 
unter zwei Wegen väUen. Wv:lu>nnteD nnd dks wllve der 
lelehttre gewesen — das uns gütigst mitgeth eilte Promemei> 
fia .Vor uns legen und bei Beleuchtung jedes einzelnen Satzes 
desselben die Berichtigung tind Widerlegung versuchen. Aber bei 
euKsm soloben Wege lag die Besorgniss nahe, dass derAaschluss 
^ an die Fassung dieste Aktenstücks dem unpartettschetts.imd all- 
seitigen Urtheile keinen Ueberblick über den Gang unserer Ver- 
fassungsentwickelung, über Ursache und Wirkung derselben ver- 
schaffen könne, und doch ist es die«, was wir wünschen müssen, 
well wir, wie gesagt, von dem lebhaften Wunsche beseelt sind, 
2U Überzeugen. 

Für diesen Zweck erscliien es uns angemessener, auf ein 
selbstständiges Memoire hinzuweisen, in welchem historisch die 
Perioden unseres Verfassungßwesens bis auf den heutigen Tag 
nebst deren Bedeutung refcrirt worden ist und wovon ich eine 
Abschrift zur gütigen Mittheilung an den Freiherm v. MantcHÖcl 
mit dem dringenden Wunsche anscfaliesse, Se. Exc. möge dessen 
Inhalt mit der Ihnen so eigenen Gründlichkeit sorgf^tig prüfen, 
lek lebe des fygtmk Yertniuens, Se. Sze* werden dann auch mir 
persönlieb GevechiigkAit wideifthren-liBpeii, wenn ieh -irihrend 
der : Zeit, d» idi direeten AntbeQ ^an der Leitung nnbeMr Ange- 
legenhoiten gefaebi habe, stete sbl» darsof war, die RalihMfaiXge 
▼or Atigen und isnr Ricktsohnnr su haben, weiche Siie miir hLEh 
•siehtlieh des beschlenntgten AbsoUnsses unseres -YerftsSattgswe^ 
kee 8u ertheflen die Güte hatten, als ich im Novembto 1864 
Ihnen anfiuwarten mich bechi*te. 

* 

In der K. Preussischen Depesche vom 1. Juni d. J. AnM 
ein weiteres Eingehen nicht statt, und ich werde mich daheir aA 
dieser Stelle und unter dem Vorbehalte aller Aufklärungen und 
Mvktheilungen, welche es in'- unserer Macht stehen möchte all ge^ 
ben^ gleichfalls desselben zu enthalten haben. Nur insoweit in 
ihr von ,,den Klagen der Herzogthümer" die Rede ist, darf ich 
nur . eine kuxie ^Bemerkung uiokt versagen. Wemd. sian von der 
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Melfftahi der Qütflbesitzer und rielleieht vm der ^oa -ihnen 
sttls M»]^|^gen Stadi Siel Atoekeb «ffll « ee ivM im»: finitai, 
dies von det bei weiten gröaiteÄ Mi^wHIII iHer Bewohner 
Heteteln» Jene SlagtD akdit «Uein Uelit getbefle w<eNI«nf Mii^ 
4eiB 4Mf> bei ihnen Im Ahfbreten Bitteiedhnll imd ier 
ktttw StindemeeounhiBg viefaneht ennehieden gfeniliri)ÜU|[t 
wird. Bei der IC^Ofitäl der Beriitteniiig herrsclit dieselbe 
U«berzeugung , wie bei der Regienmg; Beide seh^n In der 
Agitation theils die Naehwiilcnng früherei ArBChiHtening , theile 
die Verfolgung einseitiger Steatsinteressen ^ und beide erklären 
' die Resultate der letzten Ständevprf ammlnnp lediglich durch die 
über/! rosse Vertretimg des bezüglichen Standes in der Ver*- 
a&imuluni; und die unvorbereitete, ziilaJJig in dieRer Diät jeder 
Iieitung eiitbfhrende Bcliwäche der meisten der arideTn Mitjrlieder. 

Rücksichtiich des K. PreiresUcher Seitö init^rtlifilten Me-^ 
moires werden Ew. Hochw. die geneigte Afitmt rksamkeit des 
Bbioiiä von Atlunteuffel hauptsächlich daraul hiiiieikn, wie durch 
den gtauzen Inhalt desselben der grosse und bedeutsame Irr- 
thum iiUB Grunde liegt, ale wekm diejenigen Angeieg^iheihMt, 
«eldhe- jetat ünni fieeeort der TerMxtng der Gei—uKiionwchie 
frfther verAMiungettiMiBi^ rar OonqiotenK dnt Proilnsial- 
etSnde «e^tt httteik. Sowie dien reehtlic^ «nd AiMtoeh gnni 
jiUlMMhk niehfe der Falk iet, eo M namentUeb iinin linriju i 
JBÄpiel mieumhoen« daee Jemab» Ae flifindn dne Becbt^ in Bo^ 
minalangelegenheiten befragt zu werden , beanspinebt odcv gar 
gmhi hätten^ Und dennooh bat die Agitation yorzngeweise auf 
41e8e8 Thema sich geworfen; eine Tactiic, welche nnr daduich 
Bu erltlären ist, dass die der Dänischen Monarchie und deren 
ruhiger Entwickeln feindliche Presse p'eprlaubt haben ma?, 
gerade hier d^in Hebel für iiir Misstrauen und ein Feld für die 
uiiauBgesetzte Agitiilion gegen den guteu WUhm odeu die Ked- 
j^bkeit der liogierung Su tinden. 

Die Kt^feiuiig meines Königs und Herrn ist im guten Glauben 
der t'ebion U«berzeuguiig , dass die Bcvvoiiiier Jlolst^iiny einer 
grö6Ber«tt GHiantie iiir ihre wohlbegiündeten Öei'eciitäitme nicht 
bedür£an^ ab die besteheudd Verfassung ihnen bereits gewährt und 
ab upL der der letrtenifilünde'veriamiidnng ahnen vorgelegten Er- 
weiterung nOttidiaeber Reebto wid ^lilieeaHr Freiheit «agebeten 
srar» Wenn ^ iffllnde diiee JeMere Anerbietung ablehnten nnd 
wenn die Bevdlherung diese Ablehnung jetat tndeli^ ao beweiat dieafen 
Mf die' ^ichügiieit: deaatn, Waa ohtti über den- nusgeflhien Ewang 
einer Standespartei gesagt iat . Gleicherohl ist man auch difisaeÜB 
gam beieil^ dbn.VeriEdtttnieMn» ^ne sie nun eiamii sind, Rechnung 
2u trageni nnd ganz beaoncbra wünacht man den befreundeten 
j^gierungen die Mitwirkimg zur Beseitigung einer ausaerlialb UB^ 
serer Grenzen hervorgelwÄchten Bewegung der Gemüther m ei* 
4ekhtenfiy .«itiga aie unaerea .BrflnbtenH andh neeh an onbegiüniiet 
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»ein; nür wird man in dieser heiiehnng keine Opfer wtinpfhen 
odfr cr^vart*-!! können, welch« mit der ßouver^netät dm König!*, 
mii dein Geihte sowohl der aitiiergebrachten aln der bePteb Ariden 
V«rfafcsuBg und mit dem leitenden Princip der Gesammtmonttrchi* 
unvereinbar sind. In jener TendeoK hab(«a Se. Maj. bcrraifig vtp- 
fiigt^ da«8 kürittie; in der Be»4tiiinniingf darüber, welche Angelegen- 
heiten für jeden Landestheii gesondert und welehe tür die Mo- 
narchie gemeinBchafUich mm aolkut alle LtAndestheUe gleiahgestelH 
luid somit keine VeränderaBg Qhü» BinwilKguiig i^s^i BeprS»- 
Bentadonea Yorgenommni wwd«B mÜbil Ifit MdoMbU miXkik 

BowrgBiWf pa väüdfla bei ^et Fr«|^, ob «Ae DoialM m im 

mUmri den DeputirtM». ««9 4mi Köa^|r«ic]i g^gMlber ili drfv 
Minorität Udbtt.kßnBflii — ttüe Boaoiflutt, ivuldlo m dtn^ktifem 
Beuliaratbe durob di« fiSs&briiiig Bohon ginzlieb beaeitigt wurde; 

mit Rücksicht bimuf bat die Regierung Sr. Maj. d«B Eiaigi 
doB, BoMUaBS gefaeet» dwi näcbateii Beiebsratbe ein Gesetz 
anlegen, nach welchem, mit AMiiahna der zun Verkauf erstai^ 
danen Augustenbmgar Gttter» eine GanaboMKung toutn Verkauf einer 
Domäne künftig nur mit awei Drittbailan km Rfliobiratb «bgi»' 
gabenen Stimmen gegeben werden kann. 

Wir geben uns der festen UeborzGun^uiig biü, dia K. preiis* 
siache Regierung werde hierin ein uawiddrlegUclied Zeugniss 
fijaden einerseits der Veribiciierung» dass wir di4 Depas<ihc vom 
1. Jum d. J. alä eiaan Beweis freundnacbbarUcher ixesinnungen 
aufiiebmen wollen, andemtbeili», das» wir demgemäss gern baceil 
aind, solchergestalt angedeuteten Wünsc lion jeghche Rücksicht 
angedeihcn /u lassou, welche mit der Würde meinem Königs und 
Herrn und mit deu vvalircu Interessen seiner Lande vereinbar sind. 

Wenn endlich der Herr Freiherr v. Manteuflfel hervorgehoben 
hat, wie wenig willkommen der K. preussischen Regierung eine 
Verhandlung ftber diese Angelegenheit sei, so gebe leb mieb um 
Bo lieber derHoi&ang hin, dass eine offene Vmtftndigimg swiscben 
den beiden allerböebsteii HöM >f4lngeD könne und werde bin- 
aiebtUcb der Anschauung; Aber die Gfundlaga, wie ^ fiMmugp 
£btwiekelutig unserer Verfassungsangelegenbeiteii iin' fÜnyerstilnd- 
niss benenstellen, dessen iV^rth ich Im vollsten Masse würdige. 
, Je .mehr ich davon ttborteugi bib» dass die Yeiiumiig, weli&e'J»txt 
alle Theile der Monarchie zu einem wohlgeordneten Grenzen ver* 
bindet) die Selbstständigkeit der einzelnen Landestheile in gerechter 
und zweckmUfisiger Weise tdt deiijetifig^ Gesichtspunkten yer* 
-uinigt; welcko Europa hm Aaerketmutig der in der Beban&ttifiaefaun^ 
yom 28. Januar 16d2 njed4rgelegten Grundsältee und Zusaget 
twr Äugen hatte, desto vertfaueivsvoller; halte ich an der ErWarti!n|f 
fest^ daas die von «ns gegobcnen Aiifkläntngw ihres Zweckes 
jdcht T/edabte. werden« ik^n die Bieükiwa^ der letzten MoiiiiM 
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)u« 0» hfWMsea, ^ Vi^ MUQllit«:ia«Mite aUk mtr A^jiWkm 
MgßnMmea oder tich dontlb«!! so bcmlbslrtigen geaudit hobea^ 
deren Pliae, wenn eie «beb jetit m ADgri£feu gegev iineere 8le«ts* 
Ordnung einen wfllkommenen Boden filiden» ilr^ wahren Bednu- 
titnig naeh gegen die Ruhe und die Beekteordnung dee geaemmten 
DeutsoUiindB genehtet amn. würden* Eben in £eaer Wahmclunniig 
dtlifte aber fbr die K. preneaiiebe Regiemng eine gedoppelte Aul^ 
Hpvderung zu finden eein, nneere £KSfinnngon mit demjenigen Yer- 
tnuien eufeunehmen, von welchem nna der k» Hof Aaeh in dnn 
Jäteten, Jefaren uo meache Beweiee gegeben« w 

Wenn endlich berells jetst von der HdgHeblceit einer Be- 
iebwerdeÜShmtig l>eim Deuteeben Bunde von Selten ' der Hol- 
iteinischen Stünde die Rede ist, so bin ich Welt davon entfernt, 
das Unwilllcommene einer eolehen V^rhandlmig und der daran 
sich etwa knüpfenden Folgen zu Tericennen. Zwar kann die K* 
Regierung, indem sie den gesetz- und verfaBSUitgsmässigen Weg 
eingehalten, einer jeden Prüfung dieses Ganges von Seiten der 
Bundesversammlung:, ganz abgesehr»? von etwaigen Tompetenz- 
frageii , mit Riihn pntirr^rensehen; wie sie aber ihrerseits Alles 
vermieden zu Iiabrn rrKmbt und vermeiden wird, was vu reclit- 
lich gegrfindeten Beschwerden g:eg:en die holsteinischen Verfas- 
sungsverhältnisse Anlass bieten könnte , vertraue ich nm so 
lieber darauf, dass die K. prcussische Reprieruujg: in Würdigung* 
der von uns gemachten Mittheilungen, die hier und da etwa 
auf solche Schritte gesetzten lioünungen auf ihre wahre Be- 
deutung zurückzuführen auch ihrerseits geneigt sein und somit 
auch jetzt zu der Kräliigung einer Verfassung beitragen werde, 
mit deren ungestörter Entwickelung die Ruhe und Wohlfahrt 
nicht bloss der dänischen Monarchie im engsten Zusammen- 
hange steht. ' 



Erlass des K. Prenssischen Hinisterpräsidenteii Freiherrn yob 

lantenffel, 

«it htn % ÜrfanMen in ^openi^agen, ürafrit »an ^rlolla, * 
d. d. ^oritit« bnt 33. jSktobrr 1856. 

• 

Auf die freundschaftlichen Vorstellungen, welche wir in 
Beziehung auf die Verfassungsverhältnisse der Herzogthümer 
Holstein und Lauenburg im Jinii d. J. der K. Dänischen Regie- 
rung gemacht haben, 'ml uns, wie Lw. Hochgeboren bekannt, 
deren Erwiederung in der ersten Hälfte des vertiossenen Monats 
durch dpn jat ji^jssecordeutUcher Mission hier anwesenden K. 
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DSuiscben Bnndestagsgesandten Ilemi y. Btflow mittelst eine? 
an letzteren gerichteten Depesche des Herrn Minister!; v. Scheele 
vom 5. T. M. in einem umfassenden Memoire zugckummeu. 

Je mehr wir bei jenem Schritte von dem aufrichtigen 
Wantehe durelidningen waren, die K^DMntoehe Regiening möchte 
hl ihrem eigenen Intereese durch ein redhtseitigee und weises 
llänlenken den Beschwerden der beiden HerzogthQmer Abhtilfe 
eelmffBn; um so lebhafter müssen wir es 1>edaaem, die Erwie- 
denmg der K. Bifaiiscken Regienmg unserem Wunsche so wenig 
eBtspreohend m finden. 

Die vom Herrn v. Bfilow ans mitgetheilte Denludirifty 
welche gleich der erwähnten Depesche des Herrn Ministers v. 
8eheele Ew. Hochgeboren bereits bekannt ist, hat es sich viel* 
mehr lediglich cur Aufgabe gestellt, den Nachweis zu versuchen^ 
dass die K. Dänische Regierung bei Octroyirung der Gesammt- 
Staatsverfassung vom 2. October 1855 den verfassungsmässigen 
Weg einpelmlten , die gegebenen Zusagen erfüllt habe. 

Allerdings wird in jeuem die Denkschrift begleitenden Er- 
lasse des Herrn Ministers v. Scheele an Herrn v. Biüow vom 
5. V. M. die liereitwiiligkeit ausgesprochen, speclell in Beziehung 
auf die Domänenfrage insoweit entgegenzukommen, dass dem 
nächsten Reichsrathe ein Gesetz vorgelegt werden solle, nach 
welchem eine Genehmigung zum Verkauf einer Düiiiänc künftig 
nur mit Zweidritteln der im Keichsrathe abgegebeneu Stimmen 
gegeben werden könne. Wenn man aber auch ganz dahmge- 
elellt sein lässt, ob ein solcher Gesetsentwnrf in dem Reichsraüie 
bei dessen gegenwärtiger ZasammensetBung Aussiebt babe dnrcb« 
zugehen, so betrifft derselbe doch immerhin nur einen ganz Ter» 
elszeiten, obwohl sehr wichtigen Punkt der Beschwerden und — 
was die Hauptsache ist — er Ifisst ehie irgend genügende Hülfe 
nicht ho0Bn. Denn da der Reidisrath aus 80 Bfitgiiedem be- 
steht, von denen 47 dem Ednigrefehe angehören, 13 aus Schles- 
wig, tS aus Holstein und 2 aus Lauenburg sind, so bilden die 
47 Dänischen Mitglieder fast allebi schon eine Majorität tob 
sw^ Dritteln. Es bedarf aus der ganzen übrigen Versammlung 
nur noch des Beitritts von 7 Mitgliedern, und selbst in Ansehung 
dieses geringfügigen Bruchtheils gibt der bestehende Wahlmodus 
din IIerzoi!:thfinieni für die Vertretung ihrer specieUen Gerecht* 
same wenig Gewähr. 

Die Gründe, welche die K. Dänische Regiening in ihrer 
Denkschrift für die Festhaltung ihres Standpunktes geltend 
macht, sind im Wesentlichen die nämlichen, auf welche sie sich 
schon im Laufe der ständischen Verhandlungen gestützt hat und 
die wir kannten, als wir unsere Verwendung in Copenhagen 
einlegten. 

Wenn wir uns für jetzt enthalten, auf die Details der Frage 

einzugehen und die von der K. Dldiiteben Regierung getroifenen 

6 
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B«8tlmiii)ti^eii im EhueliMn «iiMr spoeIsU«« Erdrtmog nr a«- 
terziehflUi so dürfen wir jedoniaüs das als sweifeUos MMolltca^ 
dass das K. Dänische Gonyernement bei FeststeUimg der gemein- 
schaftlichen Verfassung für den Gesammtstaat und insbesondere 
bei Erlass des Gesetzes yom 2« Oiitober 1855 den verfiMflungS^ 
massigen Weg nicht innegehalten, die den Herzogthümem umi 
dem deutschen Bunde gegebene Zusage nicht erfüllt habe. 

Indem die Deiikgchrift des Kopenhagener Cabinets der K. 
Dänischen Kc^iprnng, den Ilerzofrthümern gegenüber, die volle 
Freiheit vindicirt, die Verl'assunir iiir die gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten der Monarchie aus eigener Machtvolikoninieiilicit 
festzustellen, hvht sie ihio Argumentation mit dem featze an, 
dass die K. Ii« kaiininiaf Imiifr vom 28. Januar 185'j, ihrer Wort* 
fassung nacli, kein ausdi iickliohes Versprechen enthalte, mit den 
Ständen der Uerzogthümer darüber zuvor in Verhandlung eu 
treten. 

Es erscheint unnöthig, hier auf eine Interpretationder Worte 
jener Bekanntmaehnng einiugelien. Denn einesthells hatte das 
Kopephagener Cabinet schon in den vorangegangenen Verlumd'- 
Inngen mit den Begierangen von Frenssen und Oeslreieh unter 
dem 6. bexember 1851 die bestimmte Ziisichenuig ertbeOt: 
f^auf gesets- und verfassungsmüssigem Wege, d. h. durch die 
berath enden JProTinsialstände, eine orgaaisehe und 
gleichartige verfassungsmässige Verbindung sämmtUcher Landes- 
theile zu einer gesammten Monarchie herbeiführen su wollen. 
Anderntheils bedurfte es überhaupt eines solchen Versprechens 
nicht ^ wenn schon die bestehende Verfassung es nothwnndif 
macht, die Stände zu hören. 

Diese verfassungsmässige Verpflichtung wird nun zwar eben- 
falls mit dem Einwände in 4brede gestellt, dass die früheren 
Frovinzialstände eben nur für provinzialständische Ang^cle^en- 
heiten^ nicht aber für die allprorneinen Angeh ;t* nheiten der Mo- 
narchie competent gewesen seien. 4-Uoh dieser Eiawand trifiit 
jedoch offenbar nicht zu. 

Die unter dem Scepter Sr. Maj. des Königs von Dänemark 
stehenden Lande waren bis dahin nur durch eine Personalunion 
mit einander verknüpft gewesen. Eine gemeinsame Verfassung 
hatte nicht bestanden. So hatten auch die Herzogthümer ihre 
selbstständig abgeschlossene rechtliche Stellung gehabt. In die* 
4era Umfange waren ihre Stände verfassungsmäsdg befugt,' bei 
der 'G;esetzgebung in aUen Angelegenheiten augezogen au wer- 
ben, welche die £igenthums- und pers4h^lichen, Verliältnisse .der 
Eingesessenen betreffidu, nicht minder in denjenigen, welche sich 
j^ul die Steuern unid öffentlichen Lasten li^iehcin. Jetst sollte 
die Monarchie eine Gesammtverfiissung erhalten, die Heraog^ 
ihiimer eoUten in diesen Orgamsmus emgefögt werden. Es folgt 
aüs der katm der Sache vovk selbst^ 4a«s dies nicht mögUch 
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war, ohne die bisherige , selbsststUndig abgeschlossene VerfafisuDg 
der Herzogthümer zu ändern , und hieraus folgt weiter UKWiäW' 
Bpreehlleliy tes «fe Aber diM AendemngBa g«hM wenleii 
moABten, weil sie «rerlbmtigemSBsig über ^äß Aenderung iiiier 
Verfarnng £u hören waren. Sie wären siMidren ^mil iliMr 
die Frage, wie die Örense swlechen ihren besendeiren und den 
gemeinsamen AngelegenlMlten au aMmi sei; denn dnaa dleee 
^^aehiedett geaogen werden Iwante, hnt die K« DSaleahe Rcgie- 
tong dadnrcii bewieaen, dass sie dieaelbe bereits yeiaehiedan 
gezogen hat. Sie waren aber femer auch darüber zn hÜr^, 
wie sich fortan ihr Rechtsverliältniss hinsichtlich derjenigen Am' 
gelegenheiten gestalten sollte, welche durch die neue Begrenzung 
von ihrem bisherigen Sondergebiete dem Gebiet der gemein- 
Fchafllicheu Verfassung zugewiesen wurden, Oder sollte es 
zweifelhaft sein, dass nach dem Verfassungsgesetze vom 2. ük- 
to!)er 1855, die Verfassung für die gemeinschaftlichen Ange- 
legenheiten derMonarhie betreflVTid, mit dem Reichsrathe Gesetze 
vereinbart werden könnten , wt K lie die Personen- und Eigen- 
thuniBrechte, die Steuern und (itientiiclien Lasten der Eingesessenen 
der lierzogthiimer alteriren und früher ProTinzialständan 
vorzulegen gewesen waren? 

Die Denkschrift deutet femer an, dass der Mangel der Zu- 
ziehung der Stände jodenAJk irrelevanl eci^- weift ihre Mitwirisnig 
Kieh Imner nur «if die Entattung ehiea GNitaciitana au beüwhrfin- 
i»n gehabt haben würde nnd der Begiening wabenbn a ae n ge- 
blieben sei, ohne Berttckaiehtigung deaai^ben den deftnllh^en Be- 
aohhiBa nach eigenem firmeaaen an fMiaen. 

Dfea ATgnnent, in ininer praotiaeiien Bedeatnng eehifaitr 
aufgefaasft) wlrde auf ctie Behauptung hinauslaufen, daaa eine 
Verfassung mit beinthenden StKndlen als eine leere, nichts be- 
deutende Form zu behandeln aet Wir glauben nicht, dass 4i6 
K. Däinsche Begierung zu einer solchen Auaieht aioh beltennen 
wolle. Wut wenigstens können ilir nicht Baum geben. 

Aber selbst wenn man sie gelten lassen wolltf^, so würde 
doch der K. I)äinsplie?i Regierung damit immer nur insoweit 
freie Hand zur Bildung der Gesammtverfassung gegeben worden 
sein , als sie sich nicht durch ausdrückliche specielle Zusagen 
den Ständen und dem Deutschen Bunde g^enüber bereits gebun- 
den hatte. 

Dies aber war in zwiefacher Richtimg geschehen. 1 Einmal 
hatte die K. Dänische Regierung durch die K. BekaiiMtmachung 
Tom 28. Januar 1852 eine specielle Verheissung darüber abzu- 
geben, welche Angelegenheiten i&ünftig als gemeinsame Angfi' 
legenhdten der MonarcMe, welehe ala beaandere AugelegenMtan 
-der Hermgttliner behandnl* werden atzten. 

* 81BII -andecn hatie eie aaieh der Anfosdoning geling/ in Horn 
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die den Teneliiedeiiiii Laade8di6ii«B geMOmAde SteUang all 
<3rlieder einM Ganten, in welchen kein Theil dem andeni nnter- 
goordnet sei, durch entsprechende Einrichtungen mit gleichmäsM- 

ger Sorgfalt gewahrt werden möge (vergL die in der Preussischen 
Denkschrift vom Mai d. J. allegirte Depesche des K. 0 estreich i- 
schen uid die darauf erfolgte Erklärung des K. Dänischen Cabi- 
. nets resp. vom 26. Dezember 1851 und 29. Januar 1852). Auf 
die Erfüllung beider Punkte haben nicht nur die Stände, da- 
rauf hat auch der Deutsche Bund ein Recht, und beiden 
ist durch die gegenwärtig factiach bestehende Gesammtverfassiuig 
nicht genügt 

Dass zunächst die Bestimniun!» der gemeinsamen und der 
besondern Angelegenheiten gegenwärtig ganz anders uormirt ist, 
als in der Bekanntmachung vom 28. Januar 1852, lehrt der 
erste BUcIl. In wie ausgedehntem Masse die in der K. Däni- 
schen Bekanntmachung vom Juni d. J. enthaltene Sptciii- 
cation derjenigen Angelegenheiten, welche dauacli als besondere 
Angelegenheiten des Herzogthums Holstein angesehen weid4» 
seilen, von den Bestimmungen der Bekanntmachung vem 38. 
Jannar 1852 abweicht, darfiber bedarf gegenwSitig keusr 
eingehenden £rlirterung, es genügt, darauf hinsvweisen, daas das 
DomKnenwesen ans der Glesse der besondem Angel^en- 
heiten in die der gemeinschi^ichen yerwiesen Ist. 

Den Gründen, welche die Denkschrift des K* Dfinlschen 
Oabinets für diese Aenderung geltend maeht, können wir efaie 
Berechtigung nicht augestehen. 

Ob die Domänenangelegenheiten, wie in der Denkschrift 
behauptet wird, in früherer Zeit nicht zur Competenz der Stände 
gehört haben, inwieweit die Begiemag dariiber unbeschränkt 
disponiren durfte, mag dahin gestellt bleiben. Jedenfalls ist im 
Jahre 1852 ein anderes Verhältniss verheissen, und die wesent- 
liche Ümgestaltiiiin:, welche für die Zustände der ITcrzoi^thiimer 
in der Schöpliing einer Gesnuimtmonarcliio lafr. erheischte in 
der That Bürg^cbaftPn, welche nicht iidtlii^ fr''^vt^eii waren, so 
lange die Ilerzogthümer in der frühem TiennunL'; von den 
übrigen Laudestheilen sicii befanden. Weiche iiürgscliatten Se. 
Maj. tier Könifi: von Dänemark dem Deutschen Bunde für eine 
angeaiebdeiie Kegeluoi,^ der Verhältnisse zu geben entschlossen 
sei, das sprach die BekaniUrnaehung vom 28. Januar 1852 aus, 
und diese wurde von Seiten der Vertreter des Bundes für aus- 
reichend erachtet mid acceptirt. 

Es kann desshalb nicht daianf ankommeDy dass nicht gerade 
speeieUe Verhandlungen ist Beireif der Domünenangelegeiikeiten 
vorhergegangen waren. 

Dass aber, wenn ^e IbwoipcvkiiBg der .einsefaie« Landaa^ 
Iheile verhütet, wenn ihnoi efaie SelhstirtSndlgkeit gewahrt wer- 
den soll, die Dominen vomigew^e als eine beeondm Ange* 
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legenhcit ihnen reservirt bleiben müsBen, kann einer unbefangenen 
Beurtheilung nicht entgehen. 

Der zweit« olien erwähnte generelle GMehtspunkt, von 
welchem aus die Verfassung yom 2. Oktober 1855 als mit den 
von der K. IMEnisehen Begimng ertbeflten Zusagen* im Wider** 
spmch ersehehit, ist der, dass, der Verfsssnng gemäss, die dn- 
seinen Landestheile in der GesammtveHassong eine Stellung 
^erhalten aallten als Glieder eines Ganaen, in welehem kein Th^ 
dem andern untergeordnet Ist- Wie rertriige sich hiermit die 
Anordnting einer Repräsentation, wonach die Vertreter des Kö- 
niproichs Dänemark in dem alleren tschiedensten Uebergewichte 
über die Vertreter 4er übrigen Landestheile sich befinden? 

Diese allgemeinen Betrachtungen werden — ohne dass es 
nöthig wäre, tiefer in Specialitäten einzugehen, — so viel aus- 
ser Zweifel stellen, dass der Dpiitscbo Timd dringende Veran- 
lassung haben würde, sich einer Cognition der Sache zu unter- 
ziehen und die geeignete Eemedur zu erwirken, falls die K. 
DSni.scbe fiegicrung, wie wir noch immer aufrichtig und an^re- 
legentlich wünschen, nicht selbst die Initiative ergreift, um die 
Verfassungsverhältnisse der Herzogthiimer Holstein und Lauen- 
burg im Innern und in ihren Beziehungen zum Deutschen Bunde 
so zu gestalten, dass den gerechten Ansprüchen der Herzog- 
tftümer wie des Bundes Genüge geleistet und diese Verhältnisse 
vor jedem begründeten Einwände sieher gestellt wenden. 

• Zu diesem erwünschten Ziele könnte wohl noch Jetit — 
wir hoffen es, gleich dem E. Oestreichischen Gabinet, welches 
unsere Ansichten nnd Auffassungen in dieser Angelegenh^t voll- 
kommen Aeilt — hl einer Verständigung mit den Ständen der 
Herzogthümer Holstein und l<anenbnrg 0n geeigneter Weg ge- 
fkmden werden. 

Im Falle das K. Dänische Cabinet sich geneigt findet, hie- 
rauf einzugehen, wird dasselbe ohne Zweifel auch mit uns aner- 
kennen, wie dringend nothwendig es sei, diesen Weg der Ver- 
ständigung sobald als möglich zu betreten und den Ständen 
durch dprrn j^chlcnniiTe Zii-nmmenberufung Gelegenheit zu geben, 
sieh über die gegebene \ erfassuiiLr zu äussern. 

Mit voller Offenheit, wie es die Pflicht ge^en d( n Deutschen 
Bund und die besondere St eil im?, die wir in (J emeinschaft mit 
Oestreich früher als Vertreter des Bundes einnahmen, und nicht 
minder unsere freundschaftliche Gesinnung gegen die K. Däni- 
sche ^Regiemng uns gebieten, haben wir unsere Ueberzeugung 
in dieser Angelegenheit ausgesprochen; gern geben wir uns der 
Hoffnung hin, das K. Dänische Cabinet werde, unserem freund- 
schaftlichen Rathe und der Gesinnung, aus welcher er hervor- 
. geht, Anerkennung zollend, die angedeuteten -Schritte iSxan\ 
damit bei' dem bevontefaenden Wiederzusanfmentreten der Bnn- 
dearersammfamg der g^assto Entschlufls desselben , zu jenem 



uiyuizcd by Google 



— 8Ö — 

fltol« «1 gelangen, sowie d« lüMti «iag«nhl8giM W«ig; Ton 
allen Bimleagliedem mit Klarlieit »nd Beetimmtfaeit als ant« 
fprechfttd erkannt werden ktfnnei Hlerdnreh allein wHrde der 
Dental Bund der nnangenehmen Nothwendi^keit überhöbe« 
werden, in' Erwägung m nehmen, was sein Reoht Imd aeiiio 
Piiebt unter den obwaltenden Umständen erbeischen. 

In dem diesseitigen, der K. Dänischen Regierung im Juni 
ä. J. mitiretheilton Promemoria war zug^leich die nofh immer 
unerledi^ gebliebene ArnrelotroTiheit der Regulirung der ]Iol- 
steinischen Grenze angeregt wurden, liieser Punkt findet sich 
in der Antwort der K. Dänischen Regierung nicht berührt. Bei 
der miiiuilichen Erwähnung dieses Umstandes hat Herr v. Bülow 
Bich aui die Aeusserung beschränkt, dass seine Regierung bereit 
sei, auf die Erörterung einzugehen, ohne jedoch hieran eine wel-« 
Hm Bfitdieiliuig sn Imifpfen. 

Ew. Hodigebotan emdie Idi eigdbenat, dem K. DSaiseliM 
Hettn Minister der amwürtigen Angelegenheiten von voraielNitt* 
dem Erlasse geiBlügst MittMlnng zu maebeB imd si^ toh 
demsaiben eine baldige Aeussenmg sonohl in Beiiehimg auf 
die VerfaeenngMiigelegenheii) als hinsiolitiiab du eben erwähn* 
len Gregenstandes , welcher mit der letzteren in nahem Znmm^ 
menhange steht und desshalb auch gleichzeitig imt dieser Tan 
der Deutschen Buodesvenammluig wiader anfiwnebmep gel» 
würde, zn erbitten. 

(Oez.) Mameuicl. 



IVO» 1^ 

. EslMg des K. OiitrewUicki Uustan der aoewfa^ea 

AigeiegMliBitM, Mbb Siol, 

an J)cu Jx. (5r|"d)dftötrdi}ir .Säger in ^opfitljagrn, 
. d. d. niifH, htu 26. iOklober lö5G. 

Dnrch unseren Eriass vom 1. d kennen Ew. berd^ die 
Mittheilungen, die der K. dänische Bundestagageeaadtc Herr 
von Bülow nach Wien überbracht hat, sowie die Ati ttnd Weise, 

wie wir uns über deren Inhalt vorläufig gegen Herrn von Biilow 

auegPsprocheTi haben. Eine nnhcr eingebetidc Rückäusserung 
haben wir uns bis nach stattgehabtem Einvernehnirn mit dem 
K. preiTSöiscIien lloie vorbehalten Die nachfolirenden Bemer- 
kungen werden nunmehr unsere Ansielit darlegen, in welcher 
wir uns mit derjenigen des Berliner Cabinets In allen wesent- 
lichen l'unkten begegnet sind. 

- • Unter Ausdrücken voller Anerkennung der Geöiniiuiig, aus 
waWer muMve Verwendung in den Verlasaungsangelegenheiten 
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der H«iiogdiümer iMrrorgepngen ist, hait Üe Begiening Sr. MaJ. 
Am Königs tob DXnemark in den Behriftettteken, die Hen 
BQlow uns mllgetiiellt Int, Mi dte Aufgabe gestellt, ms vim 
dem Ungnmde der gegen ihre Ma8sre|>eä erlioliieBen Sfcnreii^ 
dangen zu tlberzeugen. Auch neali der nnbefiuigemften ittid sor^« 
Gütigsten Prüfung ihrer Anefiihningen sehen wir ras indessen 
tm unsereai Bedauern aussor Stande, den Ganpr, welchen die Eu 
Regierung bei Einfuhrung def> am 2 Octqber 1856 verkündigten 
Verfassungsgeeetzes fiir die dänische Monarchie eingehalten hat, 
als üi)erpi?i«?tiTnTTiPTid mit den am Schlüsse des Jahres 1851 
zwj8ch( n (i( II Hofen von Wien und Berlin a\n Vollmachtträ^ern 
des deutselien Bundes einerseits und dem Kdponhriirner Hofe an- 
dererseit.^ oretroffonen Vereinbarunp:en anznPTkeiuiLii. 

Das K. dänische ( al inet beruft sich auf den Umstand, dass 
die vom deutschen l^unde gebilligte K. Proclamation vom 
28. Januar 1852 eine ausdrückliche Zusage, die Stände der ein- 
xelnen Landestheile über die Gesammtverfassimg der Monarchie 
befragen zu woflen, nicht enthalte. £g ubergeht aber mit Still«» 
sel i wügen die dieser PvodunsHon TOraus^egangenen YeilHindliiii« 
gen, in welcbea Oestreieb und Preusen im Namen des deolselisB 
Bundes die «oBweideutigste 2askherang empfiogsn, dass die Su 
dünisehe Ssgierang die Stiade der Herzogihtaer ttber die Ve><^ 
finsttRff^ des Oesammtstaates au Raths ilehen werde. Dasselbe 
Skfaweigeii beobaofatet es UnsiehUieh der naofagefolgten Verband-* 
Inag am Bunde, welche glsiebfalls vollkommen ausser- Zweifel 
stellt, dass nach dem von OSBtreieh und Ptasusseir dem Bmde 
empfohlenen und von diesem gut geheiBseneU Abkommen der 
Art. 66 der Wiener Behhiieacte volle Anwendung auf die wiedet 
in's Leben gerufenen Provinsialverfassungen Holsteins und Lauen« 
biir«^« finden solle. Diese Verfassungen konnten, diesem allgemeinen 
Grund.-atzo der Bnndesverträge zufolge, nicht anders al== iiiif vcr- 
fassnTit';smä8ßigcm Wege abgeändert, sie komten, zufolge olner 
ausdrücklich von Dänemark gegen die deutschen Mächte einge- 
gangenen Verpflichttmg, nicht an(ier^ als durch BefragnnH: der 
Pro vtü^al stände in den neuen politischen Organismus der Moiiar- 
ehie eingefügt werden. Da über diese formellen Bedingungen bei 
Erlassung des VerfasÄUiigsgcsetzes vom 2. Ootober 1866 hinweg- 
gegangen word^ ist, so wird auf dem Standpunkte des deutschen 
Bmides um so weniger die Frage ohne Weiteres bejaht werden 
können, ob disses Qeseta materien dem Geiste der Verebibatungea 
▼om 0eacmber und'beseiiders der Zusteiienmg, dass durell 
die flcsam mtyeidMeung der Menarelie keinem SfncelneR La&de»- 
Hieile im Yerbiltniss au den audem eiiie untet^geovdnete ^Mäm^^ 
aayswiessa weiden sbfle, in aUen seinen Bestimmungen voUkom^ 
mso- entspreche. 

Was Cemer die Domänenangeiegenheit betri£ft, welche nvtk 
mm e^as^naUf weangleieb sdiea an «oh eibeblkiien üeü dei^ 
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$ttlnrebenden Frage büdett bq Iwt die K. dänische Regierung 6B 
BW«r für einen Irrthum erUärC» dass die Verfügung der Domänen 
HDter der Herrschaft der älteren Staatseinrichtungen als Miie An- 
gelegenheit der einzelnen Landestheile hehandelt worden sei. Wir 
müssen uns jedoch erlauben, darauf aufmerksam zu machen, dass 
sie hierdurch den betreffenden Bemerkungen der deutschen Höfe 
die Basis nicht entzogpn hat, da diese Bemerkungen, wenn nicht 
in den früheren Verwaltungszuständen der Monarchie, doch jeden- 
falls in dem mclirgedachten Al)kommen von 1851 und der K. 
Proclamation vom 28. Januar 1852 ihren Grund finden, nach 
welcher in der künftigen Verfassung des Gesammtstaates die Do- 
mänensachen in den Wirkungskreis der Ministerien der einzelnen 
Landestheile eingezogen werden sollten. War es zur Zeit der 
früheren provinzialständischen Verfassungen der Moiuuroliie der 
Lflndeaherr allein,^ welcher in 6m ihm beliebigen Fohmu ttW 
diu» Erongut in allen aeinem Soepter unlerworfencn Landen m ver- 
Aigmi hatte, ao konnten die Unterthailen in dem VetrtMiien und 
der Ehrerbietung, welche der WUle der angeetammtan Fttraten 
einflUoate» eine BeruhigQi^ adidpfen, wie m» den Angehörigen der 
Herzogthflmer wohl nicht in gleichem Grade durch die parlanifla« 
tarischen Befiignisae einer Versammlimg gewälirt werden kann, in 
welcher die Vertreter der andern Landestheile die Mehrheit bilden. 
Das Kais. Kabinet — wir haben diess bereitii ausgesprochen — 
ist weit entfernt, die grossen Schwierigkeiten zu verkemMn, unter 
deren Einfluss die K. dänische Begterung den Ansprüchen des 
Reichstags des eigentlichen Königreichs Dänemark gegenüber in 
dieser verwickelten Angelegenheit gehandelt hat. Aber wir ver- 
mt^en keinem Zweifel daran Raum zu geben, dass der Hof von 
Kopenhagen ungeachtet dieser Schwierigkeiten Verpflichtungen 
völkerrechtlicher Art Genüge zu leisten wiHst n wird und dass er 
den aufrichtigsten Wunsch hegt, den neubegründeten Verfaft&uiigs- 
zustand der Muuarchie auch in seinen Beziehungen zum deutschen 
Bunde vor jedem gerechten Einwände sicher zu stellen. Bereits 
hat er uns seines ernsten Bestrebens versichert, den entstandenen 
Besorgnissen nach MögUchkeit zu begegnen. Die Depesche des 
Hisrm Ministers von Scheele beruft sieh in dieser Hhisicht auf 
das £. Patent von 23. Juni d* iJ«i wonach in Zukunft keine neuen 
Bestmimungen darüber, welche Angelegenheiten als gemeinsefaafi^ 
liehe der Monarchie und welche als besondere der einaebien Lan- 
destheile SU behandehi seien , ohne EinwilliguDg der betareffenden 
Stitndeyersanunlungen erlassen weiden soUen, und sie erUärt» was 
den Punkt wegen der Domänen betrifit, dass die K* Begierung 
beabsichtige, dem nAehsten Reichstage einen Gassetsentwurf vorzu- 
legen, naeh welchem es künftig in dieser KiSrperkraft sur- Geneh- 
migung von Domänenveräusserungen einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen bedürfen solL Wird aber das hierdurch 
Gebotenci auch wenn es der Sache nach als voUkomuMn geiitigend 
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aiuninebindn wäre, eine grflndlielie Heilung des fonnellea, an der 
gegenwttrtigen (äeeanraitTeHawtng hrtHeaden Miuigek efsetsen 
können? Wir rnttesen ee bezweifeln und unsre Eiwlgnngen kön- 
nen uns daher nur zu dem Ergebniss fUhren, dass die Verhand- 
lung mit den ProvinziaUtänden der Herzogthümer über die ge- 
meinschaftliche Verfassung der Monarchie noch jetzt das sicherste 
Mittel sein ns-ürdei einen ÜMten Abschlusa des Baues dieser Ver- 
fassung auf den gcgelMBea und allseitig anerkannten Grundlagen 
herbeizuftihrcn. 

Auf diesem Wege sollte, wie es uns Rrbpint, das Ziel einer 
befriedigenden Lösung der vorhandenen Verwicklung kaiim ver- 
fehlt werden kr)nnen, da einerseits die K. LN üiiiomng die Geneigt- 
heit zu einzelnen Modificationen des Verfus,«i!iig-gesetzcs von 1855 
zu erkennen giebt, und andererseits die Mitglieder der Opposition 
im Reichsrathe der Monarchie laut erkärt haben, sich mit der 
Regierung auf demselben Boden des durcli die K. Proclamation 
vom Januür 1852 verkündigten Programms der Gcsammtverfassung 
zu befinden und nur die nach allen Seiten hin gleich gerechte 
Auafilhrung dieses Programms anzustreben. Es folgt aber endMi 
aus unsem obigen Bemerkangen, dass in dem Falle, wenn der. 
Kopeuhagener Hof in der gegenwilrtigen Lage der Dinge es deeaen- 
nngeaehtst nicht mehr tbanlich finde, daa soeben beaeiofanete 
Veifiüiren ans eigener Initiative einausdilageii, wir die Kle yon 
Wien und Berlin, die für den deutüteben Bund das Abkommen, 
dessen Ausführung in Frage steht, unterhandelt haben, fiir berufen 
eraditen müssten, der Bundesversammlung zur Wahrung des Stand- 
puidctes AnlasB zu geben, den ^ic in di( ^er Angelegenheit nach 
Massgabe der Bondeegesetee und der Zusicbenmgen der K. dttni- 
sehen Regierung einnimmt« Ehe wir schUessen, glauben wir • 
eine dessfallsige Bemerkimg des K. preiissischen Hofs uns an- 
eignend — noch des Uin Standes Erwähnimg thun zu sollen, dass 
das Geschäft der Kegulirung der holsteinischen Grenze seither noch 
unerledigt geblieben ist, und dass auch dieser Gesrenstand, als 
mit der Verfassungsfrage im Zusammenhange stelRud, ims geeig- 
net zu sein scheint, zwischen den Interessenten alsbald wieder 
aufgenommen zu \v erden. 

Ew. wollen dum K. dänischen Herrn Minister der auswär- 
tigen Angelegenheiten von vorstehendem Erlasse gefällige Mitthei- 
lung machen, und Se. £xc um eine baldige gefWge Rückäusse« 
rang ersuehen, 

(Gez.) Bwd. 
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Irim dat K. DiniMhen Ifiiiiiteii der auwIirtigM 

Angelegenkeiteii, t. Sckeele, 

«n htn fi. ^efnnMfit in IHini, (5raffii tion ^SilU-jOralje, 
d. (1. Xiö^jntba^rn, bea 23. ^flivuar 1857. 

Herr GrafI Ew. Excellenz weiss, dass der Minister des 
Auswärtigen von Sr. K. K. Apostolischen Majestät in einer am 
26, Oktobrr v .T an den Oestreichischen GefschtHftsträger in 
Kopenhagen gerichteten Depesche auf die «!ta<itsre( idlichen Ver- 
bindungen defl KorzofTtlnims Lauen bürg znnickfi^ekonimen ist. 
Angesichts der Ansichten, zn deren Ansdruck sich damnis Herr 
Graf Buol gemacht hat, hat die Rrdernncr des KöniL-^s si( h ver- 
pflichtet frefühlt, die fraglichen \ erbindungen , nnd namentlich 
Bemerküiigi 11 und Entwürfe, welche benannte Depesche enthält, 
zum Gegenstande einer neuen prewissen haften Untersuchung zu 
machen. Das Ergcbni^s ist in der beigeschlossenen Denkschrift 
Bril swei Anhängen enthalten, deren Ausarbeitung nöthig scUen, 
weil die Eidftniiig«n der PtenseisolMni Regiening Monat 
Juni 1856 weseniUcb von denen abiHehen, welehe Ton der n&nn* 
Kchen Reffiening später gemacht wurden, und swar in eo fun, 
als man damals hanptsächlieh tiber die besondere HoMebaisehe 
Verfassung Tom Ii. Jnni 1854 Terhandeke, während neuer- 
dings besonders die gemeinschaftliehe Verfassung vom % Okto- 
ber 16 55 snr Sprache gebracht ward. Jemehr die Regierung 
des Königs in der Verhandlung über diese An||el^[;enheit den-' 
selben Gesichtspunkt wie die Cabinette von Oestreich nnd Preus- 
sen festhalten konnte, wie die Verhandlungen während der 
Jahre 1851 und 1852 Ewischen dem Kopenhagener Hofe und 
denen von Wien nnd Berlin beweisen, um so mehr gibt sie 
jsich der Hnffniing hin, das?; dns Cabinet 8r. K. K. Apostolfsrhen 
Majestät, wenn es die str» iti2en Fragen einer wiederholten Prü- 
fung unterzieht, darin deiis llM n Geist bethätigen wird, der seine 
Politik in jener Kpoche ^'^elcitet hat. Bei dieser Annahme glaubt 
die Regierung de6 Königs t^ich der Ucberzengung nicht ent- 
schli^en zu dürfen, dass man zuletzt zu einer Ausgleichung der 
Zerwürfnisse gelangen werde, die leider in Bezug auf die in 
Rede stehende wichtig« Angelegenheit noch bestehen. — Die 
Regierung des Künig.s ist der Ansicht, da.ss alle Ausstellungen, 
die in Betreff dessen, was die Herzogihümer Holstein und Lauen- 
bürg anbetrifft, gegen den Gang der constitntionenen Entwiche" 
lung der Mnisäien Monarchie und namentlich gegen den £r- 
lass der gemeinsamen Verfassung vom 8. Oktober 1856 erhoben 
weiden, eine nach der anderen in der beiliegenden Denkschrift 
gewissenhaft erwogen nnd widerlegt worden sind. Es Ist darin 
nachgewiesen, wie die Regierung stets anerkannt hat, dass es 
sich Ton selbst yerstehe, dass die Holsteinische Provinrial-Ver- 
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iungsmüaaigem Wage rerindert werden könne, das heisst, nsoh« 
dem man das Gutachten der Im rathenden Prorinzial-Stände be- 
sagten Hersogthums eingeholt habe. Aber es wird darin nicht 
minder ^?ezeigt, dass die seit 1852 in der Provinzial-Verfassung 
des Herzogthiims Holstein vorgenommenfn Verändenintiren 
genau auf diesem rerfrt?^sun^t<mäseigem Wege bewirkt wurden. 
Und da man in dieser Mcziphiinfr eingeworfen hat, die genann- 
ten Provin^ial - Stände seien über den Inhalt der gemeinschaft- 
lichen Verfassung nicht zu Rathe gezogen worden, öo ist nach- 
gewiesen worden, dass ein solcher Ant^prucli nicht zu Recht 
begmndet war und dass iu dieser Beziehung nie etwas Anderes 
¥0rsprochan winde, nichts weiter, als genau die Vollziehung def 
In Kiaft itilmiden Gaaelae. Erst nachdem auf Tarfesanngsmll»- 
aigem Wf^a dia Conpeaeitt der fiolataimaehen PravinBial-Stibida 
anf -aoMa Afft begrenat: worden^ dass diaaalban keine Angelegen- 
heit iniJir In ihran Bareiah aiehan konnten, welche fortan smn 
Wirkungskreiaa das Hat die Bahandlang dar gemeinsohaftUAan« 
AagalagenhaltaB sa aehaffenden Organes gehören sollte, erst 
mehdaaa« sage ich, der Qnmd und Beden ffir die Eirichtung 
der gemeinsamen Verfosaung so geebnet war, daas er die Ver- 
litindigung mßglich tuachte, ohne mit der neuen Provinzial- 
Verfaesung von Holstein in Widerspruch zu gerathen, erliess 
Se. Majestät der König die gemeinschaftliclie Verfassimg vom 
26. Juli 1854. — Das so eingehaltpne Verfahren hinsichtlich 
der Vorbereitung der iicnipinschartliohen Verfassung war seit 
geraumer Zeit offenkuiKÜL^ liir jtden, der den Gang der Ereig- 
uiB&Q Iii iltr Diiiiiisilicn Munaichie beobachtete. Lange bevor 
3e. Majeetät der König den Beachlußs gefasst hatte, die gemein- 
adbalttiobe. Varfasaung vom 26. Juli 1854 zu octroyiren, war aa 
^na a«ageniaabte fiaehe, dass dia Ragiarung daa KMgs dia 
Absieht, hegte, diaee Vaiftasung wader deai Gutachten noch dar 
AbatiaudUDg dar Plroirtnaa]'<'.VartretuDgeB am uBterwerfen, aoa^ 
dara, daaa sia im<legendi^e Mosa baiwaelcte, mitrdSasan wagen 
der Special -Verftusongen UntaduinlfaDigan zu yersuchen, nm 
auf diesem Wega das nöthige Freiheit - der Handlung aar 
Octroyirung der gemalaeolialüichen Verfassung an erlangen. So 
ward diese Octroyirung denn durch Ordonnana vom 26. Juli 
1854 ausgeführt, ohne dass sie in Betrefl' des Herzogthnms Hol- 
stein oder des Herzogthums Lauenburg den geringelten Einwurf 
von Seiten der Cabinette von Wien und Berlin ertulir, obwohl 
diese gevFiss nicht ermangelt }t iln ii würden, bei der Regierung^ 
des Königs Aufschlüsse zu \t ilangen, wenn dieselbe jemals die 
Zoslchj^ng ertheilt gehabt iiätte, auf andere Weise zu ver- 
fahr. — Nftchdem die Ordomianz vom 26. Juli 1854 einmal 
arlaaiaia Wioyrde» , hat dieselbe seitdem als Basis bei der ganzen 
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eine wesentliohe Erweitenuig seiner Oompetenz yedangt, und 
jedenfalls bat man in der neaen Eiorichtang nicht andiers, als 
anf dem von obiger Ordonnanz vorgezeiebneten Wege, Verän- 
derungen vornehmen können, das heisst, nur erst nachdem die 
Zustinimuiie do.-^ Kciphsrathe? erlang wordrn, oirtP Zustimmung, 
die übrifjeiis -])äterhin fast mit Einstim miglieit cnluilt wurde. 
In Betreff dieser \ eriuiltnis-e müsste die Regierung ihre inni<<ste 
Ueberzeuprun^ über das, was gereclit ist, verleugnen, wenn sie 
die gemeinscltaftliche Verfassung der Monarchie den Verhand- 
lungen der Proviiizial- Vertretungen von Holstein und Lauen- 
bnrg unterwerfen wollte, und eben so — was alsdann unerläss- 
lieh wlire — denjenigen der anderen Theile des Staates. Eine 
solche Verfahmngsweise bXtte In der Zeit gewSldt werden 
können, wo man sieh einsig und allehi mit der Frage sn b«- 
sebaftigen halte, oh dieses Verfahren mit den gesetdichen For* 
mm yertriiglich sei; sie wurde aber nieht gewählt, daasit In 
•Being der Feststellnng des Inhaltes der gemeinschaftlichen Ver^ 
lusmig die Regierung des Königs die Freiheit des Handelns er- 
langen könnte, die ihr gefehlt haben würde, wenn über jede 
einzelne Bestimmung der Verfassung durch den Reichstag ver- 
handelt und abgestimmt worden wäre. Aber es ist auch nirht 
zu übersehen, dass es mir dadnrcli möglich wnrde. «las in Frairc 
stellende Verfahren nicht elnzuäclila^» n, dass der KeiL'hslag zu- 
letzt den Beschlußs fasste, sieh in dieser Beziehung ^^rines un- 
l)t'streitbaren Hechtes zu entänssem. Uebrigens kann die Re- 
gierung des Königs durchaus niclit begreifen, wie jetzt, naclidt m 
unsere Verfassungs- Verhältnisse definitiv geordnet sind, eine 
soJbehe Verfahmngsweise noch in Ausführung gebracht werden 
könnte, ohne die Antorität des Königs in eisdifittem, ohne die 
Gvnndlagen des Staatsrechtes zu nnterwlihlen und ohne Zwie- 
tracht und Verwirrang In alle YerhSltnisse an bringen. Ehen 
so wenig Ist au ennessen, wie diese Verfahnnigswetse irgend 
welches praetisehe Interesse bieten kannte; denn in dem Kelchs- 
rathe selbst sind sämmtKche Mitglieder yollfcommen im Stand«, 
ihre Wünsche in Betreff Ton Toraiaehmenden Yeitfnderangen 
in der gemeinschaftlichen Verfassung geltend za machen. 

Was bisher mehr speciell in Bezug auf das Herzogthum 
Holstein crps'^gt wurde, findet Im Wesontllohon auch anf das 
Herzogtiium Lauenburg Amvondung. In i^cti rff dieser Im iden Theile 
des Staates kann man noch die allgemeine Bemerkung machen, 
dass die Wünsche und i'etittunen bezüglich der Privat- Angelegen- 
heiten eines jeden von ilmen, welche die betreffenden Staaten au 
den König gelangen zu lassen wünschen rnöchtcn, stets Sr. Maje- 
stät auf constitutionellem Wege werden unterbreitet werden können. 
Was ferner namentlich die Provinzial- Verfassung yon Holstein an- 
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geht, ao wind die Begierung des Königs, indem sie von Neuem 
die Beviaion derselben yoiBoUägt, ir«fl sie tkim wird, Bobald ihr 
der günstige Zeitpunkt gekommen eneheiat, leekt woU mit dm 
Proyinzial- Stunden über eine anedrttokliohe und bestimmte Fest- 
Stellung der besonderen Angelegenheiten des Hersogflinms vear- 
bandeln können. Die B^emqg des Königs ist ftbeciengt, dass 
eine derartige emenerte £idrtemng sieh moht froehäos erweisen 
mrä^ wenn es dem H(tfe von Kopenhagen gelingt, sich im All- 
gemeinen mit jenem von Wien und von Berlin über die belüg- 
lieh des Inhalts der gemeinsamen Verfassung bestehende Meinnngs- 
' Verschiedenheit au verständigen* In dieser Voraussetzung kann 
die Regierung des Königs eben so wenig bezweifeln, dass es ihr 
dann gelingen werde, die Bedenken zu beseitigen, die man noch 
bezüglich der Fr<age der in den Herzogthümern Hoh'tcin und 
Laiienburg gelegenen Domfincn he^^'m könnte. In dieser ganzen 
Angelegenheit ist die Iv* gierung des Königs sich bewusst, keinen 
Sehritt gethan zu haijen, wozu sie sich nicht als befugt und sogar, 
im allgemeinen Interesse, als verpflichtet erachtete. Um die Wahr- 
heit dieser Behauptung darznthun, glaubt sie nur auf die in ihrer 
früheren Deuksührift enthaltenen Erläuterungen, so wie auf die neue 
Auseinandersetzung der ßechtafrage verweisen zu dürfen, welche 
im Anhange II. der hier beigefügten Denkschrift enthalten ist. 
Die Regierung des Königs hat überdies bewiesen, wie geneigt sie 
war, Msssregeln yorausehlagen, die naeli ihrer Ansieht geeignet 
waren, jedes Bedenken in Betreff der Bestimmungen der gemein- 
asmen Yerfossnng bezüglich des aur Bewerkslelligung des Ver* 
kadb einer Domäne au befolgenden Yerfiihfens Teraohwinden au 
maehen. Aueh in Zukunft wird sie in dieser Oesinnung verbleiben, 
wenn sie au der Ueberzeugung gelangt, dass ein derartiger Yor^ 
sehlag eine seiner Absicht entsprechende Würdigung findet; und 
geneigt;, wie sie es ist> sogar soleben Bedenken, die ihr nicht be- 
gründet erscheinen, Rechnung zu tragen, wird die Regismng das 
Kiönigs willig, so viel es in ihrer Macht steht, zu jedem anderen 
Arrangement beitragen, das, namentlich in Bezug lauf die Einkünfte 
der Holsteinischen Domänen, mehr geeignet erscheinen möchte, zu 
dem gewünschten Ziele zu führen. Man wird jedoch nothwendig 
uns darin beipflichten müssen, dass die Regit niug des Königs sich 
in der Unmöglichkeit befindet, in dieser Beziehung einen Weg ein- 
zuschiagou, der entweder mit der wahrhaften traditionellen Ver- 
einigung zwischen Dänemark und den Herzogthümern Holstein und 
Lauenburg, oder mit der Verfassung im Widerspruche sein würde, 
die gegenwärtig in voller Kraft; ist und der sogar der iiaehale 
Erbe des Thrones den Eid geleistet hat 

Ich habe ooeh einige Worte über die Feststellung der Grenze 
Manftigen, deren in den Depesciien der* CSabinete von Wien nnd 
Bedin Erwihaung gesebi^ Wie Kw. .Ezoellena wews, bestunmle 
te Art. 5 des Friedena- Vertrages vom 2. JuH 1860» das» Sa. 
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M ijertät Kö«% CKieneits und dcar Deatibhe Bund «idererseiti 
btttnen seehg Monaten nailidMnAbsQlättMe d« Fliedens Conm^ssm 
ernennen sollten bot FetitateUiing der Grme sfHsehen Jenen 
Staaten des Königs, die einen Theil des Deutschen Bandes bilden, 
und jenen, die ausserhalb des Bnndesgebietes gelegen sind« Vott 
der einen Seite war der Gegenstand der auf diese Weise na iin^ 
temehmenden Arbeiten von sehr geringer Bedeutung, und von der 
anderen schien die Entscheidung der zu lösenden Fragen der Re- 
gierung des Könip:^ ?o einfach und so zwcifelfrei, dass sie nicht 
bloss , der eing<"L( mgenen Verpflichtung gemäss , die Commissare 
ernannt, sondern sie sogar erniächtigt hat, ein sofortiges Ucberein- 
komraen abzuscliliessen, Sie hoffte, dadurch einen Beweis iiires 
gnt«n Willens zu geben und sobald als möglich einen Gregenstand 
zu beseitigen, der einzig desshalb Bedeutung erlaugt hatte, weil 
Männer der Parteien sich desselben in vielen Formen als eines 
Aufregungsndttels bedient liatteii. Wihrevd nun der Oesterretohlsobe 
CommisBsr dleh ausser Stande sah, eine gesohriebene Instruction 
Torsnweisen, bestimmte diejenige, womit der Prenssuohe Oommiesar 
venehen war, dass die SaelM sorgfältig stodirt werden mttsse, 
nnd dass alle Aotenstllclce nnd sonstigen voiiiandenen Materialien, 
die zur Lösung der angeregten Frage dienen würden, ^msulegea 
und sorgfaltig zu prüfen seisn» indem sie davon ausging, dass man 
die wahre historische Grenze zwischen den zwei Herzogthttmern 
Schleswig und Holstein neu festsetzen mttsse. Keinerlei Einwen- 
dung konnte vemünftigerwei'^r' ireo;en eine Instruction von solchem 
Belange gemacht werden , aber es wurde bald ersichtlich , dass 
man sich über ihre Tendenz gänzlich irrte. Man hat, "wne es scheint, 
nicht erkannt^ dass gerade dasjenige liistorisch ist, \va^ im Laufe 
des letzten Jahrhnnderts festgestellt ward, und man hat sich in 
einer Wissens ciiaftlichcn Untersuchung einer sehr entfernten und 
sogar theilweise ante - iiistorischen Vergangenheit verloren , und 
wahrBoheislidi mnss dem fltr Holstein abgeordneten MitgUede die 
Wendnag beigemessen werden, wekhe die Saiciie anf diese Weise 
genommen hat Dia Actensttteke »eigen, wie die OommisMOH, naäi 
nahMehm und nnfruchtibaien Erörterungen, die sich BMhr nad 
mehr Tom Zweeioe ihrer Ifibsion entfernten, endlich ihrer Thmig^ 
ksit ein finda machen raüssie. Die Regierung ist stets bereit, die 
■00 unterbrochenen Arbeiten wieder zu beginnen, und von dem 
Wnnsehe beseek, so bald als möglidi ein praetisehes Ergebnlai 
zu erfeidion, muss sie es für durchaus angemessen erachten, von 
allen Seiten neue Commi'^^nre 7.n ernennen. Für ihren Theil wird 
die Regierung des Königs nicht zögern , dieses sofort zu thun, 
sobald ihr die Veranlassung dazu gegeben sein wird. Ich bitte 
Ew. Excellenz, gefälligst eine von der hier bei gefixten Denkschrift 
begleitete Abschrift dieser Note dem Mini-^ter der auswärtigen 
Angelegenheiten Sr. K. K. Apostol. Majoäkit zuzustellen, und zu 
gleicher Zeit Se. Excellens einzuladen) uasere KijUiuteruagen uxkd 
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Bemerkuiigüii nochmals zum Gegenätuudc einer griiudlichen Prüluiig 
au machen, wie 8ie der Wichtigkeit der Fr^gü entspricht, auf die 
»e Bezng habeu. 

Genehmigen Sie e. AßjMe. 



Brian du X. dftiilseliM febiistm itn aiisvärt%Mi 

Angelegenheiten, von Scheele, 
d. jftopenf)a§ni, 23. jMmtt 1857. 

Nach dem Dafürhalten der Königl. Dänischen Regiening haben 
die einzelnen Erinnerungen, welche, was das Herzof^hum Holstein 
' und das Herzogthum Laueiiburg betrifft, mit Kiieköicht auf dert 
Gang des Verfassungswerks der Dänischen Monarchie und nimient- 
lioh auf den Brlaas def QeeammtstaatsmfiiBsniig vom .2. October 
1856 gemacht wonlen aind, in der angescMosseneii Deidcedifift 
«lAe gembaenbafte Pi^ng und Widerlegung geftinden. Ee iit 
in selbiger daigetblm, wie die Regicrang es immer all ein Selbst*' 
TerBtSndiMSS a&eikatmt haty dass die dnreb die KSnif^u^e Be-^ 
Vanntmachung vom 28. Januar 1852 anfs neue inli Leben g^ 
rufene holsteinische ProvinziatverfasSung nur auf verfassungsmüs^ 
sigem Wege, d. h. nach eingezogenem Bedenken der beratbcnden 
ProTitizialstände des Herzogthums, yer&ndert werden könne. Zu^ 
gleich aber ist es dargcthan, wie die mit der Provinzialverfaseung 
des Horzogthiims Holstein seit 1852 vorgegangene Veränderung 
gerade :iuf diesem verfasisungsmässigen Weg6 beM'erk>t<'l]igt worden 
ist; und es ist dabei mit Beziehung auf den hiegegen erli«>lK iien 
Einwand, es seien die genannten Provinzialstände über den Inhalt 
der Gesanimtstaatsverfassung nicht zu Ratbe gezogen, gezeigt, wie ein 
Anspruch hierauf auch keine rechtliche Begründung in den Ge- 
setsen finde, und wie in dieser Beziehung eben so yvenig ein An- 
deres und 11 ehrereSi afo eben die Befolgung dw Geeetae zugesagt 
worden sei. £rst nachdem der Wirkungskraft der 1852 wieder 
ia'e Leben gemfenra HolBteiniselieta PrmnsiAlstibide auf verfa»-' 
snngsmÜBsIgem Wege devgeetalt b«grenit worden war, käab 
kilnilighin als gemettsobaftlieh m behandelnde Angelegenheit zu 
deren Befugniss gehören konnte, erst als der Grund zur Errich- 
tung des gepiQeinschaftlichen Yerfassungsgebäudes dei^gestalt geebnet 
worden war , dass die Gesammtstaatsverfassung erlassen werden 
konnte, ohne mit der neugestalteten Holsteinischeta Provinzialver- 
faK.sung in Widerspruch zu gerathen, erst hierauf erliess Se. Ma- 
jestät der KöniG; die CTesammtitaatsverrrtSsiing vom 26. Juli 1854. 

Das auf diQüü \V' eise zur V<orbereitui\g dei: Gesammtstaats- 

1 
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yer&gsung eingeschlagene Verfahren lag schon lange jedem den 
Gang der Verhältnisse in der Däuiöchcu Monarchie Beobachtenden 
offen vor Augen. Lange vor dem von Sr. Majestät dem Königd 
gefasstea Beschlüsse, die Gesammtstaatsverfassung vom 36. Juli 
1854 zu oetroyiren, war es knndbar, dass die Kegierung Sr. Ma- 
jestät nicht gesonnen war, den Vertretungen der einseinen Landes- 
tfaeUe die GksammtstaatSTei&ssong zur Berathnng oder Beschluss- 
nahme YOrxulegen, sondern mit denselben nur über die Spezial- 
Verfassungen zu veibasdeln, und auf diesem W^e ftr die Oo- 
trOTinmg der Gesammtstaatsveriassung einen oflfcnen Boden zu 
bereiten. Und es war sehr weit entfernf, li^s das Königl. Preus- 
sische oder das K. K. Oesterreichische Kabinet mit Rücksteht auf 
das Herzogthum Holsteni oder das Herzogthum Lauenbuig gegra 
die unterm 26. Juli 1854 stattgefundene Octroyirung einer Ge- 
sammtstaats Verfassung irgend eine Einrede erhoben hätte, obgleich 
die Köniirlif^he Regierung doch ohne Zweifel um irgend eine Anf- 
Iclärinif^ wiire ersucht worden, wenn sie jemals eine Zusage ge- 
geben liiitte, ein anderes Verfahren zu beobachten. 

Nachdem die Verordnung vom 26. Juli 1854 solchergestalt 
erlassen worden war, hat selbige die Griuidiage fiir die ganze 
darauf folgende Verfassungj»- Entwiokelung gebildet, iiulein der 
durch die Verordnung gestiftete Reichsrath selbst auf eine wesent- 
liche Erweiterung der Institniiuii autrug, und Veränderungen jeden- 
falls nur auf die in der Verordnung festgesetzte Weise vorge- 
nommen worden sind, nämlich' mit Genehmigung des Reichsratli% 
weldie übrigens fost dnstimmig ist ertheilt wollen. Unter diesca 
Umstünden mfisste die R^iernng ihre entschiedene rechtliche 
Uebersengung verleugnen, wenn sie die GesammtstaatsTerfassung 
der Menarehie jetzt den provinziellen Vertretungen Holsteins und 
-— was alsdann erfiwderlich sein wttrde — au<£ den der Übrigen 
Landestlieile vorlegen wollte. Ein solches Verfahren hstte — die 
Bache von einem rein formellen Standpunkte aus betrachtet — 
seiner Zeit eingeschlagen werden können; es wurde nicht einge- 
schlagen, damit die KÖnigl. Regierung bei der Feststellung des 
Inhalts der Gesammtstaatsv^rfiusung diejenige Selbstständigkeit 
möchte erlangen können, deren sie entbehrt haben würde, wenn 
jede einzelne Bestimmung der Verfassung zum Gegenstande einer 
Verhandlung und Besclilub -nähme in dem Reichstage des eigent- 
lichen Königreichs hätte gemacht werden müssen; und es wurde 
dadurch möglich, dasselbe nielit einzuschlagen, dass der Reichstag 
des Königreichs sich zu der Resignation bewegen liess, sein unbe- 
streitbares Recht in dieser Beziehung aufzugeben. Wie aber dies 
Verfahren jetzt nachträglich sollte zur Anwendung gebracht wer- 
den können, ohne die Königliche Autorität zu erschtittem, den 
Rechtszustand des Landes zu untergraben, Streit und Verwirrung 
in alle VerhXltnisse hineinzubringen, vermag die Königlidie Re- 
gierung niobl ebuuseben. Ebensowenig will es ihr einleuchten, 
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pnustisclien Coterasse didorch gentigt weiden 
konnte; denn es ist im Beichsraihe selbst allen ^tgliedem volle 
Odegenheit gegeben , ibre Wttnscbe mit Rttdksicht auf mSj^ehe 
Yerifaadenmgen In der Gessrnrntstaatsverfassung geltend zu machen. 

Was bis jetzt zunächst mit Beziehung auf das Herzog- 
tbum Holstein angeführt worden ist) wird im Weseotlicben auch 
in Beziehung auf das Herzogthum Laaenbarg Anwendnng fin«* 
den können. 

In Beziehung auf beide Lartdestheilc gilt auch die allge- 
meine Bemerkung, dass die Wünsche und Anträge, welche mit 
Kücksicht auf die besonderen Angelegenheiten eines jeden Lan- 
destheils die Vertretung desselben an Se. Majestät den König 
möchte stellen ^.vollen, stets auf verfassungsmässi^^em Wege wer- 
den vorgebracht werden können; wie denn anch die Regienmg 
sehr wohl, wasnampntlieli die Ilülsteiniäche Provinzial-Verfassung 
betrifft, bei der Revision derselben, welche die Regierung bei 
dazu Bich darbietender günstiger Gelegenheit wiederum in An- 
rege bringen wird, mit den Provinzialständen über eine aus- 
drückliche und positive Feststellung der besonderen Angelegen- 
heiten des Herzogthums in Verhandlnng wird treten können* 
Die Regierung kinm nur Her Ansieht sdn, dass solche 
triederholte Verhandlung sich nicht unfruchtbar zeigen wfirde, 
wenn erst rflcksichtMdi der obschwebenden Meinungsverseldeden- 
heit in Betreff des Ganges der Gesammtstaatsrerfiusang im Gan- 
zen eine Verständigung zwischen dem Hofe Ton Kopenhagen 
und den Höfoi von Berlin und Wien zu Wege gebracht worden 
sein möchte. Die Königliche Regierung kann auch nicht in 
Zweifel ziehen, dass es unter dieser Voraussetzung geHngen 
werde, die Bedenken zu beseitigen, welche man annocb mit 
Rficksicht auf die Holsteinische und Lauenburgische Dominen'« 
frage hegen möchte. Die Königliche Regierung ist sich bewnss^ 
in dieser ganzen Angelegenheit keinen Schritt gethan zu hsbeni 
zu dem sie sich nicht völlig berechtigt und dabei im Interesse 
des Gfin'/en entschieden aufgefordert gehalten hätte; in welcher 
Beziehung dieselbe ledifrlich auf die in dem früheren Memoran- 
dum raitgetheiiten Aufklärungen und auf die in der zweiten 
Beilage zu der angeschlossenen Denkschrift enthaltene erneuerte 
Entwickelung der Rechtsfrage verweisen zu können glaubt. 
Gleichzeitig hat die Regierung ihre Bereitwilligkeit an den Tag 
gelegt, Älassregeln in Vorschlag zu bringen, welche nach deren 
Ueberzeugung jedes Bedenken liinsichtlich der in der Gesammt- 
staatsverfassung über den Verkauf der Domänen enthaltenen 
Bestimmung zu beseitigen geeignet sein würden. Die Regierung 
wird sich hierzu auch fernerhin geneigt finden lassen, wenn 
selbige zu der Üeberzeugung gelangen möchte, dass ein solcher 
Bchritt nadi seiner Absicht gewttrdijgt werden wOrde; zuglei<A 
Ist sie bereitwillig, wenn si^ namentlii^ mit Rflcksieht auf ^ 

7 
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im lierzogthum Hoktefn fallenj^pn Dominal-Eipnaiimen ein ai^r 
.derjtjr zur Erreichung dee Zweckes mehr geeii^ueter Weg darr 
l^^ete^ ppüiitß^ auch auf andere ^'eisfi zyr Beseitiguug seib^ 
fljpleher Bedenken, inrelche sje als ^egrüpdet picht a^er^en^a^ 
Juum, Ilurfge beizi^ri^geif. Aber jßm w^-d ger^biest es 
wääiigep fpiUsßn, ?9r^nff ^öuigliche I^eg^/eri^ng fief: 
j^l'^l»ß/rgebracht«]i {|ie»l,r]LJi^ion flwi^clien DUneip^r^ 
und den Herzogthümern Holstein und Laaenbvfgi 
jo wpnfg 1^ der l»eftf»)|iNi4e9r in ToUei Wirlsw^lceit sfisii be- 
pdendpn und seibat yon dam nai^^^p pri^amtiven Th?pnfq|ger 
^eifligtpn Ver£^8iu^ fff dieser B^i^pig iEn>fidfr z^l 4)ih>4«||i 
jDHÜ^t vermag. 

1 E9 f^leibt pur übrig, ^ikpoch der in den Jf^njglich Prei^|r 
sehen und Kaiserlich Oestreiebischen Depeschen erwäl^nten Gren?|r 
legulirung zu gedpnkon. Ks ist bokiiniit, wie in dem Artikel 5. 
d^ Friedens vom 2. Ju|i l^iTiO fest<!:(\stullt war, dass Se. Maj. 
i|fjf ^<>»iig und der Deutsche Jiiind innerhalb 6 Afonaten nach 
j3em Friedenssclilusse Commissarien e«ncnnen i^üllten, um di^ 
Xirenzen zwischen den Landen Sr. Majestät, welche dem Deut- 
^i^chcp Bijnde angeiiören, mid solchen, welche nicht in der Lage 
^ind, festzustellen. Der (gegenständ war eines Thcilji vpn sehr 
^pterge^rdneter j^^deutung, anderen Thcib |ag d|e Lösung d^r 
S^ef zp. bßantyrort^pdep fr^gep der ^l^aseiMgen i^gief ung 4p 
floj^e)^ nnd pp9^eifei|)^ yor , ^^9s siß i^ujr i^irer Yesr 

pjflic^tppg geipfj^ die Go|pQ)i8ßi^rien ernannte, «9p4fini (lio^e fo- 
g9r fttin «ftfqrtigen 41^<4^iu^^ beyol{ipüc))tigte. lfm b«ilKp 
^e«di4fch ewen $^ei« ^e^ gplen üfillfiivi absplegen, im4 baldr 
ifi^ebflt einep Qfg9n0ta^4 fu b^^^Uigep, W9leb^ nur <M>M^^ 
j^e ßedeqfsifflftlc^it erlangt ,battf, d^^ss ^ yi^lfiipli von polit^sc^ep 
I'a^teimäpn^ . al^ Ag^M^^oi^^i^t^^ ^^^uf^^ W^^brencl d<yr 

jim^^llcl^ Qe^eißbi8<^e Commissac eine scbriftHcho Instructiqp 
yorKpiegen sieb ap«sez Stande s^^h, lautete die de^i Känlgliob 
Pceu^^i;^})^ Commiss^r erth^Ute Instruction auf eine gründliche 
Untersuchung, Beschaffung ppd mögliche Sichtung des für die 
liüurtheihing der Frage vorhandenen Materials, mithin auf die 
Lrmi^eJung der >vi^'klicheö historischen Grenzen zw^- 
^cbep den beiden Uei^zogthümern Holstein und Schles>\'ig. Gegen 
ein^ solche Instruktion konnte ein Einwand füglieh nicht erho- 
ben werdep, aber es zeigte sich bald, dass die Tendenz derselben 
völlig missverstaudeu \\urde. Map schien es ausser Acht zu 
lasj?en, dass dasjenige ,,lii*t(^.rL>cV" sei, was in dem Laufe e-twfi 
d?^ Ja^i^hund^rts. sich festgestellt hatte, und mc^ ver^^r 

«lÜ^b In ^ip^iwss^a^scUaftliohe Unterspchupg pf^,^1^ Yms^ yergange* 
pen, zpw 'ybei^ *?lb8t aptehUtCffi^obe« Vor*#it, tr- ^ine l^fen^aft 

ffiif^. zugfiH^ldeb^ Qüf) Al^A g^ 
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haiiflhih^ren von dem Zwecke ihrer Aufgabe mein* tanA mAtlMi 
*fintt'ernen<1 , cii üich i]»re Thktigkeit ehiBtellen muBste. 
• ' IHe K ('mK'-lic'lto T?F?ieruiig ist bereit, da.« TintcrbTochene öe- 
fichklt der ( frerizbestimmung jeder Zeit wieder aufzunehiiicii ; und 
von dem Wunsch«» he^eelt, baldmöglichst ein praktisch anwend- 
.l>aref« licriultat zu erreichen, niufis sie es fifr dringend rathsam 
erachten, von aüen Seiten neue Commissarien zu emcniieii. 
Ifatentheils wiid nie auf geigebeoe Veraftlassang unTerzügUeii 
hierzu bereit aein. 

• V, Sdheeie. 



» ' . ' ' 

i«peicie d«s Srall» Iv»!^ 

an btn t^raf'rn mn i^rautniatntjsborff d. d* t^xm^ bnt 

18. Jlärj lbö7. . 

HocbgeWnir Graf 1 
Den Wonsoh des Köttigl. preussischen Kabinets thellend^ dals 
in der Yerfassangs-Angelegenheit der HerzogtbUoMr HoUtein utid 
Letienburg eine übereinstimm^ncle Ansicht von den Eegierungefi 
YOb Oesterreich und Piemm festgehalten werden, xafige, haben 
wir geglaubt, uns gegen TT(Trn v. Bülow jeder Aeusserung über 
d!e voü ihm nach Wien übtiibrachteu Schriftstücke, die ihren Wög 
in die Oeffentllchkeit bereits gefundeti haben, — enthalten au sollen, 
bin !ins der Berliner Hof von seiner Aufiasäung der neuesten Dar- 
legiuigen Dänemarks unterrichtet haben würde. Dies ist nun da- 
dureh geschehon, dai?s Herr von Arnim mir nicht nur den ab- 
ßchriftlich riiitl'< >lgenden Erlass «eines Kabinets an ihn mitgetheilt 
hrtt, Koudeni auch das Promemoria, mif welches darin Bezug ge- 
nommen wird, mir vertraulich hat in ILinden lasbeii wollen, ob- 
gleich dasselbe üi&piunghch nur dazu bestimmt war, in Ijorlin 
der Erwägung dei- Kopenhagencr Depesche vom 23. v. M. zum 
Anhalt zu dienen. Ich glaube der Absicht des £.önigl. Cabin6ts 
•moht entgegen m BandiLxf wenn ich, um Ew. fte. d«n gananen 
Ausdrnok dar dort gewomifmen Anschauungen zu geben, anek aine 
-Abschrift dieses Promamoria dem gegenwttrtigfln £<r]usd baiflige» 
.Es ist uns dadurch zugleich erleichtert, Sie aiit d^ Ergnbnisaqu 
.dar Prttfung) der wir unsarersats die Erjclüriagaii dar K&niglich 
dlfcniscbon Eagiening unt^ogen haben i bakaiif:t au machan^ da 
wir EU diesem Zwecke nur zu baseugan brauohan, dass wir unssva 
Beortlieilang der Ausführungen des copenbagener Cabinets ganz 
in die nämlichen Bemerkungen kleiden müssten, die wir bereita in dje 
in Berlin Terfasste Denkschrifit naedaigel^ gafunden haban. Ebenso 
gilt dies von dem» was dar tlrlasa dea Herrn Freiherm von Mfn- 
jtaufi^ über dia von H^mi von Bülow in Beang auf die Domänoi}- 



Digitized by Google 



100 



Angelegenheit überreichte Yerbal-Note, — eine solche ift ganz 
gleichlautend auch uns Übergeben worden, — und Ew. &c. finden 
sie unter den Anlagen, — so wie über das Bestreben der däni- 
schen Regierung bemerkt, die hoiHtein-lauenburgische Verfitösungg- 
ftig« ins dam Gmiide, weil sie zugleich die VerfiMsung der 
niselMii Mourefaie berlihrt^ iIs eine dem dootselMii Bunde fr<Bid«i 
aar dem Uräieil der «oiopSiedien Ittehte onteEliegeiidA Aagele- 
geoheit dMusteOeE« Die AuBeuumdeneteangia der dJIiiiBolMii Ak- 
tenstitcke nefamea ihxen wesenilichen Ansgangsponkl vor dem 
Sfttie» dass die Oesammtvet^simg der Monerchie eben eo gifltig 
auf dem Wege gesetzlicher Umbildung der Verfassungen der ein* 
seinen Landes t heü e , als auf dem der Vorlage eines den Gesammt- 
ataat umfassenden Grundgesetzes an die einzelnen Landesvertre- 
tnngen habe m Stande gebracht werden können. Es mag dies» 
wie die prenssische Denkschrift mit Recht bemerkt, zugegeben 
werden, aber docli nur in dem Sinne, dass die VelSiandlungen 
über die Aenderungen, die in den Verfassußgszuständen der ver- 
schiedi neu Theile der Monarchie zum Zwecke der Orfindanfr der • 
Gesanimt Verfassung vorzunehmen waren, allerdings die Form von 
Vorlagen an die Landes Vertretungen über Umgestaltung der Pro- 
vinzial - Verfassungen annehmen konnten, dass aber nicht umge- 
kehrt, wie dies geschehen ist, die Bestimmungen über die künftige 
Stellung der Landestheüe zum Ganzen ausdrücklich von der Be- 
rathung ausgeschlossen werden durften. In der That scheint uns 
die däaiache Regierang fast nicht eo sehr besweckt au haben, das 
von ihr eingeschlagene yer&bren in allen Punkten ala gereeht- 
ftrtlgt za verdieidigen, als viehnehr den Nachweis aa Hefeni, daaa 
sie auf ihrem Wege bereita an weit voigesehritten seii nm aieb 
noch gegenwärtig flr eine andere, vielletcht ihr selbst Jetzt ala 
richtiger erschdnende Verfobrongsweise entscbsden an kSnnen. 
Bei dieser Auffassung der Sachlage können wir uns auch im Re- 
sultate nnr mit der Ansicht des Königl. preussischen Cabinets 
Tcreinigeni SOnach die Verantwortlichkeit der beiden deutsche . 
Mächte gegen den deutschen Bund nicht fUr gedeckt halten, wenn 
die Höfe yon Wien und Berlin diese Angelegenheit einfach ihrem 
ferneren Verlaufe im Innern der dänischen Monarchie überlassen 
wollten. Die schützenden Formen und die allseitig anerkannten 
Prinzipien der Bundes- Verfassung scheinen uns die grösstmögliche 
Büre^schaft dafür zu gewähren, dass eine ernste und ruhige Er- 
wägung des Standes der Sache am Bundestage noch jetzt am 
sichersten dem Verlangen nach einem unbestrittenen Rechtszu- 
stande der Bundeslande Holstein und Lauenburg Genugthuung 
verschaffen, ja selbst der Regierung Seiner Majestät des Königs 
Ton Dänemark den ihrer Wtlrde angemessensten Anlass bieten 
werde, ihre auf diesen Zweek gerichteten Oesmmmgen nnd 
Wttnsdie, die sie in ihren Aensserungen nieht Terleugnet bat, 
durch venShnlEchea Entgegenkonmien an betbätlgen. Nnr in einem 
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Falle würde nnseres EraehteiM Oegfterrdeli imd. Prmiwn dnem 
befriedigenden Erfolge Huer Yervendungen in, Kopenhagen, anch 
ohne die Sache an den deutschen Bnnd sn bringen, Yoreret noch 
• nicht entsagen müssen. Die dänische Regiemng wünd sieh nunmehr 

von Neuem von der Fruchtlosigkeit des Versuchs tiberzeugen, ihrer 
seitherigen Bechtsauffassung bei den deutschen Höfen Eingang za 
Yerschfläen, und sie hat bereits in der Depesche des Ministers von 
Sdieele vom 23. Februar c. die Geneigtheit, unter gewissen Vor- 
aussetzungen mit den Ständen über die Provinzial - Verfassungen 
weiter zu unterhandeln, durchblicken lassen. Es scheint uns daher 
die VermutlmMf( nicht ferne zu liegen, sie würde sich nunmi^hr 
vielleicht entschiiessen, — was freilich unverwcilt geschehen 
mtisste, — den deutschen Hü feii zu erklären, d%&s sie eine ausser- 
ordentliche Diät der liolsteinischen Stände — und wohl auch eine 
solche der lauenburgischen — in einem zu bestimmenden, mög- 
lichst nahen Zeitpunkte einberufen, und in der Form, die ihr die 
passendste scheinen wird, diesen Versammlungen Gelegenheit geben 
werde, sich Über den dermaligen Verfassungszustand des Landes 
Insoweit SU ttussem, ala die früheren atBn^schen Rechte dnrdi 
denselben Modifieatioiieii erfishren haben. Buroh eine sdehe Er- 
klXrung würde der dinisehe Hof einem Beschlüsse, wie ihn die 
deutsche Bundesversammlung sunlhshst.zu £uisen hAtte^ mvoriram- 
men, und es würde sugleich eventuell der regehnKsmge Weg 
stSndiseber Beschwerde wieder eröffnet sein, auf welchem nach den 
Art 63 und 56 der Wiener Schlussakte Streitigkeiten flber die 
innere Verfassung deutscher Bundeslande zur Cognition des Bundes 
2U gelangen haben. Diesem nach möchten wir dem Königl. preus* 
sischen Cabinette anheimgeben, die Königl. dänische Regierung 
zunächst noch zu einer Aeusscrung darfihcr zu v^rftnlaRgen, ob 
sie, den Ueberzeugungen der dentsplirn Miichte Hechnung tragend 
und von dem Wunsche, allen begründeten Beseli werden abzubel' 
fen, geleitet, sich zu einer Erklärung der bezeichneten Art bestimmt 
finden könnte. Sollte diese Frage verneinend beantwortet werden, 
so wtirden die Höfe von Wien und Berlin Alles erschöpft haben, 
um durch freundschaftliches Einvernehmen mit Dänemark eine 
Einwirkung des Buudes unnöthig zu machen. Wir würden dann 
allerdings darauf angewiesen sein, uns mit dem Königl. preussi- 
sehen Hofe rüeksiehj^ch der an die deutsdie Bundesversammlung 
zu richtenden Mit&dilung zu verstibidigen. Ew* Ao. wollen ohne 
Verzug dem Henn Min)sterprX8idente& Ton dem Inhalte des gegen« 
wttrtigen £riasses vertraulich Kenntniss geben und uns deesen 
p;ÜekJbu8enmg scUeonigst mitlhttlen. 
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Depesche de» heiherxo von M,aiiteuffel, 

Kadi der absobilflikk Mfolgeadeti, diurcft d«i Gvftfea tob 
TnuitaMuuMdovf mir mtln^^ciüleii DepeiBdke votai 18. d. IL hegt 
das Wiener Gattmet in der Verftusiiiige - Ange!egenlkeit der Her- 
zogtüilimer Holste» vnd Lauenbw^ die Beftiung, daes Prenssen 
und Oesterretdt emem beCriedi^iideiii SMblge ifetet Yerwendungen 
in Kopenka^n, atieli okte die( Sache an den detitBeKen Bant za 
lirikiiieai Towet noch nicht entsagen dürften. Dito dHolsohe Re- 
gjnning — bemerkt Graf Buol — werde eick jetzt YOn Neuem 
von der Fmchtlosigbeit des Yersuehs überzeugen, ihrer biBherigen 
Bechtsanffassung bei den deutschen Höfen Eingang au verschaffen, 
jsqd sie habe bereits in der Depesche des Ministers von Scheele 
vom ^8. V. M. die Geneigtheit durchblicken laesei^ nnte^ «gewissen 
Voraussetzungen mit den Ständen über die Provinzial- Verfassungen 
•weiter rn unterhandeln. Es seheme claber die Verinuthung nicht 
zu fern zu li^en, sie würde sich iiunniehr vielleicht cntsehlicfisen 
— was freilich unverweilt geschehen müsste — den deutschen 
Höfen zu erklären, dase sie eine ausserordentlif li<" TYilii der hol- 
steinischen Stände — und wohl auch eine soU^ln^ der laui nburgi- 
sphen — ia einem zu bestimmenden, möglichst nahen Zeitpunkt 
einberufen und, in der Form, die ihr die passendste scheinen 
würde, diesen Versammlungen Gelegenheit geben werde, sich übei« 
den deriiialigon VerfassungszüÄtaiid des Landes insoweit zu äussern, 
als die früheren standischen Rechte durch denselben Modi6oationen 
e^(jEdirei^, haben. Durch eine solche Erklärung, föhrt Graf Buol fort, 
wfirdei der dttnische Hof anenK Bies^uese, wie Ihn ifie deutsehe 
BnnjpstfewtsMwilm^ zunächst su ftasen hätte, s^rvotlcomnien und 
es' wttslie zugleich eventuell dtsr rsgelmäss^e* Weg srtänAischer 
Besekweide. ideder ierOffiset seiii^ auf welchem Streitigkeiten tfier 
djie innere - YesAMwag deutsoher Oundeslande- äur Cognition dea 
Qoadas z«t gehngen lätten^ Da» Wiener Cabinet schlägt uns 
halb, vor^ elM<wirunBan den- Bund wendeten, dieKihiigl. dttiusche 
B^ärung' zunächst noch aa eine^ Aeusserung darüber zu veran«« 
lassen, ob. sie^ den Ueberzeugungen der deutschen Mächte Rech^ 
nung tragend und von dem Wunsche, allen begründeten Besehwerden 
abzuhelfen, geleitet, sich zu einer Erklärung der beeeichneten Art 
beatimiifit finden hi^nnte« Ohne Zweifisli könnte uns- nichts ange- 
n^hraei» sein, als wenn die dänische Regierung sich noch jetzt zu 
einem solchen Schritte herbeilassen wollte. Es wäre damit der 
Regulimng der Sache diejenige Einleitung gegeben, welche wir 
stets empfohlen haben. Auch kann Niemand lebhafter ^\u^ wir 
wünschen, dass durch ein freundschaftliches Einvernehmen mit 
Dänemark ein Zurückgehen an den Bund uuuöthig gemacht werde. 
Um uns daher das Zeugniss geben zu können, dass wir zu diesem 
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Zwecke NiclitB unversucht gdUeif laben, stehen wir nicht an, 
dam YoneUege 4ea Kaja.. Hofes asmILiQiMik'Was iro^ 
Form anbelangt, in weifcher der d^änischen Ke^erung die Veran-' 
l^sung SU der besprochenfeil A^nsiema$ sfu geben wäre, so wfirde 
,68 0^ in jeden Betracht ids das AngeiiieslidnhitM eitecl«£nllHli Üss 
die Cabin^te Toni Berlin und Wien sich darauf beschränkten, 
mtindlich g^en die bei ihnen akkreditirten diplomatischen Ver- 
treter DänemaricB in diesem Sinne sich zu äussern und hiermit 
die £r5j¥haB9 sn verhindeä, beide Mäcdite hatten ik lie^ fioffhung, 
dost die dänische Rej^icroi^ in d)Biar vorgisschlageiien Wege dSe' 
passendste Auskunft finden werde, den Bc.-^chluss gefa&st, die enfr-. 
sprechende Erklärung derselben noch eine gewisse Zeit lang abjoi" 
warten, bevor sie eventuell einen Sehritt am Bunde tliäten. Dioae' 
Frist wäre vielleicht anf etwa drei Wochen zu fixiren, von da ab' 
gerechnet,, wo die Eröf^nuii;^ geschähe. Die Eröffnung wäre zugleich 
ausdrücklich als das Ke^juitat einer gemeinsamen Abrede zwischen 
Berlin und Wien zu bezeichnen und die Hetren Gesandten wären 
zu ersuchen, dieselbe zur Kenntnis^ ihres Hofes zu bringeni 
Wollten die Cabinette von Berlin und Wien nochmals eine schrift- 
liche Mittheilung nach Kopenhagen machen, so würdttn sie sich 
leicht der üriannehralichkeit aussetzen, auf diesem förmlicherea 
Wege zum dritten Male cine ablehnende Ailtwor£-en%dg«n'i^eIuiien zU' 
nifleseo. Ueberdke würde eut- -viel grösseiär Verzug vethnt^ 
sein. Wir wiiiden entweder QM» laafei^ die AntweH- inUmnmi 
sahr ksige snubletben an sehvi^ oddr.abe^ wir mflasteit dar^dim 
diaehen Regierung sogleidi eftififFiuit' eetadd, die in* sbfcflwmt raMA, 
yuü Twkrtaäider wttre; BndUoh wtf^« b«I sektifllNiher AtiMaenB^ 
ein aKbetfes' iHngeheii anf dia lanfiiagrei^ai iniiMioandeiSQtnni|^ 
te* letalen' ilteiMfhen' Mitdieihuig kauk' zv teaneUeM ilail"do«ft 
würde ÄGea nur zu unerquibhÜGben Wied«rholurigen des Qft-G«M%täb 
and ZA' ekw-Aaffirisehm^ tob. Btröitiragea fhfaren, diä man, wflflift 
es zu einer Verständigung ^emneii' sd]!, jetzt am Besten unberührt 
ktoatb SoBchränken Prenes«! und Oesterreich sich aaf die Erklü- 
vuDg#- tes sie niobh «ne gewisse JSeillang die Aenrimrung Dähe^ 
mairiks abwarteii wollen, so lelssen sie einerseits def dänisoheli 
Regierung eine viel grössere Freiheit der Entschliessung ; anderer- 
seits wahren sie sich selbst die Möglichkeit, nach fruehtlo? ver- 
strichener t rist sogleich weitere Schritte zu thun. Euer c\:c. ersuche 
ieh ganz ergebenst, dem iforrn Grafen von Buol gefälligst von 
diesem Erlass vertraulich Kcunlniss geben zw wollen. Fände unser 
Vorsehlag den Beifall d* s >Viener Cabinets , ao ^vürde ifch nur 
einer kurzen Betnachriohtigung, vielleicht auf teiegraphis ehern Wege> 
entgegensehen, um mich in dem angedeuteten Sinne gegen den , 
Baron von Brockdurä auszusprechen. 
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£rlass des K. D&nisclien Knisten der avsw&rtigen Angelegen- 
heiten, Michelsen, 

% (Sefanbtm in Witn unb ^frlin^ d^rafett d. ?itlle- 
Htut^t ^reHinmt ^roik]>orff, d. d. jaqtmlHmenf 

13. <^ai 1857. 

Nachdem die Reconstniirung des Ministeriums nunmehr er- 
folgt ist, beeile ich mich , in Gemässheit Befehls meineä Aller- 

gnädigsten Königs und Herrn. Ew zur weiteren gefälligen 

Mittheüung an Se. Excellenz den Herrn Grafen Ruol (Freiherra 
V. Manteuffel) davon zu benachrichtigen, dass es in der Aller- 
höchBten Absicht Sr. Maj. des Königs liegt, sofort nach Beendh 
gang der erforderlichen V^Mrbereitangen, die Holateiniechen Pro- 
TinsialetKnde xu einer anseerordentlichen Yersammlung einsiibe-' 
mfon, um denselben einen reTidirten Entwurf der Verfassung fOr 
die besonderen Angelegenheiten des Hersogthums Holstein zur 
verfiuwnngsm£a0ige& Terliandlmig vorzulegen. . 

Unter dem Bemerken, daaa der Zusammentiitt der gedachten 
ausserordentlichen Ständeversammlung spätestens im Laufe des 
Monats August d. J. stattfinden wird, erlaube ich mir hinsieht- 
lieh des Gegenstandes der beabsichtigten Vorlage ausdrücklich 
hervorzuheben, dass letztere namentlich auch diejenigen "Restira- 
miingen befassen wird, welche den Umfancr der besonderen 
Angelegenheiten des Herzogthums Holstein naher regeln, und 
dass somit der Provinzialständeversammlung vollstandior Geleo^en- 
heit gegeben werden wird, sich über die AbgrenzuiiLT der stän- 
dischen Competenz frei und ungehindert auszusprechen, während 
die hierauf bezüglichen Bestimmungen bei der friiheren Vorlage 
der Btandiüchen Berathung entzogen und der Veiaammlung der- 
zeit nur nachrichtlich mitgetheilt waren. 

Naehdem die Königliche Regierang mit Beiiehung aufVor- - 
etehendee sieh der vertrauensvoUen Hoffirang hingibt, daee die 
Höfe von Wien und Berlm (Berlin und Wien) darin ^en un-* 
yerkennbaren Bew^ finden werden, fn. weLohem Grade die dies- 
seitige Begiemng ee Ml hat angelegen sdn lassen, den jenseits 
«nsgesprodienen Wünschen m entsprechen, hegt sie nicht weni- 
ger die Erwartung, dass auch die Stände des Herzogthums Hir- 
stein diesem Schritte in solcher Weise entgegenkommen werden, 
dass dadurch die in jeder Beziehung so wünschenswerthe Ver* 
Stündigung werde enreieht jrerden. (lehmigen £w, u. s. w« 
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Erlass des Freiherrn y. Hantenffel, 

«it hm % <lt|i^ifbitri(|fr «« Strfftit» in ftmftvS^a^^ d. d. 

^liit, 30. |Mat 1857. 

Die Höfe von Berlin und Wien hatten, wie Ew. &c. be- 
kannt ist, das Kopenhagener Cabinet wiederholentlich daraaf 
aufmerksam gemacht, wie es zu Refrnlirung der Vprfassnn^s- 
Ang'f'lpffenheit der Herzog'thümer Holstein iin<1 f.auenlniie: vor 
Allem nothwendig sei, zunächst die Süinde über din tx^troyirten 
Aenderungen des früheren V>rfassun?R-Zu8tandes zu liuren und 
denselben auf diese "Weise die Mügiiciikeit und deu Aulass zu 
gewähren, ihre Gravamina und Anträge vorzutragen. Zu diesem 
Ende erging namentlich in den letzten Ta«:en des Monat.-» März 
d. J. der Vorschlag, die Stände baldthnniielist zu einer ausser- 
ordentlichen Diät einzuberufen. In Erwiderung hierauf ist uns 
jetzt dnreh .den Herrn Baron y. Broekdorff eine Depefehe ans 
Kopenhagen vom 18. d.H. miCgetheflt worden* Mit Vergnügen 
haben wir daraus ersehen, daes die Königl. Dfinisehe Regiermig, 
in Folge der Reoonetmirang des lünisterinrns, entschlossen ist, 
den empfohlenen Weg einanscUagen, nnd wir wünschen densel* 
' ben aufriditig Glück su einer Massregel, welche nioht minder 
durch ihr eigenes Interesse, als durch ihre Pflichten gegen die 
Herzogthümer und gegen den Bund geboten erscheint. Es wird 
in der Depesche zugesagt, dase die Holsteinischen Provinzial* 
stände, und zwar spätestens zum August d. J., einberufen wer- 
den sollen , lim den?^elben einen revidirten Entwnrf der Verfas- 
sung für die besondern An^eleo^enheiten des Herzogthums zur 
verfasBunpsmässioren Verhandiunp' xormiegen. Es wird ferner 
vers]irüchen, das.s diese Vorlage namentlich auch diejenijijen Be- 
stimmungen befassen werde, welche den Umfang der besonderen 
Angelegenheiten des Herzogthums Holstein näher regeln sollen. 
Es wird endlich insbesondere die ausdrückliche Zusicherung er- 
theilt, — und hierauf legen wir ein ganz vorzügliches Gewicht, 
— dass der Stände- Versammlung vollständig Gelegenheit werde 
gegelben wirden, sieh (Iber die Abgrenznng der etSndisehett 
Competena frei nnd ungehindert anssusprechen. — Freilieh 
ist hiermit noch nleht gesagt, inwieweit die KönigL IMfnieohe 
Regierung eich demodiehst bereit finden laesen w«rde, aneh 
materiell den Ansprttcfatn, welohe den Herzogthfimem und 
dem Bunde ans den Znsagon von 1851 und 1859 zustehen,; 
vollständig genug zu thun. In dieser Beziehung wird vidk' 
mehr der flrfolg der bevorstehenden ständischen Verhandlungen 
abzuwarten sem; und obwohl wir dabei mit Zuversicht auf die 
Weisheit und Gerechtigkeit Sr. Majestät des Königs von Däne- 
mack bauen, so mässen natürlich alle Rechte gewahrt und vor« 
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behalten bleiben, welche uaf tfefferfaaBung der Henogthtfmer 
und ans den KMgk DlUicher Mii Ire» clen^ Hiitirhandlnngeii 
mit Ptenseen Wd Oestreich in den gedachten Jahren 1851 und 
ISlQ abg^egebene» Veret^rechnngeil» aieft Ifänehreibefi. WM 

aber den Ständen , deV ertheilten Zasai^d gemäss , die Gelegen- 
heit gewährt, sieh über ihre Rechte und Ansprüche vollständig 
ansausprecheÄ, ihre BescÄwerden und Verfangen gebührend vor- 
ziUrao^eii, so ist hiermit die geeignete Basis für die weitere Be- 
handlung der Sficlic* ir<^wonnen und pomcli der Reiriiliriirtfr der 
Verfassungsfrajre n u ji i n r 1 1 r di ej cnijs-e E i n 1 e i t u n i:- lt^ b eii , auf 
Wefchc die Cabinette von Berlin nnd Wien znrwichst dringen zu 
müsseii rreglaiiht hatten. — Unter diesen Ümständen finden wl^ 
denn auch, in IJeberein^tiramnng mit dem Kaisrerliclv Oeettfeiehi*' 
8«h«n Hofe, zur Zeit keine Vel'Änlasßung für uns, die Angelegen-' 
heit unsererseits an (ien Bundestag au bringen. Äwar stellt die 
Kopenhagener Depesche eine den HolBteinisehen Ständen zu 
nMioheiide> Vorlage mir' ht Bezug auf HtB VeHiuiBniig^ H« 
be-e Olk deren Angel egenfaeitto dee Herzogthnnir' ini AvisiHNt 
De» VeHkflsitttig ftir die g enternd eh alt Hiebe« ümgelegen-^ 
hBlt0A der' DitelMhen Monflrcfiie gVlBChleHt kwiM nttdMIcUiofaii' 
Slirwiihmiiig. IVichtedeätoweRtger hatten «Hr mis; jedech ni der 
V^rvussettEWing bereohtigt; daeir diM Sfän^ii, Yor der riogesiehei^ 
te» Fmiheit' der Erörterung Abek^ die AbgrenitMg der ständischen* 
Compete», aiwch die Freiheit gewährt? WÄrcfen wird, ihre B»** 
denken und ihre Anträge in Bezug^ auf die den Hernogthttmemi 
und resp^ den Vertretern derselben in der Gesatn mtstaa ts** 
Verfassung zu gebende StellunS" vorztibrins-en und ihre Hechte 
au« denjenigetti VeThoif5<^nn?pn sieltPiid zu machen, welche ihnen 
in Jahnre 1SÖ2' niciit nur in liezii^r mit die Neugestaltunjsr der 
8 p e oiaT- Verfassungen, sondern eben sowohl anch in Beziif? 
auf die Einfügung der Herzoortbümer in die Verfassung des 
Giesammt Staate» erthipitt worden sindi Difin etrtes Theil« ist 
ei5, wie wir stets hervorgehoben haben, ausser allem Zweifel, 
dass gerade die „Verfassung Üir die gemjeins ch af tlichenl 
Augciegeniufteii' der Menarehlle'' die frühere Verfässnug ^.Wm^ 
ssogihlbder auf dStfs AllentiBsenilteiete' nedlflelvt', dm> iriaof dir 
Stünde vevAuMungsn^ässig, irfe'ifafeh» äm- gegebenen' Veihvleeiingen, 
^•imieh' damif haben, über? edlohe YMifneitrigtHAfeiideiiviig«!» 
gefaöiif SU nwwSto* Andemt' Thefb folgt: aber« a«»h ebwl ailet 
dIeMin iviecliseUeft^n VerBälflRifl» zWiMeu äk deeanniilitarti^ 
YevfisuBBang^ und deü Mhereä* Verfassung der HerzogtUümer uAd' 
' Bim dkBfr viil^'deir fiesanÄnt^taaks^Vertessnng liegenden A«nderim^) 
der'^o^nppetiei^ s der Stände , dasB^ eine Verben dltrng^ iUnh^ die^ 
A]bg7enzui»g d^r ständischem C<mp^m^ auch di^ ftaifd ntioh^ 
cVem Verhiillnt«ij zu der (Jesatmntstaat« - Verfassung nit;lit rotif" 
skdii a*i3aohIieF3PTi kann. — Weim endlich die Depeischei vmiif 
IxftL d. Ml* dsBi Meitzogtinüba« iMiveu b^wr g niioht be^endeis ge<f: 
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(lenkt, Bo h^mht dfe» wohl nur däl-iif, ' dftss mit aefl TlattwibB*^--^ 
sehen Ständen , dem Vernehmen nach , bereit?* YeThandhiwgen ' 
abgeknüpft worden sind. I>Dnn wir g^laiiben es als zweifellos 
anseken dürfen, dk Königl. Dänische Kegienm^ den'^ 

LiAMliiifgisiBhiRi Stnudoi in det' ft^gllc^«! Btaiebung titelit 
ii]Meir0 Redto zn^Mtehen wlli', als den StlMden Hoktefns. -~ 
Bwi &«; bUMiOragt , der K(}Digl. Dttftlsolleti Regienmg' veu" 
dem' ffiliih dieser DepeseliiB* MiMbeilvnig stt m^lUiL SoMe iin^»" 
sev» Aii(Aie8iiikg> d^r EHcfilningen de» Kopen^g«ttet Gabineti dlsii" 
Ab«$ehten ^ deeBetben trider Terboibti nicht «li t s p t e^e be n-, bo - 
würden aledann darauf rechnen difrfen, eine wettere Aens*** 
sBrting bieriiber m erhalten; imd ee würde dnnadl fi^e^e»** ' 
stand fenefer Erwägung bleiben müssen, in wiefern wir une 
uttteT' solchen Umstanden akdanD docb vefpOichtet halten ittM*' 
ten, dk»' Saehe dem Bunde Teraiil<^en. Aus Ihren letzten Be* 
rtebten Ersehe ich, dass 8ie von meinem früheren Eriasff vom' 
Ith d. Mls., worin kh Ihnen den Entechlu^is dvn- Höfe von Ber— 
li-n UTi>1 Wi^n erött'nete, dem Dtindestage Mittheiliiiio; Ton der' 
Sache zu machen , wegen der mittlerweile fn den dortigen Ver- 
liältiiissen eiiiijctrf (enen Aendenmir, dem Köniorl. Dänischen Mi- 
nisterium Ivenniniss gegeben haben. Sie wer<ien densel- 
ben indeyeeii den) Herrn Minister Michelsen noch nachträglieh 
vertraulicherweise vorlesen köimeu, da der Herr Mini^^ter daraus^ 
unser Festhalten an der II(»irmuig entnehmen wird, ^nm die K. 
Dänische Regierung unseren IVoundBchaitlichen Kathädilägen ihr 
Ohr nicht veröchiiessen werde. 

Manteuffel 



IVo. «I. ' . \ 

'/ Eüliii dfift-E*. totmiioliiselMf liMtei» d#r mx^MxgOb 
lAgelegeiiMliii; (}raM B'd^F, 

■ 

alt lm %: (Sc]d)a|bUa9iT ^äjer in Aoi>nii;aani, 
r : . d. d. Wiai^ hm 20. ^^.1857- 

< Die Regierung Sr. M. des König» von DKnemaric hat üna mittel«^ 
des abschrifliich beifolgenden Erlaeses, welobeni Graf Bille*-Brahei 
une mitgetheilt hat, benachrichtigt) dass ibre 'Absicht sei, die* 
ProTinzialstände des IleraogthuniB Holstein nach Vollendung der^ 
eribrderlichen Vorarbeiten, und spätestens zum Monat August 
dieses Jahres einzuberufen, um denselben einen revidirten Ent- , 
wurf der Verfassung für die besonderen Angelegenheiten des>' 
Herzogthnms nur verfassung'smässigeu Verliaudlung vorzulegen. 
Der Erklärung des Kopenluigener Cabinets /urolge wird diese 
Vorlage namentlich auf diejenigen Bestimmnu^f n siel» erstrecken, 
welche den Umfang der bedondern Angeiegeiüiciteu des iierzog" 



Digitized by Google 



IhuBf HoUMi attir regeln, mä cktr Erlw des nU te Leltmg 

der umfM^gm AngelegeDheiten betrunten KöDiglioh DfiaiseheB 
Ministers hebt ausdrücftiUeb ItorTor» deee der StSaderersainiiiliiiif 
▼oUetÜDdig Gelegenheit gegeben weiden 8<^e, iich tiber die Ab- 
güDsmig der ständischen Competenz frei und ungehindert «Ol- 
zusprechen. Das Kaiserliche Cabinet hat dieee Mittheilung nur 
' mit aufrichtiger Genugthnnng entgegen nehmen können. So 
lanpre df»n J>tänden Holsteing und Lauenbur^rs die Möglichkeit 
nicht gewahrt war, die den Deutschen Bestain Ith eilen der Däni- 
schen Monarchie in der Gesammtverfassung; rrebüin ertde Stellung 
zu wahren, raussten die Hofe von Wien und Berlin sich even- 
tuell iür verptüchtet erachten, die Deutsche Bundesversammlung 
zur Geltendmachung ihrer Rechte und Zuständigkeiten aufzu- 
fordern. Durch die Zusage der König]. Regierunc;, den Ständen 
Uolsteins freies Gehör geben zu wollen, glauben wir, im Ein- 
verständnisse mit dem Königlich Preussischen Cabinet dieser 
Pfltclit für jetst eatbobeD wa sein, und tberlaeeen uns gern der 
Hoflhung, dm der Tere^bnlidie Entidiliiiei welehen die Regie- 
nmg DXnemarkv, die Batiiecfaläge der biuideeyenraadteii H5fe 
Yon Wien imd Berlin wüidigend, gefiMtt liel, eine beldige be- 
fried%eDd« FeeteteUmig der VerfiwnmgeTerbSltiiliBe Heletcine vad 
Lauenbni^ unter der loyalen Mitwirkung der Vertreter dieser 
Länder zur Folge haben werde. Im Intereiee dieses Zweckes 
müssen wir jedoch hinzufügen | wie nach unserem Dafürhalten 
die Beseitigung jeder weiteren Irrung wesentlich dadurch be- 
dingt sei, dass den Holsteinischen und Lauenburgischen Ständen 
unbenomTnen bleibe, nnmentlirh auch die Stellung unä Vertre- 
tung der betreft'endeu Landestheile in der Gesammtverfassung 
der Monarchie in den Kreis ihrer Berathun^r zu ziehen. Wir 
zweifeln um so weniger daran, dass dieses in der Absieht der 
Königlichen Regierung lieere, als von einer Verhandlung der 
Stände über die neue Abgrenzung ihrer Befugnisse auch die 
Frage n^cli dem Verhältnisse der einzelnen Landestheile 7.u der 
Verfassung der Gesammtmonarchie schon des untrennbaren Zu- 
sammenhanges wegen, wie uns scheint, nicht wird ausgeschlos* 
seo werden kSnnen. Wenn ferner die EMgL DSidsche Regie- 
nmg nieht besenders des Heraogthnms Lanenbnrg gedenkt, so 
glnnben wir dach annehmen xu dürfen, dass sie den Leven- 
bniger Stünden, mit welcben, dem Temefamen nach, liereits 
Unterhaadlnngeii angeknüpft sind, nieht mindere Bedite wie 
jenen des Bersogthnms^ Holstein nigesteben wolle. Ew. Wohl- 
geboren werden beauftragt, den gegenwärtigen Erlass dem K(i- 
ntglichen Gabinet in Abschrift mitsntheilen. 

Graf BuoL 
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Irliii Im K. dliiidMi liiiitm te aisvlrtiii« 

$MUn ^(fanMen in Witn, trafen itUt-$r4^e^ d. 
ßWftaS^ä^t 24. Juni 1857. 

In Folge unserer Mlttlieilung Tom 13. Mai hlnsichffieh der 
Angelegenhitt dir Holttefailaeheii VerfeMung hat dM Wiener 
CiMoet einige AensBemiigen an nne gelangen laeien, welche Sie 
in der beigefilgten, an den Oeetreieliiscbeii Geeddiftetilger, Hem 
Jkger gericliteten Depeedie finden weiden. 

Die Regierang des K($nig8 hat mit Vergnügen daraus ep- 
sehen, daas das Kaiserliche Cabinet, ihre wohlwollenden Ah* 
sichten würdigend, gleicher Weise ihre Hoffnungen theilt, dass 
bald eine definitive und befriedigende Ordnung der constitutio- 
nellen Beziehungen des Herzogthums Holstein unter der loyalen 
Mitwirkung der Vertreter dieses Landestheils zu Stande kommen 
werde. Indessen kann fich dip Regierung des Königs nicht 
verbehlon, dass diese Hotihung sich nur unter der Bedingung 
verwirklirhen kann , dass die Provinzialstände des genannten 
Landestheils den wohlwollenden Absichten der Kegierung mit 
einer vollkommenen Loyalität entgegenkommen. 

Indem die Regierung des Königs den bereits bekannten 
Entschluss fasste, den Ständen Holsteins die Gelegenheit darzu- 
bieten, sich mit aller Freiheit und ohue Beschränkungen in Be- 
treff der Verfügungen, welche die Ansdehnung der besonderen 
Angelegenheiten des Herzogthums besthnmen, nnd namentlich 
in- Bezug auf ^e Begrenanng der Oompetens der StSnde aus- 
zusprechen, hat 'Sie ÜuerseitB als faetisch angenommen, dass die 
Stünde in ihren bevorstehenden Berathungen ihre Befugnisse 
nicht übersehreiteB und dass sie namentlich keinen Vorschlag 
machen werden, welcher den Charakter dnes Eingfiffii in die 
Competenc der Reprüsentation der Gfesammtmonarchie oder eines 
andern Landestheils an sich tri(ge. 

Unter dieser Bedingung, welche durchaus nothwendig ist, 
wenn man eine Störung des innem Friedens der Monarchie ver- 
meiden will, wird man es nicht hindern, dass die Stände ihre 
Ansichten und ihre Wünsche hinsichtlich der Beziehungen Hol- 
steins zu der Gesammtmonarchie clarlep;en, in so weit diese 
Frage angemessener Wei.^e nicht von einer Discussion getrennt 
werden kann , deren Gegenstand die Competenz der Stände ist. 
Aber je unehr Wichtigkeit die Regierung des Königs der Form 
beilegt, welche die »Stände wählen werden, um ihre eventuellen 
Wünsche auaeinanderzusetzeu , desto weniger wird es ihr mög- 
lich sein, im Voraus zu bestimmen, was öle in einem besonderen 
Falle entscheiden würd. 
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Was das TTerzogihum LÄUeoibm u betrifft, so fiihlt die Re- 
gierung des Köni^fs eine walire BefritMÜ^wif?, die Richtigkeit der 
von dem Kaiserlichen Cabinet gegebenen A'iL<legung bestätigen 
zu können, indem sie Jedoch hinjoiffigt, dass, f)bgleieh die Stel- 
lui^ des genannten llerzogthums von der des Hl rz*/gtliuiiis 
Holstein versclireden ist, sie nichtsdestoweniger beabsichtigt, den 
ReprSsentanten Lküenburgs beseiten Reclitc wie den St&nden 
i^plftein? -zw tewHligieii. lÜTeuB kk In m^er. Depeaohis yom 
.43. HsA 4^888 Fragf) tichf berührt btbe, so gesoWi tts 
4iysi'' einfBicheB Orand^, weil dies SohrllNM; «eh auf dtue 
jinpqlli^qli« H iftäiei]inig des KfUserlieheil Oabfiwtji besieht, In 
welcher von den Besiehiu^n LtaeBburgs nieht die ;Rede gir 
jT^sen ist 

^. - Jch ersnehe Ew« ExoeUenjE, dem Herr» Minister der adB" 
wlirtigen Angel^nheiten Oestreichs eine Abaehrilt djesor De- 
.pesehe mittheilen wollen. Genehmigen Sie 

MkMsm 



Erlas& des K. Dänischen fflinisters der auswärtigen Aogeli^aa- 

heiteu, Michelsen, 

mi btn % €»eranbtm lit jiarUii^ ßxnl^mn von JUtdiklairff, 

] d. d. |loprnl)a$rn, 24 ^uiti 1857. 

lu VeraiiliisMiiig der an Ew. Hüchwohl geboren unterm 
13. v. M. in BctrciV der Holsteinischen Verfftssungs-Angelegenheit 
erlassenen Depesche hat die Königlich Trüu^i.sischo Regiening uns 
-durch ihren hiesigeii Geschäftsträger einige Aensscrnngen und ße- 
^merkungeu zugehen lassen, die in dem hier aiig*;t.chlossenen mir 
'VCOi deia Herrn von Steffens abschriftlich mitgetheilten Erlasse 
^MithaUoA.BUid. Wm die Anlage ergiebt, hat das BerÜner Gabine^ 
nachdem es von der diesseitigen Absieht, den BoHteinisdhea Pjto- 
.TiüziaUtiMideo dUjeaigeil. Bestünviungen , welche den Umfiug der 
Sonderen Angelegenheiten des Berzogthuma Helstein niiher regela, 
.vorsulsgen, in Keantniss gesetzt wor4en war^ auch aamcntüeh darah 
.qnsere deslaUtge Mitlheiliing erfa|nreo hafttetn' daas der Stäade-Var- 
aammlwig vollständige Qelegenhait werde gegeben werden^ tie)i 
Ober die Abgreas^ng. der ständisehen Gompatena fiwl «ad ungehin- 
dert autsmsprecbea, • — zur Zeit keine Veranlassung. fOt sjeh gj^ 
iunden» die Angelegenheit seinerseits an den Bwidcst^g zu bringen. 
Psneban .wird aber ferner bemerkt, dasa die Königl. P/eviaBUehB 
Jlegleruqg — w^n auoh gleich '.die diessoit^ DepoMhe eine den 
dlolsteim^be^ Ständen zu m,achei)4e Vorlage nur. in Benig auf 
die Verfassung fiir die besonderen Angeit^pahaUe» das Jäerao^ 
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tBums in 4^us4pht stelle, ohne dass dür Verßiwsung für die g6^ 
^cuo^chf^tlichon Aog^egei^heiton der Dänisphep M&n«^rc^ üU^- 
di'i^cjkiiche Erwähnung goschühe — gleichwohl sich zu der.Vorr 
auäBQtzung berßcUtigt Mta^ dasg dea StäJidea mit der ztigeslch^rtqn 
Fr/ßi)ieit def EJförterung über die Abgrenzung der .ständischen 
Competenz auch die Freiheit werde go v iiuL wurden, ihn liLdcaken 
ijiui ihi^ü Aiiliiige in Bezug auf die den llerzogthümerii, bez. den 
Vertretern deraell^eA, ui der Ge.sauiijit-. Staate Vergasung zu g§- 
.bßiifjß ßteUung vorzubrijjgej^ uud ihre B-eq^Ut,^ gus depjeuüg^n Vof- 
heissangen gclten4 zu machen, wplqh^ ttueti im J^r^ ' ntobt 
nar ^ezug ^uf.^ie Neugeätaltung der Spezialverfassungen, son- 
dern eben so' wohl aueh in Bezog auf die Einfügung der Herzog- 
ihümer in die Yerfitssung des iäesunmtstaates eitheilt worden 
seien. Anf die diesen Bemerkungen und Ausführungen za Grunde 
liegende Ansicht kann die Kf^nigb liegierung um so weniger notk- 
wendig finden, hier näher einzugehen, als sie bereits wiederholt 
md ^tmmiM^ fm ifarem Memc*ndnm Tom 23. Vebnav d. J. 

Gelegenheit gehabt hat, sieh hierüber ausfiihcUch anszusprechen. 

Wenn ^e .also bei der beabsi I tiuten Vorlage eines revidirten 
Verfassungs-Entwurfes den Holsteinischen Provinzialständen Gele- 
genheit gebeu wird, sich über Verkältnisse zu äussern, die bereits 
ihre £)rledigi{ng gefmidfo) haben, so gesehißk^ 4io^ keinef^wegs in 
dem Qlaujjen, einer Verpflichtung nachzukommen, gondern ledig- 
in der Absicht, durch einen freiwilligen Act die entgegen kom- 
J3;^ende Gesinnung der Regierung an den Tag zu legen, wie sie 
auch geliofft hat , eine gleiche Gc^i^nung dadurch auf jener Seite 
h^vQ^a^turufen. ^ie geht dabei Belbstverötändlich von der Voraus- 
setzung aus, dass die Stände bei den bevorsteheuden Verhand- 
lungen ijl^re Pefugniäse nicht überschreiten, vielmehr jeden Antrag 
vermeiden werden, welcher den Charakter eines Ueb ergriffe s 
in die Competenz der Vertretung des G esamm tstaats 
od^ eines andern Landestheils an sich tragcü würde, Inuerlialb 
dieser aus» der ^^atur der Verhältaisse sich (^rgeheuden Grenzen 
wird den Holsteinischen Sti^indeii eine ausgedehnte Freiheit der 
A-^Wfining gestattet und ih^en auch nanientlich nicht verwehrt 
."Vf^d^ }ljie AnsieJI^t^n ^nd Wpi^che mit Bexiiühu^ a^f dapiVer- 
h^ltaiss ligilsteip^ z«ip Qes^znt^tMtc ii^qfei;ii mt Spprau»he 191 
Iftfi^gen, di^ betreffende Fragil von Vexiiandlung Uber 

4ifi Ahgi^eMww %t|bi4tfAka« Cmf»^tm »ipbt gitr^mit 
.w^^ käqn^ Ja mehr ajber hierbei i^f j^^snuiligi^ 
4fi% SfäiH}«^ l)iei yorb?u|gi))|g ibw «tfr^ifeni "^Uoffib^n gewählte 
Jl^nHk-^iiliqgnyiei^ wir4,. W 4^ftQWWiger isJ^ e^ dw. K^i^igliohep 
j^Bgi^ruijig p^ögUeh, sich 11191 'Yqiqai^& dar1|b^^ i^ihei: aitj^usprechcn, 
wie di^ eipzeljjien ?älle ^ji ffitscheidei^ mödttfH* — 
da^ ]|Ief3ff>gt^MW L^ue^nburg b^^» ^ gereicht es der l^ö^nAgt* 
iR^»«Wg. »ur W^ren ßefr^djgippg, 4^? R^chtig]si^t.4fflf ienseitig^ 
Annahme unter dem Bemerken zu ^||ti(^i0^ /V<K»xvs!i^if6^ df^ 
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Stellung des gedachten Herzogtbums von der des Hcrzogthums 
Holstein abweicht , es gleichwohl in der Absicht der Regicnmg 
Hegt, der Vertretung Lauenburgs nicht mindere Rechte, als den 
Holsteinischen Ständen einzuräumen. Dass dies in einem Erlasse vom 
'13. V. M. unerwähnt geblieben, rührt einfach von dem Umstände 
iwr, dass jener Erlaas sieh auf dne dortseitige mündliche Mitthei- 
Inng besklity in welcher tod den Verhlltiiisseii Lauenlnii|;s ttto- 
ftU nicht die Bede war. Ew. HochwoUgeboren eranehe ich, dem 
KVni^eh Plrevnnachen lümster - Pritsidenten die gegenwärtige 
Dopeaehe in Absdnift nutentheilen. Genehmigen fte. 

O. W. MkMimL 

■ ■ 1 • ■ . . . f. 



Wo. M. 

Erlasft des IL Oesterrelchischen Ministers der Muwärtigeii 

ADgelegenheiteo, Grafen Buol, 

an btn fu ($t(^^i»ixk^tv ßi^tx in Ikoptnüfa^ d. d. Witn^ 

6, ^ali 1857. 

In dem Erlasse vom Mai d. J. haben wir der üeberzeugung 
Ausdruck gegeben, dass die Bestimmungen der Gesammtverfassung 
der Dänischen Älonarchie, in so weit dieselben eine Aenderung 
des YerfassungszuEtandes der zum deutschen Bunde gehörigen 
Landestheüe in sich BehUessen, von den Bmthungen der Hol- 
aCeimschen Stinde nicht anageecUoeeen werden kSnnen, wenn die 
Massregel, die das Kopenhi^ner Cabinet nns au nnaerer Cknug- 
Ihnnng angekündigt hat, — die Bemfung nlmlich der Stinda 
Holsteitta an einer anaserordentliehen Tersammlnng im Monat 
August — den geholRen , Zweck erreichen soll. 

Auf unsere AeuaBening hierüber bezieht sir;h der abschrift- 
lich beifolgende von dem Herrn Grafen Bille-Brahe mir mi^^ 
theilte ürlass der Kön^lich Dänischen Regierung. 

Wir vermögen uns nicht zn verhehlen, dass auch diese 
nf^nere Frklärung nicht vollständig unsere Zweifel Über die Ab- 
sichten beseitigt, von ■welchen die Rogiprung Seiner Majestät des 
Königs geleitet ist, indem sie die VerliandUirigcn mit den Holstein- 
"und Lauenburgischen Ständen über die YerlassungBangelegeniieit 
vorbereitet. Indessen steiit die Ausführung ihres Entschlusses nahe 
bevor, und die Königl. Regierung wird binnen Kurzem in dem 
Falle sein, durch die That ihre Achtung vor den Rechten zu be- 
weisen, welche dem deutschen Bunde durch den Artikel 56 der 
Wiener Schlussacte, durch Dänemarks eigene Zusicherungen in den 
Depeschen an die Königlidien Geaandten an Wien nnd BerUn 
vom 29. Januar 1862 und durek den Bnndeabeaehlnsa rtm 29. Jufi 
desselben Jahrea erworben sind. 
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Unter diesen Verhältnissen werden wir vorerst die weiteren 
Schritte der KÖnigl. Regierung abwarten, überzeugt, dass die eben 
80 ernsten als wohlgemeinten Vorstellungen, die wir im Einver- 
stimduisse mit dem Königlich Preassischen Hofe an sie gerichtet 
haben, ihr keine Ungcwisbheit darüber gelassen haben können, wie 
wir die Lage der Sache beurtheilen, und welche Handlungsweise 
je nach deren fernerem Verlaufe uns vorgezeichnet sein würde. 

Eure &c. sind bcauluagt, dem Herrn Minister Michelsen VOtt 
dem gegenwärtigen Erlasse Mittheilung zu maclien. 

(Ges.) BuoL 



uro. mn. 

£rlw in K. Freassiscben Ministerpräsideatett, freiherra 

von Manteuffel, 

rni htn % tieftiiUnt in ^pcnt)a0cit, (Srftfm «oti j9rtolU| 

d. d. Üfrttn, 6. ßnü 1857. 

Der Zweck unserer Depesche vom 20. Mai c. war, Über die 
Absichten, welche die Koni ^rl. Dänische Regierung bei der an- 
gekündigten Einberufung der stände Holsteins hegt, zu grösserer 
JjLlarheit zu gelangen. Welche Erwiderung uns darauf zu Theil 
geworden ist, wollen Ew. &c. gefalligst aus dem abschriftlich bei- 
folgenden Erlass des Ministers Michelsen vom 24. v. M. ent- 
nehmen. Ich kann Ew. &c. nicht verhalten, dass uns die Erklä- 
rungen des Kopeuhagener Cabinets auch dies Mal zu unbestimmt 
erscheinen, um einen sicheren Schluss auf die Intentionen desselben 
zu gestatten. Indessea die Ztat des Zusammeiitretenfl der Stünde 
steht nahe bevor, und die Königlich Dänische Regierung wird 
alsdann berufen sein, zu handeln. Unter diesen Umstiinden haben 
vir es, in Uebereinstimmung mit dem KaUerL Oesterreichischen 
Hofe, filr das Geeignetste gehalten» Todau£g abzuwart^, was uns 
die unzweideutige Sprache der Thatsachen bald sagen wird. 
Wir dürfen dies thun in der Ueberzeugung, dass wir das Kopen- 
hagener Cabinet bei unseren bisherigen freundfichaftlichen Rath- 
schlägen in keinem Zweifel darüber gelassen haben, wie die 
Lage der Sache von uns nothwendig aufgefasst werden muss, 
und welolie E n t s c h lie s s u ng e n sich daraus für uns, je mvA\ 
dem weitern Verlauf derselben, ergeben werden. Ew. &c. sind 
ermächtigt, dem Herrn Minister Michelsen eine Abschrift dieser 
Depesche mitzutheilen. 
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Die Verhandloogren vom 29. Oktober 1S57 Ms 

25. Februar 1858. 
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Sitnuig der Dentodiei BmidefTmaiiiiiiliig rm 29. 

Oktober 18S7. 

Horla^f üon ^JrlUadj nnb JJraiiiin. — Antrat) 5^annoucrs. — 
l^oiilduiiu^ brr liiUti- unIt Canbldjaft bea fKiJoglljumö 
^Tauenbuni, $A)u\} bcr rcifanuiigö- uni» ucrtirtgsmäfjigcn 

A) Vorlage wm Oesireieh uad Preuam, 

Nachdem von den Ständen des Herzogthums Lanenburg 
eine Beschwerde gegen die KiÖniglleh Dänische, Herzoglich 
Lauenbiurgische Regierung^ eingegangen ist, sind die Gesandten 
Ton Oestreich und Prenssen angewiesen, im Namen ihrer Aller- 
höchsten Regierungen der hohen BundesTersammlnngnaehfitehende 
Mitifaettung'in Betreff der damit yerwandten Hols^hiisehen An- 
gelegenheit zu machen. 

Die hohe Versammlung hat in der Sitzung vom 29. Juli 
1852 von dem Seitens der Gesandten von Oestreich und Preussen 
erstatteten Berichte über die Vollziehung des ihren Allerhöchsten 
Höfen ertheilten Mandats, sowie von der Seitens des Herrn Ge- 
sandten für Holstein und Lauenbur^ ülipireichten Königlichen 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 Ki'nntniss genommen. 
Seiidein hat die Sache der Herzogthümer Tlol-^tein imd Lauen- 
burg, in Erwartung ihrer weiteren Entwickeluiig, eiiiritweilen auf- 
gehört, Gegenstand der Verhandlung im Schoosse der iiuhen 
Versammlung zu sein. Der Erlass der Spezialverordnung, be- 
treliend die Verfassungen der Herzogthümer Holstein und Lauen- 
burg vom 11. Juni 1864 resp. 20. Dezember 1853, sowie des 
Yerfassungsgesetsei die gemdnsehaJUichen Angelegenhtiten 
der Monarchie Tom 2. Oktober 1855 gab indcesen den OaAiinet-' 
ten von Wien und Berlin, im Hinblick auf die gegen sie in 
Yertretnng des Bundes von der Königflich Dünisehen Regiertmg 
tthemommenen Verpffichtungen , Anlass, mit der letsteren im 
' Juni Y. J. von Neuem in Schrifitwechsel zu treten , um dem 
Königlieh Dänischen Cabinet die gegen den Deutschen Bund 
eingegangenen Verbindlichkeiten gegenwfirtig su lialten und d«r 
Wiederlte lir der früheren Verwickelungen vorzubeugen. Sie ver- 
sahen zu diesem Zwecke ihre Vertreter in Kopenhagen unterm 
23. und 1. Juni v. J. mit den erforderlichen Aufträgen. Die 
betretTenden AktenstüclLO ncbst den darin in Bezug genommenen 
Depeschen, nämüch: 
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1) einem gleichlautenden Erlasse dee Edniglieh DSnieehen 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten an die König- 
«lieh Dänischai Gresandten in Wien und Berlin yom 6« 

Dezember 1851 , 

2) den darauf erfolgten Antworten des Kaiserlich Oestreichi- 
schen Hofes vom 26. und des Königlicli Preussischen Tom 
30. Dezember 1851, 

3) der Rückäusserung des Königlich Dänischen Ministers der 
auswärtigen Angelofronlieiten vom 29. Januar 1852, 

beehren sich die Gesandten der hohen Versammlung ganz er- 
gebenst vorzulegen. 

Da die beiden Mächte in den anliegenden Antworten des 
Kopenhagener Cabinets vom 5. resp. 13. September d. J., in 
Verbindung mit den mündlichen Erläuterungen des Königlich 
Däuischen Herrn Bundestagsgesandten, eine Erledigung der von 
Ihnen aufgestellten Bedenken nieht fanden, so richteten' sie noch- 
mals, und zwar unterm 26. resp. 23. Oiäober t. J., die hier- 
neben überreichten Erlasse an ihre d^lomatisehen Agenten in 
Kopenhagen. Sie sprachen darin die Erwartung aUs, dass die 
dortige Regierung aus eigenem Ermessen bu dem BesoMusse 
gelange, noch In der gegenwärtigen Lage der Dinge den Ständen 
der Hersogthümer Gelegenheit su geben, sich über die Gesammt- 
Verfassung der Monaicltie zu äussern. ' Die Königlich Dänische 
Regierung ging hierauf in ihrer Erwiederung zwar nicht ein, wie 
die hohe Bundesversammlung aus d<»n beiden Depeschen dps 
Herrn von Scheele, an die Königlich Dänisclien Gesandten 
in Wien und Berlin vom 23. Februar d. J. und der dazu ge- 
hörigen Denkschrift err^^ehen wolle. Allein es wurdi' auf ver- 
traulichem Wege Hotihung gegeben, dass das Ivopenhageuer 
Cabinet sich vielleicht bereit finden lassen werde, die Stände 
von Holsteiii und Lauenburg zu einer ausserordentlichen Diät 
einzuberufen und mit denselben über den dermaligen Verfassungs- 
zustand des Landes und die eingetretenen Modificationen der 
früheren ständischen Rechte au verhandeln. Unter diesen Um- 
ständen glaubten die beid«i Cabinette von Wien und Berlin der 
Vorlage an den Bund noch Anstand geben und zunächst die 
Kniglieh Dänische Regierung nochmals zu einer Aeusserung 
In Jener Beilehnng veraiäassen au sollen, indem sie sich darauf 
beschränkten, die einielnen hohen Bundesregierungen in ununter- 
brochener Kenntniss von dem Gange der Verhandlungen zu 
halten. Es wurde demgemäss den Königlich Dänischen Ge- 
sandten in Wien und Berlin in den letzten Tagen des Märzd.J. 
die entsprechende mündliche Eröffnung gemacht, w^onach beide 
Höfe, in Erwartung einer einiro^enden Krklärmig des Kopen- 
hagoner Cal)inets, die beabsichtigten Mittheilun/ren an die hohe 
BuiuleRverPnninilimg noch um drei Wochen vertagen wollten. 
Durch den gleich darauf erfolgten Rücktritt des Dänischen Mi- 
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nUterimns ergab sich eine weitere Verzdgenmg , bis die Regie* 
rangen von Oestreich und Pteussen — nachdem die Ernennung 
eines neuen Ministeriums einige Wochen hindurcli Tergeblich 
erwartet worden war — die beabsichtigte Vorlage an die hohe 
Versammlung nicht länger glaubten zurückhalten zu sollen und 
ihren Gesandten den Auftrag ertheilten, dieselbe in der auf den 
14. Mai d. J. anstehenden Bundestagsäitzung einzubringen. Die- 
ser Schritt unterblieb indessen, nafhdem Tag.s zuvor das Daiü- 
sche Ministerium sich reconstituirt hatte und die Entschliessung 
desselben, die Stände eiriziihernfon , nach Wien und Berlin auf 
telegrapbischem Wege mif^^eili* ilt worfien war. Die Bereitwillig- 
keit zur Einberufung der Stände wurde in deu an die Königlich 
Dänischen Gesandten in Wien und Berlin gerichteten Depeschen 
des Ministers Mich eisen vom 13. Mai d. J. wiederholt, ohne 
dass jedoch alle Bedenken über die Frage ausgeschlossen wur- 
den, in welcher Ausdehnung man den Ständen die freie Eiorte- 
rung ihrer Gravamina in Bezug auf die Gesammtverfassuug 
Dänemarks gewähren wolle. Es wurde desshalb ein weiterer 
Schriftwechsel der Cabinette von Wien und Berlin mit dem Ko- 
penhagener Cabinet erforderlioii, welchen die Gesandten ange- 
wiesen sind, mit den gedachten beiden Depeschen vom 13. Mai 
d. J. der hohen Versammlung vorzulegen, nämlich die Rück- 
finsserungen ifirer Regierungen vom 20. Mai d. die Dänischen 
Erwiederungen nach Wien und Berlin vom 24. Juni und die 
Antworten hierauf vom 6. Juli d. J. 

Die Hofl&iung, dass auf dem. Wege der Verhandlung mit 
den Ständen die so wünschenswerthe Ausgleichung werde erreicht 
^^rden, ist leider nicht erfüllt worden. Die neuerlichen Verhand- 
lungen der letzten Ständeversammlung zu Itzehoe sind noch in . 
irischem Gedächtniss. Da die Königl. Dänische Regierung der 
letzteren nur in Betreff eines Verfassungsgesetzes für die beson- 
deren Angelegenheiten des Herzogthums , nicht aber hinsicht- 
lich der Stellung der Herzngthümer zur Ge^ammtmonarchie 
Vnriafren machte, so haben die Stiinde ihre Ansichten der Re- 
gierung in einem Bedenken vorgetrai^en, welchem inzwischen im. 
Druck erschienen ist und hieneben gleichfalls überreicht wird. 
D( 11] nächst ist die Versammlung geschlossen worden, ohne dass 
eine Aussicht auf eine weiter eingehende Behandlung der Sache 
eröffnet ist. 

Die Allerhöchsten Höfe von Wien und Berlin hatten gehofft, 
durch ihre vertrauliche Vermittlung die Angelegenheit in Ver- 
tretung des Bundes ao weit zu führen, dass sie der IJeschluss- 
nahme der Hohen Bundesversammlung ein befriedigendes Resultat 
zur Sanction hätten unterbreiten können. Sie halten auch jetzt 
noch an der Hoffinung fest, dass die KSnigl. Dänische Regierung 
bemüht sein werde, den von den Ständen der Herzogthümer gel* 
tend gemachten Beschwerden die gewünschte Abhülfe zu Theil 
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werden zu lassen. Sie haben sich indessen nicht für befugt er» 
achtet, die im Namen des Bandes von ihnen gepflogenen Ver- 
handlungen auf eine unbesdniiiAte Zeit hiBaoB in einer unent- 
schiedenen Lage zu belassen, ohne dieselben, mit dem Auheim- 
steUefi der nSheren gemeinsamen Erwägung und Besehlussnahmey 
in die Hand der Hohen Bundesversammlung medersulegen. 

£) Antrag Hatmoca^s, 

Von Seiner Majestät dem Könige, seinmn allergnidigsteil 
Herrn, ist der Gesandte beauftragt, folgende besondere Anträge 

und Motivirung der hohen Bundesversammlung im Anschluss an 
die Mittheilung der K. £. Oesterrelehischen und Königl. Prens- 
sischen Regierung vorzutragen. 

Die Stände des Herzogthums Lauenburg haben nunmehr 
die hohe BiindesTersammlung um Schutz ihrer und des Herzog- 
thums verlassun^amässlg'er Verhältnisse angeiTansrcn. 

Es ist mcht zu verJtenncn , dass dip S;u iie LnnonburL^'s in 
allen wo-t iit liehen Punkten mit den Klagen im engen und un- 
trennbaren Zu.'^ammen hange steht, welche das Herzogthum Hol- 
stein führt. Namentlich geht dies aus dem Ausschuss-Rerichte 
der Holsteiniseiien StändeyeroanirniiiiiL: In rvor, welcher im vorigen 
Monate von ihr zum Bcschluss erhoben worden ist. 

Die Klagen beider Herzogthümer haben die Nichterfüllung 
jener Verbindlichkeiten zur Grundlage, welche der Königlich 
Dänischen Regierung theils vermöge des Bundesrechts in Bezug 
auf die Herzogthümer Holstein und Lauenburg oblagen, theik 
yon ihr ausdrfieklich in den Verhandlungen von 1850 bis 1853 
gegen den Deutschen Bund und die Herzogthümer Üb^onmiea 
waren. 

ICaum dürfte es aber bezweifelt werden können, dass die 
BundesTersammlung ToUkommen berechtigt ist, die Saehe der 
Herzogthümer auf eigenen Antrieb anzugreifen und die Be- 
schwerden der betheiligten Herzogthümer als blosse Anzeigen 
aufzufassen. Da die Verpflichtungen der Königlich Dänischen 
Regierung, um welche es sich hier handelt, theils dureh die 
GriindiGfesetze des Bundes gegeben sind, theils zwischen dem 
Deutschen Bunde und der Königlich Dänischen Regierung in 
Folge der angerufenen Intervention des Bundes unter Gewährlei- 
stung^ der allerhöchsten Höfe von "Wien und Berlin vereinbart 
und unter die Garantie des Bundes gestellt sind: so ist in 
der gegenwärtigen Frage jene Competenz der Bundes versamm- 
lun^i: begründet, welche Artikel 31 der Wiener Schlussakte 
verleiht. 

Eben so wenig dürfte es einetn Zweifel unterliegen, dass es 
die höchste Zeit fiir die holie iiundesversammlung ist, sich 
der Sache der Herzofrtliümer anzunehmen. Jener frühere Grund 
der Verzögerung, dass nämlich erst die Beschwerden und Wünsche 
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der Herzogthömer gehört werden müssten, ehe der Bund über 
die Sache iinhcilen könne, ist weggefallen, nachdem die Hol- 
steinischen Stände ihre Gravamina in dem bereits erwähnten Aus- 
schnssberichte niedergelegt, und die Laucuburgiachen Stände ihre 
Annohten md Wflnsdift In der überreichten Beediwerdeeelirift 
ausgesprochen haben. Auch ISsst sich nach der gegenwärtigen 
Sachlage kaum annehmen, dass die Königlich Dfiniecbe Regierung 
geneigt ist, fiber die hauptsfichlichflten Beschwierden der Herzog* 
tiiümef gegen die Gesammtverfassung mit diesen za verhandeln 
oder ans freiem Antriebe jenen Beschwerden genügende Abhülfe 
EU gewähren. Längeres Zögern dürfte nnr die Folge haben, dass 
die Königlich Dänische Regierung auf dem Wege, aus der däni- 
aohen Monarchie einen Einheitsstaat mit Unterordnung der Her- 
zogthümer Schleswig, Holstein und Lauenburg unter die Dänische 
Bevölkerung und mit ünselbstständigkeit dieser Herzogtbümer 
tu schaffen, immer weiter vorschritte und die Kückkehr zu einem 
Gesammtstaat mit gleichberechtigter Stellung aller Lnndestheile 
immer unmöglicher machte; und dass die hohe Bundesversamm- 
lung sieh den Vorwurf zuzöge , nicht zur rechten Zeit einer so 
wesentlichen und dem Bundesrechte so wie den Verträgen zu- 
> widerlauienden Verschlechterung des Verhältnisses der Herzog- 
tbümer wider;^tanden zu haben. 

Bei dici^er »SachIao:e und da Hannover als Bundesstaat über- 
haupt und &U Grenznaclibar der Herzogtbümer ein besonderes 
Interesse dabei hat, dass die Veihältnis.^e dieser Länder zu einer 
festen, guten Ordnung kommen, so haben Seine Majestät der 
König den Geaandten beauftragt, folgende Anträge zu ;jtellen : 
J) Die hohe Bundesversammlung wolle die Sache der Herzog- 
ihttmer ex officio in Behandlung nehmen, und auf dieser 
Grundlage den zu erwählenden Ausschuss beauftragen, die 
Verbindlichkeiten der Königlich Dänischen Kegierung aus 
dem Bundesrechte und aus den Verhandlungen von 1851 
und 1852 und deren Erfüllung oder NiehterfttUung zu 
untersuchen; 

2) falls es sich zeige, dass wesentliche Verbindlichkeiten nicht 
erfSllt worden sind, die Eüniglich Dänische Regierung 
um Erftülung mit dem Vorbehalt ersuchen, dass die Bun- 
desversammlung sich genöthigt sehen werde, die dem Bun- 
desrechte und den übernommenen Verbindlichkeiten zuwider 
laufenden von der Königlich Dänischen Regierung erlas- 
senen Bestimmungen und getroffenen Einrichtungen für die 
Herzogthnmer Holstein und Lauenburg und für den Deut- 
schen Ihmd als unverbindlich zu erT<lären, falls die König- 
liche Regicrnns: nicht innerhalb einer zu stellenden Frist 
die Erfüllung erwirke. 
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C) Die V&rMbmg der Räter- und LmuMap du BenogAumM 

Lauefdmrgt 

Der wesentliche Inhalt derselben ist folgender: 

A. Widersprüche ge^en biui desrechtliche 

Bestimmungen. 

I. Der § 5. der Cresammtyerfassung von 1855 Umtet: 

„BeTor der König die Regierung antritt, übergibt er 
dem Geheimen Staatsrathe schriftlich die eidliche Ver- 
sichemng, tmyerbraehlich die Verfassnngsgesetse hsl» 
ten. — Kann der König diesen Eid nicht nnmittelbsr 
bei dem TfaroDwechsel ablegen, so wird die Regienmg 
von dem Geheimen Staatsrathe geführt, bis jene Eides- 
leistung stattfindet f es sei denn, dass durch ein GeselB 
ein anderes bestimmt werde/* 

In diesem §. ist dreierlei auffallend : 1) dass der Regiemngs- 
antritt des Monarchen in der Monarchie und in den Hersog- 
thümem abhängig gemacht wird von der eidlichen Zusicherung; 
2) dassy wenn der König die Zusicherung nicht gibt, in der 
3fonarchie und in den Bundesländern Holstein und Lanenburg 
nicht der Monareh, sondern der Geheime Staatsrath die höchste 
Gewalt ausüben soll; dass ein Gesetz, d. h. dieser Geheime 
Staatsrath und der Keichsrath (die Dänische Mehrheit) vereinigt, 
nötliigenfalls auch einen andern Tnterimsregenten ernennen können, 
als den Geheimen Staatsrath. Dazu kommt noch, dn^s § 7. dem 
Köni«^ seine Civilliste nur für die Dan^r .meiner Kes:ierung ge- 
währt, a!-o mittelbar die Niehtgewähnincr oiner Civilliste bi? zur 
Eideslei.stuü^r droht. Unmög:lich kann jener § 5. in einer Ver- 
fa«<5nn?- stofn-n Meibon. welclie auch ITir TUindfsländcr ^rilt, denn 
sie widcrspre« l)t ji den lirundixesi tzen des T'nndos. insbesondere 
dem Artikel 57. der Scldus.-akte nnd dem linnde.-beschluss vom 
23. AnüiiPt . welchem die Däni-^che INgierniifr beigetreten 
ist Diese ist sona( h nicht bereehtisrt, das Kecht des Thronfol- 
gers, welches sieh nach dem m(»narcbis( hfn Prinzipe an Geburt 
und Erbfolge kniiplt , von einer aulseliiebenden Bedingung ab- 
hängig zu machen und eine andere Staatsgewalt, als die durch 
Erbifolge begründete, bis zur Erfüllung der Bedingung einzu- 
setzen. 

II. Auch § 49. der Gesammt-Staatsverfassung : ..Eine jede 
ordentliche oder ausserordentliche Aushebung für Heer oder 
Flotte soll durch Gesetz gebilligt sein,^' widerspricht den Bun- 
despflichten, insbesondere dem Art. 58. der Schlussakte, indem die 
Erfüllung einer Bundespflicht von der Dänischen Meluheit dcc 
Reichsrathes abhängig gemacht wird. Die Bestimmung der Ver- 
fassnng in § 23.: JiaM Verhjatnlss der Herzogthümer Holstein, 
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« 

und Lan^nlMirg mm Deatachen Bunde iritd dorcli d«8 gegen- 
wärtige Gresetz nicht berührt/* bietet um deaswillen keine Ab- 
hälfe gegen den erwähnten Uebelstand, da ein gesondertes Btm- 
descontingent nicht besteht, sondern dasselbe einen nutrennbaren 
Theil des Dänischen Heeres bildet 

B. Verletzungen der Verfassung Laueuburgs durch 

die Gesammtverfassung. 

I. Der § 22. der Gesammf-^Uiatsverfassur:,' liHsagt: „Ent- 
steht eine Differenz zwisclien dem Reichsratho uini der ■Roprä- 
seiUation eines Landesilieilei darüber, in wie weit eine Ange- 
legenheit zu den genieinschaftlichon oder zu den gesonderten 
gehört, so wii J t^ie von dem Könige in dem Geheimen Staatsrath 
entschieden, d. h. die Dänische Mehrheit der Minister entschei- 
det über die von der Dänischen Mehrheit dea iieichsrathes her- 
beigeführten Differenzen. 

II. In einer Terordnimg vom 26. Juni 1856 hat die Dä- 
nisefae Regierang den allgemeinen Grundsatz ausgesprochen, dass 
sie sich yorbehalte, nach eigenem Ermessen „sämmtlichen Lan- 
destheilen rficksiehtlich etwaiger Bestimmungen über den Um- 
fang der besonderen Angelegenheiten derselben eine gleiche 
Stellung anzuweisen." Hiermit ist also ohne Kücksicht auf 
Art. 56. der Schlussakte eine beliebige einseitige Veränderung 
der Lauenburgischen Verfassung in Aussicht gestellt. 

III. Kbenso ist Art. 56. der SehluRsakte verletzt durch dio 
Bestimmung in § 21. der Gesammt-Staatsverfassung, wonach der 
König die gesetzgebemlp Cowalt mit dem Keich.srathe theilt, wo- 
gegen sowohl nach dem Landesrecess von 1702 als der Ver- 
fassung Lauenburgs von 1853 der Erlass neuer und die Ab- 
änderung sowie Doütiing bestehender Gesetze der Zuziehung der 
Ritter- und Landschaft bedurften. Dieses Recht der Gesetz- 
gebung iät den ^tanUi n Lauenburgs bei allen Gesetzen entzogen, 
welche gemeinsame Angelegenheiten betreffen. 

IV. Von der grössten materiellen Wichtigkeit für Lauen- 
burg ist jene Abänderung der alten Finansverfassong, welche 
§ 63. der,Gesammt-Staat8Terfassung in den Worten enthält: 

^Es verbleibt rüdcsichtlich der finanziellen Stellung 
des HerEogthums Lauenburg bei dem bisher Geltenden, 
bis anderweitig durch Gesetz darüber yerfügt wird.*' 
Unter Gesetz ist wie immer in der Verfassung ein Zusam- 
menwirken der blossen Dänischen Faktoren zu verstehen. Es 
alterirt diese Bestimmung die Lauenburgische Verfassung: 1) in 
der Bestimmung, dass die Kosten der Regierung und Verwal- 
tung von dem Landesherrn aus dem Ertrage der Domänen und 
, Regalien bestritten werden, wozu Stando mir das Horkömmiiche 
und El fo] ilerliche nach f iüi^iipr Bewilligung beisteuern, wogegen 
nach der Gesammt-Staatäveriassung der Reichsrath, in welchem 
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L&ue&burg keine liinreleliendeVertreliiiig Iiat, Uber die IShilriinfle 
des Landes yerfügen suIl, das jetzt schon die nnirerlUUtnissiiiMe'» 
Big hohe Samme von 300,000 Thlr. sa den Kosten des Oe- 
samftntstaates nach Kopenhagen schickt. 

2) Die grossen Domänen des Landes, welche gegen 
200,000 TUr. reiner Einnahme gewähren und von 1702—1853 
allgemein als unverSusserlich und als Landessache des Herzog- 
thums anerkannt waren , sind nicht nur durch den erwähnten 
§ 53. im Prinzipe gefährdet, sondern insbesondere auch durch 
§ 53. 1111(1 50. der Oc3ammt-Staat^verfa^ssun^, welcher letztere 
die Yeriiusserun2: oder den Erwerb einer DoniUne von einem 
Gesetze in dem oben anj^eij^ebenen Sinne abhängig macht. 
Die ])rakti?elie Bedeutung dieses Prinzips hat sich schon jrezeijt ' 
durch das Gesetz vom 21. Juni 1856, welches in den iiundes- 
landen die Veräusserung von Domania! Grundstücken gestattet, 
deren jährlicher Ertrag 200 Thlr. nicht überschreitet, und durch 
einen Antrag der Regierung bei dem Reichsrathe auf Veräusse- 
rung der Lauenbnrgischen DomSne Hollenbeck, welcher nur 
wegen UttroIlsShligkeit dieser Versammlung nicht zum BeschlosB 
erhohen wurde. 

V. Es liegt in der Natur der Sache begründet , dass nach 
Herstelinng einer Dänischen Mehrheit im Ministerium wie im 
Reiehsrathe kein Minister Deutscher Herzogthflmer eine andere 
Richtung verfolgen kann, als die diesen Tendenzen entsprechende. 
Dies widerspricht zwar nicht einem einzelnen Paragraphen der 
Lauenbur<^ischen Verfassung, wohl aber der Definition des Ge- 
sammtstaates , wie sie in der Dänischen Bekanntmachung vom 
28. Januar 1852 den Deutschen Machten gegenüber gegeben 
ist, „dass kein Theil dem andern untergeordnet sein sollte." 
Dieser Definition zuwider ist auch die Errichtung eines allge- 
meinen, d. h. Dänischen Ministeriums des Innern für alle 
Lande^theile , am 16. Oktober 1855, dem die Verwaltung der 
Domänen und Forsten mit übertragen worden , obgleich diese 
Angelegenheiten früher zum Geschäftskreis der Rentkammer ge- 
hörten, womit es nach der erwähnten Bekanntmachung beim 
Alten bleiben sollte. So wird durch die Uefoertragung der Ver- 
waltung aller wichtigen Angelegenheiten an oberste Instansen 
von Dänischer Nationalität und Richtung das Deutsehe Element 
von allem Einflüsse im Innern der Herzogthümer enÜemt und 
dem Dänischen Elemente Einfluss, Aemter und Belohnungen im 
Innern dieser Lande gewährleistet. 

Auf die Torstehende Beweisführung: dass die Gesammtrer« 
fassung in mehreren ihrer Bestimmungen wesentlichen Punkten 
der Bnndesgesetze widerspricht und die Verfassung und Verwaltung 
Lauenburgs verschiedentlich auf verfassungswidrigem Wege ab- 
geändert worden sind, ponach eine ^'rrlptznng der Selbstständig- 
keit des Herzogthums und der Bundesgrundgesetze vorliegt, hat 
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die Ritter- und Lnndsoliaft ihre im Oktober 1857 zu ßatzeburg 
unterzeichnele iiuie und Vorjstellung an die liolie Biindesver- 
sammlung gegrüudüt, welche mit folgendem Antrage schliesst: 

1) Hohe Deutsche Bundesversammlung wolle erklären, dass 
diejenigen Bestimmungen des einseitg erlassenen Verfassungs- 
gesetzes vom 2. Oktober 1855, und die undcrn in dieser 
Denkrfchrift bezeichneten Erlasse und Mas.suahraen, welche 
eine Unterordnung des Ilcrzogtkums Lauenburg in der Ge- 
sammtverfassung enthalten oder dessen begründeten An- 
spruch auf Selbstständigkeit yerletzen, theils dem Bundes- 
rechte, insbesondere dem Artikel 56, theib den vertrags- 
mftsstg ertheilten Zusagen imd feierlichen Erkl&rungen 
zuwiderlaufen, nnd also filr das Hersogthnm Lauenbuig 
nicht rechtsyerbindlich seien; 

2) demnächst bei der Königlich Dänischen Be^ermg dahin 
wirken, dass andere Bestimmungen nnd Einrichtungen an 
deren Stelle gesetzt werden, welche die Gleichberechtigung 
des Herzogthums in der Gresammiverfassung und die Selbst- 
ständigkeit seiner besondem Verfassung und Verwaltung 
herstellen und garantiren. 

Es wurde beschlossen, diese Angelegenheit einem besondem, 
in nächster Sitzung xa wählenden Ausschüsse zor Berichterstat- 
tung zu. übecweisea. 



Sitiiuig der Deotschen BmulimniUMihiiig im 

5. NoTember 1857. 

Wi^i hss ^iisrdjuffes für bie ^crfalTungtni!U]clcgcul)eit htx 

Ks -wurden zu Mitgliedern des erwähnten Ausschusses 
die Gesandten von Oestreich, Preussen, Baiern, Königreich Sach- 
sen, Hannover, Würtcmberjj und Knrhes.sen, und zu StellTCD- 
tretem diejenigen von Meklenburg und Baden gewählt 

]Vo. so. 

SitxUDg der Deutschen Bandesversaamlmig vom 
19. HoTemher 1A57. 
Mrtmg ^uefchiifTes über bic Dnfa(fuu0ö-^Vn0flc0en!)ftt htx 

Auf den Vortrag des Ausschusses und in Uebereinstimmung 
mit dem gestellten Antrage beschlosa die Versammlung, die Vor- 
stellung der JEUtter- und JLandschaft des Herzogthums Laoenburg 
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der Knnif:;licli DäniscTir'n, Herzoglich Holstpini^^olien und Laiien- 
biiro-iscli !i Regieiuji^: durch Vermitteluug ihres Herrn Gesandten 
- milziitheiJeii , ob und inwiefern sie einf Aensserung über deren 
Inhalt zum liehufe entsprechender \A ürdigung und Berückbich- 
tigung bei der durch die Oestreichisch-Preussisehen Mittheilung 
und den Hannoverischen Antrag vom 29. Oktober d. J. veran- 
lassten näheren gemeinscliaitlichen Erwägung und Beschlusä- 
nahme hinsichtlich der Verfassungs-Angelegenheit der Herzog- 
thfimer an die Bunde«- Versaminlung gelangen zu lassen, 0ir 
angemessen erachte. 



IVo. 81. 

Btskhi des Jwgiisclian General-GaBsai Ward vom 28. 

■4i 1857, 
«n hm Staatftfrcrrtlr (J^raftit Clarenbeii. 

Die Zeitungen veröffentliehten Anfaog Decembers folgende 
Inhaltsangabe de< erwähnten Ik'riehtes: 

Die leiteiidi Idt c ist die einer Reorganisation der Däni- 
schen Monareliie nach dem röderaliven Prinzip. Wenn mitge- 
thoilt worden ist , dass in dem Jlericht der sogenannte Eider- 
Staat odt 1 die Incorporation Schleswigs in Dänemark auf irgend 
eine ^VtiöC empfohlen sei, so ist dies durcluui.s unbegründet. 
Der Berichterstatter ist überhaupt mit der Stellung der Deut- 
schen Mächte gaiiE einverttanden ; er findet die Yersprechungen 
des König- Hersogs vom 28. Januar 1852 noch unerfÜUt und 
betrachtet die Gesammt - Verfassung TOm 2. Oktober 1855 als 
- ungesetzlich und kraftlos. Unter den Beschwerdepunkten der 
Herzogthfimer werden angeführt: die Verfügung über die Do- 
mänen ohne die Controle der Stände der respectiven Herzog» * 
thümer, die ungleiche Stellung der beiden Nationalitäten bezüg- 
lich der gemeinsanaen Gesetzgebung; die Zurüclcsetzung der 
Deutschen Nationalität in den beiden Herzogthümern , die Ent- 
lassung so vieler Deutscher und die Anstellung von Dänischen 
Beamten, der Krlass von Verordnungen bezüglich der Justiz- 
Verwaltung und des Münzfussfs ohne die Zustimmung der Pro- 
vinzialstände, und die syatemati.'^che Verwahrlosung der Kieler 
Universität. Die Verfulgung der Deiil^clien Sprache im Herzog- 
thum Solih'swig, und der Zwang.«ge brauch der Dänischen in ao 
vielen Deutschen Kirchen und Schulen erfahrt nachdrücklichen 
Tadel. Alb Heilmittel für den jetzigen anarchischen Zii^itand em- 
pfiehlt Herr Ward di-ei verschiedene Pläne, welche sämmtlich auf 
das föderatiTe Princip hasirt sind: 1) Die Rückkehr der Herzog- 
thfimer Schleswig uud Holstein zu dem Status quo vor 1848, 
d. h. die yerfassungsmässigc Einigung der beiden HersogthOmer. 



Dlgitized by Google 



Sie würden zu Dnnemnrk in einem FöderativverhKltniss in Be- 
ziehung auf Gerichts-Angelegenheiten, Heer und Flotte, Dip- 
lomatie, Zollvpnvalfiing u. «. w. stdirn, <tbcr f?1r sicii eine gemein- 
same landstäiidiacho Verfassimg liehalton , mit einer besonderen 
Verwaltung und eingeborenen Beamten , mit Ausschliessung aller 
Dänen. Der Plan maelit es nicht nöthig, dass Schleswig in den 
Deutschen Bund hereingezogen werde. 2; Die Theilnng Schles- 
wigs nach den ^Nationalitäten. Der nördliche Theil würde Däne- 
mark, der südliche Holstein einverleibt, jedoch nicht in den Deut- 
schen Bund aufgenommen. Das Fiklerativ-Vcrhältniss würde dann 
dasselbe wie uiiit-i 1. werden. 3) Die Bildung einer Couföderation, 
bestehend aus den vier Staaten: Dänemark, Schleswig, Holstein und 
Lanenbnrg. Jeder Staat würde dann seine eigene selbststfindige Ver- 
fassung erhalten mit demselben Föderativ -VerhlUtniss wie nach 
dem ersten Plan. — Herr Ward erklärt die Vereinigung yon 
Schleswig nnd Holstein für gerecht und der geschichttichen Stel- * 
long beider Herzogthümer gemftss, scheint jedoch dieselbe vor der 
Hand als unausführbar zu betrachten, und deswegen neigt er sich 
zu einer Theilung Schleswigs nach der Sprachgrenze« Im Ganzen 
genommen ist der Ward'sche Bericht allerdings im Sinne der 
Deutschen Sache in den HerzogthQmem verfksst; er beruht jedoch 
auf einer völlig unparteiischen Würdigung der bestehenden Ver- 
hältnisse und zeugt vor allem von dem loräftigen Gerechtigkeits- 
sinne des Verfassers. 



Wo« S». 

Erlass des Fürsten Gortschakoff, 
an bot fiail^cilidicH (ScfanbUu in ^opculjagtn, ßmn o. Mngetti- 
äitxnbtt^^ d. d. fit. ^etrrahurg, hm 19. Hontniber 

(1. J)ej.) 1857. 

Herr Baron ! Die Angelegenheit der Herzogthümer Holstein 
und Lauenburg tritt in eine Phase, deren Bedeutung man sich 
unmöglich verheiilen kann. Einerseits liut der Deutsche Bundes- 
tag diu Klage zugela^ssen, welche die Stände von Lauenburg vor 
ihn gebracht. Andererseits haben Oesterreich und Preussen die 
Holsteinisehe Angelegenheit beim Bundestage anhängig gemacht 
und Rechenschaft abgelegt über ihre uniruchtbareii Anstrengun- 
gen, die zwischen Dänemark und den Holsteinischen Ständen 
entstandene Differenz durch direkte Verhandlungen mit ersterem 
za ordnen. 

Der Frankfurter Bundestag findet sich demnach in die Lage 
versetzt, sich auszusprechen, wie Art 31 der Wiener Schlussacte 
sein Recht und seine Verpflichtung daxu anerkennt. Wir können 
nicht zweifeln, Herr Baron, dass sich der Bundestag, in Aub^ 
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Übung dieses Rechtes uud in Erfüllung einer nicht weniger un- 
bestreitbaren Verpflichtung, genau innerhalb der ihm von dcu 
Bundes-Xiifltitulioiieii vorgeschriebenen Grenzen und l'ormen hält 
Se. Maj. der König von Dänemark wird also in seiner Eigen- 
schaft als Herzog von Holstein und Lauenburg (lie Gelegenheit 
haben, sich gegen seine Mitstande über die Ponlite» welche den 
Gegenstand dieser bedauerlichen Differenz ausmachen, und über 
die Intentionen sn erUären, welche ihn bei Ausführung der im 
Jahre 1852 gegen den Bund eingegangenen Verpflichtungen leiten. 
Von diesen Erklärungen wird, wie man vorhersehen muss, der 
Ausg^g einer Angelegenheit abhängen, auf >v elcher die Auf- 
merkBamkeit Deutschlands ruht und welche Dänemark selber in 
der Schwebe hält Ich habe also nicht nöthig Ew. Excelleni 
auszudrücken, wie sehr das Kaiserliclie Oibinet wünschen muss, 
dass der König die ihm dargebotene Gelegenheit erp^reifen wolle, 
um zu bezeugen, das» iiui versöhnliche Gesinnungen beseelen, und 
auf eine unverwerlliche Weise seine Absicht darzuthun, die 
zwischen Sr. Majestät und dem Runde für Holstein insbesondere 
getroffenen Uebereinkummen aufrecht zu erhalten. 

Kussland hat sich, wie es musste, einer Einmischung in 
diese Fragen enthalten, ^reiche seiner Meinung zufolge aus« 
schliesslich dem Gebiet de» öffentlichen Deutsehen Rechtes 
angehören. Es kann aber nicht mit Gleichgüttigkeit eine Saeh-* 
läge sich verlängern sehen, deren für die Ruhe des nördlichen 
Europa bedenhliche Dauer in keinem Fallie den wahren Inte-* 
ressen Dänemarks zum Vortheil gereichen kann. Der Dänischen 
Regierung ist es nicht unbekannt, bis zu einem wie hohen 
Grade die Herzogthümcr die Sympathieen der Deutschen Be- 
völkerungen erregt. Man muas es den Deutschen Regierungen, 
und zumal Oesterreich und Preussen Dank wissen, dass sie den 
Ausdruck dieser Sympathie hiesher in so g-erecliten Sein- aiikon zu 
halten verstanden haben. Sie dürfen aber darum nur mit um so 
grösserem Rechte erwarten, dass Dänemark sich p-eiiei«rt zeiirc, 
zu einem gerechten und ihm selbst ebreuYollen Abkommen die 
Hand zu reichen. 

Diese Erwägungen werden der Weisheit des Königs und 
seiner Räthe nicht entgehen. Das Kaiserliclie Cabinet empfiehlt 
sie noch einmal ihrer ernsten Aufmerksamkeit. 

Es ist lebhaft zu wünschen, dass die Regierung des Königs 
durch die Erldäningen, welche sie dem Deutschen Bundestage 
darzubieten in der Lage seht wbrd, einer freundlichen Ausglei-* 
chung, wie es ebensowohl ihre eigenen Interessen, als die Würde 
der Krone erfordern, nicht den Weg abschneiden werde. 

Kur ganz confidentiell werden Ew. Excellenz diesen dring» 
liehen Wunsch (voeu) im Namen des Kaiserlichen Cabinets aus- 
drücken. Eine gründliche Kenntniss der Angelegenheit der Her- 
zogthttmer sowohl als der Bundesgesetie wevdcn Sie in den 
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Stand flet26D| Ihre ErSffiiangen mit allen nöthigen Erläuterungen 
ca begleiten und zumal den Ministem des Königs die unange- 
nelunen (fllcheuses) Folgen vor Augen zu stellen, die eine Bechte- . 
Verweigerung (d^ni de Justice) nach sich ziehen könnte. 

Nichts steht entgegen, dass Ew. Excellenz dem Herrn Mi- 
nister der Auswärtigen Angelegenheiten die gegenwärtige Note 
zur Leetüre überlassen und selbst in Abschrift zustellen. — 
Empfangen Sie &c 



Ho. M. 

Sitznng der Deutschen Bandesversammlung vom 14. Janaar 1858. 
jUirid^t ht» ^drd)uffcd über bte l^itfaffm^B-^it^it^tn^üt 

Der AuBschoss erstattete einen atisführllchen Vortrag Uber 
die Terfassungs - Angelegenheit der HerzogthOmer Holstein und 
Lauenbnrg, in Folge dessen die Versammlung beschloss die Ab- 
stimmung fiber die Anträge des Ausschusses binnen 4 Wochen 
Torsnn^maen. (Der besseren Uebersicht wegen findet sieh der 
wesentüdie InhaJt des Ausschussberichts nebst den zum Beschluss 
erhobenen Anträgen des Anschusses unter Nro. 85 abgedruckt} 



'No, 84. 

SItzang dar Deutschen Baadesversammiimg vom 4.f ebxiuu: 1858. 

fMcn^ ^wmom% wcgcit iSria^ tvm $v3ßMium, — (SrUi- 
tun0 $anmiarl(» nhtr Me fmmhm^fi^ 3tf^rottbt. 

AJ ßamiover. 

Der Gesandte ist von seiner allerh. Regierung beauftragt, in 
Bezug auf die Bolstein-Lauenburgische Angelegenheit Folgendes 
der h. Bundesversammlung vorzutragen: Wenn die b. Bundes- 
versammlung den Beschluss fassen sollte , welcher von dem 
niedergesetzten Ausschusse in der HoUtein-Lauenburgischen An- 
gl' lL,Ln:»nlieit beantragt worden ist, so würde der Natur der Sache 
nach den Anträgen des Ausschusses der weitere Antrag nach- 
folgen müssen, dass die K. Dänische Regierun? bezüglich der 
Herzogthüraer Holstein und Lauenburg nicht weiter fortfahre, 
auf der rechtswidrigen Basis zu hanMt In, namentlich aber keine 
neuen Gesetze, Massregeln und Auilagon durch den Reichiiatli 
beschliessen lasse, insofern diese Anwendung auf die ilerzog- 
thümer finden sollen. Die Umstände erfordern aber, nach Ansicht 
der E. Regierung, dass die h. Bundesversammlung redii bald, 
WO möglich gleichzeitig mit dem Hauptbeschluse, dessen natnr- 

9 
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gernKflse Gonsequenz ausspreche. Denn obwohl die E. Dänische 
Regierung die Forderungen des Deutschen Bundes hinreicliead 
durch die mitgeth eilten Berichte und Anträge des Ausscliusses 
kennen muss, so scheint es doch nicht, dass sie die Absicht habe, 
von selbst bis zur Herstellung des von der h. lUindesversamm- 
luiig zu forderiiden rechtmässio^rn Zustandes in den Herzogthiimerii 
einzuhaltcTi mit Ausführuii;? und Anwendung des gegenwärtigen 
vertragswidriinTi VerfaBsungsverhältinsses. Die Haltung des K. 
Dänischen Ministeriums gegen den Antrag, welchen mehrere 
Holsteinische Mitglieder des Keicli.sratliCB in der Sitzung vom 
19. Januar d. J. stellten , nämlich dass die Verbatidiungen des 
Reiehsrathes nur auf die Aull ccliihaiUiug des ordinären Budgets 
und zur Fortführung der laufenden Administrationäsachen be- 
schränkt werden möchten — bekundet, dass kein StiUstsnd der 
Thätigkeit des Belchsratbes besiigUch der Heraogthümer von der 
K. Dinisefaen Regierung besweokt wird. Vidmebr deuten sichere 
Anzeichen darauf hin, dass sich die K, Dänische R^erong beeüt, 
die Zeit bis zur Fassung eines Bundesbeschlnsses und dessen 
weiterer praktischer Verfolgung dazu zu benutzen, um noch eine 
Reihe Interessen und Wünsche des Landes Dänemark auf Kosten 
der Herzogthümer möglichst zu fördern, vollendete Thatsachen 
den Forderungen des Deutschen Bundes gegenüber zu erzeugen 
. und die Möglichkeit zu erschweren, hinsichtlich der Herzogthümer 
auf einen bessern Zustand zurückzukommen und die Wunden zu 
heilen , welelie unter der Herrschaft des jetzigen Zustandes ge- 
schlagen sind Die umfassenden Befestigungswerke zu Lande und 
zur See, welche mit grossem Kosten- Ansclilaire gegenwärtig vom 
Reichsrathe beschlossen werden sollen, gehuten zu jenen Sonder- 
interessen des Landes Dänemark. Nach dem Dafürhalten der 
Königl. (Hannoverischen) Regierung entFrpricht es aber weder der 
Würde noch dem Interesse des Deutschen Bundes und Deutsch- 
lands, das K. Dänische Gouvernement noch länger ohne Ein- 
spruch auf der seitherigen rechts- und vertragswidrigen Basis be- 
züglich der Herzogthümer fortgehen zu lassen- Sie hat desshalb 
den Gesandten ermächtigt, folgenden Antrag einzubringen. Die 
Bmdesvenammlung wolle gleichzeitig 

' mit dem bezfiglich der Verfiusungsangelegenheit der Her- 
zogthümer Holstein und Lauenburg demnächst zu lassenden 
Beschlüsse, oder wenigstens sofort nach diesem, von der 
Königlich Dänischen Regierung verlangen, dass dieselbe bis 
dahin, dass sie die Forderungen des Uauptbundesbeschlusses 
erfüllt habe, davon abstehe, neue Gesetze, Verfügungen 
und Geldaufiagen , welche über den factischen Zustand, 
der bis zum jüngsten Zusammentritt des Keichsraths statt- 
fand, hinausgehen, durch den Keiehsratli oder unmittelbar 
hinsichtlich der Herzogthümer Holatelu und Lauenburg zu 
beschUessen und einzuiühren. 
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B) Dänemark. 

Die Eikläriinn^, welche Dänemark über die Verfassungs- 
Verhältnisse des Herzogthums Lauenburg abgegeben, geht von 
dem Grundsatze aus, dass die Ritter- und Landschaft von Lanen- 
bnrg nicht berufen sei, das Herzogthum Lanenburg imAIIge* 
m e in e n beim Bunde 2U vertreten, vielmehr habe sie sieh auf den 
Nachweis zabesehrSnlcen, dass sie in bestimmten, verfassungsmüssig 
ihr znicommenden Rechten verletzt sd. Trotz der Ueberschrei- 
tung der Gompetenz, welche nach Ansicht der Königlich DUni- 
sehen Regloung dadurch vorlegt, dass die Ritter- und Land- 
schaft nicht allein Rechte von Lauenburg , sondern auch von 
Holstein und solche des Deutschen Bundes vertreten zu müssen 
geglaubt, und obgleich die Dänissche Regierung deshalb Abwei- 
sung fraglicher l^eschwerden von Seiten des Bundes erwartet, so 
hat die genannte Königliche Regierung dennoch aus bundesfreund- 
lichen Rücksichten geglaubt, in die Widerlegung der vom Bunde 
angenommenen lauenburgischen Beschwerde eingehen zu müssen. 
Was zunächst die staatsrechtliche Str llung des Herzog- 
thums , ob Provinz oder selbstständij^pv Lande^thoil betrifft, so 
wird mit Eingehen auf die Geschichif . on T.aiienburg seit 1702 
der Beweis versucht, dass das TTerzogtlmm innerhalb de!^ Brann- 
sehwf l^-r.üneburgischen KSiaates von jeher nur eine })e>( liriinkte 
Sclbsi^itiiiidigkeit in der inneren provinziellen Gesetzgebung und 
Verwaltung besessen habe , welche durch die gemeinsame stän- 
dische Verfassung des Königreichs Hannover vom 12. August 
1814 noch weiter beschränkt wurden sei. Als Provinz sei 
Lauenburg am 29. Mai 1815 an Preussen, und von Preussen 
am 4. Juni 1814 an Dänemark abgetreten worden, und habe 
niemals andere als LokalbehSfden besessen. Was diefinansielle 
Stellung Lauenburgs angeht, so führt die Dänische Denkschrift 
aus, wie die Ritter- und Landschaft niemals ein voUstÜndiges 
Steuer -Bewilligungsrecht in der neueren Bedeutung des Wortes 
hatte. Nur neue Auflagen mussten durch sie bewilligt werden^ 
aber bei der Verwaltung d» Domänen Ist die Ritter- und 
Landschaft nie sngesogen worden, auch sind schon früher Yer- 
äusserungen Lauenburgischer DomSnen vorgenommen worden. 
Nachdem das Patent vom 20. Dezember 1853 die Verfassung 
geordnet| handelte es sich um die verfassungsmässige 
Ordnung der gemeinschaftlichen Angelegenhel- 
ten, d. h. um die Stellung des Herzogthums zum Gesammt- 
staate. In der Verfassung für die gemeinschaftlicljen Angelegen- 
heiten vom 2(i. Juli 1854 ist, nach Ansicht der Dänischen 
Eetriornng, von einem Widerspruch mit dem Lauenbnrpschen 
Verl'asäungsgesetz nicht die Rede, denn die in einer Eingabe der 
Ritter- und Landschaft vom 1. Jnli 1856 geäusserte BefiirchtiTTig', 
dass die Verfassung vom 2. October 1855 mit dem Patent vom 
20. Dezember 1853 in Widerstreit gerathen könne, sei durch die 

9* 
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Zusichenmg Tom 21. Januar 1857 , dass in der finansieUan 

Stellung des Herzogthnma keine Veränderung eintreten Bolle, 
erledigt, rar Veräusserung von Domänen aber habe, wie erwÜlmty 
die Bitter- und Landeehaft nie ein Hecht der Zustimmung be- 
sessen. Die Ausführungen ihrer DenlEschrift iasst die Däniache 
Regierung schliesslich in folgenden Sätzen zusammen: Der 
Kitter- und Landsi liaft ist durch die Verfassung für die geniPin- 
samen Angelcijcnheiten kein einziges Recht benommen. Durch 
die dem Kcichsratlie gegebenen Zusicherungen hat der König 
kein einziges der Kitter- und Landschaft zustehendes Recht oder 
Privilegium auf^rehoben. Was insbesondere eine bis ins Einzelne 
gehende ausdrüikliche Begrenzung der gemeinschaftlichen und 
der besonderen Lauenburgischen Angelegenheiten betrifft, so wird 
eine solche aber nicht ohne Zuziehung sowohl des Reichsraths 
als der Ritter- und LuiMlscIiatt bewerkstellijrt werden können, 
und bis auf diese Weise neue Bestimmungen, z. B. über den 
Beitrag des Herzogthums zu den gemeinschaftlichen Ausgaben 
getroffen werden können, hat es bei den bis jetzt geltenden Ke- 
geln sein Verbleiben. 1^ TSIÜger Uebereinstimmung mit diesen 
Regeln Ist ee auch, daas der KSnig im geheimen Staatsrath 
entscheidet f inwieweit eine Angelegenheit zu den gemeinschaft' 
lichtti oder den besonderen g^5rt, falls Meinnngsvendiieden' 
h^ten darüber stattfinden. 

]>er Antrag Hannover's, wie die Erldfimng Dänemark*s wurde 
dem Ausschuss zur baldigen Beriehterstattong überwiesen. 



Btnug der Beotseliei BnademnauhiaK f»m 

11. Februar 1858. 
Jlm(t)t 2)e9 ^tt0f4|uf]re9 über ^it Erklärung bcr iDäntfd)rn Regierung 
um 4 f^vm — ;^imn]mg nlirr ^tri(|e ;%ita|ii|^|fci 

vom 14. ^amiar. 

Der Ausschuss erstattete Vortrag über die Erklärung, welche 
der König]. Dänische Gesandte für Holstein und Laueuburg in 
der letzten Sitzung in Bezug auf die am 29. October v. J. ein- 
gekommene Beschwerdeschrift der Ritter- und Landschaft des 
Ueizogthums Lauenburg zu Frotocoii gegeben hat. Der Ausscliusa 
öpracix sich auT Giuud einer vorläufigeu Prüfung dieser Erklärung 
dahin aus, dass er in derselben so wenig er auch misskennei 
wia ne entgegenkommende Auffassungen enthalte, doch iLeinea 
Anlass zur Abibiderong der von ihm in der Sitzung vom 14« v. 
binsiefaflieh dieser Angelegenheit gestellten Anträge habe wahr» 
nahmen können. 
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• 

Denmäehst Abritt die Tersammlnng zur Abstimmung über 
d&o von dem Aussehuse in der Siteung vom 14. Jenuar geetellteft 
Antrüge und ertheilte denselben ihre Zoetimmnng. 

Demgemäse beecHloss die Versammluiig, durch Yennitte- 
long des ESnigKeh Düaüsehen Gesandten &tr Holstein und 
Lanenburg : 

1) der Eöniglich-Däniscbeny Hersoglich-Holstein- und Lauen- 

burgischen Kegiening kund zu geben, das« sie 
a) im Hinblicke auf die Bestimmung des Artikels 56 der Wiener 
Schlussacte, die Verordnung vom 11. Juni 1854, betreflFend 
dip YorHissung fiir das Herzogthum Holstein, in «o weit Be- 
stimmungcM derselben der Berathuiig der Provinzlalstände 
des genannten Herzogthums nicht unterbreitet worden sind, 
wie die Allerhöchste Bekanntmachung vom 23. Juni 1856, 
eine nähere Bestimmung der l)esonderen Angelegenheiten des 
Herzogthums Holstein betreffend, dtiiiu das Verfassungsgesetz 
für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Dänischen 
Monarchie vom 2. October 1855, in so weit dasselbe auf die 
Herzogthflmer Holstein und Lauenburg Anwendung finden 
soll, als in verlnssungsmfissiger Wiiksamkeit bestehend nicht 
erkennen könne; und 

• b) in den mm Behufe der Neugestaltung der TeHnssungsver- 
hältnisse der Hensogthümer Holstein und Lauenbntg und der 
Ordnung ihrer Beziehungen zu den iibrigen Theilen der 
Königlich Dänischen Monarchie und ihrer Gesammtheit seither 
erlassenen Gesetzen und Anordnungen die allseitige Beach- 
tung der in den Jahren 1851 und 1852 und namentlich durch 
die Allerhöchste Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 in 
Bezug auf Abändcrnngen der Verfassungen der genannten 
Hcrzogthümcr, wie auf die denselben in der Gesammtmonar- 
chie einzuräumende, gleichberechtigte und selbstständige Stel- 
lung gegebenen bindenden und das damals erzielte Elnver- 
ständniss begründenden Zusichenmgen vermisse, 
c) auch das Verfassongsgcsetz für die gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten der Dänischen Monarchie nicht durchweg mit 
den Grundsätzen des Bundesrechts Ternnbar erachte; 
3) demsufblge aber an die Königlich Heisogliehe Regierung 

a) das Ansuchen zu stellen in den Herzogthümem Holstein und 
Lauenburg einen den Bundesgrundgesetzen und den erthefltea 
Znatdienmgen ents|ireehenden, insbesondere die Selbststiln« 
digkeit der besonderen Verfassungen und der Verwaltung der 
Herzogthümer sichernden und deren gleiehberechtigte Stellong 
wahrenden Zustand berbeizufhhren, und 

b) der Bundesversammlung baldigst über die zu diesem Zwecke 
getroffenen oder beabsichtigten Anordnungen Anzeige erstatten 
lassen zu wollen. 
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Die HotiT« 

des Tontehenden BeBcMüsses enthslt der in der Sitzung vonil4, 
Januar gehaltene Vortrag, dessen Inhalt wie folgt angegeben wird. 
Derselbe serfiQlt 

1) in eine Darlegung des gegenwärtigen Streitstandes, 

2) in eine staatsreehtHehe Prüfung der vorliegeuden Differenz* 
punkte. 

1. 

Darlegung des gegettwärHgen SireUgkmdes. 

Es werden hier die Ansieliten einander gegenübergestellt, 
welche einerseits die Mandatare des Bundes (Oestreich und 
Preussen) , andererseits die Dänische Regierung ausgesprochen 
haben. In dieser Beziehung ergeben sich folgende Differenzpunkte: 

1) Die Mandatare des Bundes beanstanden: dass das Yer&s- • 
sungBgesets för die gemeinsdiaftliGhen Angelegenheiten der 
Honarehie vom 3, October 1855 ohne Vernehmung der Pro- 
irbzislstiinde derHensogthlimer erlassen worden ist; sie nehmen 
hierin eine Verletzung des Art 56 der Wiener Schlussaete, 
wie der im Jahre 1852 übernommenen Verpflichtungen wahr. 
Dieser Beanstandung bat das Königl. Cabinet zu Copeuhagen 
entgegengestellt, dass bei Erlass der Qesammtverfassung der 
ordnungsmässige Wog eingehalten worden sei, indem weder 
eine Vernehmung der Provinzialstände bezüglich derselben 
verfassungsmässig erforderlich gewesen, noch dcsfalls in den 
Jahren 1851 und 1852 bindende Zusicherungen gegeben wor- 
den seien. 

2) Sie erstrecken diese Beanstandung Kraft Art, 56 der Wiener 
Schlussacte auch auf die besonderen Verfassungen der Her- 
zogthümer Holstein und Lauenburg. Die §§ 3 und 4 des 
Holsteinischen Verfassung&gesetzes, welche die Angelegenheiten 
bestimmen, die als allgemeine der ganzen Monarchie und die 
als besondere Holsteinische hetraehtet werden sollen, seien 
nSmlieh Ton der Berathung dnrch die Ptoyinzjaktände ans- 
geschioflsen worden, obwohl hierdurch das Gebiet der legis- 
lativen Thftti^eit der Provinadalstände ganz anders begrenzt 
wnrde, als es früher der Fall war. Zudem seien noch durch 
§. 24 etwaige Abänderungen gedachter 3 und 4 von der 
Mitwidcnng der Stände ausgeschlossen, und hierdurch die 
Begrenzung des Wirkungskreises der letzteren ganz dem 
Qutbefinden der Regierung unterstellt worden. Analog hätten 
sich die Verhältnisse in Lauenburg bezüglich der Spezial- 
verordnimg vom 20. Dezember 1853 gestaltet. Von Königl. 
Dänischer Seite wurde hipraiif erwiedert, es sei für ange- 
messen erachtet worden , behufs der Neugestaltung der Ver- 
hältnisse vorerst die Provinzial - Verfassungen in der Art 
umzubilden, dass sie nicht länger eine Gesammtverfassungs- 
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Angeleg«iiheit umfasstcn, damit sodann die gomeuuchaftUelie 

Verfassung ohne Collision erlassen werden könnte. Nachdem 
den Provinzialstiinden die Entwürfe der besonderen Verfas* 
sungen zur Begutachtung vorgelegt, und so jede EinTnrkung 
derselben auf die der gemeinschaftlichen Gesetzgebung und 

Verwaltung ?:it2:ewiesenen rj^gcustände gesetzlich aufgehoben 
gewesen, sei /um Octroyiren der Gefiammtverfaasung vorgO' 
schritten worden. 

3) Nach Ansicht von Oesterreich und Preusscn verstÖsst die 
Gesammtverfassung auch in materieller Hinflicht^ insbesondere 

hinsichtlich der Domänen, gegen die gegebenen Zusagen» ^ 
indem die Domänen 1852 mul 1854 die Sache der einzelnen 
Lanflestheüe gewesen, durch das Patent vom 23. Jnni 1«5G 
jedoch den gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Monarchie 
zugezählt worden seien. Die KTmi^lich D inische Kegiening 
hob hiergegen hervor, die sogenannten Domänen beständen 
im Wesentlichen nur aus Grundabgaben von verkauften Lände- 
reien und aus Waldungen, deren Verwaltung seit Jahrhun- 
derten für die ganze Monarchie von einer collegialisch zu- 
sammengesetaten Behörde für die gemeinschaftliche Staatskasse 
gefiihrt worden sei; auch die Instruction ftlr die neugeschaffene 
Schleswig -Holsteinische Kegierung vom 25. Mai 1834 habe 
die Verwaltung der Domänen und Regalien ausdracklich von 
der Sonderverwaltung der Herjsogthttmer ausgenommen« 

4) Die Mandatare des Bundes erachten die Zusicherung, dass 
in der gesammten Monarchie kein Theil dem andern unter- 
geordnet werden solle, dadurch für unerfüllt, dass in der 
Repräsentation die Vertreter des Kdnigreichs Dänemark in 
dem entschiedensten Uebergewicht sich befinden und die 
Oompetenz dieser Versammlung, so wie des Reichsrathes in 
die speziellen Rechte und Interessen der einzelnen Landes- 
theile schädlich eingreife. Die Wlderlejg^nng dieses Bedenkens 
versucht die Dänische Regierung durch den Nachweis, dass 
die den Provinzialständen entzogenen Angelegenheiten von 
jeher als gemeinsame betrachtet worden seien, und durch 
die Behauptung, dass die Krone über den Parteien stehe. 

6) Dieselben beanstanden vom Standpunkt des Bunde&rechts die 
Bestini TT1 TT ng des § 5. der Gesammtverfassung; welcher fiir 
den Fall eines Thronwechsels den Begierungsantritt des 
Thronfolgers von vorgängiger Leistung des Eides auf die 
Verfassung abhängig macht und inzwischen ein ministerielles 
Interregnum anordnet. Die Dänische Regierung glaubt jene 
Bestimmung als ungefährdet hinstellen zu können, da der 
conservativc Charakter des Reiehsraths durch seine Zusam- 
mensetzung verbürgt, und clnor Steuerverweigerung durch 
Festsetzung eines Normal-Budgets vorgebeugt sei. Was endücb 
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6) die G-rensregullmiigBfrftge zwischen Hokteki und 
ScUeswig betrifft, so erklürt die Dfinisclie Regierang sich zu 
deren Wiederaufnahme bereit und sichert ctt, dass die bisher 
Tom Kronweik ßendsbnrg verkanffcen Grundstücke zum Her- 
zogthum Schleswig llnz^Ycifclhaf^ gdiört h&tten, durch diesen 
Verkauf die Ghrenzberichtigtingsfrage also nicht präjudiairt 
Würde. ' 

2. 

SlaaUreehHche Prüfung der vorHegettden Differenspunkte, 

Hierbei treten folgende Fragen eiitgcgen: 

1) ob die landständischen \'('rfiisf:inigen , welche in den ge- 
nannten Herzoc^thiimern in anerkannter Wirksamkeit bestanden 
und neuerlich umgebildet wurden, auf verfassungsmässigem 
Wege abgeändert worden seien, ob sonach desfalls der Art. 56 
der Wiener Scblnssacte die gebührende Beachtung gefanden 
habe, oder nicht? 

2) ob die in den Jahren 1851 und 1852 in Best^ auf die 
YerfassnngsTerfa^tnisse der HerzogthSmer so wie anf deren 
Stellung in dem Gesanuntstaate dem Bunde gegebenen Zu> 
sagen inzwischen erfttJlt worden seien, oder ob im Gregeniheil 
der ins Leben gerufene ^Zustand mit jenen Znsieherungen im 
Widerspruch stehe; 

3) ob die in den Herzogthümem zur Zeit in Wirksamkeit ge- 
setzten Verfassungsbestimmungen durchweg den Grundgesetzen 
des Bundes entsprechen ? 

L Die Grundlage zur Beantwoilung der zuerst aufgewor- 
fenen Frage bclindet .sicli a) in llinsiclit auf Holstein in dem 
Gesetz wegen Anordnung von Provinzialstiinden in den lierzog- 
thtimern Holstein und Schleswig vom 28. Mai 1831, dann der 
Verordnung vom 15. Mai 1834 wegen näherer Regulirung der 
ständischen Verhältnisse. Auf Grund derselben ist den Provin- 
zialständen von Holstein der Entwurf eines Verfassungsgesetzes 
fUr das gedachte Herzogthum zur Berathuug vorgelegt und dieser 
Entwurf, obgleich die Stände sich dagegen erklärten, am 11. Juni 
1854 zum Gesetz erhoben worden. Durch dne ins Einzelne gehende 
Veigleichung beider dnrch den Zeitraum von 20 Jahren getrennten 
Gesetze wird nachgewiesen, dass allerdings der Mhere provinzial- 
Ständische Wirkungskreis durch f 3. der Verordnung vom 
11. Juni 1854 geändert worden ist und demnach die Provinzial- 
stände verfassungsmässigen Anspruch darauf hatten. Über gedachte 
Ge. Setzbestimmung mit ihrem Gutachten vernommen zu werden. 
2) Gleiches ist der Fall in Bezug auf die Gesammtverfassung vom 
2. October 1855 und auf die Könlgl. Bekanntmachung vom 23. Juni 
1856, welche die vordem ^nrn Wirkungskreis der dritten Rent- 
kammer gehörige, laut Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 
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also dem Mmisterium für Holstein zu tibertragende Verwaltung der 
Domanialbcsitznngen den gemeinschaftlichen Angelegenheiten der 
Monarchie zutheilt, im Widerspruch mit dem Vertassungsgesetz für 
Holstein vom 11. Juni 1854, welches in seinem $ 4. diese Verwal- 
tung dem «mtUchen WiikungskrelM des Mmisterimne für die Her- 
sogtiktimer HolBtetn und Lauenbiug satheQt Nack f. 11 und 24 
derselbea Yeroidnmig vom 11. Juni 1854 konnten Yeritnderan- 
gen in der betreffenden Geaetzgebmig nnr nach Zustimmung der 
ProvinnalstSnde yorgenommen werden. 8) Das am S. Oetober 1855 
erlassene Verfassungsgesetz für die gemeinschaftlichen Angelegen- 
heiten weist dem Herzogthum Holstein offenbar eine andere Stellung 
zu den übrigen Bestandtheilen der Monarchie an, als es vorher 
hatte. Das Gesetz vom 28. Mai 1831 theilte die Gresetz^obung 
zwischen den Ständen und dem Staatsoberhaupt; das Gesetz vom 
2. Octobfr 1855 fügt einen dritten Factor, den zu Copenhagen 
vers;iiniiieltcii Reichsrath, hinzu, welcher auch bei den früher der 
Mitwirkung der Provinzialstände übertragenen Gesetzen, welche 
allgemeine Personen- und Eigenthumsrechte, Steuern und öffentliche 
Lasten betreffen, Antheil nimmt, wogegen den Provinzialßtäuden 
mehrere Gegenstände entzogen v- onlcn sind, wie ausser den erwähnten 
Steuersachen die Aushebung der Mannschaft für Heer und Flotte, 
das Münzwesen, die Feststellung des Normalbudgets, das Petitions- 
recht in allgemeinen Angelegenheiten, b) Was das Herzogthum 
Lauenburg betrifit, so finden zunächst die Bemerkungen inBe» 
Ziehung auf Einwirkung der Gesammt-Ver&ssung auf Holsteins 
allgemwne Yerhiltnisse auch hier ihre Anwendung. Das dureh 
I 2. des König]. Patents vom 20. Dezember 1858 der Bitter- 
uttd Landschaft bestätigte Recht, bei Erlass neuer Gesetze zuge> 
zogen zu werden, ist durch da3 Gesetz vom 1. Octolier 1855 in 
doppelter Weise verletzt, indem dasselbe einmal formell mit Ver« 
lassung des durch Art. 56 der Wiener Schluss-Acte vorgezeich- 
neten Weges jenes abändert, sodann auch materielle Rechte hin- 
sichtlich der Gesetzgebung im Steuerwesen "beschränkt. 

n. Steht sonach fest, dass die oft erwähnten Verordnungen 
vom 11. Juni 1854, 2. Oetober 1855 und 23. Juni 1856 die 
Verfassungen von Holstein und Lauenburg auf eiue mit dem Art. 66 
der W. S. A. streitende Weise abändern, so bleibt noch zu un- 
tersuchen, ob in den Verhandlungen der Jalirc 1851 und 1852 
bezüglich der Einvernehmung der Provinzialatände über die zu 
erlassenden neuen Yerfassungs - Gesetze Zusicherungen gegeben 
worden sind, oder nioht? Da die Dänische Auslegung der betref- 
fenden Stelle des Erksses Tom 28. Januar 1852 dieses bestoeitet, 
so wurd auf die Verhandlungen zwisehen den Beauftragten dea 
Deutschen Bundes und DSnemaik zurttckzugehen sein, aus welchen 
jene Bekanntmachung hervorgegangen ist, und die Betrachtung 
jener Verhandlungen ergibt unzweifelhaft, dass die von Dänischer 
Seite kundgegebene Absicht» mit den Prpyhiiialstiinden der Her- 
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sogühllmer tiber die fOx die GeBammt-MoDaroliie m erlassende 
VeiiasBinig zu verhaiidelii, Deutscher Seits als eine verbindende 
Zusicherung angenommen, und^ dass sich Dänischer Seits wieder 
lliennit einverstanden erklärt worden ist. Hierdurch ist oflfenbar 
eine gegenseitig Rechte und Verbindlichkeiten begründende Ver- 
einbarung erzielt worden, von - welcher einseitig nicht mehr ab- 
gegangen werden kann. 

III. Die erwähnten Verhandlungen der Jahre 1851 und 
52 bezogen sich auch auf die Stellung der Hcrzno-thiimer zu 
den übrigen Theüen der Monarchie, aber die durch die König- 
liche Bekanntmachung „vom 28. Januar 1852 in Aufsicht ge- 
stellte Selbstständigkeit und Gleichberechtigung" i.>*t nicht ge- 
wahrt worden. Der I'pweis dafür ist thoilweise schon unter I. 
a. geführt worden; hinzuzufügen ist die Hinweiifung auf die feste 
Dänische Mehrheit des Rcichsrathes, auf die nothwendig Dä- 
nische Richtung der Minister für Holstein und Lauenburg, 
welche mit einer Mehrheit Dänischer Minister den Geheimen 
Staatsrath bilden, der nach § 22. der Gesammt Verfassung die 
Differenz zwischen dem Reiehsrath and der Repräsentation eines 
Landestheils entscheidet, di^ sich darüber ergeben könnte, ob 
eine Angelegenheit zu den gemeinsamen oder zu den gesonder- 
ten geh($re. Endlich ist die Bestimmung des § 38. des Gesetzes 
yom 2. October 1865, mich welcher die Beschlüsse des Reichs- 
rathes nnr in Dänischer Sprache ausgefertigt i^erd^ dürfen, 
ein weiterer AiisdmdE der das Gesetz durchdringenden Xendens 
der Unterordnung der Deutschen Ländestheile. 

IV. Hinsichtlich der Uebereinstiinmung des Ver&ssungs- 
gesetzes vom 2. October 1855 mit den Grundsätzen des Bun- 
desrechts beanstandet der Ausschuss zunächst § 5., welcher 
im Falle des Thronwechsels das nach dem monarchischen Prin- 
zipe durch Geburt und Erbfolge gegebene Recht zum Regie- 
rungi^antritte von der aufschiebenden Bedingung einer vorganp^i- 
gen eidlichen Versicherung abhängig macht. Femer steht die 
daran gereihte Vorsrbrift , dnss bis zur erfolgten Eidesleistung 
des Tlnonlolgers der (Jelicime Staatsrath die Kegiening führt, 
mit dem Art. I. der B. A. und W. S. A. im Widerspruch, da 
in diesem Geheimen Staatsrath auch speciell Dänische Minister 
sich befinden. Ebenso ist es unzulässig, dass die Erfüllung der 
Bundespflichten von Holstein und Lauenbiirg hinsichtlich der 
MiJitärstellung nach § 49. des Gesetzes vom 2. October 1855 
von dem Dänischen Reichsrathe abhängt 
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IVo. MB. 

Sitzung der Dentscheu BundesTersammiaag vom 
18. Februar 1858*). 

Die in der Sitztmg vom 11. Februar beantragte Reconsti- 
, tntion des ExeeutionsaiisscbnBses mnrde Torgenommen. £■ war- 

*) T"^eber die Stellung und die Befugnisse des Exocntions-Ausscbusscg 
enthält die Buudcsexecnlionsnrdnungr vom 8. August die nähern 

Bestinmiungeu. Wir fügen liier die UauptbeHtimmuugen derselben bei: 

Art. I. Die BimdeBversamniltiii^ hat das Reeht und die Verbind- 
licbkcit, für die Vollziehung der Bnndesakte und übrigen Grundgesetze 
dcB Bundes, der, in Gemässheit ihrer Competenz , von ihr gefassten Be- 
«chlüsse, der durch Austräge gefällten schiedsriuLterlichen Erkenntnisse, 
der unter die Gewährleistung des Bundes gestellten compromissarischen 
Eutschcidmifjfcu und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, so wie 
für die Aufi iclttlinltung der von dem Bunde übernommenen besonderen 
Garantien zxi sorgen, auch /u diesem Ende, nach Erschöpfung aller an- 
deren hnndesyeifassungsmässigcn Mittel, die erforderlichen Exeeations» 
massrcgeln in Anwendung zu bringen. — Art. TT. Zur Erfüllung dieser 
Verbindlichkeit wählt die Bviridcsverfnnmihui<j jedesmal für den Zeitraum 
von sechs Monaten, mit Kinschluss der Ferien, aus ihrer Mitte eine 
Ck>mniissioii von fünf Mi^edem mit zwei BteUvertretem, dergestalt, dasi 
bei derm jedesmaliger Emcuei-ung wenigstens zwei neue Mitglieder darin 
nnfponommen werden. An dieselbe werden allr" der I?i indes Versammlung 
zukommenden Eingaben und Anzeigen abgegeben, welche auf die in 
Art. L bezeichnet^ Volljdehiingsgegenstande Bezug haben. — Art III. 
Dieser Commission liegt ub, zUTÖrderst zu prüfen, ob der bundesmässigen 
Verpflichtung' vollstUndige oder unzureichende Fnlrre gelei.'*tet worden sei, 
nud darüber Vortrag an die Bundlbsversammlung zu erstatten. Erhält 
diese dadurch die Ueberzeugung, dass in dem gegebenen Falle die gesotz- 
lichen Vorschriften gar nicht, oder nicht hinlänglich befolgt worden sind, 
so hat sie, nach Beschaffenheit der Uni.stände, einen kurzen Terniiu an- 
znl craumen, um von den Gtsandten der Bundesstaaten, welche .solches 
angftht, entweder die Erklärung iler hierauf erfol^rten Vollziehung oder 
die genügende und ▼oUstSndige Naehwdsnng der Ursachen, w<-Uhc der 
Folgeleistimg; noch pntg'cn;cnstchcn, zn vernehmen. Nach erfol«2;ter Kr- 
kläning oder, in Ermangelung dieser, nach Ablauf der bestimmten Frist 
hat die Bmidesversammluug auf das von der Commission darüber abzu- 
gebende Gutachten zu beiirtlieilen , in wie fern die Sache erledigt oder 
der Fall der Nichtei-rulltinf:^ der bundesmässigen Verpflichtung begn'indet 
und sonach das ireei<metc Kxecutionsverfalircn zu bcschlicssen ist. — 
Art. IV, Ehe die liundes Versammlung die wirkliche Ausführung ihres 
wegen d«r Execnüon und der dabei anzuwendenden Mittel gefassten Be- 
schlusses verfügt, wird sie denselben der Kcgiemng des betheiligten 
Bundesstaat.s durch dessen Bimdestag'sgesandten mitthcilcn nnd /.ng-leich 
au diese eine angemessene mutivirte Aufifordening zur Fulgeleistung un- 
ter Bestimmung einer nach Lage der Sache zn bemessenden Zeitfrist 
ergehen lassen. — Art. V. Wenn hierauf die Befolgung angezeigt wird, 
so hat die Commission üir Gutachten darüber ab/.ugel)en und der Bundes- 
tag zu bcurtheilen, in wie fem solches zur Genüge geschehen ist. Er- 
geht keine solche Anzeige, oder wird selbige nksht hinreichend befanden, 
so wird ohne Verzug der wiikliche Eintritt des angedrohten Executions- 
verfahrens beschlossen und •^mrleich der Bundesstaat, der y.u diesem Be- 
schlüsse Anlass gegeben hat, davon nochmals in Kenntniss gesetzt. 
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den gtmOikt in m^liedm desselben die Gesandten von O^st- 
leieh, Ftenssen, Beiern, Königreich Saclieen und Wflrtember; 
und in StellTertreteni dl^enigen Ton HumOTer nnd Baden. 



Sitiugd« Deit8ekenBimdflSTma]Bml]uigTm29.Febriur 18^ 

^e|'d)iiß-!^ortra9 über ttn ^nUa^ j^amomxB (34) unb ^frd)lu^. 

Üeber die Anträjrc des Ausschusses, welche derselbe in 
Betreff des Antrages Hannovers wegen Erlass eint^ Inliibiiorhiras 
gestellt hatte, fand die AbstimmuDfi: statt. Dem Antrage des Aus- 
schusses gemäss, beschloss die Versammlung die Erwartung aus- 
zusprechen, dass die Königlich Dänische Herzoglich Holstein- und 
Lauenburgische Regierung sich von jetzt an in den Herzogthümern 
Holstein und Lauenburg aller weiteren mit dem Jiundesbeschlusse 
vom IL Februar d. J. nicht im Einklänge stehenden, die der- 
malige Sachlage ändemdeti Voischritte anf der Basis der ffir 
diesdben. yerfassnngsmässiger Wirksamkeit entbehrenden Gesetze 
enthalten werde. 
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Bei F^. Beiyamlll inftrth in Frankfurt tu H. 

ist erscUenän : . 

Adnfcoldt, Dr., LeitMoi in der nnor^aniBclien Chemie. FQr den 
Unterriclit in BealBcliulen, Gymnasien, liölieren Bfteger- 
sdiuleii efee .-. Preis 86 kr. 

BrftUbach, Prof. Dr., Köhlerun glaube UDd Mater jalismuB, oder die 
Wahrheit des geistigen Lebens Preis 48 kr. 

Branngart, Oberlehrer, Sechs und zwanzig biblische Geschichten. 
Für die Elemantarklasse, planmUssig ausgewählt, erzäitüt 
, und mit Beleiuungeoi Sprüchen und Gebeten begleitet. 

Preis 24 kr. 

fiok, Fr., Lelirer, Die langjährige unterirdische Haft zweier Kinder. 
Nach den mündlichen Mittheilungen eines derselben, als 
Beitrag und Aufforderung sur Enthüllung dieses düsteren 
Geheimnisses Preis 36 kr. 

Knilin, Carl, Lehrer, Moosblflthen. Poetische Ersählungen, Pa- 
rabeln und Fabeln für die Jug^d Preis 86 kr. 

i>ie Frage über weibliche Bildung, erörtert auf der neunten all- 
gemeinen deutschen Lehrer-Veräammlung zu 1 raukiurL a. M. 
am 2. und 3. Juni 1857. 2te Auflage Preis 18 kr. 

Fresenius, eyangeL Stadtpüurer, Zur biblischen Aitertimms- 

künde. * Preis 36 kr. 

Friedleben, Dr., Abhandlungen in populären Abrissen aus dem 
Gebiete der kosmischen und teliuris'chen Erscheinungen^ 
der Entstehung des Sonnensystems und der periodischen 
Erdbildung Preis 54 kr. 

fiedenkblltter aus der neunten allgemeinen deutschen Lehrer* 
Versammlung am 8., 4. und 5. Juni 1857 zu FrankAtrt a. M. 
Mitgethdlt von A. Henning er, Schriftführer der Ver- 
sammlung Preis 15 kr. 

Qollkard, Gh. Fr, eYangel. Fftrrer, Umrisse von Predigten über 
geschichtliche Texte des alten Testaments im Jahre 1858 
zu Bornheim gehalten, nebst vielen gleichartigen skiszirten 
VortrSgen cliristiicher und israelitischer Verfasser und Bei- 
fügung der gelungensten und erbaulichsten Stellen. Fort- 
gesetzter Beitrag zur vergleichenden Homiletik. 

Preis fl. 1. 86 kr. 

Hess, Dr. Oberlekrer, Die Bürger- und Bealschule der israeliti- 
schen Gemeinde zu Frankfurt a. H. von ihrer Entstehung 
im Jahre 1804 bis zu meinem Abtreten von derselben im 
Juli 1855. Preis 27 kr. 
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KlAin, Carl, Lehrer, Kechenbuch nach den Bedürfnissen unserer 

Zeit und nach den Grundsätzen des Denkrechnens in Ver- 
bindung mit dem Schnellreclmen Preis fl. h 12 lur. 

Uwe, JqI. Dr^ Die Wiedergewinnung des Silbers in der Pho*- 
tographie. Eine knrgefasste Anleitung fttr Pbotographen. 

Preis 30 Ilt. 

Das jrute Recht der reformirten Kirche in Kurhessen. Treis 24 kr. j 

Reif^ Fr., Lehrer, Die Erzählstunde. Zur Belehrung und Unter- ! 
haltung für die Jugend. Preis 36 kr. i 

ReiMl der Brttder Scbomburgh in British-Guiana. Im Ausiug 
für das grössere Publikum und die Jugend, bearbeitet von 
Dr. med. Wilh. Stricker. Preis fl. 1. 30 kr. 

SprUcLbüch, Biblisches, als J^tittaden bei dem evangelischen j 
Religionsunterricht Preis geb. 15 kr. 

Stein, Jnl., Dr. med., Aerztliche Notizen über die Cbrdera- 

Epidemie in München im Jahre 1854. Gesammelt und i 
mitgetheilt Preis 36 kr. • 



L., Dr. Rabbiner, Tora umiswa (Lebre und Gebot). Ts- 
raelitisehes Religionsbuch Preis fl. 1. 12 icr. 

Stricker, Wilb., Dr. med., Lebensregeln zum Schutze gegen die 
Cholera Preis 9 kr. 

Thndichum, Fr., Uiitersuchungen über die ^'aclltlieiIe der Bodeu- 
zer-;]ditterung und ül)er die trage, was von Zunftbann und 
Polizeitaxen zu halten sei Preis 36 Icr. 

ZUirsr, J. G., Lehrer, Kopfrechnen. Aufgaben-Sammlung. Erste 
und zweite Parthie Preis h 24 ki. 
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